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EDITORIAL

Liebe LeserInnen,

im Oktober 2003 fand die Abschlusstagung des Projekts „VINGS – Virtual Interna-
tional Gender Studies“ statt. Das mit 2,3 Mio. Euro finanzierte Projekt führte die
Universitäten Bielefeld, Bochum, Hannover und die FernUniversität Hagen mit dem
Ziel zusammen, gemeinsam mediale Lerneinheiten der Geschlechterforschung in den
Sozial- und Kulturwissenschaften für das Internet zu konzipieren, zu produzieren
und im Lehrbetrieb zu erproben. Die Konsortialführung für dieses Großvorhaben lag
bei Prof. Dr. Ursula Müller, Geschäftsführende Direktorin des Interdisziplinären
Frauenforschungs-Zentrums (IFF). Fünf Mitarbeiterinnen arbeiteten am IFF drei Jahre
lang an der Entwicklung und Umsetzung von VINGS und konnten so, gemeinsam
mit den Kolleginnen aus Bochum, Hannover und Hagen, u.a. ein Lehrangebot von
mehr als 40 SWS, also im Umfang eines Masterstudiengangs, entwickeln und erpro-
ben. Hervorzuheben ist sicherlich, dass VINGS das einzige thematisch auf „Gender“
bezogene Projekt im Förderprogramm „Neue Medien in Bildung + Fachinformati-
on“ gewesen ist. Wir gratulieren allen an der Realisierung von VINGS Beteiligten und
freuen uns gemeinsam mit unseren Kolleginnen am IFF, dass VINGS zwischenzeit-
lich den 2. Preis für aktive Frauenförderung der Universität Hannover gewonnen hat
und darüber hinaus im März 2004 als „Gender Good Practice-Projekt“ des BMBF-
Begleitprojekts „Gender Mainstreaming“ ausgezeichnet worden ist. Ein detaillierter
Bericht über die Abschlusstagung findet sich in der Rubrik Berichte und Beiträge aus
dem IFF.

Allen Autorinnen dieser Nummer des IFF Infos sei herzlich für ihre interessanten,
spannenden und informativen Beiträge gedankt. Für das nächste IFF Info möchten
wir schon jetzt wieder alle LeserInnen ermutigen, durch interessante Aufsätze, For-
schungsberichte, Diskussionsbeiträge, Mitteilungen, Veranstaltungshinweise, Rezen-
sionen oder Tagungsberichte daran mitzuwirken, das IFF Info zu einer lebendigen,
interdisziplinären, anregenden und diskursfreudigen Zeitschrift der Frauen- und Ge-
schlechterforschung und zu einem Forum frauen- und geschlechterpolitischer Dis-
kussionen werden zu lassen. Die nächste Nummer wird im Oktober 2004 erscheinen;
Beiträge können bis 15. August eingereicht werden.

Für diese Ausgabe wünschen wir allen LeserInnen eine anregende Lektüre!

Anina Mischau, Redaktion
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Einleitung
Nachdem in den neunziger Jahren
das Problem der häuslichen Gewalt
und dabei insbesondere der Gewalt
gegen Frauen und Kinder auch in
der öffentlichen Diskussion breite-
ren Raum eingenommen hat2  und
Gegenstand zahlreicher Fachveran-
staltungen unterschiedlicher Diszi-
plinen gewesen ist, wurde schließ-
lich auch die Gesetzgebung aktiv.
Gesetzgeberische Maßnahmen sind
sowohl auf Bundes- wie auf Lan-
desebene getroffen worden. Am
1.1.2002 ist das Gesetz zur Verbesse-
rung des zivilrechtlichen Schutzes bei Ge-
walttaten und Nachstellungen sowie zur
Erleichterung der Überlassung der Ehe-
wohnung bei Trennung in Kraft getre-
ten. Es ist als Artikelgesetz konzi-
piert, das neben dem Kernstück der
neuen Regelung, nämlich den zivil-
rechtlichen Regelungen zum Ge-
waltschutz – dem sog. Gewaltschutz-
gesetz (GewSchG) – flankierende
Neuregelungen, insbesondere auch
Verfahrensvorschriften, enthält. Mit
dem Gewaltschutzgesetz wurde der
zivilrechtliche Rechtsschutz der
Opfer häuslicher Gewalt insofern
verbessert, als nunmehr der Grund-
satz gilt: „Der Täter geht, das Op-
fer bleibt“. Opfern häuslicher Ge-

walt bleibt es jetzt erspart, die ge-
meinsame Wohnung  verlassen zu
müssen, während der Täter weiter-
hin die Annehmlichkeiten des ge-
wohnten Wohnumfeldes genießen
kann. Angesichts der Tatsache, dass
bislang ca. 45.000 Frauen jährlich in
einem der 435 Frauenhäuser in
Deutschland Zuflucht vor der Ge-
walt ihres Partners gesucht haben3 ,
stellt dies eine deutliche Verbesse-
rung dar.4

Der Entwurf des Gesetzes geht
auf einen Aktionsplan der Bundes-
regierung zur Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen zurück.5  Obwohl
ursprünglich der Schutz von Frau-
en vor häuslicher Gewalt im Vorder-
grund stand (vgl. Fn. 5) und dies
auch rechtstatsächlich der Hauptan-
wendungsbereich des Gesetzes ist
(vgl. Abschnitt C), geht der Anwen-
dungsbereich der Neuregelungen
darüber hinaus. Um im Rahmen ei-
nes effizienten Gesamtkonzeptes
dem Erfordernis sofortigen Schut-
zes der Opfer in der aktuellen Kri-
sensituation besser gerecht werden
zu können, sind gleichzeitig mit den
genannten bundesrechtlichen Rege-
lungen in einigen Bundesländern
Änderungen der Polizeigesetze in
Kraft getreten; für Nordrhein-West-

falen handelt es sich dabei um § 34a
Polizeigesetz NW. 6  Die nunmehr
vorliegende Kombination polizei-
rechtlicher, zivilrechtlicher und
strafrechtlicher Instrumente kann
insgesamt gesehen durchaus als
neues Interventionsrecht gegen
häusliche Gewalt bezeichnet werden
(vgl. Frommel 2001, S. 287f.). Für
den Bereich der häuslichen Gewalt
liegen mittlerweile erste Zahlen und
Auswertungen polizeilicher Einsät-
ze und im Anschluss eingeleiteter
Zivil-, Straf- und Verwaltungsver-
fahren vor, die Hinweise auf die
praktische Umsetzung der neuen
Regelungen liefern können.

A. Zivilrechtlicher Schutz nach
den Neuregelungen
Das Gesetz zur Verbesserung des zivil-
rechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und
Nachstellungen sowie zur Erleichterung
der Überlassung der Ehewohnung bei
Trennung beinhaltet im Wesentlichen
zivilrechtliche Vorschriften, denen
zum einen klarstellende Funktion
im Verhältnis zur bisher geltenden
Rechtslage zukommt und die zum
anderen einschneidende Interven-
tionen, von denen die Wohnungszu-
weisung die weitestgehende ist, zu-
lassen. Darüber hinaus trägt es deut-

Ulrike Mönig

Die rechtlichen Schutzmöglichkeiten gegen häusliche
Gewalt
Ein Beitrag zum neuen Gewaltschutzrecht

Im Anschluss an die in dieser Zeitschrift1 geführte Debatte zu Gewalterfahrungen von Frauen und Männern soll zur
interdisziplinären Abrundung der Thematik der Blick auf  die aktuelle Gesetzeslage im Bereich häuslicher und familiä-
rer Gewalt gerichtet werden. Der gesetzliche Schutz in diesem Bereich ist mittlerweile deutlich verbessert worden. Was mit
Hilfe der neuen Regelungen erreicht werden kann, ist Gegenstand der folgenden Ausführungen. Darüber hinaus wird
erstes aktuelles Zahlenmaterial über polizeiliche Einsätze bei häuslicher Gewalt in Nordrhein-Westfalen und im Raum
Bielefeld betrachtet.



Ulrike Mönig

8

lich punitive Züge (vgl. Frommel
2001, S. 288).

I. Das Gewaltschutzgesetz
Das Gewaltschutzgesetz (Gew
SchG), bestehend aus nur vier Pa-
ragraphen, stellt das „Kernstück“
der neuen zivilrechtlichen Regelun-
gen dar (vgl. BT-Drucks. 14/5429,
S. 16). Es sieht Schutzmaßnahmen
nicht nur bei ausgeübter, sondern
auch bei angedrohter Gewalt vor.
Darüber hinaus regelt es die Straf-
barkeit bei Zuwiderhandlungen.

1. Schutzmaßnahmen bei
ausgeübter Gewalt
Nach § 1 GewSchG hat das Gericht
bei einer vorsätzlichen und wider-
rechtlichen Verletzung des Körpers,
der Gesundheit oder der Freiheit
einer Person die zur Abwendung
weiterer Verletzungen erforderli-
chen Maßnahmen zu treffen. Diese
allgemein gehaltenen Voraussetzun-
gen machen deutlich, dass das Ge-
setz grundsätzlich für jede in dieser
Form verletzte Person gelten soll –
unabhängig vom Geschlecht und
auch unabhängig davon, ob sich um
eine Verletzung im sozialen Nah-
raum, z.B. um einen Fall häuslicher
Gewalt, handelt oder kein besonde-
res Näheverhältnis besteht. Sofern
im Zusammenhang mit dem Ge-
waltschutzgesetz die rechtlichen
Verbesserungen im Umgang mit
häuslicher Gewalt in den Vorder-
grund gestellt werden, trifft dies
zwar den Hauptanwendungsbereich
der neuen Regelungen, ist aber ins-
gesamt zu kurz gegriffen. Das Ge-
richt hat die „zur Abwendung wei-
terer Verletzungen erforderlichen
Maßnahmen“ zu treffen. Die für die
Praxis wichtigsten in Betracht kom-
menden Schutzanordnungen zählt
das Gesetz auf; hierbei handelt es
sich im Wesentlichen um Betre-
tungs-, Kontakt- und Näherungs-
verbote. Das Gericht kann danach

dem/der Täter/in insbesondere
verbieten, die Wohnung des Opfers
zu betreten (Nr. 1), sich in einem
bestimmten Umkreis der Wohnung
der verletzten Person aufzuhalten
(Nr. 2), zu bestimmende andere Or-
te aufzusuchen, an denen sich die
verletzte Person aufhält (Nr. 3), Ver-
bindung zur verletzten Person –
auch über Fernkommunikations-
mittel (nicht nur Telefon, sondern
z.B. auch Fax, E-Mail, SMS) – auf-
zunehmen (Nr. 4) oder ein Zusam-
mentreffen mit der verletzten Per-
son herbeizuführen (Nr. 5). Der Ka-
talog der möglichen Anordnungen
ist, wie durch die Verwendung des
Wortes „insbesondere“ deutlich
wird, nicht abschließend, d.h. das
Gericht kann – sofern es der Ein-
zelfall erfordert – auch andere Maß-
nahmen treffen. Darüber hinaus ist
es auch möglich, mehrere Maßnah-
men nebeneinander anzuordnen.

Zu berücksichtigen ist, dass An-
ordnungen durch das Gericht nur
dann getroffen werden, wenn sie
„zur Abwendung weiterer Verlet-
zungen“ erforderlich sind, d.h. es
muss eine Wiederholungsgefahr be-
stehen. Für die Feststellung einer
solchen Gefahr künftiger Beein-
trächtigungen gilt im Interesse des
Opfers jedoch eine Beweiserleich-
terung: Nicht das Opfer muss den
– in der Praxis oft schwierigen – Be-
weis führen, dass auch zukünftig
Verletzungen durch den/die Täter/
Täterin in zu erwarten sind; viel-
mehr spricht eine tatsächliche Ver-
mutung dafür, dass weitere Beein-
trächtigungen zu besorgen sind, so
dass es dem/der Täter/in obliegt,
diese Vermutung zu widerlegen.7
Das zum Eingreifen des Gerichts
Anlass gebende Verhalten indiziert
also die Wiederholungsgefahr
(Palandt/Brudermüller 2004, Gew
SchG § 1 Rn. 6). In dieser Beweis-
regelung liegt angesichts der Tatsa-
che, dass über zukünftiges Verhal-

ten einer anderen Person nur schwer
Beweis geführt werden kann, eine
begrüßenswerte Begünstigung des
Opfers.

Gem. § 1 Abs. 1 S. 2 GewSchG
sollen die gerichtlichen Anordnun-
gen befristet werden. Hierbei ist der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
zu beachten, da in Rechtspositionen
des Täters bzw. der Täterin einge-
griffen wird. Insbesondere kommt
eine Einschränkung des Rechts auf
„Kommunikations- und Bewe-
gungsfreiheit“ in Betracht (vgl. BT-
Drucks. 14/5429, S. 28). Wenn nach
Ablauf der ursprünglichen Frist
weitere Verletzungen zu befürchten
sind, kann eine – unter Umständen
auch mehrmalige – Fristverlänge-
rung ausgesprochen werden (Pa-
landt/Brudermüller 2004, Gew
SchG § 1 Rn. 7). Damit soll gewähr-
leistet werden, dass je nach Umstän-
den des Einzelfalls auch längerfristi-
ge Schutzmaßnahmen getroffen
werden können, insbesondere dann,
wenn die Gewalteinwirkungen ent-
sprechend schwer sind oder/und
sich über einen längeren Zeitraum
erstrecken (vgl. Palandt/Bruder-
müller 2004).

Nach § 1 Abs. 1 a.E. GewSchG
sind bei der Anordnung der Maß-
nahmen berechtigte Interessen des
Täters bzw. der Täterin, die einen
Kontakt mit dem Opfer unumgäng-
lich machen, zu berücksichtigen.
Diese können z.B. vorliegen, wenn
der/die Täter/in seinen/ihren Ar-
beitsplatz in der Wohnung hat oder
er bzw. sie zur Durchführung des
Umgangsrechts mit gemeinsamen
Kindern in die Nähe der Wohnung
kommen muss. Liegen solche Gege-
benheiten vor, sind sie unter kon-
kreter Bezeichnung der Umstände
in der Anordnung zu benennen (vgl.
Palandt/Brudermüller 2004, Gew
SchG § 1 Rn. 9; BT-Drucks. 14/
5429 S. 29).
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2. Schutzmaßnahmen bei
angedrohter Gewalt, Verlet-
zung des Hausrechts und
unzumutbaren Belästigungen
Schutzmaßnahmen können nicht
nur bei bereits eingetretenen
Rechtsgutverletzungen verhängt
werden, sondern auch in Fällen, die
unterhalb der oben geschilderten
Verletzungsschwelle liegen. § 1 Abs.
2 GewSchG erweitert den Opfer-
schutz auf Fälle der angedrohten
Gewalt, der Verletzung des Haus-
rechts und unzumutbarer Belästi-
gungen.

Die oben genannten Schutzanord-
nungen (vgl. Abschnitt A.I.1.) kön-
nen nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 GewSchG
bereits getroffen werden, wenn eine
Person widerrechtlich mit einer Ver-
letzung des Lebens, des Körpers,
der Gesundheit oder der Freiheit
gedroht hat; zu einer Beeinträchti-
gung der erwähnten Rechtsgüter
muss es also noch nicht gekommen
sein. Ferner sind nach § 1 Abs. 2
Nr. 2 a) GewSchG gerichtliche
Maßnahmen auch möglich, wenn
eine Person das Hausrecht einer an-
deren Person widerrechtlich und

vorsätzlich verletzt. Darüber hinaus
wurde auch gesetzgeberischer
Handlungsbedarf für Eingriffe in
die Privatsphäre durch unzumut-
bare Belästigungen gesehen. In die-
sem Bereich fehlten zum einen kla-
re zivilrechtliche Rechtsgrundlagen,
zum anderen wirkte sich eine Straf-
barkeitslücke zum Nachteil der Be-
troffenen aus (vgl. BT-Drucks.
14/5429, S. 11). Das Gewaltschutz-
gesetz sieht nunmehr in § 1 Abs. 2
Nr. 2 b) vor, dass Schutzanordnun-
gen auch beantragt werden können,
wenn eine Person dadurch unzu-

Viele Staaten ahnden inzwischen häusliche Gewalt. Von Österreich lernen

Von Ulli Schauen

Deutschland ist beim Schutz gegen häusliche Gewalt nicht gerade Vorreiter. Auf den beiden Karibikinseln Trinidad und Tobago,
in einem Staat vereint, gilt schon seit 1991 ein Gesetz wie das vor zwei Jahren in Kraft getretene deutsche Gewaltschutzgesetz.
Bereits in den siebziger Jahren wurde in den USA, in Australien, Neuseeland, Kanada, Schottland, England, den Niederlanden,
Norwegen und Irland der zivilrechtliche – nicht der strafrechtliche – Schutz vor der Gewalt eines Partners verstärkt. Gerichte
können dort seither Anordnungen zum Schutz eines Opfers erlassen; wer als Täter dagegen verstößt, muss mit Strafe rechnen.

Die europäischen Staaten sind sehr unterschiedlich mit Gewalt in Beziehungen umgegangen. So konnten sich die französi-
schen Männer noch bis 1975 auf eine Bestimmung im Bürgerlichen Gesetzbuch berufen, die es ihnen erlaubte, Frauen zu
schlagen. In Schweden dagegen wurde schon 1965 die Vergewaltigung in der Ehe unter Strafe gestellt (in Deutschland 1997). In
Großbritannien wies das Innenministerium bereits 1986 die Polizei zu einer neuen, härteren Gangart bei Fällen häuslicher
Gewalt an. 1997 folgte der Criminal Harassment Act, der Nachstellungen und Bedrohungen als Straftaten definiert.

Mittlerweile verfolgen Spanien, Frankreich und Belgien, die lange der alten Sichtweise anhingen, dass „Familienstreit“ doch
nicht so schlimm sei, häusliche Gewalt besonders streng. Die neuen Paragrafen in diesen Ländern werten es als strafverschär-
fend, wenn die Gewalttat nicht im öffentlichen, sondern im privaten Umfeld passiert. Direktes Vorbild für den deutschen
Gesetzgeber ist Österreich, wo im Mai 1997 das Bundesgesetz zum Schutz vor Gewalt in der Familie in Kraft trat, das die
„Wegweisung“ des Täters vom Opfer beinhaltet. Es war von Anfang an eingebettet in ein Netz von „Interventionsstellen“, die
den Opfern beistehen sollen. Von Österreich übernahmen die Deutschen auch den „proaktiven“ Ansatz, dass Beratungsstellen
von sich aus auf die Opfer zugehen sollen.

Fast alle Länder haben ihre Gesetze gegen häusliche Gewalt geschlechtsneutral verfasst, also Männer wie Frauen werden als
potenzielle Täter(innen) angesehen. Ausnahmen sind die USA, Bangladesch und Schweden. Die einschlägigen Gesetze dort
erwähnen ausdrücklich Frauen als Opfer und Männer als Täter, wie zum Beispiel der Violence against Women Act der USA. In
Schweden wurde dafür 1998 ein neuer Tatbestand geschaffen. Der Rechtsbegriff „grobe Verletzung der Integrität einer Frau“,
kurz „Frauenfriedensbruch“, umschreibt wiederholte Straftaten, die von Männern an Frauen begangen werden, zu denen sie
eine enge Beziehung haben. Die einzelnen Taten würden, für sich allein genommen, möglicherweise nicht verfolgt, insgesamt
dagegen wiegen sie schwer genug für eine Bestrafung.

Spezialgesetze haben auch viele US-Bundesstaaten und einige lateinamerikanische Länder geschaffen, während in Deutsch-
land für „häusliche Gewalt“ keine neuen Paragrafen ins Strafgesetzbuch eingefügt wurden. In den USA gibt es außerdem eine
landesweit einheitliche Telefonnummer für Opfer, ebenso in Südkorea, wo es den Kreisen und Provinzen überdies zur Pflicht
gemacht wurde, ein Netzwerk von Beratungs- und Unterstützungseinrichtungen zu schaffen.

Die Beweislage ist weltweit ein Problem. Großbritannien versucht das zu ändern, indem das Opfer zu einer Aussage ge-
zwungen werden kann. Aber dieser Paragraf wird Untersuchungen zufolge nur selten angewandt. In den USA verstärkte der
Kongress im Jahr 2000 die Anstrengungen gegen häusliche Gewalt, auch finanziell. Die neue Fassung des Violence against
Women Act garantiert bis 2005 einen Etat von 3,3 Milliarden Dollar für Frauenhäuser, die Ausbildung von Polizei und Justiz,
Rechtsberatung für Opfer sowie den speziellen Schutz von Studentinnen gegen Gewalt.

Auch Immigrantinnen genießen den Schutz des Gesetzes, selbst wenn sie illegal ins Land kamen. Werden sie Opfer häusli-
cher Gewalt, dann bekommen sie einen gesicherten Aufenthaltsstatus in den USA. Dem Parlament des US-Bundesstaats Wa-
shington liegt derzeit eine Gesetzesvorlage vor, dass Täter ein Bußgeld von bis zu 100 Dollar zahlen sollen, das in die Opferhilfe
fließt. Im Bundesstaat Kalifornien müssen verurteilte Täter in jedem Fall ein anger management-Seminar benutzen, wo sie lernen
sollen, ihre Gewaltneigung in den Griff zu bekommen.

(c) DIE ZEIT 01.04.2004 Nr.15
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mutbar belästigt wird, dass ihr ge-
gen den ausdrücklich erklärten Wil-
len wiederholt nachgestellt wird
oder sie unter Verwendung von
Fernkommunikationsmitteln ver-
folgt wird. Die Regelung umfasst
damit Fälle des sog. „stalking“8 .
Durch die Einbeziehung dieser Ver-
haltensweisen in den gesetzlichen
Schutz wird deutlich, dass der An-
wendungsbereich des Gesetzes kei-
neswegs nur auf Fälle häuslicher
Gewalt beschränkt ist. Mit der wei-
ten Fassung sollte der Eindruck ver-
mieden werden, dass der zivilrecht-
liche Schutz vor Gewalttaten außer-
halb einer häuslichen Gemeinschaft
geringer sei (vgl. BT-Drucks. 14/
5429, S. 18).

3. Wohnungsüberlassung
Wenn die Konfliktparteien in einer
gemeinsamen Wohnung leben, kann
es für das Opfer unzumutbar sein,
die häusliche Gemeinschaft fortzu-
setzen und so möglicherweise weite-
rer Gewalt ausgesetzt zu sein. Bis-
lang blieb dem Opfer oftmals nur
der Ausweg, die Wohnung zu verlas-
sen – ein Weg, der in immerhin ca.
45.000 Fällen jährlich in eines der
435 Frauenhäuser führte (vgl. BT-
Drucks. 14/ 5429, S. 10f. sowie Fn.
3). Nunmehr sieht das Gewalt-
schutzgesetz in § 2 vor, dass – unab-
hängig von den rechtlichen Verhält-
nissen an der Wohnung – dem Op-
fer die Wohnung vorläufig überlas-
sen werden kann. Auch dann, wenn
der/die Täter/in alleinige/r Mieter/
Mieterin oder Eigentümer/in ist,
kann die Überlassung der Wohnung
verlangt werden. Die rechtlichen
Verhältnisse bezüglich der Woh-
nung sind nur hinsichtlich der Dau-
er der Überlassung relevant. Soweit
sich das Gewaltschutzgesetz mit der
Wohnungsüberlassung befasst,
unterscheidet es danach, ob in dem
vorausgegangenen Konflikt Gewalt
bereits ausgeübt oder „nur“ ange-
droht war.

a) Überlassung einer gemeinsam
genutzten Wohnung nach ausge-
übter Gewalt
Liegt eine vorsätzliche Verletzung
des Körpers, der Gesundheit oder
der Freiheit vor, hat also Gewalt be-
reits stattgefunden, so kann das Op-
fer verlangen, dass ihm die gemein-
sam genutzte Wohnung zur alleini-
gen Benutzung überlassen wird. Da-
bei spielt es keine Rolle, ob die Ge-
walt in der Wohnung oder anders-
wo stattgefunden hat; ein Bezug der
Tat zur gemeinsamen Wohnung
wird nicht vorausgesetzt. Vielmehr
geht § 2 GewSchG davon aus, dass
ein Bedürfnis nach Wohnungsüber-
lassung unabhängig vom Tatort be-
steht (vgl. Schumacher 2002, S. 650).

(aa) Auf Dauer angelegter
gemeinsamer Haushalt
Der Anspruch auf Überlassung der
Wohnung setzt voraus, dass zum
Zeitpunkt der Tat ein „auf Dauer
angelegter gemeinsamer Haushalt“
mit dem/der Täter/in geführt wur-
de. Ob diese Voraussetzung im Ein-
zelfall gegeben ist, kann sich im Hin-
blick auf die unterschiedlichen For-
men des Zusammenlebens in der
Praxis als problematisch erweisen.
Der Begriff stammt aus dem Miet-
rechtsreformgesetz vom 19.07.
2001; er wird in § 563 Abs. 2 S. 4
BGB verwendet (Eintritt von Ehe-
gatten und anderen Personen in das
Mietverhältnis bei Tod des Mieters).
In der Begründung dazu heißt es:
„Unter dem Begriff  ,auf  Dauer angeleg-
ter gemeinsamer Haushalt’ ist eine Le-
bensgemeinschaft zu verstehen, die auf
Dauer angelegt ist, keine weiteren Bindun-
gen gleicher Art zulässt und sich durch
innere Bindungen auszeichnet, die ein ge-
genseitiges Füreinandereinstehen begrün-
den und die über eine reine Wohn- und
Wirtschaftsgemeinschaft hinausgehen.
Damit entspricht der Begriff  den Kriteri-
en der bisherigen Rechtsprechung zur ,ehe-
ähnlichen Gemeinschaft’, ohne dass es al-

lerdings auf  das Vorliegen geschlechtlicher
Beziehungen zwischen den Partnern an-
kommt. Sowohl die hetero- oder homosexu-
elle Partnerschaft wie auch das dauerhafte
Zusammenleben alter Menschen als Al-
ternative zum Alters- oder Pflegeheim, die
ihr gegenseitiges Füreinandereinstehen zum
Beispiel durch gegenseitige Vollmachten do-
kumentieren, können daher grundsätzlich
diese Kriterien erfüllen.“ (BR-Drucks.
439/00, S. 92f.) Die Begründung
macht deutlich, dass der Begriff bei
Anwendung des neuen Mietrechts
offenbar nicht zu weit ausgelegt
werden soll. Auch überrascht, dass
gerade das in der Praxis noch eher
seltene Zusammenleben alter Men-
schen hervorgehoben wird, wäh-
rend die weit verbreiteten Wohnge-
meinschaften unter jungen Men-
schen gar nicht erwähnt werden.

Es ist allerdings nicht gerechtfer-
tigt, die im mietrechtlichen Zusam-
menhang möglicherweise sinnvolle
Definition unreflektiert auf ein an-
deres Rechtsgebiet zu übertragen
und den persönlichen Schutzbereich
auch im Rahmen des Gewaltschut-
zes derart eng auszulegen. Berück-
sichtigt man den Kontext, in dem
der Begriff im Mietrecht verwen-
det wird, so ist festzustellen, dass
dort von der Auslegung des Begrif-
fes „auf Dauer angelegter gemein-
samer Haushalt“ der automatische
Eintritt der betreffenden Person in
ein Mietverhältnis mit allen Rech-
ten und Pflichten abhängt, also auch
mit ungewollten Belastungen ein-
hergehen kann. Im Gewaltschutz-
gesetz hingegen wird lediglich ein
Recht des Opfers begründet, näm-
lich auf Überlassung der Wohnung.
Dem Ziel, Opfer von Gewalt im so-
zialen Nahraum möglichst umfas-
send zu schützen, läuft eine restrik-
tive Auslegung zuwider.9  Einzube-
ziehen in den Schutzbereich sind da-
her grundsätzlich auch Wohnge-
meinschaften unter Studierenden
und Auszubildenden, sofern sie
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„auf Dauer“ beabsichtigt sind – wo-
bei eine begrenzte Zeitdauer genü-
gen muss, denn es heißt ja nicht „le-
benslang“ – und tatsächlich gemein-
sam gewirtschaftet wird. Insbeson-
dere bei den Wohnformen, die auf
ein Füreinandereinstehen hinwei-
sen, z.B. wenn für Kinder von
Wohngemeinschaftsmitgliedern
Verantwortung in Form von Beauf-
sichtigung und Pflege übernommen
wird, steht außer Frage, dass sie un-
ter das Gewaltschutzgesetz fallen
müssen. Insgesamt gesehen ist im
Hinblick auf den geschützten Per-
sonenkreis ein großzügiger Maßstab
anzulegen.10

(bb) Dauer der Überlassung
Liegen die oben aufgezeigten mate-
riellrechtlichen Voraussetzungen
vor, so ist dem Opfer die Wohnung
zu überlassen. Für welche Dauer die
Überlassung durch das Gericht an-
geordnet wird, hängt nach § 2 Abs.
2 GewSchG von den Rechtsverhält-
nissen an der Wohnung ab. Sind –
wie es in der Praxis häufig der Fall
ist – Täter/in und Opfer gemein-
sam berechtigt, haben sie also die
Wohnung11  z.B. gemeinsam gemie-
tet oder sind sie Miteigentümer, so
ist die Nutzungsdauer zu befristen.
Eine Höchstfrist ist im Gesetz nicht
vorgesehen. Sinn und Zweck der
Befristung liegt darin, während der
vorläufigen Benutzung eine Rege-
lung über die endgültige Nutzung
der Wohnung, an der ja beiden Par-
teien Rechte zustehen, zu ermögli-
chen (vgl. BT-Drucks. 14/5429, S.
31).

Steht dem Täter allein oder ge-
meinsam mit einem Dritten ein
Recht an der Wohnung zu, so kann
dem Opfer für eine Frist von maxi-
mal sechs Monaten die Wohnung
überlassen werden. Da in diesem
Fall das Opfer nicht Mieter/in oder
Eigentümer/in der Wohnung ist,
dient die Frist ausschließlich dazu,

in dieser Zeit angemessenen Wohn-
raum zu zumutbaren Bedingungen
zu beschaffen. Gelingt dies nicht,
kann das Gericht die Frist um höch-
stens weitere sechs Monate verlän-
gern, wenn nicht anerkennenswer-
te Interessen des/der Täters/Täte-
rin dagegen sprechen. Es kommt
also, wenn dem Opfer keinerlei
Rechte an der Wohnung zustehen,
eine Nutzungsdauer von maximal
einem Jahr in Betracht. Aus dieser
Regelung wird ersichtlich, dass
durch den Anspruch nach § 2
GewSchG Rechtsverhältnisse nicht
umgestaltet, neu begründet oder
aufgehoben werden; es handelt sich
in den genannten Fällen um eine nur
vorläufige Regelung.

Wenn das an der Wohnung allein
berechtigte Opfer den/die Täter/in
in die Wohnung aufgenommen hat
und dort mit ihm/ihr in einer nicht-
ehelichen Lebensgemeinschaft lebt,
stehen dem/der Täter/in keinerlei
Nutzungsrechte an der Wohnung zu
(vgl. BT-Drucks. 14/5429, S. 30).
Diese Konstellation ist daher von
den Befristungsvorschriften in § 2
Abs. 2 GewSchG nicht betroffen.
Die gerichtliche Entscheidung über
die Überlassung der Wohnung an
das Opfer beinhaltet in diesem Fall
eine endgültige Regelung der Nut-
zungsverhältnisse (vgl. BT-Drucks.
14/5429, S. 30).

(cc) Ausschluss des Überlas-
sungsanspruchs
Der Anspruch auf Wohnungsüber-
lassung ist nach § 2 Abs. 3 Gew
SchG in drei Fällen ausgeschlossen:
• wenn weitere Verletzungen nicht

zu befürchten sind, es sei denn,
die begangene Tat war so schwer,
dass dem Opfer ein weiteres Zu-
sammenleben nicht zuzumuten
ist;12

• wenn die verletzte Person eine
Frist von drei Monaten nach der
Tat verstreichen lässt, ohne die

Überlassung zu verlangen;
• wenn schwerwiegende Belange

des/der Täters/Täterin entge-
genstehen13 .

(dd) Erschwerungs- und
Vereitelungsverbot
Hat das Gericht die Überlassung der
Wohnung an das Opfer angeordnet,
so hat der/die Täter/in gem. § 2
Abs. 4 GewSchG alles zu unterlas-
sen, was geeignet ist, die Ausübung
dieses Nutzungsrechts zu erschwe-
ren oder zu vereiteln. Dies gilt so-
wohl in tatsächlicher als auch in
rechtlicher Hinsicht (vgl. BT-
Drucks. 14/5429, S. 31 und S. 33).
Wenn der/die Täter/in also Allein-
mieter/in der Wohnung ist, kann
das Gericht ihm/ihr untersagen, zu
einem Zeitpunkt zu kündigen, zu
dem das Opfer noch zur Nutzung
berechtigt ist (vgl. BT-Drucks. 14/
5429, S. 31 und 33; Schumacher
2001, S. 956).

(ee) Nutzungsvergütung
Kommt es zur Überlassung der
Wohnung an das Opfer, so stellt sich
die Frage, ob die Alleinnutzung
durch das Opfer auch zu vergüten
ist. Das Gewaltschutzgesetz be-
stimmt in § 2 Abs. 5, dass eine Nut-
zungsvergütung verlangt werden
kann, wenn „dies der Billigkeit ent-
spricht“. Dies dürfte in der Regel
der Fall sein, wenn z.B. der/die Tä-
ter/in aufgrund eines Mietvertrages
zu Mietzahlungen verpflichtet ist14 ,
dagegen nicht, wenn die Wohnungs-
kosten im Rahmen einer Unterhalts-
regelung berücksichtigt sind (Pa-
landt/Brudermüller 2004, Gew
SchG § 2 Rn.13, Klein 2002, S. 3).

b) Wohnungsüberlassung bei
angedrohter Gewalt
Betrafen die vorherigen Ausführun-
gen die Rechtslage bei bereits ausge-
übter Gewalt, so stellt sich nunmehr
die Frage, ob dem Opfer auch dann
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ein Wohnungsüberlassungsan-
spruch zusteht, wenn ihm mit Ge-
walt „nur“ gedroht wurde. Aus § 2
Abs. 6 GewSchG folgt, dass in den
Fällen, in denen mit einer Verlet-
zung des Lebens, des Körpers, der
Gesundheit oder der Freiheit ge-
droht wurde (§ 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1
GewSchG), die Überlassung der
Wohnung verlangt werden kann,
wenn dies erforderlich ist, um eine
„unbillige Härte“15  für das Opfer zu
vermeiden. Die Schwelle für die
Wohnungszuweisung an das Opfer
ist hier also höher als in den Fällen
ausgeübter Gewalt. Zum Begriff
der unbilligen Härte erwähnt das
Gesetz ausdrücklich, dass sie auch
dann gegeben sein kann, wenn das
Wohl von im Haushalt lebenden
Kindern beeinträchtigt ist. Im Übri-
gen ist angesichts der Vielgestaltig-
keit der Lebensverhältnisse bewusst
davon abgesehen worden, einen Ka-
talog von Härtefällen aufzustellen
(vgl. BT-Drucks. 14/5429, S. 32 und
21). Bezüglich des Vorliegens eines
auf Dauer angelegten gemeinsamen
Haushalts, der Dauer der Woh-
nungsüberlassung, eines etwaigen
Anspruchsausschlusses und einer
Nutzungsvergütung gelten die glei-
chen Voraussetzungen wie für die
Fälle ausgeübter Gewalt (vgl. Ab-
schnitt A.I.3. a), aa-ee).

4. Strafrechtliche Konsequen-
zen
Wie bereits dargestellt (vgl. Ab-
schnitt A.I.1.), kommen ganz unter-
schiedliche, dem jeweiligen Einzel-
fall angepasste Schutzanordnungen
durch das Gericht in Betracht. Sie
dienen dem Schutz absoluter Rech-
te des Opfers, wobei insbesondere
in Betracht kommen: Körper, Ge-
sundheit, Freiheit und das allgemei-
ne Persönlichkeitsrecht. Angesichts
des hohen Stellenwerts der verletz-
ten Rechte hat sich der Gesetzge-
ber entschlossen, einen Verstoß ge-

gen gerichtliche Anordnungen un-
ter Strafe zu stellen. Zuwiderhand-
lungen gegen vollstreckbare Anord-
nungen werden nach § 4 GewSchG
mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe
bis zu einem Jahr verfolgt. Verstößt
der/die Täter/in z.B. gegen ein nach
§ 1 Abs. 1 S. 3 Nr. 3 GewSchG ver-
hängtes Fernhaltegebot, so macht
er/sie sich allein wegen des Versto-
ßes gegen die Anordnung strafbar,
selbst wenn er/sie dabei kein straf-
bares Verhalten etwa in Form von
Drohungen oder Körperverletzun-
gen zeigt. In § 4 GewSchG wird also
ein Verstoß gegen eine zivilrechtli-
che Anordnung im Interesse hoch-
rangiger Schutzgüter strafrechtlich
sanktioniert.16

II. Die Neufassungen des §
1361 b BGB und des § 14
Lebenspartnerschaftsgesetz
(LPartG)
Wenn es sich bei den Konfliktpar-
teien um Eheleute oder Lebenspart-
ner handelt, die getrennt leben oder
bei denen ein Partner dies will, gel-
ten für die Wohnungsüberlassung
zusätzlich17  Vorschriften außerhalb
des Gewaltschutzgesetzes, nämlich
§ 1361 b BGB bzw. § 14 LPartG.
Diese Vorschriften sind – system-
konform – ebenfalls durch das Ge-
setz zur Verbesserung des zivilrechtlichen
Schutzes bei Gewalttaten und Nachstel-
lungen sowie zur Erleichterung der Über-
lassung der Ehewohnung bei Trennung in
Art. 2 und Art. 14 geändert worden.

1. Die „unbillige Härte“
In beiden Vorschriften, die im We-
sentlichen gleichlautend sind, ist die
bisherige Eingriffsschwelle der
„schweren Härte“ insofern abge-
senkt worden, als nunmehr bereits
eine „unbillige Härte“ die Woh-
nungsüberlassung rechtfertigt. Eine
„schwere Härte“ lag nach bisheri-
ger Auffassung der Rechtsprechung
vor, wenn der Ehegatte, der aus der

Wohnung vollständig hinausgewie-
sen werden soll, in grob rücksichts-
loser Weise durch erhebliche Belä-
stigungen das Wohnen für den an-
deren und/oder die Kinder nahezu
unerträglich macht.18  Ob mit der
Neuformulierung tatsächlich eine
Erleichterung der Wohnungszuwei-
sung erreicht werden wird, wird z.T.
bezweifelt (vgl. Grziwotz 2002, S.
872) und bleibt abzuwarten. Einen
ersten Hinweis zur Richtung der
Rechtsprechung könnte ein Be-
schluss des Amtsgerichts Tempel-
hof-Kreuzberg vom 5.9.200219  ge-
ben. Dort wird betont, dass sich der
Anwendungsbereich der neuen Vor-
schrift nicht auf Gewaltanwendung
und Drohung mit Gewalt beschrän-
ke, sondern dass auch Belästigun-
gen, die zum regelmäßigen Erschei-
nungsbild einer zerrütteten Ehe ge-
hörten, im Zusammenspiel mit wei-
teren Begebenheiten ausreichen
könnten.20  Auch die Begründung
der Entscheidung (vgl. ebd.) gibt
Anlass zu der Hoffnung, dass das
Signal des Gesetzgebers auch in der
Praxis angekommen ist. Hervorzu-
heben ist, dass in der Neufassung
des § 1361 b Abs. 2 BGB und des §
14 Abs.2 LPartG ausdrücklich er-
wähnt wird, dass eine unbillige Här-
te auch dann vorliegen kann, wenn
das Wohl von im Haushalt leben-
den Kindern beeinträchtigt ist.

2. Die weiteren Neuerungen
Die neben der Herabsetzung der
Eingriffsschwelle getroffenen Neu-
regelungen in § 1361 b BGB bzw. §
14 LPartG sind in weiten Teilen den
bereits erörterten Vorschriften des
Gewaltschutzgesetzes angeglichen
worden. So ist nunmehr in § 1361 b
Abs. 2 BGB und § 14 Abs.2 LPartG
die Wohnungsüberlassung bei Ge-
waltanwendung oder Androhung
von Gewalt in weitestgehend ähnli-
cher Form geregelt worden wie in §
2 GewSchG (vgl. Abschnitt A. I. 3.).
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Ebenso enthalten die Vorschriften
jeweils in ihrem Absatz 3 ein Er-
schwerungs- und Vereitelungsver-
bot (vgl. Abschnitt A. I. 3. a), dd)
sowie eine Regelung über die Ver-
gütungspflicht (vgl. Abschnitt A. I.
3. a), ee).

B. Polizeilicher Schutz bei
häuslicher Gewalt in der
akuten Krisensituation
Die beschriebenen Verbesserungen
im zivilrechtlichen Rechtsschutz er-
fordern in jedem Fall eine Entschei-
dung des zuständigen Gerichts, die
auch im Eilverfahren nicht sofort
erreicht werden kann. In Fällen
häuslicher Gewalt, die sich auch am
Wochenende oder zur Nachtzeit er-
eignen, ist jedoch häufig unverzüg-
liches Einschreiten notwendig. Zu-
ständig für Sofortmaßnahmen zum
Schutz der Opfer, aber auch zur
Verfolgung etwaiger Straftaten, sind
die Polizeibehörden der Länder.

In der Regel wird die Polizei als
erste Institution mit Vorfällen häus-
licher Gewalt befasst. Oft wird sie
von den Opfern selbst oder von
Nachbarn über den Notruf ange-
fordert. Ihr obliegt es, alle eilbedürf-
tigen Maßnahmen in die Wege zu
leiten. Da das bisherige rechtliche
Instrumentarium des Polizeirechts
zur Bewältigung der akuten Krisen-
situation in der Praxis für unzurei-
chend bzw. für zu unklar erachtet
wurde21 , haben verschiedene Bun-
desländer flankierend zu den zivil-
rechtlichen Vorschriften des Ge-
waltschutzgesetzes Änderungen ih-
rer Polizeigesetze beschlossen.22

Auch in den Bundesländern, die
keine polizeirechtlichen Spezialrege-
lungen getroffen haben wie z.B. Ba-
den-Württemberg, hat sich die Pra-
xis im Umgang mit häuslicher Ge-
walt ähnlich wie in den Ländern mit
speziellen Normen entwickelt.

In Nordrhein-Westfalen ist die in
diesem Zusammenhang wesentliche

Neuregelung in § 34 a Polizeigesetz
(PolG) enthalten. Danach wird nun-
mehr ausdrücklich die Möglichkeit
eröffnet, als Sofortmaßnahmen eine
Wohnungsverweisung und ein
Rückkehrverbot bis zu zehn Tagen
auszusprechen.23  Wird hiervon Ge-
brauch gemacht, hat die gefährdete
Person Zeit, einen Antrag auf Woh-
nungsüberlassung und evtl. weitere
Schutzanordnungen nach dem Ge-
waltschutzgesetz zu stellen. Über
Beratungsangebote, die ggf. auch zu
vermitteln sind, ist sie nach § 34 a
Abs. 4 PolG NRW durch die Poli-
zei zu informieren. Mit den neuen
Regelungen soll nach Aussage des
Innenministeriums Nordrhein-
Westfalen24  erreicht werden, dass
• „Täter erfahren, dass Gewalt in

Beziehungen keine Privatangele-
genheit ist und sie zur Rechen-
schaft gezogen werden;

• Opfer häuslicher Gewalt in dem
Bewusstsein gestärkt werden,
dass staatliche Stellen Hilfe lei-
sten;

• in der konkreten Situation weitere
Gewalt verhindert werden kann;

• eine konsequente Strafverfol-
gung gewährleistet wird;

• durch Vermittlung an Hilfe und
Beratungseinrichtungen dem
Opfer Hilfe geleistet wird“.

C. Aktuelle Zahlen zum polizei-
lichem Einschreiten bei häusli-
cher Gewalt
Erstes Zahlenmaterial seit Inkraft-
treten des neuen Gewaltschutz-
rechts liegt inzwischen vor. Ausge-
hend von der Überlegung, dass in
der Masse aller Fälle, die staatlichen
Stellen überhaupt bekannt werden,
als erste Institution die Polizei mit
dem Vorgang befasst ist, wurden die
Zahlen zu polizeilichen Einsätzen
bei häuslicher Gewalt betrachtet.
Wenn es nämlich zu einer Entfer-
nung des/der Täters/in aus der ge-
meinsamen Wohnung kommt, ge-

schieht dies nach bisheriger Erfah-
rung durchweg schon im Zusam-
menhang mit dem ersten Polizeiein-
satz. Nur selten stellen Betroffene
direkt bei dem zuständigen Gericht
einen Antrag auf Wohnungsüber-
lassung nach dem Gewaltschutzge-
setz, ohne dass zuvor die Polizei ein-
geschaltet war.

Zugrunde gelegt werden Daten
für Nordrhein-Westfalen, die das
Jahr 2002 und das 1. Halbjahr 2003
betreffen, sowie die detaillierteren
Angaben der Großstadt Bielefeld
für das 1. Halbjahr 2003. Dabei wur-
de das Augenmerk speziell auf die
Anordnung von Wohnungsverwei-
sungen und Rückkehrverboten –
den beiden wichtigen Neuregelun-
gen im Polizeigesetz – , die ange-
zeigten Deliktsarten und die Anzahl
der Anträge auf Erlass zivilrechtli-
cher Anordnungen gerichtet. Die
Zahlen aus dem Polizeipräsidium
Bielefeld ermöglichen darüber hin-
aus eine Aussage über die ge-
schlechtsspezifische Verteilung im
Täter-Opfer-Verhältnis.

I. Nordrhein-Westfalen
Die nordrhein-westfälische Stati-
stik25  enthält Angaben über Art und
Anzahl der Straftatbestände, der
polizeilichen Verfügungen (insbe-
sondere Wohnungsverweisungen
und Rückkehrverbote), der verwal-
tungsgerichtlichen Entscheidungen
sowie Zahlen über die Vermittlung
der Opfer an Beratungsstellen und
über Anträge auf Erlass zivilrecht-
licher Anordnungen. Detailliertere
Angaben, z.B. über Altersstruktur
und die geschlechtsspezifische Ver-
teilung von TäterInnen und Opfern,
sind nicht vorhanden.

Im Jahr 2002 wurde landesweit
in insgesamt 14.300 Fällen häusli-
cher Gewalt polizeilich eingeschrit-
ten, wobei in 4.894 Fällen Woh-
nungsverweisungen und Rückkehr-
verbote ausgesprochen wurden. Im
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ersten Halbjahr 2003 kam es zu
8.284 Einsätzen, bei denen in 3.279
Fällen Wohnungsverweisungen und
Rückkehrverbote ausgesprochen
wurden. Eine deutliche Steigerung
der Zahlen von Quartal zu Quartal
ist dabei erkennbar; diese dürfte im
Wesentlichen auf eine erhöhte An-
zeigebereitschaft in der Bevölke-
rung und auf eine gesteigerte Sensi-
bilität der Einsatzkräfte im Umgang
mit häuslicher Gewalt zurückzufüh-
ren sein. Wenn bereits im ersten Jahr
nach Inkrafttreten des Gewalt-
schutzrechts in gut einem Drittel
und im folgenden Halbjahr in knapp
40% aller Fälle Anordnungen be-
züglich der Wohnung verfügt wur-
den, spricht dies dafür, dass die
Neuregelung im Polizeigesetz eine
Problemlage trifft, die dringend ei-
ner Interventionsmöglichkeit durch
öffentliche Stellen bedurfte. In 498
(2002) bzw. 334 (1. Hj. 2003) aller
polizeilich bekannt gewordenen
Fälle häuslicher Gewalt, d.h. in ca.
3,5% bzw. 4%, wurden innerhalb
der 10-Tages-Frist zivilrechtliche
Anordnungen – hierunter fallen die
nach dem Gewaltschutzgesetz mög-
lichen Maßnahmen – beantragt. Wa-
rum der Prozentsatz so gering ist,
ist bisher nicht hinreichend erklär-
bar.

Bei den Straftatbeständen domi-
niert die „einfache“ Körperverlet-
zung nach § 223 StGB (2002: 9.134
Fälle; 1. Hj. 2003: 5.238), gefolgt von
der gefährlichen Körperverletzung
nach § 224 StGB (2002: 2.555 Fäl-
le; 1. Hj. 2003: 1.569 Fälle) und der
Bedrohung gem. § 241 StGB (2002:
1.429 Fälle; 1. Hj. 2003: 787 Fälle).
In immerhin 26 Fällen (2002) bzw.
11 Fällen (1. Hj. 2003) wurden Tö-
tungsdelikte (Versuche eingeschlos-
sen) angezeigt.

II. Raum Bielefeld
Bei dem Polizeipräsidium in Biele-
feld besteht seit 1999 das Interven-

tionsprojekt gegen Gewalt von
Männern in Beziehungen26 , dessen
Ziel es ist, ein Netzwerk zwischen
Polizei, kommunalen Behörden, Be-
ratungsstellen, Frauenhäusern und
der Staatsanwaltschaft zu installie-
ren und durch abgestimmtes Verhal-
ten aller Institutionen das Problem
häuslicher Gewalt besser zu bewäl-
tigen, als es bisher der Fall war. Im
Polizeipräsidium Bielefeld, dessen
Zuständigkeitsbereich ca. 330.000
Einwohner/innen umfasst, werden
seit 2003 mit Hilfe eines neuen
Informations- und Ermittlungs-
systems (INES) konsequent ver-
schiedene Daten bei Einsätzen
häuslicher Gewalt erfasst. Das Sy-
stem, das in dieser Form in
Deutschland nur in Bielefeld vor-
handen ist, ermöglicht eine de-
taillierte Erfassung und Auswertung
nach verschiedenen Merkmalen wie
z.B. nach Geschlecht, Alter der
Opfer und Täter/innen, Berufen,
Uhrzeiten und Wochentage der Ta-
ten. An dieser Stelle soll nur auf ei-
nige Ergebnisse eingegangen wer-
den, wobei die Daten für das 1.
Halbjahr 2003 zugrunde gelegt wer-
den.27

Im 1. Halbjahr 2003 wurden ins-
gesamt 295 polizeiliche Einsätze in
Fällen häuslicher Gewalt erfasst.28

Wohnungsverweisungen und Rück-
kehrverbote wurden in 64 Fällen an-
geordnet, in einem Fall nur ein
Rückkehrverbot. Vergleicht man
diese Zahlen mit denen für Nord-
rhein-Westfalen insgesamt, so ist er-
kennbar, dass die Anzahl polizeili-
cher Verfügungen in Bielefeld mit
ca. 22% deutlich unter dem Landes-
durchschnitt von ca. 40% liegt. Die
Ursachen hierfür sind bisher nicht
erforscht.

Die Deliktsverteilung im Raum
Bielefeld entspricht weitgehend der-
jenigen auf Landesebene (vgl. Ab-
schnitt C.I.). Das häufigste Delikt
stellt die Körperverletzung nach §

223 StGB dar (173 Fälle), gefolgt
von Bedrohung und gefährlicher
Körperverletzung (jeweils 39 Fälle).
In einem Fall bestand der Verdacht
eines Tötungsdelikts.

Das Erfassungssystem ermög-
licht darüber hinaus u.a. Feststellun-
gen zur geschlechtsspezifischen
Verteilung im Täter-Opfer-Verhält-
nis: In 261 Fällen waren die Tatver-
dächtigen männlichen Geschlechts,
in 15 Fällen weiblich, in 19 Fällen
handelte es sich um „keine Anga-
ben/unbekannt/Fehleingaben“
(vgl. Fn. 28). Ordnet man die Fälle
mit unbekannter Angabe vollstän-
dig jeweils dem weiblichen oder
männlichen Geschlecht zu, ergibt
sich ein Anteil männlicher Tatver-
dächtiger zwischen 88,5% und
94,9%. Bei den Geschädigten han-
delte es sich in 243 Fällen um weib-
liche Personen, in 31 Fällen um
männliche Personen, in 21 Fällen
wurde „keine Angaben/unbe-
kannt/Fehleingaben“ angekreuzt.
Mindestens 82,4% und höchstens
89,5% der Opfer sind also weiblich,
während zwischen 10,5% und
17,6% männlich sind.

III. Die geschlechtsspezifische
Täter-Opfer-Verteilung im
Kontext anderer Ergebnisse
Eine Betrachtung der vorliegenden
Zahlen bestätigt die der gesetzge-
berischen Initiative zugrunde liegen-
de Annahme, häusliche Gewalt gehe
in der Regel von Männern aus. Op-
fer sind nach dem zur Verfügung
stehenden Zahlenmaterial ganz
überwiegend weibliche Personen.
Auch wenn gelegentlich behauptet
wird, Männer und Frauen seien in
ungefähr gleichem Umfang gewalt-
tätig (vgl. Bock 2001, S. 5ff.;
mwN)29 , weisen die zum Bereich
der häuslichen Gewalt bisher kon-
kret vorliegenden Zahlen aus dem
Hellfeld auf das Gegenteil hin (vgl.
Abschnitt C. I. und II). Dies stimmt
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auch mit den Ergebnissen der poli-
zeilichen Kriminalstatistik für alle
Straftaten überein (vgl. Bundeskri-
minalamt, 2002): Danach sind un-
ter allen Tatverdächtigen etwa drei-
mal mehr Männer als Frauen
(76,5% männliche, 23,5% weibliche
Tatverdächtige). Schlüsselt man wei-
ter nach Delikten auf, so ist erkenn-
bar, dass der Schwerpunkt der Frau-
enkriminalität bei Diebstahlsdelik-
ten liegt; hier beträgt ihr Anteil
31,1%. Im Bereich der Körperver-
letzungsdelikte werden hingegen
nur 15,4% der Delikte von Frauen
begangen. Gegenüber den Zahlen
aus dem Hellfeld gehen Dunkelfeld-
Untersuchungen zwar von einem
höheren Anteil weiblicher Krimina-
lität aus, der auf ca. 35% an der Ge-
samtkriminalität geschätzt wird
(Hell- und Dunkelfeld; vgl. Schwind
2003, S. 79f.; mwN). Dieser Wert
entspricht aber immer noch nicht –
trotz steigender Tendenz (vgl.
Schwind aaO) – dem Anteil von
Frauen an der Bevölkerung. Da-
rüber hinaus sind deliktsspezifische
Unterschiede zu berücksichtigen
(vgl. ebd.). Betrachtet man den Be-
reich innerfamiliärer Gewalt, so sind
hier Männer als Täter überrepräsen-
tiert. Neuere kriminologische For-
schungsergebnisse zu Misshand-
lungs-Delikten in der Familie haben
nach Schneider (2001) Folgendes
ergeben: „(...) Frauen-Misshandlung ist
13mal häufiger als Männer-Misshand-
lung. Partner-Gewalt in der Familie ist
ein asymmetrisches Phänomen. Männer-
Misshandlung ist nicht nur seltener als
Frauen-Misshandlung. Männer fügen ih-
ren viel verletzbareren Frauen auch viel
schwerere körperliche und seelische Schä-
den zu, und sie werden häufiger rückfäl-
lig. Frauen wenden Gewalt zumeist in für
sie ausweglosen Situationen, in Notwehr-
lagen an, und sie verursachen weit leichte-
re körperliche Verletzungen als Männer.
Frauen-Gewalt wird von Männern häu-
fig zur Rechtfertigung ihrer eigenen Ge-

walt-Anwendung benutzt.“ (ebd., S. 208;
mwN)

D. Fazit und Ausblick
Das neue Gewaltschutzrecht ist ein
guter Anfang zur Entprivatisierung
häuslicher Gewalt. Seit Inkrafttre-
ten reagieren Polizei und Justiz in
zunehmendem Maße mit Interven-
tionen, die allerdings nur ein Bau-
stein im entschlossenen Vorgehen
gegen häusliche Gewalt sein kön-
nen. In diesem Bereich ist eine enge
Vernetzung aller beteiligten Stellen
im Hilfesystem notwendig, um die
betroffenen Opfer wirksam darin
unterstützen zu können, einen
Schlussstrich unter den Gewalt-
kreislauf zu setzen. Hier bleibt noch
vieles zu verbessern.

Anmerkungen
1 Vgl. IFF Info Nr. 24, 2002, S. 72 ff.
2 Der Auffassung von Meder (2001, S.
193), es sei „wie Kindesmissbrauch und
Vergewaltigung in der Ehe als Modethe-
ma“ in der Presseberichterstattung so-
gar „teilweise überstrapaziert“ worden,
kann allerdings nicht zugestimmt wer-
den.
3 Gesetzentwurf der Bundesregierung,
BT-Drucks. 14/ 5429, S. 1, aus dem Jahr
2001. Etwas ältere Schätzungen aus
dem Jahr 1995 belaufen sich auf ca.
40.000 Frauen (vgl. Schall/Schirrma-
cher 1995, S. 11; mwN). Zutreffend
wird sowohl von Peschel-Gutzeit (2001,
S. 243) als auch von Schall/Schirrma-
cher (1995), darauf hingewiesen, dass
es sich um Zahlen aus dem Hellfeld
handelt und das Dunkelfeld im Bereich
körperlicher Gewalt gegen Frauen als
sehr groß einzuschätzen ist (vgl. hierzu
Schall/Schirrmacher 1995, S. 11 ff.)
4 Inwieweit sich die neuen Regelungen
tatsächlich auf die Anzahl der Inan-
spruchnahme von Frauenhäusern aus-
wirkt, wäre noch zu untersuchen.
5 BMFSFJ, Aktionsplan der Bundesre-
gierung zur Bekämpfung von Gewalt

gegen Frauen. Zur Vorgeschichte des
Gesetzentwurfes vgl. auch: Hermann
(2002, S. 3062; mwN), Schumacher
(2001, S. 953f.) und Schweikert (2000,
S. 168 ff.). Einen kurzen Überblick über
die Rechtslage in Österreich, an denen
sich die deutschen Neuregelungen ori-
entieren, geben u.a. Hesse/Queck/La-
godny (2002, S. 68-70), Schumacher
(2001, S. 954) und Schweikert (2000, S.
169f.).
6 Die Ausführungen im Folgenden kon-
zentrieren sich ausschließlich auf das
Polizeigesetz NW; sie lassen sich inhalt-
lich weitestgehend auf andere Bundes-
länder, die ebenfalls eine Spezialrege-
lung eingeführt haben, übertragen. In
einigen Bundesländern hingegen – wie
z.B. in Baden-Württemberg –  hat man
auf die Einführung einer Spezialre-
gelung verzichtet und stützt die entspre-
chenden Maßnahmen wie die Woh-
nungsverweisung auf die polizeiliche
Generalklausel. Die unterschiedliche
gesetzliche Regelungstechnik muss m.E.
keine Auswirkung auf die Effizienz po-
lizeilicher Sofortmaßnahmen haben.
7 Palandt/Brudermüller 2004, Gew
SchG § 1 Rn. 6, § 2 Rn. 17; BT-Drucks.
14/5429 S. 19 mwN aus der Rechtspre-
chung, die an die Widerlegung der Ver-
mutung hohe Anforderungen stellt.
8 Der Begriff „to stalk“ stammt aus
dem Englischen und bedeutet in der Jä-
gersprache „heranpirschen, nachstel-
len“ (Schumacher 2001, S. 955, Fn. 24).
9 Für eine enge Auslegung jedoch
Palandt/Brudermüller 2004, GewSchG
§ 2 Rn. 2: Selbst wenn neben dem ge-
meinsamen Wunsch, Wohnbedürfnisse
billiger und/oder angenehmer zu be-
friedigen, eine gemeinsame Haushalts-
führung hinzukommt, soll dies nicht
ausreichen.
10 So auch Schumacher (2002, S. 650);
zu weiteren Einzelfragen im Zusam-
menhang mit der Auslegung des Begrif-
fes s. ebda.
11 Das Gesetz spricht zwar nur von
„Wohnung“. Gemeint sind nach Sinn
und Zweck des Gesetzes aber natürlich
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auch Häuser, die zu Wohnzwecken ge-
nutzt werden.
12 Z.B. nach einer Vergewaltigung oder
einem Tötungsversuch.
13 Z.B. wenn der/die Täter/in behin-
dert ist und die Wohnung behinderten-
gerecht ausgestattet ist.
14 BT-Drucks. 14/5429 S. 31f.; Pa-
landt/Brudermüller (2004), GewSchG
§ 2 Rn.13. Die Nutzungsvergütung rich-
tet sich dann nach dem Mietwert, vgl.
Schweikert/Baer (2002, Rn. 77).
15 Der Begriff ist identisch mit dem
nunmehr in § 1361 b BGB verwende-
ten.
16 Dass die Verletzung einer zivilrecht-
lichen Verpflichtung strafrechtlich
pönalisiert wird, ist dem Gesetz durch-
aus nicht fremd, wie die Existenz des §
170 StGB zeigt.
17 Widersprüchlich insoweit Palandt/
Brudermüller noch in der 62. Aufl.
(2003) zu § 1361 b Rn. 1 und § 2
GewSchG Rn. 2; anders und klarer nun-
mehr in der 63. Aufl. (2004), wo es heißt,
§ 1361 b sei die „weitergehende Vor-
schrift allgemein zur Lösung von Kon-
flikten unter Ehegatten“ (§ 1361 b Rn.
1) und die Anwendungsbereiche könn-
ten sich überschneiden (§ 2 GewSchG
Rn. 2). M.E. müssen beide Vorschrif-
ten im Interesse eines effektiven und
möglichst lückenlosen Opferschutzes
nebeneinander anwendbar sein.
18 Vgl. die zahlreichen Nachweise aus
der Rechtsprechung bei Palandt/Bru-
dermüller (2001, § 1361 b, Rn. 8); BT-
Drucks. 14/5429, S. 11; (Grziwotz 2002,
S. 872).
19 AG Tempelhof-Kreuzberg, Be-
schluss vom 5.9.2002 – 142 F 3248/02
– , in: Familie, Partnerschaft, Recht
2003, S. 26-28.
20 AG Tempelhof-Kreuzberg aaO, S.
27f. Zu den konkreten Einzelheiten des
Falles ebd.
21 Zur bisherigen Rechtslage siehe BT-
Drucks. 14/5429, S. 24 und Hermann
(2002, S. 3063).
22 Einen Überblick über die Rechtsla-
ge in den verschiedenen Bundesländern

geben Schweikert/Baer (2002, Rn. 381
ff.).
23 Nach der bis Ende 2001 geltenden
Rechtslage in NRW konnte die Polizei
einen Schutz der Opfer vor der gewalt-
tätigen Person nur in engen zeitlichen
Grenzen gewährleisten. In Betracht ka-
men Ingewahrsamnahme der gewalttä-
tigen Person bis zu einem Tag  und
Platzverweis.
24 IM NRW, http://www.im.nrw.de/
sch/96.htm.
25 IM NRW, http://www.im.nrw.de/
sch/96.htm.
26 Es steht unter Leitung der Ersten
Kriminalhauptkommissarin Heike Lüt-
gert und der Gleichstellungsbeauf-
tragten der Stadt Bielefeld, Ilse Budde-
meier.
27 Für das 2. Halbjahr 2003 liegt eine
Auswertung noch nicht vor; es zeich-
net sich jedoch eine Steigerung der Ein-
satzzahlen ab, wobei für das Gesamt-
jahr von ca. 640 Einsätzen auszugehen
sein dürfte.
28 Zu berücksichtigen ist, dass sich das
Erfassungssystem Anfang 2003 in der
Anlaufphase befand und noch nicht alle
Mitarbeiter/innen gleichermaßen mit
dem Erfassungsbogen vertraut waren.
Daraus erklärt sich die Rubrik „keine
Angaben/unbekannt/Fehleingaben“.
Es ist zu erwarten, dass sich die diesbe-
züglichen Zahlen bereits im nächsten
Erfassungszeitraum deutlich reduzieren
werden.
29 Bock (2001) kommt in seinem Gut-
achten zum Gesetzesentwurf zu der
Empfehlung, ihn insgesamt abzulehnen.
Seine Begründung stützt sich wesent-
lich darauf, die Bundesregierung habe
mit ihrer Behauptung, häusliche Gewalt
ginge fast ausschließlich von Männern
aus, ein „geschlechtsspezifisches Be-
drohungsszenario“ entworfen; der Ge-
setzentwurf sei „ausschließlich auf
Enteignung, Entmachtung, Ausgren-
zung und Bestrafung von Männern“
gerichtet. Bock sieht hierin einen
„Grundtenor“, der „eine zersetzende
Wirkung ausüben“ werde „und damit

nicht nur die demographische Entwick-
lung negativ beeinflussen, sondern auch
die Lebensqualität der Bürger und die
gesellschaftliche Integration“.
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Als ich während eines Seminars an
einer technischen Hochschule (vgl.
Kasten S. XX) die Szene eines Man-
nes und einer Frau am Esstisch, ana-
lysieren ließ, stellte ich fest, dass die
sich äußernden TeilnehmerInnen
offenbar die Worte „Mann“ und
„Frau“ vermieden und stattdessen
von „linker“ und „rechter Person“
sprachen. Auf meine Rückfrage hin,
warum das so sei, antwortete ein
Teilnehmer mit ironischem Unter-
ton, das läge am Einfluss der
Gleichstellungsbeauftragten, die viel
für die Sensibilisierung dem Thema
Geschlecht gegenüber getan habe.
Es schloss sich eine Diskussion über
Gleichstellungspolitik in der Hoch-
schule an. 2

Seit 1998 führe ich Kommunika-
tionstrainings durch, in Unterneh-
men ebenso wie in Hochschulen.
Teilgenommen haben dabei bis heu-
te schätzungsweise 700 Interessier-
te, Studierende und Führungskräf-
te, Ältere wie Jüngere, mehr Män-
ner als Frauen; gelegentlich arbeite
ich mit geschlechtshomogenen
Frauen- wie Männergruppen. Gute
Kommunikationstrainings ermögli-
chen vielfältige Erfahrungen und
sind sehr lehrreich und befriedigend
für die Beteiligten. TeilnehmerInnen
betonen in den Trainings als beson-

ders positiv das Erlebnis produkti-
ver Zusammenarbeit, die Orientie-
rung an unterschiedlichen Kompe-
tenzen und die Möglichkeit, mitein-
ander in einen offenen und anregen-
den Austausch zu treten.

Kompetenzen werden „zum
Verschwinden gebracht“
Zugleich berichten die Beteiligten
aus ihren beruflichen Zusammen-
hängen häufig von mangelhaftem
Austausch und unproduktiven Ar-
beitsbeziehungen, wo das Wissen
um die Möglichkeiten produktiver
Kommunikation und die entspre-
chenden Kompetenzen3  der Betei-
ligten immer wieder „zum Ver-
schwinden“4  gebracht werden. In-
nerhalb von Organisationen schei-
nen vielfach andere kommunikati-
ve Faktoren am Werk zu sein, als
die Grundorientierung am produk-
tiven Miteinander. Diese Frage be-
rührt die Grundlagen von Organi-
sationsentwicklung und -beratung,
die um eine humane und effektive
Gestaltung von Organisation be-
müht sind. Daher wollte ich einen
systematischen Blick hinter die Ku-
lissen von Organisation werfen und
mich mit den Kommunikationsge-
pflogenheiten im „realen“ betriebli-
chen Kontext befassen. Mich inter-

essierte also besonders die Schnitt-
stelle Kommunikation5  und Orga-
nisation, der Blick nicht nur auf die
individuelle Kompetenzerweite-
rung, sondern ebenso auf das Ler-
nen von Organisation6 .

„Softe“ Qualifikationen für die
„harte“ Technik
Meine Untersuchungsgruppe be-
stand aus Ingenieurinnen und Inge-
nieuren, mit denen ich im Laufe
meiner Trainingstätigkeit besonders
viel zu tun hatte, und die als beson-
ders förderungswürdige Gruppe in
punkto menschliche Kommunika-
tion angesehen wird, werden doch
den technisch definierten Arbeits-
bereichen eher Defizite im kommu-
nikativen Bereich zugeschrieben.
Hier scheint insofern Handlungsbe-
darf zu bestehen, als sich das Be-
rufsbild von IngenieurInnen derzeit
stark verändert. Die IngenieurInnen
von morgen sollen nicht nur fach-
lich qualifiziert sein, sondern auch
über kommunikative und soziale
Kompetenzen verfügen, sich in an-
deren Sprachen und Kulturen zu-
rechtfinden, offen sein für Verände-
rung.7  Die neuen Ingenieursarbeits-
plätze verändern ihr Gesicht und
verlangen nach „soften“ Qualifika-
tionen, die traditionell eher dem
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Geschlecht kommunizieren
Anmerkungen zum Training sozialer Kompetenz

Der folgende Artikel thematisiert Kommunikation von Geschlecht im Hinblick auf  Veränderungen von Organisatio-
nen. Er basiert auf Praxiserfahrungen in beruflich orientierten Beratungen und Kommunikationstrainings sowie einer
Untersuchung zum Thema Kommunikation in betrieblichen Arbeitsteams.1  Ausgehend von Beobachtungen in der Wei-
terbildung wird die Frage nach der Schnittstelle Kommunikation und Organisation gestellt. Theoretische Bezüge sind
Geschlecht und Organisation sowie Methoden zur kommunikativen Organisationsforschung und -entwicklung. Am
Beispiel einer Textanalyse aus der Studie werden diese Überlegungen verdeutlicht. Schlussfolgerungen zur Entwicklung
von Genderkompetenz in Organisationen schließen die Ausführungen ab.
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Miteinander reden...
Geschlechterklischees im Kommunikationsmodell Schulz von Thuns

Wer heute ein Kommunikationstraining besucht, stößt beinahe zwangsläufig auf das „Quadrat der Kom-
munikation“, ein Modell, das Friedemann Schulz von Thun (1985) basierend vor allem auf Watzlawick et
al. (1990) entwickelt hat. Die Werke, die als populärwissenschaftliche „Standardwerke“ zum Thema mensch-
liche Kommunikation gelten, haben zahlreiche und hohe Auflagen erreicht. Allein deshalb lohnt ein Blick
auf die propagierten Modelle zur besseren Verständigung. Demnach besteht menschliche Kommunikation
aus dem „Senden“ und „Empfangen“ von „Nachrichten“ auf zwei Ebenen: der „Sach-“ und „Beziehungs-
ebene“. Schulz von Thun hat die Beziehungsebene um die Aspekte „Selbstoffenbarung“ und „Appell“
erweitert, auf denen wir sprechen und hören. Sehen wir uns eins der Beispiele an, mit dem er sein Modell

erläutert (vgl. ebd., S. 62f):
In der folgenden Illustration legt er das Beispiel unter die
Lupe und analysiert es anhand seines „Quadrats der Kom-
munikation“, um das Entstehen von Missverständnissen zu
erklären und sie in der („Meta“)Kommunikation aufzulösen:

Augenfällig ist die Klischeehaftigkeit des Bei-
spiels, in der ein Mann – ganz „urig“ – isst, was
eine Frau gekocht hat und sich dabei – ganz
„sachlich“ – nach den Essensbestandteilen er-
kundigt, woraufhin die Frau – in einer Art hyste-
rischen Überreaktion – die Machtfrage in der Be-
ziehung stellt. Während er also sachlich ist, reagiert sie emotional („beziehungsorientiert“). Der Autor hat
ihm dabei die Senderrolle, also den „aktiven“ Part zugewiesen, während sie „passive“ Empfängerin ist.
Dass der Mann dem „Grünen“ gegenüber skeptisch ist – sei es in Form gesunder Nahrung oder womög-
lich politisch gefärbten Inhalten – während sie diese Bestandteile ins Essen gemischt hat, und nun dieses
Grüne zwischen den beiden problematisiert wird, fällt in den subtilen komischen Bereich der mit transpor-
tierten Vorurteile.
Bei Schulz von Thun ebenso wie bei Watzlawick et al. finden sich zahlreiche ärgerliche Beispiele aus dem
„Spiel der Geschlechter“ (weitere nörgelnde Ehefrauen etc.), die so eine Tendenz zur Verallgemeinerung
erhalten. Doch auch wenn wir diese Art Beispiele verwerfen, bleibt die Frage, ob das Modell an sich
tauglich bleibt.
Prinzipiell ist es meines Erachtens eine nützliche Vereinfachung mit Werkzeugcharakter, um zwischen
Beziehungs- und Sachebene von Kommunikation zu unterscheiden. Doch die Art, wie das Modell kom-
muniziert wird, ist problematisch. Die „sachliche“ Ebene wird als unverrückbar definiert, während emotio-
nale beziehungsorientierte Ebenen zur Verhandlung/Disposition ausgeschrieben werden. Es gibt jedoch
keine „Sachen“, die aus sich heraus unzweifelhaft existieren, während Emotionen labil und flüchtig sind.
Sind nicht emotionale Aspekte ebenso – oder: ebenso wenig – Tatsachen, die Gültigkeit besitzen? Basiert
nicht Kommunikation gerade auf der Kompetenz der (intuitiven) Deutungen, auf Erfahrungen? Anders
gefragt: reagiert die Frau in dem Beispiel vielleicht ganz stimmig aufgrund der gemeinsamen Beziehungs-
geschichte und deutet die Frage des Mannes sehr präzise als Kritik? Welche Arrangements und Aushandlungs-
prozesse für Miteinander haben zwischen den beiden – entlang von Geschlechterlinien – stattgefunden
und wie setzen sich diese beim Essen fort? Zu welchen Formen der Verständigung zwischen Menschen
führt überdies die Reduktion des gemeinsamen Nenners auf ein Rudiment „Da ist was Grünes“, während
das „übrige“ kommunikative Geschehen zur potenziellen Quelle von Missverständnissen erklärt wird? An
der Qualität des Modells sind also Zweifel angebracht, insbesondere wenn Geschlechtervorurteile damit
verknüpft werden, wie das nach wie vor verbreitete, Männer neigten zur „sachlichen“, Frauen zur „emotio-
nalen“ Kommunikationsweise.



Sabine Marx

20

„weiblichen“ Fähigkeitsspektrum
zugeordnet werden. Zudem wird ar-
gumentiert, dass die Einbeziehung
von Frauen wie allgemein eine Ori-
entierung an diversifizierten Fähig-
keiten der MitarbeiterInnen einen
zusätzlichen Gewinn für die Unter-
nehmen bringt.8

„Innovativ denken“, „lebens-
lang lernen“
Diese angestrebten Veränderungen
stehen im Zusammenhang mit dem
Entstehen neuer Organisationsfor-
men und Managementhandeln. Die
Organisation der Zukunft soll eine
„lernende Organisation“ sein, die in
der Lage ist, flexibel in zunehmend
turbulenten Umwelten zu agieren
und fortzubestehen. Flache Hierar-
chien, dezentrale Organisations-
strukturen, vernetzte Kommunika-
tion und Kundenorientierung geben
die Richtung der Entwicklung an.
Alle Beteiligten werden aufgefor-
dert, „innovativ“ zu denken und „le-
benslang zu lernen“.  Diese Leitge-
danken, die an betriebliche Arbeits-
bereiche und technisch-wirtschaftli-
che AkteurInnen herangetragen
werden, lassen sich unschwer als
Leitideen einer allgemeinen poli-
tisch-gesellschaftlichen Entwick-
lung identifizieren und es kann ver-
mutet werden, dass im Ingenieur-
bereich wie schon in der Vergangen-
heit Entwicklungen vordenkend er-
probt werden, denen Tendenzen zur
Verallgemeinerung innewohnen.

Wenn Kommunikation ins Zen-
trum der Aufmerksamkeit betrieb-
licher Organisation gerät, als neu zu
entdeckende Ressource und Pro-
duktivkraft entwickelt werden soll,
wie es derzeit der Fall ist, ist zu er-
warten, dass die AkteurInnen sich
darin positionieren, Kompetenz
(neu) verhandeln, Kommunikation
im Verhältnis zu Geschlecht (neu)
konstruieren und kontextualisieren.
Wie dies geschieht, habe ich mittels

Gruppendiskussionen, die konver-
sationsanalytisch ausgewertet wur-
den, untersucht. Die zentrale Frage
dabei war, welche Bedeutungszu-
schreibungen die AkteurInnen in
Bezug auf Kommunikation, Kom-
petenz und Geschlecht vornehmen.

Theoretische Bezüge: Organi-
sation, Sprache, Geschlecht
Zunächst sollen die theoretischen
Relevanzbezüge der Untersuchung
in ihren Grundzügen dargelegt wer-
den. Dabei geht es um Theorien von
Organisation und Geschlecht, um
Geschlechtersprachforschung und
poststrukturalistische Organisati-
onstheorie. Als erstes ist festzuhal-
ten, dass trotz einer breiten interna-
tionalen Forschungsszene zum The-
ma Organisation und Geschlecht
der Mainstream der Organisations-
theorie sich bis heute kaum mit fol-
genden Phänomenen und Fragen
befasst:9
• Wie kommt es, dass Organisatio-

nen Geschlecht gegenüber als
neutral in Erscheinung treten
können, obwohl sie nachweislich
strukturell vergeschlechtlicht
sind? Männer10  besetzen die
Führungsetagen, Frauen11  sind
auf den unteren Ebenen anzu-
treffen. Die selbst erzeugten My-
then über Organisation als ver-
nünftiges, aufgabenorientiertes
Unterfangen können diese Phä-
nomene nicht erklären.

• Wie verhält sich Organisation zu
ihrer Umwelt/Gesellschaft?
Während Männer mittels Organi-
sation über große gesellschaftli-
che Macht verfügen, sind Frau-
en entlang der Achse öffentlich-
privat eher gesellschaftlich margi-
nalisiert und vergleichsweise
schlecht mit Machtressourcen
ausgestattet.

• Welche Folgen hat die offensicht-
liche Vergeschlechtlichung für die
Körper Organisation und die Kör-

per der AkteurInnen: Wie äußert
sich hier Geschlecht? Organisati-
onen prägen Orte und Räume
von Gesellschaft in Form von
Häusern, Fabriken, Supermärk-
ten, architektonischen Konzep-
ten, der Gestaltung von Innen-
räumen sowie der räumlichen
Organisation von Kommunika-
tion. Frauen und Männer sind
dabei im Allgemeinen äußerlich
identifizierbar und zu unterschei-
den.

• Wie werden Organisationen
de/konstruiert und welche Rolle
spielt dabei Sprach-Handlung? Ge-
spräche sind ein zentraler Ort für
die Herstellung von Organisati-
on und damit auch für die Verän-
derung von Strukturen, sie sind
ein Ort, wo Geschlecht täglich
inszeniert und verhandelt wird.

Von der Tradition zur
Dekonstruktion
Diese Fragen sollen schlaglichtartig
die Relevanz feministischer Organi-
sationsforschung beleuchten. Es
lassen sich drei Ansätze feministi-
scher Forschung zum Thema Ge-
schlecht und Organisation unter-
scheiden. Diese folgen zeitlich auf-
einander in der Entwicklung der
Forschung, besitzen jedoch alle drei
auch weiterhin Gültigkeit in der
Theorie und Praxis von Organisa-
tion.

Dabei erscheint in der ersten Po-
sition Organisation als rationales,
neutrales und damit auch ge-
schlechtsneutrales soziales Gebil-
de.12  Die – offensichtliche – Unter-
repräsentanz von Frauen und hie-
rarchische Verteilung qua Ge-
schlecht in Organisationen wird in
dieser Sichtweise nicht auf prinzi-
piell Frauen diskriminierende Struk-
turen zurückgeführt, sondern auf
eine historisch gewachsene unglei-
che Machtverteilung zwischen Män-
nern und Frauen, die innerhalb der
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Organisation und mit den ihr eige-
nen Mitteln abbaubar ist (Gleich-
stellungsprogramme, Qualifizie-
rungsmaßnahmen etc.).

Die zweite Position betont vor al-
lem die Parallelität zwischen gesell-
schaftlichen Strukturen und Organi-
sationsmustern. Organisationen gel-
ten in ihren Grundvoraussetzungen
und Strukturen als von Männern ge-
prägt und dominiert, mit entspre-
chenden Ausschlussmechanismen
und informellen Steuerungsinstru-
menten, um Frauen in untergeord-
neten Positionen zu halten. Organi-
sation erscheint damit als Fortset-
zung gesellschaftlicher Strukturen
und wird im Zusammenhang mit
Produktions- und Reproduktions-
verhältnissen gesehen.13

In der dritten Position erscheint
Organisation weder als dem Ge-
schlecht gegenüber neutral, noch
tritt Geschlecht als allgegenwärtiges
Strukturmerkmal auf, sondern viel-
mehr wird Organisation als Prozess
handelnder Akteurinnen und Ak-
teure sichtbar gemacht, auch in ih-
rer Ambivalenz und Widersprüch-
lichkeit. Geschlecht (gender) erscheint
damit als sozial konstruiert und kon-
struierend, nicht definitorisch ge-
koppelt an Biologie (sex) und auch
nicht automatisch verknüpft mit
Geschlechterkategorien (sex category)
(West/Zimmermann 1987). Orga-
nisationen werden definiert als Pro-
zess handelnder AkteurInnen, denen
weitgehende Autonomie über ihr
Handeln zugemessen wird. Der Zu-
sammenhang zwischen Geschlecht
und Organisation erscheint als doing
gender while doing organization.14

Geschlechtersprachforschung:
Dominanz, Differenz, Dekon-
struktion
An ähnlichen Theorielinien entlang
entwickelte sich die Geschlechter-
sprachforschung. Dabei prägte in
den siebziger Jahren die „Domi-

nanz-Hypothese“ den Diskurs. Im
Anschluss an Sprachregelungen, die
strenge Trennungen zwischen Män-
nern und Frauen kennen, wie sie
beispielsweise in einigen afrikani-
schen Sprachen vorzufinden sind,
widmete frau sich der Frage, ob
auch in westlichen Industrieländern
Stile und Sprechweisen von Frauen
und Männern unterschieden werden
können. Die traditionelle Soziolin-
guistik hatte Hinweise darauf gelie-
fert, dass es Präferenzen für bestim-
mte sprachliche Eigenarten  in Ab-
hängigkeit von Klasse und Ge-
schlecht gab. Sprachsoziologisch
schlossen sich Studien an, die auf
die unterschiedliche Wertigkeit der
Beiträge von Männern bzw. Frauen
hinwiesen (Senta Trömel-Plötz:
„Gewalt durch Sprache“). Der weib-
liche Sprechstil wurde als dem
männlichen unterlegen betrachtet,
die männliche Sprechweise als do-
minierend hervorgehoben.

Der „Dominanz-Hypothese“
schloss sich die Phase der Diffe-
renz-Gedanken an, es wurden die
kommunikativen Vorteile betont,
die die Besonderheiten des „weibli-
chen“ Sprechstils haben könnten,
also etwa der „kooperative“ im Ver-
gleich zum „kompetitiven“ Stil. Die
Verständigung zwischen Männern
und Frauen erscheint aus dieser Per-
spektive schwierig bis unmöglich
(Deborah Tannen: „Du kannst
mich einfach nicht verstehen“) - ei-
ne Sichtweise, die derzeit in zweifel-
hafter Ratgeberliteratur fröhliche
Urständ’ feiert.

Eine stärker an traditionellen
Wissenschaftskulturen ausgerichte-
te Frauenforschung, wie sie in den
neunziger Jahren entstand, nahm
eine Abkehr von der Annahme
zweier geschlechtsspezifischer
Sprachstile vor. In genaueren Un-
tersuchungen hatte sich die Grund-
hypothese der nachweisbaren Ver-
schiedenheit von Frauen- und Män-

nersprache als unhaltbar erwiesen.
Das Interesse verlagerte sich nun
zunehmend auf den Kontext von
Kommunikation, wobei weniger das
gesellschaftlich von vornherein
„Gegebene“ beleuchtet wurde.
Geschlechtsidentität wurde nun als
Ergebnis von Kommunikation be-
trachtet. Damit ist die „Wort“-Ebe-
ne in den Analysen verlassen wor-
den zugunsten der Analyse von Se-
quenzen, komplexeren sprachlichen
Gebilden. Im Zuge dieser Verlage-
rung des Interessenfokus gerieten
auch Männer und Männlichkeit stär-
ker ins Blickfeld der Untersuchun-
gen. Im Deutschen bürgerte sich
der Begriff „Gender“ ein (vgl. zu-
sammenfassend Baron 2001).

Poststrukturalistische femini-
stische Organisationstheorie
Während die frühe feministische
Organisationstheorie Körper und
Sexualität primär unter dem Aspekt
der Gewalt betrachtete, suchen fe-
ministische poststrukturalistischen
Ansätze nach umfassenderen Ant-
worten auf die Frage, wie Körper
und Sexualität ihren Ausdruck fin-
den in den Bildern und Realitäten
von Organisationshandeln. Leonard
(2002) skizziert eine solche Heran-
gehensweise auf der Ebene der Me-
taphern feministischer Organisati-
onstheorie, die sie im historischen
Kontext darstellt.

Das Projekt der Moderne: Meta-
phern von Organisation
Sie beschreibt das Projekt der Mo-
derne als Neuordnung von Raum,
Zeit und Sexualität. Diese wird vom
Entstehen neuer Metaphern beglei-
tet und vorangetrieben. Der Koloni-
alismus fußte auf einer neuen Raum-
ordnung, die die natürliche Umwelt
in Form von Landkarten abbildete
und einen visuellen, abstrakten Zu-
gang zur Umgebung favorisierte.
Für die Ordnung der Geschlechter
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war als Folge die Trennung in „öf-
fentliche“ und „private“ Räume
kennzeichnend. Frauen konnten
auf diesem Wege aus der Teilhabe
an großen „sichtbaren“ Bereichen
von Gesellschaft ausgeschlossen
werden. Die Neuordnung von Zeit
führte zum Primat linearer, objek-
tiver, gleichmäßiger Vorstellungen,
wie sie beispielsweise für Fabrikpro-
duktion kennzeichnend sind. Auch
die Körper selbst bekamen eine neue
Bedeutung, der „Kopf“ wurde Leit-
organ, Männern exklusiv „Geist“
zugesprochen, Frauen über „Kör-
per/Sexualität“ definiert.

Theorien von Organisation ori-
entieren sich bis heute an diesen
(unbewussten) Leitvorstellungen:
Organisationen gelten als öffentli-
cher, planbarer, hierarchischer
Raum, der häufig in Form von Dia-
grammen und architektonischen
Plänen dargestellt wird (Pyramide,
Eiffelturm). Die entsprechende fe-
ministische Organisationstheorie
ortet Frauen auf diesen Plänen und
macht ihre untergeordnete Stellung
sichtbar. Auf der Ebene Zeit wer-
den Männer mit zielorientierten, ef-
fizienten, berechenbaren Aspekten
assoziiert, die zugleich als überlege-
ne Managementtechniken institutio-
nalisiert werden. Frauen dagegen
werden in die Nähe „organischer“
Zeitvorstellungen gerückt, die mit
ihnen assoziierten Tätigkeiten wie
Kindererziehung und familien-
ähnliche Berufstätigkeiten gelten als
weniger plan- und berechenbar, sie
bleiben mit ihrer vermeintlich „zy-
klischen“ Verfügbarkeit und Heran-
gehensweise ein Fremdkörper in
Organisationen, womit mangelnde
Aufstiegschancen erklärt werden.
Auch die Ordnung der Sexualitäten
ist eine spezifische, soweit Frauen
tendenziell als Opfer sexualisierter
Formen von Belästigung und Ge-
walt in Organisationen auftauchen,
Männer als Täter in Kombination

mit heterosexueller Potenz, die zum
Merkmal überlegener Management-
kultur stilisiert wird.15

Postmoderne Unordnungen
Diese Stereotypisierungen und dua-
listischen Einordnungen bedürfen
dringend einer Revision. Es müssen
unterschiedliche sexuelle Orientie-
rungen sowie Ethnizitäten im Rah-
men von Organisation thematisiert
werden, ebenso wie die Überlegen-
heit des am weißen heterosexuellen
Mann orientierten Managementstils,
der beispielsweise die Teilhabe an fa-
miliären Aufgaben weitgehend aus-
schließt und parallele niedrig ent-
lohnte Dienstleistungen etabliert,
um überhaupt entsprechend „po-
tent“ in Erscheinung treten zu kön-
nen. Frauen können dennoch nicht
primär als passive Opfer sexualisier-
ter Organisationskulturen angese-
hen werden. Adäquater ist eine
Sichtweise auf Frauen als sexuell ak-
tive und umfassend fordernde Indi-
viduen. Leonard (2002) verdeutlicht,
wie durch diesen Blick die Individu-
en wieder stärker als Handlungs-
trägerInnen in den Fokus der Be-
trachtung gelangen. Zeitmetaphern
verändern sich weg von linearen Bil-
dern wie der regelmäßig tickenden
Uhr hin zu Flüssen, Strömen, Gleich-
zeitigkeiten. Die Räume schließlich
tauchen als „meeting place“ der Ak-
teurInnen auf, als Bühne, auf der
Unterschiede und Macht körperlich
prozessual inszeniert werden, ein
Abschied von abstrakter Kartogra-
phie.

Der Vorteil solcher Sichtweisen
auf Organisationen ist, dass die Ver-
schiedenheiten der Beteiligten be-
schrieben sowie unterschiedliche
Ebenen von Handeln zusammenge-
führt werden können. Dies ergibt
ein realistischeres Bild vom Gesche-
hen in Organisationen und enthält
zugleich visionäre Elemente. Macht
und Hierarchie in Organisationen

im Zusammenspiel mit einer zwei-
geschlechtlichen Ordnung lösen
sich jedoch nicht einfach auf, wenn
neue Metaphern als Folie auf das
Handlungsgeschehen gelegt wer-
den. Problematisch erscheint über-
haupt die generelle Abkehr von
Ordnungsvorstellungen, wie sie
Hierarchie enthält. Denn auf die-
sem Wege kann nicht geklärt wer-
den, ob und wie (hierarchische)
Ordnung möglicherweise er-
wünscht ist und befriedigend orga-
nisiert werden kann; zudem werden
Wir-Bildungen aufgelöst, mittels de-
rer strukturelle Ordnungen zumin-
dest in der Vergangenheit erfolg-
reich infrage gestellt werden konn-
ten.

Organisation im Gespräch
Bis heute liegt kein Kommunikati-
onsbegriff vor, der in der Lage wäre,
die Ebenen Sprache und Organisa-
tion sinnvoll zu verklammern. Im
Hinblick auf einen Wandel von Or-
ganisation ebenso wie von kommu-
nikativem Miteinander, wie ich ihn
am Beispiel der poststrukturalis-
tischen feministischen Organisati-
onstheorie skizziert habe, ist die
Entwicklung einer solchen Begriff-
lichkeit jedoch von Bedeutung.
Während sich die Sprachsoziologie
– vereinfacht ausgedrückt – mit
Macht über Sprache im Kontext Or-
ganisation befasst, interessiert die
Organisationssoziologie die Kom-
munikation von Organisation, fasst
also Organisation selbst als Sprach-
form auf. So lässt sich beispielswei-
se die Entkörperlichung und impli-
zite Sexualisierung von Organisati-
on als Sprache auffassen, in der die
Mitglieder der Organisation mitein-
ander kommunizieren. Im direkten
Gespräch kommunizieren die Mit-
glieder Organisation, auch wenn sie
nicht über sie sprechen.16
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Kommunikation im Arbeits-
team: Ingenieurinnen und
Ingenieure im Gespräch
Ich möchte nun auf die empirische
Untersuchung eingehen, die ich mit
multiprofessionellen Teams ausge-
wählter mittlerer und großer Betrie-
be von 2000 bis 2002 durchgeführt
habe. Die Teams wurden zu Grup-
pendiskussionen eingeladen, die
konversationsanalytisch ausgewertet
wurden. Zugrunde gelegt werden
dabei aufgezeichnete und transkri-
bierte Texte, in diesem Fall Team-
gespräche, die durch einen Ge-
sprächsimpuls angeregt wurden.
Die sich daran anschließende Dis-
kussion verläuft weitgehend selbst-
gesteuert, wodurch eine spezifische
Analyse der interaktionellen Hand-
lungsmuster möglich wird. Ziel ist
eine strukturelle Beschreibung17  über
die hermeneutische Interpretation
der Texte hinaus.18

Eine Besonderheit meiner Me-
thodenkonstruktion liegt im Zu-
schnitt des Instrumentariums auf
die Erfordernisse der Organisati-
onsberatung. Dies dient dem Theo-
rie-Praxis-Transfer, wie er in der an-
gewandten Organisationsforschung
an Bedeutung gewinnt.19  TrainerIn-
nen, SupervisorInnen und Berate-
rInnen steht damit ein theoriegelei-
tetes Instrument zur Verfügung, das
der sich entwickelnden Profession
einen systematischen wissenschaftli-
chen Rahmen liefert, ohne auf das
aus der Praxis gewonnene Wissen
und das damit verknüpfte intuititive
Vorgehen verzichten zu müssen. Als
„Nebeneffekt“ ist die Fein-Analyse
von Texten hervorragend geeignet,
um in Methoden der Organisations-
beratung auszubilden und weiterzu-
qualifizieren.

Die Auswertung der Gruppen-
diskussionen besteht darin, die in-
teraktionellen Handlungsmuster der
Beteiligten zu eruieren, zu beschrei-
ben und in einem zunehmend sich

verdichtenden Interpretationspro-
zess implizite wie explizite Kontex-
tualisierungen einzubeziehen. Die-
ser Prozess der Interpretation ist
selbst kommunikativ angelegt, das
heißt, er wird im Idealfall von einer
Gruppe durchgeführt und unter an-
derem im Feedbackgespräch einer
Validierung unterzogen.

Frau Neuhoff und Herr Althoff
verändern Organisation
Wie sich mein methodischer Ansatz
für die Interpretation der Gruppen-
diskussionen und – perspektivisch
– die sich anschließende Beratung
fruchtbar machen lassen, möchte
ich an einem Beispiel illustrieren. Es
entstammt der Diskussion in einem
Telekommunikationsunternehmen.
Die leitende Ingenieurin ist mit der
Aufgabe befasst, Teamarbeit in ih-
rer Gruppe einzuführen und fortge-
bildet in modernen Mitteln der Per-
sonalführung. Das Team, dessen
Leiterin sie ist, umfasst insgesamt
15 Personen. Für die Diskussion ha-
ben sich sieben Personen gemeldet,
die Teilnahme war freigestellt. Die
folgende Textsequenz ist der An-
fangsphase der Diskussion entnom-
men, sie folgt relativ bald auf den
Stimulus. Es meldet sich der Mit-
arbeiter Althoff zu Wort, er be-
schreibt seine Arbeitsaufgabe im
Team. Die Teamleiterin Neuhoff
reagiert auf seinen Turn:
Althoff: ah ich denke mal ich als Dis-

ponent ah sehe meine Arbeit ei-
gentlich hauptsächlich darin erst
mal dass ich natürlich die Au-
ßendienstmitarbeiter mit Arbeit
versorge (...) also muss man sie
ständig an der Arbeit halten ist
natürlich /schwierig/ dann auch
weil ((atmet ein)) #0 im es sieht
einfach so aus irgendwann ist der
Kommunikationsmarkt ausge-
reizt #1 ((atmet aus beim Spre-
chen)) dann hat jeder ein ISDN
Telefon und jeder hat n Faxgerät

und #0 dann kann man halt nur
noch /hochrüsten/ #1 ((etwas
lauter)) und dafür sind die Leute
dann halt ich weiß nicht wie das
so weitergeht dann halt im Au-
ßendienst

Neuhoff: #0 gibt es neue Produkte
#1 ((leise))20

Inhaltliche Ebene
Althoff beschreibt seine Tätigkeit
als Disponent, die darin bestehe, die
Außendienstmitarbeiter mit Arbeit
zu „versorgen“. Diesen Job qualifi-
ziert er als „schwierig“, da er auf un-
klaren Zukunftsperspektiven beru-
he, dem irgendwann womöglich
„ausgereizten“ Kommunikations-
markt, der es unsicher erscheinen
lasse, wie es weitergehen werde. Die
Teamleiterin entgegnet ihm mit dem
Argument, dass es dann eben neue
Produkte geben werde, entwirft in-
haltlich ein aussichtsreiches und in
Bezug auf die geäußerten Bedenken
beruhigendes Zukunftsszenario.

Interaktionsebene
Wie interagieren die beiden Perso-
nen? Welche Rollenzuschreibungen
nehmen beide vor? Althoff schreibt
sich eine leitende Rolle den Au-
ßendienstmitarbeitern gegenüber
zu, die seiner tatsächlichen Aufga-
be entspricht. Sein auf Unsicherheit
verweisender Turn kann als Frage
an ein Antwort gebendes Gegen-
über verstanden werden. Neuhoff
nimmt dieses Handlungsangebot an
und positioniert sich als Antwort ge-
bende Figur gegenüber Althoff. Da-
mit besetzt sie zugleich die Leitungs-
position, ihrer Funktion im Team
entsprechend. Der Mitarbeiter Alt-
hoff wendet sich auf der Bezie-
hungsebene mit (seinen) Sorgen an
die Chefin, er sucht bildlich gespro-
chen „Anlehnung“. Neuhoff be-
gegnet Althoff dabei nicht reziprok
„umarmend“, sondern mit Wider-
spruch, sie weist das Argument und
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damit den Mitarbeiter zurück. Die-
ses widersprechende Verhalten wird
von der Inhaltsebene überlagert und
konterkariert, auf der Neuhoff –
scheinbar – auf die artikulierten
Sorgen Althoffs eingeht. Damit hat
ihre Äußerung auch den Charakter
einer doppelten Botschaft.

Ebene von Teamarbeit
Althoff präsentiert sich in diesem
Ausschnitt als „versorgende“ Lei-
tungsfigur. Er definiert seine Rolle
über Fürsorglichkeit. Im weiteren
Gesprächsverlauf wird dieses noch
deutlicher, ebenso wie seine Rolle
als „informeller Leiter“ im Team.
Indem die Teamleiterin eine Ten-
denz zeigt, Althoff zu widerspre-
chen – ein Muster, das im Gespräch
wiederholt auftaucht – unterläuft sie
diese Funktion und entmutigt sub-
til Althoffs Beiträge. Aus der Ge-
schlechterperspektive wird sichtbar,
dass Althoff durch Bezugnahme
auf einen fürsorglichen Leitungsstil
eher den stereotyp „weiblichen“
Part übernimmt, während sich Neu-
hoff eher als dem „männlichen“
Führungs-Stereotyp entsprechend
präsentiert und den emotionalen
Gehalt der Äußerung übergeht.

Ebene von Organisation
Althoff artikuliert in dem Aus-
schnitt Zukunftsängste im Unter-
nehmen. Er gibt die Sorgen von un-
ten nach oben weiter, bringt unkla-
re Perspektiven zur Sprache. Die
Analyse der Gruppendiskussion
verdeutlicht, dass dieses Thema –
Zukunftsängste, Verunsicherung –
im Team, wahrscheinlich weiterge-
hend im Unternehmen, virulent ist.
Neuhoff gibt ein Programm der
Organisationsentwicklung vor, das
an die Unternehmensleitung ange-
lehnt ist, nach dem Motto „Zukunft
durch Innovation“. Zwar birgt die-
ses Programm ein Potenzial von Be-
ruhigung – die Leitung werde sich

schon darum kümmern, dass die
Leute immer genug zu tun haben –
doch es wirkt nicht überzeugend,
zumindest nicht in der Diskussion,
wo das Thema brisant bleibt. Hin-
zu kommt, dass Neuhoff von ih-
rem Argument selbst nicht richtig
überzeugt ist, wofür Hinweise an an-
derer Stelle sprechen, in der konkre-
ten Situation weist das Absenken
der Stimme darauf hin, dass sie wo-
möglich Zweifel am durch sie re-
präsentierten Unternehmenspro-
gramm hegt. Hier wird die Zukunft
der Organisation verhandelt, wobei
überzeugende Antworten fehlen.
Althoffs Turn kann als Stimme der
traditionellen („patriarchalischen“)
Organisation gehört werden, wäh-
rend Neuhoff die moderne („phal-
lokratische“) Sichtweise anklingen
lässt. Im Subtext bringt Althoff da-
mit als Mann die Überlegenheit der
alten Ordnung gegenüber der neu-
en in Stellung und bringt Neuhoff
in die zwiespältige Position, als jün-
gere Frau eine neue Ordnung einzu-
führen, ohne Belohnung durch alte
Sicherheiten bieten zu können. Die
Machtfrage ist offen.

Ebene von Gesellschaft
Was die AkteurInnen in dem Ge-
sprächsausschnitt verhandeln, sind
weitergehend die Zukunft von Ar-
beitsverhältnissen und die Maßstä-
be ihrer Gestaltung. Hier interagie-
ren die Unternehmen mit dem un-
berechenbar scheinenden Markt,
den KundInnen und ihrem (in
Zweifel gezogenen) Bedarf an tech-
nischen Kommunikationsgerät-
schaften. Eine Grenze dieses Mark-
tes scheint denkbar, das Handeln in
diesem Geschehen wird mit einer
dem Krieg entlehnten Vokabel be-
schrieben („hochrüsten“), was die
ängstliche Färbung verstärkt. Am
Gegenhorizont dieses Bildes vom
Wirtschaften als kriegerischem Akt,
taucht die Frage auf, wie Arbeit als

Beziehung von Produkten, Herstel-
lerInnen, VertreiberInnen und Käu-
ferInnen auf friedliche, dauerhafte
Art und Weise organisiert werden
könnte. Die Frage nach den loh-
nenswerten Visionen, von denen im
Managementbereich doch so aus-
giebig gesprochen wird, stellt sich
hier, ohne das Echo einer Antwort.

Das Feedbackgespräch mit
Frau Neuhoff
Die Ergebnisse wurden in einem
Feedbackgespräch an die Gruppe
zurückgegeben. Hinzu kam ein aus-
führliches Einzelgespräch mit Frau
Neuhoff. Auf diesem Wege konnte
sie mehr über ihre Art der Ge-
sprächsführung erfahren, also bei-
spielsweise ihre Tendenz, Äußerun-
gen von Mitarbeiterin zu widerspre-
chen. Solche Verhaltensweisen sind
nicht als prinzipielle Inkompetenz
zu bewerten, sie laufen eher „auto-
matisch“ ab, sind auf biographische
Faktoren zurückzuführen und in
vielen beruflichen Situationen si-
cherlich nützlich. Sie zu reflektieren
und auf ihren Einsatz hin zu prü-
fen, erhöht den Handlungsspiel-
raum. Im Falle von Frau Neuhoff
war es außerdem für sie erhellend,
Althoffs informelle Leitungsfunk-
tion im Team zu erkennen, die ihr
bisher nicht so deutlich geworden
war. In dem Gespräch bekundete
sie, dass sie bewusst versuche, das
Stereotyp der „weiblichen“ Füh-
rungskraft zu vermeiden, da es ihr
nicht adäquat erscheine im Umgang
mit den Mitarbeitern. Sie möchte
nicht als „Weichei“ erscheinen. Hier
sind Kollisionen zwischen Stereoty-
pen, Vermeidungsstrategien und si-
tuativen Anforderungen angelegt,
die zur Verhinderung einer produk-
tiveren Beziehung zwischen Mitar-
beiter und Leitung beitragen kön-
nen. Die Gesprächsanalyse bot ihr
reflexiv die Möglichkeit, ihr Ver-
haltensrepertoire anzureichern.21
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Der Themenbereich erfordert eine
besondere Kompetenz, damit Er-
fahrungen, Verhalten und Sichtwei-
sen einer eigenen „Sortierung“
zugänglich gemacht werden kön-
nen. Im Beispiel von Frau Neuhoff
können Dominanz , Differenz  und
De/Konstruktion als Elemente der
Geschlechterbeziehungen gleicher-
maßen als Quellen der Teament-
wicklung nutzbar gemacht werden.
Ihre – auf realem Erleben basieren-
den und durch Frauenbewegungs-
kontexte gestützte – Erfahrungen
von Unterordnung und Diskrimi-
nierung können nicht „einfach“ zu-
gunsten dekonstruktiver Sichtwei-
sen über Bord geworfen werden.
Auch eine generelle Leugnung von
Differenz im alltäglichen Verhalten
zwischen Männern und Frauen
würde ihre Handlungsspielräume
zukünftig nicht per se erweitern,
sondern eher einschränken. Zu-
gleich geht es jedoch für sie darum,
ihre erprobten Handlungsrahmen
zu erweitern, wozu dekonstruktive
Sichtweisen einen entscheidenden
Beitrag liefern können.  Hier wurde
im Feedbackgespräch eine Differen-
zierung zwischen stärkenden Erfah-
rungen sowie schwächenden Ver-
haltensweisen angestoßen, wobei
die Geschlechterperspektive sich als
äußerst produktiv erwiesen hat.

Vermittlung von Genderkom-
petenz als Kommunikations-
training
Wenn ich die beschriebene Sequenz
in Trainingszusammenhängen ana-
lysieren lasse, bieten sich verschie-
dene Lerneffekte an: Sensibilisie-
rung für die Handlungsebene von
Sprache, die Produktion von Bezie-
hungen und weitergehend Gesell-
schaft im Gespräch. Im Training
lässt sich so eine mehrdimensiona-
le Betrachtung auf die Dynamik des
Geschehens erarbeiten. Das ge-
nannte Beispiel illustriert anschau-

lich, wie Geschlecht konstruiert
wird, wie es nicht auf „Tatsachen“
basiert, sondern hergestellt wird
durch Betrachtung, Kontextualisie-
rung, wechselseitige Interpretation.
In der kommunikativen Umsetzung
der Trainingssituation lernen die Be-
teiligten, Verhalten und Verhältnis-
se zwischen Männern und Frauen
zu besprechen, darauf angemessen
einzugehen und sie diskursiv zu ver-
ändern. Solche Gesprächsräume zu
eröffnen, ist eins der Ziele guten
Kommunikationstrainings. So führ-
te in meinem Eingangsbeispiel an
der technischen Hochschule, das
situative „Stolpern“ über eine Be-
grifflichkeit (das Vermeiden der
Worte Mann und Frau) zu einem
produktiven Austausch des derzei-
tigen Standes der Geschlechter-Dis-
kussion unter den Beteiligten.

Schlussfolgerungen: Gender-
kompetenz als Bestandteil von
Organisationsentwicklung
Ich möchte nun die dargelegten Ge-
danken zusammenfassen im Hin-
blick auf die Konturierung mögli-
cher Genderkomptenz, wie sie für
die Entwicklung von Organisatio-
nen zukünftig meines Erachtens
unabdingbar ist:
Genderkompetenz als Bestandteil
von Organisationsentwicklung um-
fasst:
• Wissen über strukturelle Gegebenhei-

ten der Hierarchisierung qua Ge-
schlecht in Organisationen im
Rahmen von gesellschaftlicher
Strukturierung.

• Eine Richtungsentscheidung im Hin-
blick auf Geschlechtergerechtig-
keit, die sich in der Erarbeitung
entsprechender Programme nie-
derschlägt (Gendermainstrea-
ming etc.).

• Wissen und Sensibilität im Um-
gang mit Differenz im Kontext
von Organisation. Das beinhal-
tet die Kompetenz, Verschieden-

heiten in der Teamarbeit und Per-
sonalführung als Potenziale zu
erkennen und nutzbar zu ma-
chen.

• Wissen über die Konstruiertheit
des Faktors Geschlecht und
Kompetenz im Umgang mit
De/Konstruktion  und leitbild-
enden unbewussten Program-
men.

• Prozesswissen, also professionelles
Know-how zu Gruppenprozes-
sen, Konfliktbearbeitung, Perso-
nal- und -organisationsentwick-
lung. Dies erfordert die Einfüh-
rung neuer Verfahrensweisen in
der Organisation, wie z.B. Kom-
munikationstrainings in Verbin-
dung mit Gender und Diversity.

Anmerkungen
1 Marx, Sabine: Kommunikation im
Arbeitsteam, Frankfurt Main/New
York 2003
2 Im späteren Verlauf des Trainings
wurden weitere Sätze mit der Ge-
schlechterbrille analysiert, zum Beispiel
„Nächste Woche ist Demo“ sowie
„Mein Vater ist Ingenieur“. Die Asso-
ziationen der Beteiligten wurden gesam-
melt, je nachdem, ob der Satz von ei-
ner Studentin bzw. einem Studenten ge-
sagt wurde. Interessant war dabei fest-
zustellen, wie stark sich die Zuordnun-
gen individuell unterschieden, die kei-
nesfalls qua Geschlechterklischee er-
folgten, sondern auf einer Bandbreite
von Neutralität („stelle keinen Unter-
schied fest“) bis Klischee („empfinde
starken Unterschied“).
3 Mertens (1974) führte den Begriff
Schlüsselqualifikationen ein; s. zur Dis-
kussion Marx (2003, S. 57ff.)
4 Unter der Überschrift „Disappearing
Acts“ untersucht Joyce K. Fletcher
(1999) dieses Phänomen: „Paradoxical-
ly, the very skills that give organizations
a competitive advantage may be pre-
cisely those that prevent individual
employees – especially women – from
advancing.“ (edd., S. 3)



Sabine Marx

26

5 Zur Begrifflichkeit s. Marx (2003, S.
25ff.).
6 S. zum Lernen in Organisationen Ar-
gyris/Schön (1978), Senge (1998), zur
Kritik Giebeler (1997), aus feministi-
scher Sicht Riegraf (2000).
7 Dabei sind die Verhältnisse zwischen
den Geschlechtern in Bewegung gera-
ten, auch im Ingenieurbereich. Zwar
sind die Zahlen von berufstätigen Inge-
nieurinnen in Deutschland mit ca. 19
Prozent im Osten (fallende Tendenz)
sowie 7,3 Prozent im Westen (anstei-
gend) nach wie vor niedrig, doch gibt
es Anzeichen, dass Frauen am Beginn
einer Eroberung dieses Arbeitsmarktes
stehen.
8 S. zu Managing Diversity Belinszki et
al. (2003), Koall (2001)
9 Zusammenfassend Wilz (2001)
10 Sofern ich im Folgenden von Män-
nern bzw. Frauen spreche, meine ich die
soziale und nicht die biologische Kate-
gorie.
11  S. Fußnote 10
12 Organisation behandelt demnach
Menschen nicht als Personen, sondern
in ihren Funktionen und tritt somit auch
Geschlecht gegenüber neutral auf. Die-
se Sichtweise von Organisation geht auf
Max Webers Bürokratiebegriff zurück.
Damit  erscheinen moderne Organisa-
tionen auch als besonders geeignet, um
mit der Zeit Frauendiskriminierung
abzubauen. In der Frauenforschung
wird dieser Ansatz herausragend von
Rosabeth Moss Kanter (1977) repräsen-
tiert, deren Werk den Beginn der neue-
ren feministischen Organisationsde-
batte markiert.
13 In der feministischen Organisations-
debatte ist hier Ferguson (1984) als Ver-
treterin zu nennen. Hierhin gehören
auch Patriarchatskonzepte in Anleh-
nung an marxistische Analysen (Mies
1989).
14 S. zusammenfassend Müller (1999);
Gottschall (1998); Riegraf (1996). Die
doing gender-Perspektive hat jedoch nichts
an der grundsätzlich hierarchischen
Positionierung von Frauen- und Män-

nerarbeit ändern können, die im Ver-
lauf der Industrialisierung erhalten ge-
blieben ist (Gottschall 1998). Die Fle-
xibilität der Vergeschlechtlichung von
Berufsarbeit unabhängig von Inhalt und
Form der Tätigkeit scheint geradezu ein
Wesensmerkmal dieser historischen
Prozesse zu sein.
15 Zu Beachten ist in diesem Zusam-
menhang Castell’s These vom informa-
tionellen Zeitalter, das einen Raum der
Ströme etabliert, der beginnt, die ‚gu-
ten Orte’ zu ersetzen und zu durchdrin-
gen (s. Marx 2003, S. 44ff.).
16 Die Systemtheorie unterscheidet
vom Begriff der Kommunikation die
Interaktion, klammert direkte Sprache
und (körperliche) Wahrnehmung aus.
Ich plädiere für einen Begriff von Kom-
munikation, der gerade auf die Ver-
knüpfung verschiedener Ebenen und
Sprachen hin orientiert ist, sich also auf
die Schnittstellen und Verständigungs-
formen an Grenzen konzentriert und
weniger auf die kommunikativen Pro-
zesse innerhalb der Grenzen kommunika-
tiver Systeme.
17  Zu diesem und anderen Fachbegrif-
fen der Konversationsanalyse s. Marx
(2003, S. 100ff)
18 S. zum Verfahren der Gruppen-
diskussion: Arbeitsgruppe Bielefelder
Soziologen (1976), Kallmeyer/Schütze
(1976), Bohnsack (1997), Loos/Schäf-
fer (2001). Zu erkenntnistheoretischen
Hintergründen aus gestalttheoretischer
Sicht zusammenfassend Rosenthal
(1995, S. 27 ff.).
19 In der Organisationsforschung wer-
den Gruppendiskussionen als eigen-
ständige Methode noch wenig einge-
setzt, trotz ihrer breiten Nutzung und
Rezeption in der empirischen Sozialfor-
schung. S. zu Theorie und Methode:
Loos, P./Schäffer, B.: (2001); Symon,
G./Cassell, C. (1998); Kühl, S./Strodt-
holz (2002).
20 Die vollständige Analyse s. Marx
(2003, S. 110ff), Erklärung der Trans-
skriptionszeichen ebda (S. 107)
21 Der Fokus in dem Gespräch wie in

der Untersuchung lag nicht in der Be-
ratung von Frau Neuhoff und Metho-
den der Beratung, dann hätte ein ande-
rer Schwerpunkt gewählt werden müs-
sen. Hier stand vielmehr die Textanalyse
(„Diagnose“) im Vordergrund; den-
noch sollte deutlich geworden sein, dass
diese beraterische Perspektiven enthält.
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1. Die Situation von Frauen in
Ingenieur- und Naturwissen-
schaften

1.1. Zur geschlechtsspezifi-
schen Fächerwahl in der
Schule
Der Anteil der jungen Frauen, die
die allgemeine Hochschulreife oder
die Fachhochschulreife erwerben,
ist seit der Bildungsexpansion in den
1970er Jahren bis heute kontinuier-
lich gestiegen und liegt derzeit beim
Abitur bereits über, bei der Fach-
hochschulreife knapp unter 50%
(vgl. BLK 2002, S. 27). Damit ha-
ben sich auch die Zugangschancen
der Mädchen/Frauen zu weiterqua-
lifizierenden Berufsausbildungen
und Studiengängen in den letzten
25 Jahren deutlich verbessert. Aller-
dings hat sich trotz dieser erhöhten
Bildungsbeteiligung an der bekann-
ten geschlechtsspezifischen Wahl
der Abiturprüfungsfächer nahezu

nichts geändert. Lässt man das Fach
Biologie unberücksichtigt, so zeigt
sich bereits zum Ende der schuli-
schen Sozialisation eine mehr oder
weniger ausgeprägte geschlechts-
spezifische Fächerwahl: Jungen
wählen noch immer deutlich häufi-
ger als Mädchen Physik oder Che-
mie als Abiturprüfungsfach. In Ma-
thematik gleichen sich die Anteile
langsam an, da dieses Fach zuneh-
mend Abiturpflichtfach geworden
ist (vgl. BLK 2002, S. 27ff.). Die in
der Wahl der Abiturprüfungsfächer
sichtbar werdende geschlechtsspe-
zifische Fächerwahl hat offensicht-
lich Konsequenzen auf den weite-
ren Bildungsverlauf oder die weite-
re Berufswahl von Frauen.

1.2. Zur geschlechtsspezifi-
schen Wahl der Studienfächer
Der Anteil von Frauen, die ein Stu-
dium aufnehmen, ist in den letzten
25 Jahren ebenfalls deutlich ange-

stiegen. Im Wintersemester 2001/
2002 lag der Anteil der Studienan-
fängerinnen bei 48,8%. Auch hier
zeigt sich jedoch: Zwar hat sich der
Frauenanteil an den Studierenden –
aufgrund der allgemeinen Verschie-
bung der Geschlechterrelation – in
allen Fächergruppen und Studien-
bereichen erhöht. An der hinrei-
chend bekannten geschlechtsspezi-
fischen Wahl der Studienfächer hat
sich aber kaum etwas verändert. Die
niedrigsten Anteile an Studienan-
fängerinnen und Studentinnen fin-
den sich nach wie vor in den Fä-
chergruppen Mathematik und Na-
turwissenschaften sowie Ingenieur-
wissenschaften. In diesen Fächer-
gruppen liegen die Anteile der Frau-
en deutlich unter ihrem allgemeinen
Anteil an den Studienanfängern und
-anfängerinnen bzw. Studierenden.
Betrachtet man nicht nur die Frau-
enanteile in den jeweiligen Fächer-
gruppen, sondern zusätzlich ihre

Anina Mischau

Monoedukative Hochschulangebote für Frauen in
technischen und ingenieurwissenschaftlichen
Fächern
Erwartungen – Erfahrungen – Akzeptanz – Perspektiven

Im Juni 2002 wurde die Autorin vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) mit der Erstellung eines
Gutachtens zur „Akzeptanz monoedukativer Studiengänge/-elemente bei jungen Frauen – Bestandsaufnahme und
exemplarische Befragung“ beauftragt. Neben der Auswertung vorhandener Akzeptanzstudien sollten auch bisherige
Erfahrungen mit in Deutschland existierenden monoedukativen Hochschulangeboten zusammengefasst werden. Beide
Aspekte galt es, in den allgemeinen bildungs- und arbeitsmarktpolitischen Diskurs über Möglichkeiten und Chancen
zur Steigerung des Frauenanteils in den Ingenieur- und Naturwissenschaften einzubetten. Der Schwerpunkt des Gut-
achtens lag jedoch in der Durchführung und Auswertung 34 qualitativer Interviews mit Schülerinnen und Studentinnen,
die exemplarisch an zwei Hochschulorten durchgeführt wurden, an denen monoedukative Studiengänge angeboten wer-
den. Das Gutachten nimmt eine Standortbestimmung der bildungspolitischen Diskussion um monoedukative Studien-
angebote vor und beschreibt auf dem Hintergrund der Ergebnisse aus den durchgeführten Interviews den sich ergebenden
bildungs- und geschlechterpolitischen Handlungsbedarf. Das Gutachten wurde im Januar 2004 vom BMBF zur Ver-
öffentlichung frei gegeben und daraufhin in unveränderter Form in der Schriftenreihe des Interdisziplinäre Frauenforschungs-
Zentrums (IFF) der Universität Bielefeld publiziert. Der Beitrag ist eine Zusammenfassung wesentlicher Punkte des
Gutachtens.
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Anteile in den darunter subsum-
mierten Studienbereichen, so zeigt
sich aber, dass es auch in diesen Fä-
chergruppen heute bereits einzelne
Studienbereiche, wie z.B. Mathema-
tik und Chemie gibt, in denen der
Frauenanteil sehr stark geworden ist
und nicht nur über dem Frauenan-
teil der Fächergruppen, sondern,
wie in Biologie oder Architektur, so-
gar über dem durchschnittlichen
Frauenanteil an den Studierenden
insgesamt liegt. Hier kann man nicht
mehr von einer Unterrepräsentanz
der Frauen sprechen. In den Fä-
chern Informatik, Physik, Maschi-
nenbau/Verfahrenstechnik und
Elektrotechnik ist die Unterreprä-
sentanz von Frauen jedoch nach wie
vor drastisch. Dies gilt auch für das
Fach Wirtschaftsingenieurwesen.
Damit ist festzuhalten, dass die so-
genannten „harten“ oder stark tech-
nisch konnotierten naturwissen-
schaftlichen und die ingenieurwis-
senschaftlichen Studiengänge bis
heute die geringsten Frauenanteile
aufweisen (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2001, BLK 2002).

1.3. Zur Situation auf dem
Arbeitsmarkt
Bereits in den 1990er Jahren wurde
in Politik und Wirtschaft zuneh-
mend betont, dass sich die Ein-
stellungschancen für Naturwissen-
schaftlerinnen und Ingenieurinnen
deutlich verbessert hätten (vgl. z.B.
Ruchatz 1993, Sordon 1995, Preuss
1997). Objektiv hat sich jedoch in
den letzten 10 Jahren an den Berufs-
und Karrierechancen für Frauen
kaum etwas geändert. Noch immer
gestaltet sich der Übergang in das
Beschäftigungssystem für Absol-
ventinnen aus natur- oder ingenieur-
wissenschaftlichen Fächer deutlich
schwieriger als für Absolventen die-
ser Fächer. Hinzu kommt eine ge-
ringere Bezahlung, geringere Auf-
stiegschancen, ein höheres Arbeits-

losigkeitsrisiko und eine geringere
Akzeptanz im Beruf. Derzeit sind
nur rund 10 Prozent der erwerbstä-
tigen Ingenieure und Ingenieurin-
nen Frauen, ihr Anteil in den Kern-
bereichen Maschinenbau und Elek-
trotechnik liegt sogar deutlich da-
runter. Der Anteil von Frauen in
Führungspositionen der Industrie,
der Wirtschaft oder der Wissen-
schaft ist noch immer verschwin-
dend gering und hat sich in den letz-
ten 10 Jahren nur unwesentlich er-
höht (vgl. z.B. Minks 1996, Tischer
1997, VDI 2002).

Da sich jedoch bereits heute ab-
zeichnet, dass der derzeitige und zu-
künftige Fachkräftebedarf im Inge-
nieurbereich und in den unter-
schiedlichen Bereichen der Infor-
mations- und Kommunikations-
technologien nicht allein durch die
zu erwartende Anzahl männlicher
Absolventen entsprechender Studi-
engänge gedeckt werden kann (vgl.
DIHK 2001, Schwarze 2002, VDI
2002), wird für die Zukunft seitens
der Wirtschaft eine gute Arbeits-
marktperspektive für Ingenieurin-
nen prognostiziert. Nicht allein die
allgemeine Arbeitsmarktlage erhöht
die Berufsperspektiven für Frauen
in diesen Bereichen. Im Zuge einer
zunehmenden Sensibilisierung für
neue personalpolitische Unterneh-
menskonzepte und einer konkreten
Umsetzung derselben (Stichwort:
Managing Diversity) nimmt die An-
zahl der Unternehmen zu, die aus
unternehmensstrategischen Überle-
gungen heraus gezielt Frauen als
Mitarbeiterinnen rekrutieren (wol-
len).

Darüber hinaus haben die sich
wandelnden Anforderungsprofile
an die Ingenieurtätigkeit (z.B. ver-
stärkte Internationalität, kommuni-
kative Kompetenz, Interdisziplina-
rität, Teamfähigkeit usw.) die Attrak-
tivität für entsprechende Unterneh-
men erhöht, Frauen mit ihren stär-

ker ausgeprägten kommunikativen
und sozialen Fähigkeiten mehr als
bisher in diese Berufsfelder zu inte-
grieren. Insgesamt kann also eine
positive Beschäftigungsentwicklung
für Frauen in naturwissenschaftlich-
technischen Bereichen erwartet wer-
den, was noch einmal die Dringlich-
keit bildungs- wie arbeitsmarktpo-
litischer Maßnahmen zu einer stär-
keren Motivierung und Integration
von Frauen für bzw. in naturwissen-
schaftlich-technische Berufe betont.

2. Bildungspolitische Konzepte
und Studienreformansätze zur
Steigerung des Frauenanteils
in den Ingenieur- und Natur-
wissenschaften
Es ist unbestritten, dass Maßnah-
men zur Steigerung des Frauenan-
teils in den ingenieur- und naturwis-
senschaftlichen Studiengängen be-
reits in den vorbereitenden, prägen-
den Phasen der schulischen Ausbil-
dung beginnen und von flankieren-
den Maßnahmen auf dem Arbeits-
markt begleitend werden müssen.
Erst durch das Zusammenwirken
unterschiedlicher Maßnahmen auf
den verschiedenen Ebenen des Bil-
dungs- und Ausbildungssystems so-
wie des Arbeitsmarktes und die ver-
stärkte Vernetzung von Bildung,
Wissenschaft und Wirtschaft wird
langfristig eine Veränderung des
Geschlechterverhältnisses in den
Ingenieur- und Naturwissenschaf-
ten erreicht werden können.

In den letzten Jahren hat der
Hochschulbereich zunehmend die
Verantwortung erkannt, verstärkt
Maßnahmen zur Steigerung der At-
traktivität vor allem ingenieur- aber
auch naturwissenschaftlicher Studi-
engänge für Frauen zu ergreifen und
bildungspolitische Konzepte, Akti-
vitäten und Reformansätze in den
Hochschulen und der Hochschul-
ausbildung zu erarbeiten und umzu-
setzen. In Deutschland werden zur
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Zeit innerhalb der Ingenieur- und
Informatikstudiengänge (und dies
gilt bedingt auch für die Naturwis-
senschaften) vier große Ansätze ver-
folgt, um die Unterrepräsentanz
von Frauen in den entsprechenden
Studiengängen zu verändern (vgl.
Schwarze 2001):
1. Die Einführung von Schnupper-

tagen, Studieren auf Probe, Som-
merhochschulen usw. als spezi-
elle Veranstaltungen für Schüle-
rinnen und die Entwicklung von
Mentoringprogrammen für Stu-
dentinnen und Absolventinnen,

2. die Veränderung und Neuprofi-
lierung ingenieurwissenschaft-
licher Studiengänge durch einen
neuen „Fächermix“,

3. die Durchführung monoedukati-
ver Studienreformkonzepte und

4. die Einrichtung monoedukativer
Ingenieur- oder Informatikstu-
diengänge.

Im Ergebnis zeigt sich bisher: Die
Erfahrungen mit speziellen Veran-
staltungen für Schülerinnen sind gut
und stoßen zunehmend auf Reso-
nanz. Sie zeigen, dass es durchaus
gelingen kann, neue Gruppen von
Studentinnen für ein naturwissen-
schaftliches oder technisches Studi-
um zu gewinnen – Studienbewerbe-
rinnen, die ohne diese Maßnahmen
kein entsprechendes Studium ergrif-
fen hätten. Mentoringprojekte oder
-programme an Hochschulen, au-
ßeruniversitären Forschungseinrich-
tungen oder in der Wirtschaft sto-
ßen bei Mentorinnen wie Mentees
ebenfalls auf eine positive Reso-
nanz.

Die inhaltliche Um- bzw. Neu-
strukturierung klassischer inge-
nieurwissenschaftlicher Studiengän-
ge durch einen neuen Fächermix
geht nur „schleppend“ voran; ihr
Effekt ist darüber hinaus bislang
eher gering. Erfolge sind lediglich
da zu verzeichnen, wo die neuen
Anteile direkt im Namen des Studi-

engangs zu erkennen sind (Umwelt-
technik etc.). Dort kommt es offen-
sichtlich zu einer Steigerung der An-
fängerinnenzahlen, in den klassi-
schen Disziplinen hingegen zeigen
sich jedoch keine nennenswerten
Veränderungen.

Monoedukative Studienreform-
konzepte wie z.B. die Internationa-
le Frauenuniversität „Technologie
und Kultur“ (ifu) oder die Informatica
Feminale in Bremen stoßen zwar auf
eine große Resonanz und sind in ih-
rer Signalwirkung auf Studienre-
formmaßnahmen der sie betreffen-
den Studien- und Fachbereiche oder
Wissenschaftsgebiete unbestritten.
Die Chancen der Integration oder
Umsetzung dieser Studienreform-
konzepte in die „normale“ Hoch-
schulausbildung müssen zumindest
derzeit als schwierig und eher ge-
ring eingeschätzt werden. Die Ent-
scheidung, Frauenstudiengänge in
Ingenieurwissenschaften und Infor-
matik anzubieten, ermöglicht
schnelle Steigerungsraten von Frau-
en in diesen Studiengängen und bie-
tet Frauen zudem durch die „klas-
sischen“ Abschlüsse in diesen Stu-
diengängen gute berufliche Chan-
cen. Erste Erfahrungswerte werden
im Folgenden noch genauer be-
schrieben.

2.1. Koedukation und Mono-
edukation in der Diskussion
Die Einrichtung monoedukativer
Studiengänge/-elemente trifft bis
heute in Politik, Wissenschaft, Wirt-
schaft und in anderen gesellschaft-
lichen Bereichen nicht nur auf  Be-
fürworter und Befürworterinnen,
sondern noch immer auf eine gro-
ße Skepsis, auf Vorurteile und Geg-
ner wie Gegnerinnen. Trotz erster
positiver Erfahrungen und Evalua-
tionsergebnisse sind diese Hoch-
schulreformprojekte nach wie vor
umstritten. Das „Für und Wider“
der durch sie ausgelösten bildungs-

und geschlechterpolitischen Diskus-
sionen konzentriert sich im wesent-
lichen auf die Idee einer Geschlech-
tertrennung in der Hochschulausbil-
dung, die in unterschiedlichen Aus-
prägungen allen diesen Reforman-
sätzen zugrunde liegt (vgl. z.B.
Glöckner-Rist/Mischau 2000).

Die Diskussion in Deutschland
um die Einrichtung monoedukati-
ver Studiengänge/-elemente wurde
sehr stark durch die schulische Ko-
edukationsdebatte und Erfahrun-
gen aus anderen Ländern, insbeson-
dere den USA, beeinflusst (vgl.
Kahlert/Mischau 2000). Zwei As-
pekte sind dabei hervorzuheben:
1. Schulexperten und -expertinnen

sind sich inzwischen darin einig,
dass Maßnahmen zu einer be-
wussten reflexiven Koedukation,
u.A. auch ein zeitweise getrenn-
ter schulischer Unterricht in den
„Problemfächern“, oder mono-
edukative Alternativangebote da-
zu beitragen können, Mädchen
stärker für Mathematik, Natur-
wissenschaften und Informatik
zu interessieren, ihre Leistungen
zu verbessern und ihr Selbstbe-
wusstsein, auch in diesen Fächern
„gut sein zu können“, zu stützen.

2. Studentinnen der Women’s Col-
leges in den USA, dies zeigen Ab-
solventinnenstudien immer wie-
der, streben im Vergleich zu Stu-
dentinnen aus koedukativen Ein-
richtungen überproportional
häufig nach dem Undergraduate-
Studium eine weitere wissen-
schaftliche Qualifikation an und
dies gerade auch in naturwissen-
schaftlich-technischen Fächern.
Absolventinnen der Frauencol-
leges sind weitaus häufiger als
Absolventinnen anderer, koedu-
kativer Bildungseinrichtungen in
sog. frauenuntypischen Berei-
chen, d.h. in mathematisch-na-
turwissenschaftlichen oder tech-
nik- bzw. ingenieurwissenschaftli-
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chen Berufsfeldern, tätig und
nehmen dort auch weitaus häu-
figer Führungspositionen ein.

2.2. Erfahrungen mit monoedu-
kativen Hochschulangeboten
in Deutschland
Zur Zeit der Erstellung des Gutach-
tens gab es in Deutschland sechs
(teil-)monoedukative Hochschul-
angebote, die alle an Fachhochschu-
len angesiedelt sind (vgl. z.B. BMBF
1999, Kompetenzzentrum 2002).
Der erste Frauenstudiengang starte-
te zum Wintersemester 1997/98 in
Wilhelmshaven, der „jüngste“ im
Sommersemester 2002 in Furt-
wangen, d.h. monoedukative Stu-
dienangebote existieren in Deutsch-
land erst seit fünf Jahren. Erste Er-
fahrungswerte können zwar einen
Eindruck vermitteln, eine (abschlie-
ßende) Bewertung über den „Er-
folg“ dieser Studienangebote wäre
jedoch zum gegenwärtigen Zeit-
punkt verfrüht, zumal die für die
meisten Studienangebote initiierten
wissenschaftlichen Begleitforschun-
gen noch nicht abgeschlossen sind.

Aus den derzeit zur Verfügung
stehenden Erfahrungsberichten
oder Evaluationsergebnissen (vgl.
z.B. Knapp/Gransee 2002, Komoß
2001 und 2002) lassen sich folgen-
de Tendenzen nachzeichnen:

• Die Mehrzahl der geplanten
monoedukativen Studienangebote
konnte aufgrund der vorhandenen
Nachfrage potentieller Studentin-
nen auch tatsächlich eingerichtet
werden.

• Frauenstudiengänge erweisen
sich als bildungspolitisch geeignete
Maßnahme, um Zugangsschwellen
gegenüber männlich dominierten
Studiengängen – die darüber hinaus
mit einem nach wie vor männlich
konnotierten Technikimage behaf-
tet sind – zu verringern oder abzu-
bauen.

• Erfahrungen der Frauenstu-

diengänge machen deutlich, dass die
Studienentscheidung junger Frauen
offensichtlich sehr wohl durch ein
zielgruppenspezifisches und attrak-
tives Angebot positiv in Richtung
technischer oder ingenieurwissen-
schaftlicher Studiengänge beein-
flusst werden kann. Vorliegende Er-
kenntnisse zur Motivation der Stu-
dentinnen, ein monoedukatives Stu-
dienangebot zu wählen, zeigen, dass
die inhaltliche Konzeption und Ge-
staltung der jeweiligen Studiengän-
ge zumeist einen ebenso großen
Einfluss auf ihre Studienfachwahl
hatten, wie die Tatsache der Mono-
edukation.

• Die Einführung monoeduka-
tiver Studienangebote führte an al-
len Hochschulen zu einem deutli-
chen Anstieg der Frauenanteile in
den entsprechenden Fach- bzw. Stu-
dienbereichen. Auch die „Verbleib-
quoten“ entwickeln sich überwie-
gend positiv.

• Erfahrungsberichte von Stu-
dentinnen aus den Frauenstudien-
gängen belegen in der Mehrzahl eine
positive Bewertung des geschlechts-
homogenen Lern- und Erfahrungs-
raums.
Neben diesen positiven Erfahrun-
gen und offensichtlichen Erfolgen
der Frauenstudiengänge gibt es auch
negative Erfahrungen, die jedoch in
der Regel nicht verallgemeinerbar
sind, sondern mit spezifischen Ge-
gebenheiten an den jeweiligen
Hochschulorten zusammenhängen.
Auf einen in diesem Zusammen-
hang sehr wichtigen und dabei doch
verallgemeinerbaren Problempunkt
sei jedoch hingewiesen: Monoedu-
kative Hochschulangebote treffen
nicht selten auf hochschulinterne
Durchsetzungsprobleme, insbeson-
dere dann, wenn deren Einrichtung
oder die Fortführung eines als Mo-
dellversuch eingerichteten Studien-
gangs innerhalb der Hochschule
oder der entsprechenden Fachberei-

che mit Fragen der Ressourcenver-
teilung oder -bindung einhergehen.
Hier ist ein Umdenken und ein un-
terstützendes Handeln dringend
notwendig, damit monoedukative
Studienangebote trotz ihrer nach-
weisbaren Erfolge nicht deshalb zu
scheitern drohen, weil die Fi-
nanzierungssysteme für Hochschu-
len derzeit keine explizite Honorie-
rung dieser Reformansätze ermög-
lichen.

3. Zur Frage der Akzeptanz
monoedukativer Hochschul-
angebote

3.1. Ergebnisse bisheriger
Akzeptanzstudien
Die bislang „größte“ Akzeptanz-
studie zu monoedukativen Hoch-
schulangeboten wurde 1997-1999
von  Anina Mischau und Angelika
Glöckner-Rist im Auftrag des Mi-
nisteriums für Schule, Weiterbil-
dung, Wissenschaft und Forschung
des Landes Nordrhein-Westfalen
durchgeführt. Ziel dieser Studie war
es, möglichst umfassend und detail-
liert Begründungen für Haltungen
und Einstellungen aufzudecken, die
in unmittelbar betroffenen gesell-
schaftlichen Bereichen die Akzep-
tanz monoedukativer Reformpro-
jekte für Frauen in der Hochschul-
ausbildung beeinflussen würden.
Hierzu wurden insgesamt 10 struk-
turierte Gruppendiskussionen mit
68 Vertretern und Vertreterinnen
aus den Fokusbereichen Hochschu-
le, Arbeitsmarkt und Schule durch-
geführt.

In dieser Studie konnte u.a. fol-
gendes verdeutlicht werden (vgl.
Glöckner-Rist/Mischau 2000):
Wird die Einrichtung monoeduka-
tiver Studienangebote mit Studien-
reformmaßnahmen verknüpft, för-
dert dies die Akzeptanz monoedu-
kativer Hochschulangebote bei po-
tentiellen Nutzerinnen, aber auch
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bei potentiellen Arbeitgebern und
Arbeitgeberinnen. Darüber hinaus
zeigte sich, dass für die Studentin-
nen monoedukativer Studienange-
bote mehrheitlich positive Effekte
(z.B. hinsichtlich des Lernerfolgs,
des Lernklimas, der Förderung fach-
licher Kompetenzen usw.) erwartet
werden.

Geäußerte Bedenken der Teil-
nehmer und Teilnehmerinnen, dass
Absolventinnen monoedukativer
Einrichtungen mit dem Vorurteil
einer schlechteren oder defizitären
Ausbildung begegnet werden könn-
te, und deshalb auch auf dem Ar-
beitsmarkt weniger anerkannt wür-
den, können durch eine entspre-
chend gute Realisierung dieser Aus-
bildungsangebote und eine entspre-
chende Informationspolitik über-
wunden werden. Befürchtungen,
dass nicht genügend Studentinnen
bereit wären, solche Einrichtungen
zu besuchen, sind nach der Ein-
schätzung der in dieser Studie be-
fragten Teilnehmer und Teilnehme-
rinnen unbegründet. Auch dies
hängt jedoch von einer entspre-
chend guten und attraktiven Gestal-
tung dieser Ausbildungsangebote
und einer entsprechenden Öffent-
lichkeitsarbeit ab.

Übereinstimmend wurde jedoch
auch angenommen, dass Studentin-
nen und Absolventinnen monoedu-
kativer Hochschulangebote zumin-
dest auf längere Zeit mit einem re-
lativ hohen Rechtfertigungsdruck
(z.B. hinsichtlich der Qualität ihrer
Ausbildung oder ihrer sozialen
Kompetenzen) zu rechnen hätten,
da das Studium in einem monoedu-
kativen Studiengang in Deutschland
nicht „als normal“ angesehen wer-
de. Ein ganz zentrales Ergebnis war,
dass die Akzeptanz monoedukativer
Studienangebote erst hergestellt
werden muss und nicht „per se“
erwartet werden kann.

Die Ergebnisse aus Akzeptanz-
studien sind und bleiben nach wie
vor problematisch und ambivalent.
Kleinere lokale Akzeptanzstudien,
die zur Vorbereitung oder Planung
etwaiger monoedukativer Studien-
angebote durchgeführt wurden,
bleiben in ihren Ergebnissen wider-
sprüchlich. Einige zeigen, dass bei
der Mehrzahl der Befragten keine
Akzeptanz zu finden ist, andere wie-
derum bestätigen eine vorhandene
Akzeptanz. Die bislang unbeant-
wortete Frage ist, wie viele Befragte
überhaupt monoedukative Studien-
angebote akzeptieren müssen, da-
mit sie bildungspolitisch legitimier-
bar sind.

Darüber hinaus ist es offensicht-
lich noch immer notwendig, darauf
hinzuweisen, dass Akzeptanz her-
gestellt werden muss, da die Gefahr
der Produktion von Artefakten in
„Akzeptanzerfragungen“ extrem
hoch ist. Dies ist ein aus der sozial-
wissenschaftlichen Einstellungs-
forschung hinreichend bekanntes
und thematisiertes Problem, dem
jedoch bis heute – zumindest in der
ideologisch und politisch sehr auf-
geladenen Diskussion um mono-
edukative Studiengänge/-elemente
– kaum Rechnung getragen wird.
Gerade Frauen in den männerdo-
minierten Bereichen der Ingenieur-
und Technikwissenschaften neigen
dazu, ihr Geschlecht möglichst „un-
sichtbar“ zu machen. Ansätze, in
denen das Geschlecht zum struk-
turbildenden Moment der jeweili-
gen Förderstrategie wird, erfahren
daher zunächst oft eine große Ab-
lehnung. Häufig bewirken erst Er-
fahrungen mit entsprechenden
Förderstrategien, d.h. in diesem Fall
mit monoedukativen Studienange-
boten, dass diese auf eine zuneh-
mende Akzeptanz treffen.

3.2. Ergebnisse der vorliegen-
den Akzeptanzstudie
Im Rahmen dieses Gutachtens wur-
den insgesamt 34 an den beiden
Hochschulorten Bremen und Wil-
helmshaven durchgeführte Inter-
views ausgewertet. Folgende Grün-
de waren für die Auswahl dieser bei-
den Hochschulorte als Befragungs-
orte ausschlaggebend: An der Fach-
hochschule Wilhelmshaven wurde
mit dem „Frauenspezifischen Studi-
um zur Wirtschaftsingenieurin“
zum Wintersemester 1997/98 der
erste Frauenstudiengang in
Deutschland eingerichtet. Damit lie-
gen an dieser Fachhochschule die
umfangreichsten Erfahrungen mit
monoedukativen Studiengängen
vor. Die Hochschule Bremen bie-
tet seit dem Wintersemester 2000
den „Internationale Frauenstudien-
gang Informatik“ an. Dies ist bis-
lang der einzige Frauenstudiengang
mit einer internationalen Ausrich-
tung, d.h. ihm kommt, auch unter
dem Aspekt einer allgemeinen Dis-
kussion über die Notwendigkeit ei-
ner verstärkten Internationalisie-
rung der deutschen Hochschulaus-
bildung, eine besondere Bedeutung
zu.

Darüber hinaus bot die Auswahl
dieser beiden monoedukativen Stu-
dienangebote die Möglichkeit, un-
terschiedliche Konzepte (Parallel-
studienangebot versus Exklusivstu-
dienangebot) und Disziplinen in die
„Akzeptanzfrage“ zu integrieren. In
Bremen und Wilhelmshaven wur-
den insgesamt 15 Schülerinnen, 10
Studentinnen aus den jeweiligen
Frauenstudiengängen und 9 Studen-
tinnen aus koedukativen Studien-
gängen desselben oder eines inhalt-
lich ähnlich gelagerten Studiengangs
befragt.

Die strukturierten Leitfadenin-
terviews hatten in erster Linie das
Ziel, noch einmal vertiefend Be-
gründungen für Haltungen und
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Einstellungen aufzudecken, die die
Akzeptanz monoedukativer Studi-
engänge/-elemente in technischen
oder ingenieurwissenschaftlichen
Studienfächern bei jungen Frauen
beeinflussen. In diesem Zusam-
menhang sollte mit den Interview-
teilnehmerinnen auch diskutiert
werden, wie sie die Akzeptanz be-
stimmter Personengruppen (z.B.
Arbeitgeber, Schülerinnen) ein-
schätzen, welche Erwartungen und
„Kriterien“ sie an monoedukative
Studiengänge/-elemente knüpfen
und, sofern es sich um Studentin-
nen aus bereits bestehenden mono-
edukativen Studiengängen handelt,
welche Erfahrungen sie damit ge-
macht haben.

Die Interviews dauerten zwi-
schen 45 und 90 Minuten, sie wur-
den auf Tonband aufgenommen
und anschließend nach den einfach-
sten Transkriptionsregeln verschrif-
tet. Zur Auswertung der Interviews
wurde ein exploratives, inhaltsana-
lytisches Verfahren angewendet. Die
für qualitative Studien durchaus re-
spektable Anzahl von 34 Interviews
gewährleistet hierzu ein ausreichen-
des Material für fundierte wissen-
schaftliche Auswertungen. Für die
Interpretation der Interviews ist an-
zumerken: Die durchgeführten In-
terviews und damit die folgenden
Ergebnisse erheben keineswegs den
Anspruch auf Repräsentativität. Sie
sind vielmehr als „Momentaufnah-
me“ zu verstehen. Als solche geben
sie jedoch ausreichend Anregungen
und Antworten zur Frage (der Her-
stellung) einer Akzeptanz mono-
edukativer Hochschulangebote bei
jungen Frauen. Sie verweisen dar-
über hinaus auf „akzeptanzfördern-
de“ und „akzeptanzhemmende“
Faktoren, die für weitere bildungs-
politische Überlegungen relevant
sind bzw. sein können.

3.2.1. Einstellungen und Akzep-
tanz bei Schülerinnen
Die Auswertung der im Rahmen
dieses Gutachtens durchgeführten
15 Schülerinneninterviews zeigt hin-
sichtlich der Frage nach der Akzep-
tanz monoedukativer Studiengän-
ge/-elemente durch junge Frauen
zusammenfassend folgende Ergeb-
nisse:

• Obwohl die Mehrheit der Schü-
lerinnen zum Zeitpunkt des Inter-
views noch nie etwas von der Exi-
stenz von Frauenstudiengängen ge-
hört hatte, fiel ihre erste spontane
Reaktion überwiegend positiv aus.
Nur eine einzige Schülerin lehnte
monoedukative Hochschulangebo-
te, in welcher Form auch immer,
völlig ab.

• In den ersten spontanen Äuße-
rungen zu monoedukativen Studi-
engängen/-elementen zeigte sich,
dass die Konzeption eines Parallel-
studienganges wie in Wilhelmsha-
ven deutlich stärker positiv bewer-
tet wird als ein „Exklusivangebot“
wie in Bremen oder eine Konzepti-
on, die die Monoedukation nur auf
das Grundstudium beschränkt, wie
z.B. bei dem Studiengang Techno-
logiemanagement und -marketing in
Kiel.

• Die Frage nach der Eigenakzep-
tanz von monoedukativen Studien-
gängen/-elementen machte deut-
lich, dass sich zwei Drittel der Schü-
lerinnen zumindest vorstellen kön-
nen, einen Frauenstudiengang zu
besuchen. Hierunter waren gleicher-
maßen ausgesprochene „Befürwor-
terinnen“ (teil-) monoedukativer
Hochschulangeboten wie Schülerin-
nen, die ein Studium in einem Frau-
enstudiengang von der Konzeption
des Studiengangs oder vom jeweili-
gen Studienfach abhängig machen
würden.

• Die Frage, ob sich die Schüle-
rinnen vorstellen könnten, dass sich
genügend Schülerinnen für mono-

edukative Hochschulangebote inter-
essieren und dadurch vielleicht auch
mehr Schülerinnen naturwissen-
schaftlich-technische Fächer studie-
ren würden, wurde von der Mehr-
zahl der Interviewpartnerinnen ein-
deutig positiv beantwortet.

• Die Fremdakzeptanz hinsicht-
lich potentieller Arbeitgeber und
Arbeitgeberinnen wurde in der
Mehrheit sehr skeptisch und proble-
matisch, wenn nicht sogar ableh-
nend eingeschätzt. Lediglich zwei
Schülerinnen sahen keine Probleme
bei der Akzeptanz der Absolventin-
nen monoedukativer Studiengänge/
-elemente auf dem Arbeitsmarkt,
wenn die Qualität der Ausbildung
gut wäre. Alle anderen Schülerinnen
rechneten mit Vorbehalten oder
Vorurteilen, die zumindest Arbeit-
geber haben werden. Vorbehalte,
die vor allem die fachliche und die
soziale Kompetenz der Absolven-
tinnen betreffen. Die Akzeptanz
von Arbeitgeberinnen hingegen
wurde positiver bewertet. Da jedoch
in der Realität im naturwissenschaft-
lich-technischen oder ingenieurwis-
senschaftlichen Bereich Arbeitge-
berinnen eine Minderheit darstellen,
fällt die bei ihnen vermutete besser
Akzeptanz kaum ins Gewicht.

• Auf die Frage, ob sie eine Idee
oder Vorstellung davon haben, was
man tun könnte, um die Akzeptanz
zu erhöhen bzw. Vorurteile abzu-
bauen, nannten die Schülerinnen
vor allem zwei Aspekte:
1. Die Ausbildungsinhalte müssen

auf jeden Fall denen der koedu-
kativen Studiengänge entspre-
chen und die Qualität der Aus-
bildung muss „gleich gut“ oder
„mindestens so gut“ sein.

2. Es muss mehr Informationen
über diese Angebote geben und
vor allem müssen die Arbeitge-
ber darüber informiert werden,
dass die Frauen genauso gut aus-
gebildet sind oder vielleicht so-
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gar zusätzliche Qualifikationen
haben. Darüber hinaus zeigte
sich: Obwohl die Mehrheit der
Frauen in ihren ersten Reaktio-
nen ein Parallelangebot u.a. we-
gen der Vergleichbarkeit positi-
ver bewertet hatten, als ein „Ex-
klusivangebot“, wurde mehrfach
geäußert, dass Zusatzangebote
zu den „normalen“ Studienin-
halten eine Akzeptanz steigern
könnten.

3.2.2. Einstellungen und Akzep-
tanz bei Studentinnen
monoedukativer Hochschul-
angebote
Die Auswertung der im Rahmen
dieses Gutachtens durchgeführten
10 Interviews mit Studentinnen des
Frauenstudiengangs Wirtschaftsin-
genieurwesen in Wilhelmshaven
und des Internationalen Frauenstu-
diengangs Informatik in Bremen
zeigt hinsichtlich der Frage nach der
Akzeptanz monoedukativer Studi-
engänge/-elemente zusammenfas-
send folgende Ergebnisse:

• Bei der Mehrzahl der befragten
Studentinnen aus dem Internatio-
nalen Frauenstudiengang Informa-
tik war die Entscheidung, Informa-
tik studieren zu wollen, bereits gefal-
len, bevor sie etwas über den Inter-
nationalen Frauenstudiengang In-
formatik in Bremen gehört hatten.
Sie entschieden sich nach eigenen
Aussagen primär für den Internatio-
nalen Frauenstudiengang Informa-
tik, weil sie die inhaltliche Konzep-
tion dieses Studienangebotes ange-
sprochen und überzeugt hätte. Ent-
scheidend war also das Curriculum
des Studienangebots, nicht etwa die
damit einhergehende Monoedukati-
on. Nur eine interviewte Studentin
schwankte zunächst in ihrer Stu-
dienfachwahl und entschied sich
dann primär wegen der Monoedu-
kation für diesen Studiengang. Die
interviewten Studentinnen aus Wil-

helmshaven waren deutlich unent-
schlossener in ihrer Studienwahl
gewesen. Von ihnen entschied sich
die Mehrzahl primär für den Frau-
enstudiengang Wirtschaftsinge-
nieurwesen, weil sie die Idee, nur
unter Frauen zu studieren, ange-
sprochen und überzeugt hatte. Für
sie war die Monoedukation letztlich
das entscheidende Kriterium, über-
haupt Wirtschaftsingenieurwesen
zu studieren. Nur eine Studentin
entschied sich für das Fach Wirt-
schaftsingenieurwesen, weil sie die
Kombination von wirtschaftlichen
und technischen Anteilen überzeugt
hatte. Dass sie einen Frauenstudien-
gang wählen konnte, fand sie toll,
letztlich hätte sie sich aber wohl
auch für einen koedukativen Studi-
engang eingeschrieben, wenn sie
keine Auswahlmöglichkeit gehabt
hätte.

• Die überwiegende Mehrheit der
hier befragten Studentinnen bewer-
tete ihre bisherigen Erfahrungen in
den jeweiligen Studiengängen posi-
tiv. Ihre Erwartungen hinsichtlich
eines besseren und offeneren Lern-
klimas unter Frauen, eines stärke-
ren Zusammenhalts in der Gruppe,
des Leistungsniveaus und der Lern-
inhalte hatten sich weitgehend er-
füllt.

• Die allgemeine Einschätzung
oder Bewertung der Konzeption ei-
nes monoedukativen Studienange-
bots als Exklusivangebot wie in Bre-
men im Vergleich zu einem Parallel-
angebot wie in Wilhelmshaven
brachte ein erstaunliches Ergebnis
hervor: Ungeachtet ihrer eigenen
Studiengangwahl und ihrer persön-
lichen Erfahrungen bewertete die
große Mehrzahl der befragten Stu-
dentinnen eine Parallelkonzeption
zu einem koedukativen Studiengang
positiver als ein Exklusivangebot
nur für Frauen.

• Die Frage, ob durch die Ein-
richtung monoedukativer Ausbil-

dungsangebote mehr Frauen natur-
wissenschaftlich-technische oder in-
genieurwissenschaftliche Fächer
studieren würden, wurde von allen
Studentinnen übereinstimmend be-
jaht.

• Auch die hier interviewten Stu-
dentinnen waren über die Akzep-
tanz auf dem Arbeitsmarkt geteil-
ter Meinung. Nur drei Studentinnen
sahen keine Probleme bei späteren
Arbeitgebern. Eine von ihnen wie-
derholte das bereits bekannte Argu-
ment, dass es nur auf die Leistung
und die Qualität der Ausbildung an-
kommen würde, dann wäre die Tat-
sache, ob man monedukativ oder
koedukativ studiert hätte, unerheb-
lich. Zwei führten ihre positive Ein-
schätzung der Akzeptanz auf eige-
ne Erfahrungen bei der Suche nach
einem Praktikumplatz oder bei son-
stigen Firmenkontakten zurück. Al-
le Studentinnen waren sich darin
einig, dass die Akzeptanz potentiel-
ler Arbeitgeber nicht von vorneher-
ein bestehen wird, sondern erst her-
gestellt werden muss.

• Von allen im Rahmen des Gut-
achtens interviewten Zielgruppen
konnten erwartungsgemäß die Stu-
dentinnen der Frauenstudiengänge
am konkretesten und am umfas-
sendsten Kriterien und Maßnahmen
benennen, die ihrer Ansicht nach
die Akzeptanz monoedukativer
Hochschulangebote fördern (wür-
den). Dabei hatten sie sowohl po-
tentielle Nutzerinnen im Blick, für
die in erster Linie das Angebot at-
traktiv sein muss, wie auch potenti-
elle Arbeitgeber und Arbeitgeberin-
nen, für die die Einstellung der Ab-
solventinnen attraktiv sein muss. Im
wesentlichen können die genannten
Kriterien und Maßnahmen in drei
Aspekte eingeteilt werden: die „or-
ganisatorischen Rahmenbedingun-
gen“ eines solchen Studienangebots,
die inhaltliche Gestaltung und die
für den Prozess der Herstellung von
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Akzeptanz notwendige Öffentlich-
keitsarbeit.
Als wesentliche akzeptanzfördernde
Aspekte bei den organisatorischen Rah-
menbedingungen  wurden folgende
Punkte genannt:

• Für potentielle Nutzerinnen
kann ein monoedukativer Studien-
gang nach Ansicht der hier befrag-
ten Studentinnen attraktiv sein, weil
er im Gegensatz zum sonstigen
Hochschulbetrieb ein Studium in
kleineren Gruppen anbietet. Dies
ermöglicht nicht nur eine intensive-
re fachliche Ausbildung und Betreu-
ung, sondern auch einen stärkeren
Zusammenhalt zwischen den Stu-
dentinnen und ein offenes und ko-
operatives Lernklima.

• Eine starke Präsenz von Frau-
en im Lehrkörper steigert nach Mei-
nung einiger Studentinnen ebenfalls
die Attraktivität monoedukativer
Studienangebote für potentielle
Nutzerinnen. Weibliche Vorbilder
und Identifikationsmodelle sind für
den eigenen Berufsweg für Schüle-
rinnen und Studentinnen nicht nur
wichtig, sie werden auch zuneh-
mend „eingefordert“, d.h. Frauen
wünschen sich zunehmend, auch
von Frauen unterrichtet zu werden.

• Frauenstudiengänge sollten, so
die Mehrzahl der Studentinnen, in
die jeweiligen technischen oder in-
genieurwissenschaftlichen Fachbe-
reich integriert sein und nicht etwa
isoliert werden oder sich sogar
selbst isolieren. Das Angebot oder
die Förderung gemeinsamer Veran-
staltungen, Projekte oder fachlicher
Wettbewerbe mit Studierenden aus
demselben oder einem fachlich ähn-
lichen koedukativen Studiengang
würde auch die Attraktivität steigern
und vorhandene Vorurteile, mono-
edukative Studentinnen hätten nicht
gelernt mit Männern umzugehen
oder könnten sich nicht durchset-
zen, entkräftigen.
Als wesentliche akzeptanzfördern-

de Aspekte bei der inhaltlichen Aus-
gestaltung wurden folgende Punkte
hervorgehoben:

• Monoedukativer Studiengänge
sollten, so die einheitliche Meinung,
das gleiche Niveau und die gleichen
fachlichen Ausbildungsinhalte ha-
ben, wie vergleichbare koedukative
Studiengänge.

• Die deutliche Mehrheit der Stu-
dentinnen begrüßte Studienreform-
maßnahmen wie eine noch stärkere
Praxisorientierung und eine stärke-
re internationale Ausrichtung tech-
nischer und ingenieurwissenschaft-
licher Studiengänge, wollte diese je-
doch auch in koedukativen Studien-
gängen integrieren.

• Darüber hinaus begrüßte etwa
die Hälfte der Studentinnen, dass
Zusatzangebote in das Curriculum
integriert werden, um besonders
Frauen zu fördern bzw. ihre Poten-
tiale zu stärken.
Zur Öffentlichkeitsarbeit als zentrale
Aufgabe zur Herstellung von Ak-
zeptanz wurde angemerkt, dass die
Studentinnen aus eigenen Erfahrun-
gen wissen, wie wichtig und not-
wendig eine gute Informationspo-
litik und eine zielgerichtete Öffent-
lichkeitsarbeit ist, um Vorbehalte
und Vorurteile gegenüber mono-
edukativen Studienangeboten, de-
ren Studentinnen und deren Absol-
ventinnen abzubauen und damit
eine breitere gesellschaftliche Ak-
zeptanz herzustellen. Notwendig sei
hierbei eine Zielgruppenspezifische
Informationspolitik für potentielle
Nutzerinnen und potentielle Arbeit-
geber und Arbeitgeberinnen.

3.2.3. Einstellungen und Ak-
zeptanz bei Studentinnen
koedukativer Studiengänge
Die Auswertung der im Rahmen
dieses Gutachtens durchgeführten
9 Interviews mit Studentinnen aus
denselben oder den monoedukati-
ven Studienangeboten vergleichba-

ren koedukativen Studiengängen an
der  Fachhochschule Wilhelmsha-
ven und der Hochschule Bremen
zeigt hinsichtlich der Frage nach der
Akzeptanz monoedukativer Studi-
engänge/-elemente zusammenfas-
send folgende Ergebnisse:

• Die Mehrzahl der hier befrag-
ten koedukativen Studentinnen hat
sich bewusst gegen den an ihrer
Hochschule existierenden mono-
edukativen Studiengang entschieden
und lehnte monoedukative Studien-
angebote zumindest für sich selbst
kategorisch ab. Die ablehnende Hal-
tung hat dabei nichts mit etwaigen
Inhalten dieser Studienangebote
oder mit deren Konzeption zu tun,
sondern äußert sich als generelle
Ablehnung einer Geschlechtertren-
nung in der Hochschulausbildung.
Häufig wurde zur Begründung das
hinreichend bekannte Argument
vorgebracht, dass man im Berufs-
leben ja auch mit Männern zusam-
men sei und deshalb ein Studium
nur unter Frauen realitätsfremd wä-
re. Sie begründeten ihre Ablehnung
auch mit den Argumenten, es wür-
de mehr Spaß machen, gemeinsam
mit Männern zu studieren, Männer
wären im Umgang unkomplizierter
und hilfsbereiter, während Frauen
unter sich sehr problematisch und
„zickig“ wären. Darüber hinaus
zeigte sich, wie bereits bei einigen
Schülerinnen, dass sich auch die ko-
edukativen Studentinnen deutlich
von Nutzerinnen monoedukativer
Angebote abgrenzten, da sie diese
Studiengänge nicht „nötig hätten“
und diese Angebote ihrer Ansicht
nach nur für jene Frauen eingerich-
tet würden, die unsicher seien oder
sich das Studium mit Männern ge-
meinsam nicht zutrauten. Eine Aus-
nahme bildeten drei in Wilhelmsha-
ven befragte „Wechslerinnen“, die
ihr Studium im Frauenstudiengang
begonnen und dann, da die Mono-
edukation inzwischen nur noch auf
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das Grundstudium beschränkt ist,
in den koedukativen Parallelstudien-
gang wechseln mussten.

• Die allgemeine Einschätzung
oder Bewertung der Konzeption ei-
nes monoedukativen Studienange-
bots als Exklusivangebot wie in Bre-
men im Vergleich zu einem Parallel-
angebot wie in Wilhelmshaven
brachte dasselbe Ergebnis, das sich
bereits bei den monoedukativen
Studentinnen zeigte. Ungeachtet ih-
rer eigenen Wahl eines koedukativen
Studiengangs und der Ablehnung
monoedukativer Studiengänge für
sich selbst oder ihrer Situation als
„Wechslerin“ und damit der eigent-
lichen Befürwortung monoeduka-
tiver Studiengänge, bewerteten alle
befragten Studentinnen eine Paral-
lelkonzeption zu einem koeduka-
tiven Studiengang eindeutig positi-
ver als ein Exklusivangebot nur für
Frauen.

• Die Frage, ob die Studentinnen,
wären sie in dieser Entscheidungs-
position, monoedukative Studien-
angebote einrichten würden, wurde
überraschenderweise von der Mehr-
zahl bejaht. Lediglich eine Studen-
tin hält monoedukative Hochschul-
angebote für einen „totalen
Quatsch“ und meinte, man sollte
sich lieber anstrengen, die Frauen
für einen koedukativen Studiengang
zu gewinnen. In der Mehrzahl wur-
de jedoch aus allgemeinen bildungs-
politischen Gründen die Einrich-
tung von monoedukativen Hoch-
schulangeboten befürwortetet. Alle
Studentinnen betonten jedoch noch
einmal, dass ihr positives Votum
nicht für ein Exklusivangebot, son-
dern nur für einen Parallelstudien-
gang gelten würde.

• Die Frage, ob durch die Ein-
richtung monoedukativer Ausbil-
dungsangebote mehr Frauen natur-
wissenschaftlich-technische oder in-
genieurwissenschaftliche Fächer
studieren würden, wurde von der

großen Mehrheit der koedukativen
Studentinnen bejaht.

• Auch die koedukativen Studen-
tinnen und die „Wechslerinnen“
schätzten die Akzeptanz der Absol-
ventinnen von monoedukativen
Studiengängen bei späteren Arbeit-
gebern und Arbeitgeberinnen als
eher problematisch oder sogar ab-
lehnend ein. Mehr als die Hälfte war
der Ansicht, die Akzeptanz würde
sehr stark von dem jeweiligen Ar-
beitgeber selbst abhängen. Mögli-
cherweise würde es einige wenige
geben, die hier offener reagierten
oder es sogar gut fänden. Einige
würden sich vielleicht auch in Vor-
stellungsgesprächen von der fachli-
chen Qualität, der Leistungsfähig-
keit oder der Person selbst überzeu-
gen lassen, sofern sie diese Frauen
überhaupt einladen würden. Die
überwiegende Anzahl der Arbeitge-
ber würde jedoch nach Ansicht die-
ser Studentinnen eher skeptisch und
mit Vorurteilen reagieren.

• Einzelne Studentinnen bezogen
die Frage nach der Fremdakzeptanz
von sich aus auch auf die hoch-
schulinterne Akzeptanz. Damit wer-
den natürlich in erster Linie spezifi-
sche Probleme oder Akzeptanz-
schwierigkeiten an den jeweiligen
Hochschulen angesprochen, die in
der Regel nicht so einfach zu verall-
gemeinern sind. Auf zwei der ge-
nannten Aspekte soll jedoch hier
eingegangen werden, da hiermit in
der Tat verallgemeinerbare akzep-
tanzhemmende Faktoren benannt
werden, die es für die Herstellung
einer hochschulinternen Akzeptanz
bei zukünftigen Planungen zur Ein-
richtungen monoedukativer Stu-
dienangebote zu vermeiden gilt. Aus
Bremen wurde berichtet, dass die
Studentinnen des Internationalen
Frauenstudiengangs Informatik viel
besser ausgestattet seien und sich
selbst völlig isolierten. Beides wür-
de die Atmosphäre an der Hoch-

schule und einen „normalen“ Um-
gang miteinander erheblich stören
bzw. erschweren. Aus Wilhelmsha-
ven wurde berichtet, dass sich ko-
edukative Studentinnen wie Studen-
ten nicht nur genervt, sondern auch
benachteiligt fühlten, weil die Frau-
en aus dem Frauenstudiengang stän-
dig in der Presse und an der Hoch-
schule herausgehoben und ins Ram-
penlicht gestellt würden. Auch die
Werbemaßnahmen hätte die Frau-
en, die koedukativ studieren, irgend-
wie „runter gemacht“, weil überall
betont wurde, die Frauen, die im
Frauenstudiengang studieren, wären
etwas ganz besonderes und bekä-
men dort eine einmalige tolle „Top-
Ausbildung“. Auch wenn sich diese
Situation inzwischen in Wilhelms-
haven etwas normalisiert hätte, so
hätten diese „Aktionen“ die Proble-
me in der Hochschule erst richtig
„hochgekocht“ und man müsste
sich nicht wundern, wenn es dann
in der Hochschule an Akzeptanz
mangele.

• Auf die Frage, ob sie eine Idee
oder Vorstellung davon haben, was
man tun könnte, um die Akzeptanz
zu erhöhen bzw. Vorurteile abzu-
bauen, nannten die koedukativen
Studentinnen die folgenden Aspek-
te, die bereits aus den anderen In-
terviews deutlich wurden: Die Aus-
bildungsinhalte müssten auf jeden
Fall denen der koedukativen Studi-
engänge entsprechen. Eine interna-
tionale Ausrichtung und eine starke
Praxisorientierung könnten viel-
leicht die Akzeptanz bei Arbeitge-
bern steigern. Dies gilt auch für ge-
meinsame Kurse mit Männern, die
von Anfang an in das Studium inte-
griert werden sollten. Zur Herstel-
lung einer größeren Akzeptanz wäre
es notwendig, in Schulen mehr In-
formationsveranstaltungen zu ma-
chen und/oder direkt in Unterneh-
men den Kontakt und Austausch zu
suchen.
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4. Folgerungen und Hand-
lungsempfehlungen
Im Zentrum des Gutachtens stand
die Frage der Akzeptanz monoedu-
kativer Studiengänge/-elemente bei
jungen Frauen. Auf der Basis einer
Reflexion und Standortbestimmung
der bildungspolitischen Diskussion
um monoedukative Studienange-
bote in Deutschland und vor dem
Hintergrund aktueller Ergebnisse
aus exemplarisch durchgeführten
qualitativen Interviews gilt es, Fol-
gerungen und den sich ergebenden
Handlungsbedarf bzw. Handlungs-
empfehlungen zu formulieren.
Hierzu werden zunächst die wich-
tigsten Ergebnisse aus den Inter-
views einer zielgruppenübergreifen-
den Betrachtung unterzogen, da erst
eine gemeinsame Ergebnisanalyse,
die auf Unterschiede und Gemein-
samkeiten zwischen den Zielgrup-
pen eingeht, erlaubt, Folgerungen
zu ziehen und Handlungs- und Um-
setzungsempfehlungen zu beschrei-
ben.

4.1. Zielgruppenübergreifende
Ergebnisse

4.1.1. Zur Einschätzung der
„Nachfrage“
Die erste bildungspolitische Frage,
die es zu beantworten gilt, ist:
„Lohnt“ sich die Einrichtung mo-
noedukativer Studienangebote, d.h.
wird es genügend potentielle Nut-
zerinnen geben, um die (weitere)
Einrichtung monoedukativer Stu-
dienangebote bildungspolitisch zu
legitimieren?

Dabei ist zu beachten: Monoedu-
kative Hochschulangebote sind im-
mer „alternative“ Angebote im an-
sonsten breitgefächerten Spektrum
koedukativer Studiengänge. Mono-
edukative Studiengänge/-elemente
werden im deutschen Hochschul-
system auch perspektivisch nicht die
Rolle eines „Massenangebotes“ ein-

nehmen, müssen vor diesem Hinter-
grund also auch nicht von der „brei-
ten“ Masse der Studierwilligen ak-
zeptiert werden.

In der durchgeführten Akzep-
tanzstudie wurde deutlich: Mono-
edukative Studienangebote treffen
bei den hier befragten Schülerinnen
auf eine hohe Eigenakzeptanz.
Zwei Drittel der Schülerinnen konn-
ten sich vorstellen, alternativ auch
ein monoedukatives Studienange-
bot zu besuchen. Die Frage, ob sich
die Teilnehmerinnen vorstellen
könnten, dass sich genügend Schü-
lerinnen für monoedukative Hoch-
schulangebote interessieren und da-
durch vielleicht auch mehr Schüle-
rinnen ingenieur- oder naturwissen-
schaftliche bzw. technische Fächer
studieren würden, wurde von der
großen Mehrheit der Schülerinnen,
der „koedukativen“ Studentinnen
und von allen „monoedukativen“
Studentinnen eindeutig positiv be-
antwortet. Folgende Begründungen
wurden für diese Einschätzungen
vor allem mit Blick auf ingenieur-
wissenschaftliche und technische
Studiengänge genannt:

• Monoedukative Hochschulan-
gebote könnten für Frauen, die in
ihrer Studienfachwahl unentschlos-
sen oder hinsichtlich ihrer fachli-
chen Kompetenz unsicher sind, die
Hemmschwelle zur Aufnahme eines
ingenieurwissenschaftlichen oder
technischen Studiums erheblich
senken.

• Auch für Frauen, die von ihrer
fachlichen Kompetenz überzeugt
sind, vor einem technischen oder in-
genieurwissenschaftlichen Studium
aber zurückschrecken, weil sie dort
in der Minderheit wären, würden
monoedukative Studienangebote
neue Perspektiven und Optionen
eröffnen.

• Darüber hinaus wird es einer-
seits Frauen geben, die die inhaltli-
che Konzeption des jeweiligen Stu-

diengangs überzeugen wird und die
sich deshalb entscheiden werden,
ein solches Angebot zu nutzen, für
die aber die Monoedukation nicht
das entscheidende Kriterium sein
wird. Andererseits wird es Frauen
geben, die sich explizit wegen der
Monoedukation für einen solchen
Studiengang entscheiden, obwohl
sie vorher überhaupt nicht über ein
Studium dieser Richtung nachge-
dacht haben.
Diese Ergebnisse lassen darauf
schließen, dass es auch in Zukunft
genügend Interessentinnen und po-
tentielle Studentinnen für mono-
edukative Studienangebote geben
wird. Inwieweit diese potentiellen
Nutzerinnen solche Angebote auch
wählen werden, kann aber von der
Konzeption und der Qualität des
jeweiligen Hochschulangebotes ab-
hängig sein.

4.1.2. Die Bewertung unter-
schiedlicher Modelle monoedu-
kativer Studienangebote
Die zweite Frage, die für bildungs-
politische Planungen zur (weiteren)
Einrichtung monoedukativer Stu-
dienangebote ausschlaggebend ist,
lautet: Welches Modell hat die
„größten Erfolgschancen“ sowohl
seine Attraktivität und Akzeptanz
bei potentiellen Nutzerinnen als
auch die Akzeptanz seiner Studen-
tinnen oder Absolventinnen auf
dem Arbeitsmarkt betreffend?

Dabei ist zu beachten: Die mög-
liche Präferenz eines bestimmten
Modells spricht in erster Linie die
organisatorische Umsetzung eines
solchen Angebots an und bewertet
nicht die damit möglicherweise zu-
sammenhängende inhaltliche Kon-
zeption bestehender Angebote

Aus den Interviews wurde deut-
lich: In allen Zielgruppen wurde die
Konzeption eines Parallelstudien-
ganges gegenüber einem koeduka-
tiven Studiengang deutlich positiver
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bewertet wurde als ein „Exklusiv-
angebot“ nur für Frauen. Folgende
Begründungen wurden für diese
Einschätzung genannt:

• Durch ein Parallelangebot wie
in Wilhelmshaven bleibt die Opti-
on zum Wechseln offen, egal ob und
aus welchen Gründen diese genutzt
oder eben nicht genutzt wird. Bei
einem Exklusivangebot muss man,
sollte man feststellen, ein Frauen-
studiengang ist doch „nicht das
Richtige“, entweder eine andere Stu-
dienfachrichtung wählen oder im
schlimmsten Fall sogar noch einmal
neu mit einem anderen Studium be-
ginnen. Bei einer nur auf ein
Grundstudium beschränkten Mo-
noedukation ist man gezwungen,
dann koedukativ weiter zu studie-
ren. Dies hätte den „Beige-
schmack“, dass Frauen erst ein biss-
chen Nachhilfe brauchen, bevor sie
„normal“, d.h. koedukativ, studieren
können.

• Die Konzeption als Parallelan-
gebot ermöglicht eine Vergleichbar-
keit im Leistungsniveau, in den Aus-
bildungsinhalten und damit auch in
der Qualität der Ausbildung bzw.
hinsichtlich der erworbenen fachli-
chen Kompetenz, die für das eige-
ne Selbstbewusstsein, aber auch für
eine Beurteilung durch spätere Ar-
beitgeber und Arbeitgeberinnen,
von Bedeutung sein kann.

• Ein Exklusivangebot wie in
Bremen eröffnet zwar die Chance,
zusätzliche arbeitsmarktrelevante
Kompetenzen zu erwerben. Es
kann jedoch nach Ansicht der Teil-
nehmerinnen die eigene Unsicher-
heit und den Rechtfertigungsdruck
gegenüber potentiellen Arbeitge-
bern hinsichtlich der „eigentlichen“
fachlichen Qualifikation erhöhen.

• Zusätzlich wurde von den „ko-
edukativen“ Studentinnen ange-
führt, dass ein Exklusivangebot dem
Postulat „Gleiche Bildungschancen
für alle“ entgegenstehen und „Män-

ner benachteiligen“ würde.
Die Ergebnisse, die sich hinsichtlich
der Bewertung unterschiedlicher
Modelle monoedukativer Studien-
angebote gezeigt haben, lassen dar-
auf schließen, dass eine organisato-
rische Umsetzung als Parallelstu-
diengang am erfolgversprechend-
sten ist, zumindest was die Frage der
Akzeptanz betrifft.

4.1.3. Die Einschätzung der
Fremdakzeptanz bei potentiellen
Arbeitgebern und Arbeitgeberin-
nen
Eine entscheidende bildungs- und
arbeitsmarktpolitische Frage ist:
Führen monoedukative Studienan-
gebote Studentinnen oder Absol-
ventinnen arbeitsmarktpolitisch
möglicherweise in eine „Sackgasse“,
da sie schlechtere Berufschancen als
Absolventen und Absolventinnen
koedukativer Studiengänge haben,
oder eröffnen sie ihnen zumindest
die gleichen oder sogar bessere Be-
rufschancen? Die Einrichtung mo-
noedukativer Studienangebote zur
Steigerung der Frauenanteile in na-
tur- und ingenieurwissenschaftli-
chen wie technischen Fächern
macht nur dann Sinn, wenn diese
Frauen anschließend auch vom Ar-
beitsmarkt angenommen werden.

Dabei ist zu beachten: Bei der
Einschätzung der Fremdakzeptanz
durch potentielle Arbeitgeber und
Arbeitgeberinnen handelt es sich
nicht um etwaige Erfahrungswerte,
sondern bei den meisten der hier be-
fragten Personen um „reine Vermu-
tungen“, da sie weitgehend selbst
noch keine entsprechenden Kon-
takte mit dem Arbeitsmarkt hatten.
Diese Einschätzungen müssen also
nicht unbedingt mit der Realität
übereinstimmen. Veränderungen in
der Arbeitswelt führen auch zu Um-
denkungsprozessen in Unterneh-
men, die jedoch die Wahrnehmung
und das Vorhandensein „alter Vor-

urteile“ und „bisheriger Handlungs-
weisen“ nur sehr langsam aufbre-
chen.

Im Ergebnis zeigte sich: Die
Mehrzahl der Schülerinnen und die
Mehrzahl der „koedukativen“ Stu-
dentinnen schätzen die Akzeptanz
der Absolventinnen monoedukati-
ver Studiengänge auf dem Arbeits-
markt sehr skeptisch, zumindest
problematisch, wenn nicht sogar ab-
lehnend ein. Auch die „monoedu-
kativen“ Studentinnen waren sich
einig, dass die Akzeptanz potenti-
eller Arbeitgeber und Arbeitgebe-
rinnen nicht von vorne herein be-
steht, sondern erst hergestellt wer-
den muss, aber auch hergestellt wer-
den kann. In der Tendenz bewerte-
ten sie damit die Akzeptanz leicht
besser als die beiden anderen Ziel-
gruppen. Folgende Begründungen
wurden für diese Einschätzungen
angeführt:

• Die Befragten aller drei Ziel-
gruppen rechnen mit Vorbehalten
oder Vorurteilen vor allem seitens
der Arbeitgeber, die möglicherwei-
se die fachliche und die soziale
Kompetenz der Absolventinnen
betreffen. Hinsichtlich der fachli-
chen Kompetenzen werden Absol-
ventinnen monoedukativer Studien-
gänge sicherlich mit dem Vorurteil
konfrontiert werden, dass sie in ei-
nem „Studiengang-light“ oder
„Schonstudiengang“ studiert und
damit eine defizitäre Ausbildung
hätten. Hinsichtlich der sozialen
Kompetenzen wird ihnen ggf. ent-
gegengebracht werden, dass sie sich
nicht gegen Männer durchsetzen
könnten, nicht in männerdominierte
Betriebe integrieren ließen oder so-
gar „Angst vor Männer hätten“.

• Vor allem die Schülerinnen und
„koedukativen“ Studentinnen argu-
mentierten, dass aus den genannten
Gründen Arbeitgeber, sofern sie
überhaupt Frauen einstellten, wohl
lieber Absolventinnen koedukativer
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Studiengänge nehmen würden, da
sie dann wüssten, die haben diesel-
be Ausbildung wie Männer und ha-
ben auch gelernt, sich mit bzw. ge-
gen Männern „durchzubeißen“. Die
„monoedukativen“ Studentinnen
hingegen vertraten die Meinung,
dass die Absolventinnen monoedu-
kativer Studiengänge zumindest der-
zeit noch einem höheren Erklä-
rungsbedarf oder Rechtfertigungs-
druck über ihre fachlichen und so-
zialen Kompetenzen ausgesetzt sei-
en. Unter der Voraussetzung, dass
eine entsprechende Informations-
politik stattfindet und Kontakte und
Kooperationen zwischen den Stu-
diengängen und Firmen aufgebaut
und verstärkt werden, war jedoch
die Mehrzahl der Studentinnen der
Meinung, dass Absolventinnen mo-
noedukativer Hochschulangebote
zumindest perspektivisch die glei-
chen, vielleicht sogar eher bessere
Chancen auf dem Arbeitsmarkt ha-
ben würden als Absolventinnen aus
koedukativen Studiengängen.
Die geäußerten Einschätzungen der
Fremdakzeptanz bei potentiellen
Arbeitgebern (und Arbeitgeberin-
nen) lassen darauf schließen, dass
hier nach wie vor die größten Prob-
leme gesehen bzw. vermutet wer-
den. Dies sind Probleme, die vor al-
lem Vorurteile und Vorbehalte be-
treffen, mit dem Bildungsangebot
selbst aber nur wenig zu tun haben.
Sie verweisen in erster Linie auf die
Notwendigkeit, bildungspolitische
Entscheidungen eng mit flankieren-
den Maßnahmen auf dem Arbeits-
markt zu verknüpfen, um ihren Er-
folg nicht zu gefährden. Darüber
hinaus heben sie besonders deutlich
hervor, dass Akzeptanz nichts „Na-
turgegebenes“ ist, sondern immer
erst hergestellt werden muss. Die-
ser „Herstellungsprozess“ erst wird
es ermöglichen, nicht nur vermute-
te oder tatsächlich vorhandene Vor-
behalte und Vorurteile potentieller

Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen
abzubauen, sondern in der Folge
auch offensichtlich noch vorhande-
ne Scheren in den Köpfen potenti-
eller Nutzerinnen oder anderer
Gruppen zu überwinden.

4.1.4. Akzeptanzfördernde
Kriterien und Maßnahmen
Die bildungs- und arbeitsmarkt-
politischen Fragen, die hinter der
Frage nach möglichen Kriterien
oder Maßnahmen zur Förderung
der Akzeptanz monoedukativer Stu-
dienangebote und deren Studentin-
nen bzw. Absolventinnen stehen,
betreffen einerseits die Frage der
„Qualitätskriterien“ der Studiengän-
ge selbst und andererseits die Frage
nach unterstützenden Maßnahmen
im Prozess der Herstellung von Ak-
zeptanz.

Dabei ist zu beachten: Der Fo-
kus des Gutachtens liegt auf der
Frage der Akzeptanz monoeduka-
tiver Studienangebote bei jungen
Frauen. Daher wurde die Frage nach
möglichen akzeptanzfördernden
Kriterien oder Maßnahmen auch in
erster Linie mit Blick auf die Attrak-
tivität dieser Bildungsangebote für
potentielle Nutzerinnen gestellt.
Darüber hinaus wurde die Frage auf
den Arbeitsmarkt erweitert, da eine
fehlende Akzeptanz bei potentiel-
len Arbeitgebern unmittelbar das
„Wahlverhalten“ potentieller Nutze-
rinnen beeinflussen kann. D.h. bil-
dungspolitisch richtige und wichti-
ge Studienangebote werden auch
nur dann von potentiellen Nutzerin-
nen angenommen werden, wenn
diese davon überzeugt sein können,
damit auch eine gute Arbeitsmarkt-
perspektive zu erhalten.

Da von den Zielgruppen selbst
die Akzeptanz auf dem Arbeits-
markt problematisiert wurde, ist es
nur folgerichtig, ihre Vorstellung zur
Erhöhung der Akzeptanz bei poten-
tiellen Arbeitgebern und Arbeitge-

berinnen in die Betrachtung zu in-
tegrieren. Der eigentlich notwendi-
ge, ergänzende Blick von Seiten der
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen
war nicht Gegenstand dieses Gut-
achtens, soll an dieser Stelle aber als
Forschungsdesiderat hervorgeho-
ben werden. Dies gilt auch für Kri-
terien oder Maßnahmen für (die
Herstellung) eine(r) hochschulinter-
ne(n) Akzeptanz.

Im Ergebnis zeigte sich: Von al-
len im Rahmen des Gutachtens in-
terviewten Zielgruppen konnten er-
wartungsgemäß die Studentinnen
der Frauenstudiengänge am konkre-
testen und am umfassendsten Kri-
terien und Maßnahmen benennen,
die ihrer Ansicht nach die Akzep-
tanz monoedukativer Hochschulan-
gebote fördern (würden). Auch die
Schülerinnen und die „koeduka-
tiven“ Studentinnen griffen diese
Frage auf, blieben in ihren Ausfüh-
rungen aber relativ allgemein. Fol-
gende Kriterien und Maßnahmen
wurden übereinstimmend genannt:

• Um das Vorurteil, Frauenstu-
diengänge wären „Schonprogram-
me“ oder „Studiengänge-light“ zu
entkräftigen und die Attraktivität
monoedukativer Studiengänge für
potentielle Nutzerinnen und deren
Absolventinnen für potentielle Ar-
beitgeber und Arbeitgeberinnen zu
erhöhen, sollten, so die einheitliche
Meinung in allen Zielgruppen, die-
se zumindest das gleiche Niveau und
die gleichen fachlichen Ausbil-
dungsinhalte haben, wie vergleich-
bare koedukative Studiengänge. Da-
mit wird indirekt noch einmal die
Präferenz eines Parallelstudiengangs
hervorgehoben, denn nur in dieser
organisatorischen Konzeption kann
eine Vergleichbarkeit des Ausbil-
dungsniveaus und der Ausbildungs-
inhalte gewährleistet werden.

• Dies bedeutet keineswegs, dass
die jeweiligen Ausbildungsinhalte
unverändert bleiben sollten. Die
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Mehrzahl der Befragten verwies da-
rauf, dass Studienreformmaßnah-
men wie eine Praxisorientierung
und eine internationale Ausrich-
tung, die Attraktivität monoedu-
kativer Studienangebote bei poten-
tiellen Nutzerinnen steigern wür-
den. Dies gilt ihrer Ansicht nach
auch für die Attraktivität der Stu-
dentinnen und Absolventinnen auf
dem Arbeitsmarkt.

• Teilnehmerinnen aus allen drei
Zielgruppen verwiesen darauf, dass
„Zusatzangebote“ zu der rein fach-
lichen Ausbildung ebenfalls akzep-
tanzfördernd wären. In diesem Zu-
sammenhang wurden vor allem
Kurse zur Förderung von sozialen
Kompetenzen, Managementfähig-
keiten oder kommunikativen Kom-
petenzen genannt. Diese Zusatz-
qualifikationen erhöhen vor allem
die Akzeptanz der Absolventinnen
auf dem Arbeitsmarkt, da diese da-
mit nicht nur die fachlichen Kom-
petenzen, sondern auch die von der
Industrie und Wirtschaft seit länge-
rem eingeforderte „soft-skills“ mit-
bringen. Um mögliche Hemm-
schwellen potentieller Nutzerinnen
vor einem technischen oder inge-
nieurwissenschaftlichen Studium zu
verringern, könnten darüber hinaus,
so ein Vorschlag der „monoeduka-
tiven“ Studentinnen, in monoedu-
kativen Studienangeboten zu Be-
ginn des Studiums „Förderkurse“
oder „Vertiefungskurse“ eingerich-
tet werden, die mögliche fachliche
Defizite ausgleichen und in kurzer
Zeit aufholen lassen.

• Monoedukative Studienange-
bote sollten, so die Mehrzahl der
„monoedukativen“ und einige der
„koedukativen“ Studentinnen, in die
jeweiligen technischen oder inge-
nieurwissenschaftlichen Fachberei-
che integriert sein und nicht isoliert
werden oder sich selbst isolieren.
Das Angebot oder die Förderung
gemeinsamer Veranstaltungen, Pro-

jekte oder fachlicher Wettbewerbe
mit Studierenden aus koedukativen
Studiengängen würde auch die At-
traktivität steigern. Außerdem
könnte man damit zwei möglichen
Vorurteilen aktiv vorbeugen bzw.
begegnen: Vermutete Vorbehalte
von potentiellen Nutzerinnen oder
Interessentinnen, dass dort nur
Frauen studieren, die vielleicht
Angst davor haben, sich mit Män-
nern zu messen, könnte man mit in-
tegrierten koedukativen Bausteinen
entkräften. Vermutete Vorbehalte
bei potentiellen Arbeitgebern, Frau-
en aus monoedukative Studiengän-
ge hätten nicht gelernt, mit Män-
nern umzugehen und könnten sich
in (bislang noch) männerdominier-
ten Betrieben und Unternehmen
nicht durchsetzen, wären ebenfalls
entkräftet. Für die Studentinnen
selbst hätten solche Veranstaltungen
oder gemeinsame Projekte zusätz-
lich den Vorteil, dass sie die Chan-
ce eröffnen würden, ihre fachliche
Qualifikation mit denen der koedu-
kativ Studierenden zu vergleichen.
Auch für die hochschulinterne Ak-
zeptanz und den Abbau gegenseiti-
ger Vorbehalte wären gemeinsame
Projekte von Vorteil.

• In allen drei Zielgruppen wur-
de mehrheitlich für eine deutlich
stärkere Informationspolitik und
Öffentlichkeitsarbeit votiert, damit
überhaupt Akzeptanz hergestellt
werden kann. Potentielle Nutzerin-
nen müssen durch verstärkte Infor-
mationsveranstaltungen in Schulen
erst einmal die Chance haben, von
diesen Angeboten zu erfahren und
sich ggf. mit deren Studentinnen
auszutauschen. Potentielle Arbeitge-
ber und Arbeitgeberinnen müssen
darüber informiert werden, dass
diese Studentinnen die gleiche fach-
liche Ausbildung erhalten wie Stu-
dierende in koedukativen Studien-
gängen und darüber hinaus noch
Zusatzqualifikationen vorweisen

können. Notwendig ist aber auch,
dass potentielle Arbeitgeber und Ar-
beitgeberinnen mit diesen Studen-
tinnen oder Absolventinnen positi-
ve Erfahrungen machen, um evtl.
vorhandene Vorbehalte abbauen zu
können. Frühzeitige Firmenkon-
takte, ein kontinuierlicher Austausch
und enge Praktikums- oder Projekt-
kooperationen zwischen den Studi-
engängen und Unternehmen kön-
nen dabei unterstützende Maßnah-
men sein. Darüber hinaus sahen ein-
zelne Schülerinnen und Studentin-
nen in der Erstellung und stärkeren
Verbreitung von Evaluationsergeb-
nissen aus den Studiengängen
selbst, aber auch über die Leistun-
gen der Studentinnen und Absol-
ventinnen im Berufsleben, wichti-
ge flankierende Maßnahmen der
Öffentlichkeitsarbeit.
Die Ergebnisse, die sich hinsichtlich
der Einschätzung akzeptanzför-
dernder Kriterien und Maßnahmen
gezeigt haben, lassen darauf schlie-
ßen, dass in der Öffentlichkeitsar-
beit deutliche Defizite vermutet
werden oder vorhanden sind. Dies
wird dadurch bestätigt, dass die
überwiegende Mehrzahl der befrag-
ten Schülerinnen, die alle aus Schu-
len an Hochschulorten kommen, an
denen monoedukative Studienan-
gebote existieren, diese nicht ge-
kannt haben. Bei den eher inhaltli-
chen „Qualitätskriterien“ werden
überwiegend Aspekte genannt, de-
nen in einzelnen Modellen mono-
edukativer Studiengänge bereits
Rechnung getragen wird. Andere
Kriterien gilt es zu überdenken und
ggf. perspektivisch in die jeweiligen
Konzepte zu integrieren. Diese zu
allgemeingültigen Kriterien zu erklä-
ren und in (weiteren) bildungspoli-
tischen Planungen umzusetzen,
wäre ein erstrebenswertes Ziel, da
nicht nur die Attraktivität dieser
Angebote für potentielle Nutzerin-
nen, sondern offensichtlich auch die
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vermutete Attraktivität deren Ab-
solventinnen für potentielle Arbeit-
geber in einem engen Zusammen-
hang mit der inhaltlichen Ausgestal-
tung gebracht wird.

4.2. Handlungsempfehlungen

4.2.1. Ausweitung monoedukati-
ver Studienangebote
Die beschriebenen positiven Erfah-
rungen und Erfolge mit bestehen-
den monoedukativen Studienange-
boten in Deutschland, aber auch die
Ergebnisse aus den Interviews las-
sen den Schluss zu: Monoedukative
Studienangebote sind eine bildungs-
politisch geeignete Maßnahme, um
Zugangsschwellen gegenüber
männlich dominierten Studiengän-
gen zu verringern oder abzubauen.
Die Studienentscheidung junger
Frauen kann offensichtlich sehr
wohl durch ein zielgruppenspezifi-
sches und attraktives Angebot po-
sitiv in Richtung technischer oder
ingenieurwissenschaftlicher Studi-
engänge beeinflusst werden. Damit
sind monoedukative Studienange-
bote ein wichtiger bildungspoliti-
scher Baustein, um das gesamtge-
sellschaftliche Ziel, den Abbau der
Unterrepräsentanz von Frauen in
ingenieurwissenschaftlichen und
technischen Studiengängen wie Be-
rufsfeldern, zu erreichen. Eine Aus-
weitung dieser Studienangebote „in
die Fläche“ kann nur empfohlen
werden. Hierzu sollten verstärkt An-
strengungen unternommen werden,
monoedukative Studienangebote
auch in den Bundesländern einzu-
richten, in denen es bislang kein ent-
sprechendes Angebot gibt. Zu prü-
fen wäre, inwieweit eine Ausweitung
dieser Angebote im Zuge allgemei-
ner Studienreformmaßnahmen
auch auf Universitäten möglich ist.

4.2.2. Umsetzung und Qualitäts-
kriterien
Bei der Einrichtung neuer, aber
auch der Weiterführung bestehen-
der, monoedukativer Studienan-
gebote sollten die in den Interviews
deutlich gewordenen akzeptanz-
fördernden inhaltlichen Kriterien
Berücksichtigung finden. Dies gilt
auch für die sichtbar gewordene
Präferenz einer organisatorischen
Umsetzung als Parallelstudiengang
zu einem koedukativen Studiengang.
Empfehlenswert wäre die Erstel-
lung und Umsetzung eines allge-
meingültigen „Kriterienkatalogs“ als
qualitätssichernde Maßnahme, wie
er bereits von der BLK (2002, S. 79)
formuliert wurde.

4.2.3. Finanzielle Ressourcen
und Förderung
Die Einrichtung monoedukativer
Studienangebote kann nicht zum
„Nulltarif“ erfolgen. Wie dargestellt,
treffen monoedukative Hochschul-
angebote nicht selten auf hoch-
schulinterne Durchsetzungsprob-
leme, insbesondere dann, wenn de-
ren Einrichtung oder die Fortfüh-
rung eines als Modellversuch einge-
richteten Studiengangs innerhalb
der Hochschule oder  entsprechen-
der Fachbereiche mit Fragen der
Verteilung/Bindung von Ressour-
cen einhergehen. Hier ist ein Um-
denken und ein unterstützendes
Handeln dringend notwendig. Für
Hochschulen, die monoedukative
Studienangebote (auf Dauer) ein-
richten, müssten finanzielle Res-
sourcen bereitgestellt werden. Er-
forderlich ist vor allem eine ausrei-
chende Betreuung der Studentinnen
und eine intensive Öffentlichkeits-
arbeit. Die Vergabe von Lehraufträ-
gen an Dozentinnen bzw. die zu-
sätzliche Einrichtung mindestens
einer Professorinnenstelle sollte er-
möglicht werden.

4.2.4. Öffentlichkeitsarbeit
Die Informationspolitik über mo-
noedukative Studienangebote ist so-
wohl auf lokaler, regionaler wie
überregionaler Ebene zu verstärken.
Maßnahmen der Öffentlichkeitsar-
beit, zu denen hier in den Interviews
einige Vorschläge genannt wurden,
müssen sich vor allem an die bei-
den Zielgruppen der potentiellen
Nutzerinnen und der potentiellen
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen
und nicht so stark wie bislang an die
„Fachöffentlichkeit“ richten. Ohne
eine entsprechende Informations-
politik und Öffentlichkeitsarbeit
kann keine breitere gesellschaftliche
Akzeptanz für monoedukative Stu-
dienangebote hergestellt und kann
auch keine ausreichende Anzahl zu-
künftiger Studentinnen gewonnen
werden.

4.2.5. Forschungs- und Hand-
lungsfelder
Die Forschungslage über monoedu-
kative Studiengänge ist gut und die
noch zu erwartenden Ergebnisse
der bislang noch nicht abgeschlos-
senen wissenschaftlichen Begleitfor-
schungen an einzelnen Studienorten
runden dieses Bild hinreichend ab.
Weitere Forschung und bildungspo-
litische Aktivitäten sollten sich da-
her auf folgende Felder richten:

• Die Durchführung einer Stu-
die über Erfahrungen von Unter-
nehmen mit Studentinnen (z.B. im
Praktikum) und Absolventinnen (als
Berufseinsteigerinnen) monoeduka-
tiver Hochschulangebote und um-
gekehrt die Erfahrungen der Stu-
dentinnen und Absolventinnen mit
und in Unternehmen (z.B. bei der
Praktikums- oder Arbeitsplatzsuche
bzw. im Praktikum und in der er-
sten Arbeitsstelle).

• Die Initiierung eines Pro-
gramms zur Intensivierung der
Kommunikation und Vernetzung
zwischen den jeweiligen Studien-
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gängen und Vertreterinnen und Ver-
tretern aus der Wirtschaft, der In-
dustrie und entsprechenden Berufs-
verbänden. Dieses Programm soll-
te mit einer wissenschaftlichen Be-
gleitung und Auswertung verbun-
den werden. Hiervon könnte auch
eine Signalwirkung auf weitere Stu-
dienreformmaßnahmen und auf die
allgemeine Integration von Frauen
in diesen Berufsbereichen ausgehen.

• Empfehlenswert wäre auch, bis-
herige Erfahrungen in den bereits
erfolgreich existierenden monoedu-
kativen Studienangeboten, aber
auch in den „gescheiterten“ Vorha-
ben zu bündeln und einer gemein-
samen Betrachtung und Auswer-
tung zu unterziehen. Der eigentlich
notwendige und ergänzende Blick
von Seiten der Vertreter und Ver-
treterinnen der jeweiligen (realisier-
ten oder geplanten) Hochschulan-
gebote ist für die Erarbeitung von
Qualitätskriterien für (weitere) mo-
noedukative Studienangebote, aber
auch für Fragen der Herstellung ei-
ner hochschulinternen Akzeptanz
wichtig. Ein solcher Austausch
könnte z.B. ebenfalls in Form eines
„Runden Tisches“ erfolgen und mit
einer wissenschaftlichen Begleitung
und Auswertung verbunden wer-
den.
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1. Grundlagen und Prämissen
in den Anfängen der feministi-
schen Mädchenarbeit
Die theoretischen Grundlagen fe-
ministischer Mädchenpolitik- und
Mädchenarbeit bauen auf der in den
1970er Jahren entwickelten feminis-
tischen Theorie und Gesellschafts-
analyse auf, die sich nach einem
Buchtitel von Ursula Scheu (1977)
folgendermaßen zusammenfassen
lässt: „Wir werden nicht als Mäd-
chen geboren – wir werden dazu ge-
macht.“ Zwei Erkenntnisse dieser
(frühen) feministischen Gesell-
schaftsanalyse prägten lange Zeit die
theoretische wie praktische Ent-
wicklung der feministischen Mäd-
chenarbeit, die in ihren Anfängen
auch als „kleine Schwester der Frau-
enbewegung“ bezeichnet wurde
(vgl. Boller/Mirsch 1996). Diese
waren:
1. dass die in der BRD vorherr-

schende Gesellschaftsform als
Patriarchat zu bezeichnen war
und ist, und dass zur Aufrechter-
haltung dieses Machtsystems of-
fene und subtile Gewalt ange-
wendet wurde und wird, und

2. dass das gesellschaftliche hierar-
chische Geschlechterverhältnis
komplexe Folgen für das Leben
von Frauen und Mädchen hat.

Die Veränderung bzw. Überwin-

dung geschlechtshierarchischer, pat-
riarchaler Machtstrukturen in der
Gesellschaft avancierte daher auch
in der Selbstdefinition der feminis-
tischen Mädchenpolitik zu einem
zentralen Ziel. Sie beschränkt sich
dabei nicht nur auf die Benennung
der Reduzierung, Diskriminierung
und Zurichtung des weiblichen Ge-
schlechts, sondern versucht darüber
hinaus zu ergründen, wie die beste-
henden Strukturen die Abwertung
und Funktionalisierung von Frau-
en und Mädchen und die Herstel-
lung der männlichen Gattung als
über Frauen verfügende Herrschen-
de ermöglichen (vgl. Heiliger 1993).
In den 1980er Jahren beeinflussten
die psychoanalytische Identitätsthe-
orie von Nancy Chodorow und das
kognitionstheoretische Konzept der
weiblichen Moral von Carol Gilligan
die Praxis und Konzeptentwicklung
der Mädchenarbeit sehr stark (vgl.
Chodorow 1986, Gilligan 1991).
Durch sie wurden weitere wichtige
Aspekte und Prämissen der femini-
stischen Mädchenpolitik, die bereits
in ihren Anfängen formuliert wur-
den, konkretisiert. Diese sind: die
Entwicklung der eigenständigen
und unabhängigen Persönlichkeit
von Mädchen, ihrer Individualität,
Ganzheitlichkeit und Selbstbe-
stimmtheit, die Gewährleistung ih-

rer körperlichen und seelischen In-
tegrität und ihrer Widerstands-
kraft, die positive Bewertung von
Weiblichkeit jenseits patriarchaler
Normen, sowie die Unterstützung
bei der Überwindung und Heilung
von oft schon erfolgten tiefen Ver-
letzungen. Die Umsetzung dieser
somit gleichsam als Ziele einer femi-
nistischer Mädchenpolitik formu-
lierten Prämissen erfolgen in der
Praxis der feministischen Mädchen-
arbeit:
• durch das Aufzeigen und Entlar-

ven des Mythos von männlicher
Stärke und Überlegenheit und
der Ideologie von der Allgemein-
gültigkeit patriarchaler Normen;

• im Aufbrechen der Magie der
Unterwürfigkeit und der Zerstö-
rung der Idee von auswegloser
Abhängigkeit und Angewiesen-
heit von Mädchen und Frauen
auf das männliche Geschlecht
und

• durch ein präventives Eingreifen
in den Prozess der Aneignung
von weiblichen Rollenbildern
und Rollenausgestaltung und Zu-
richtungsmechanismen (vgl. Hei-
liger 1993).

Das für die Anfänge der Frauen-
forschung formulierte Postulat der
Parteilichkeit (vgl. Mies 1984) ent-
wickelte sich sehr schnell auch zum
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Vor gut 30 Jahren begannen Pädagoginnen feministische Mädchenarbeit als ein eigenständiges pädagogisches Prinzip zu
entwickeln. Die feministische Mädchenarbeit  wird bis heute immer wieder neu von Theoriedebatten der Frauen- und
Geschlechterforschung beeinflusst; eine „Beeinflussung“ die sie selbst immer wieder zur kritischen Reflexion ihrer eigenen
theoretischen Prämissen und Praxis „zwingt“. Im Mittelpunkt dieses Beitrages steht die Frage, ob und wie die beiden
Theorierichtungen der Konstruktion bzw. De- Konstruktion von Geschlecht in die Praxis feministischer Mädchenarbeit
und die Diskurse ihrer Akteurinnen Eingang gefunden haben. Ausblickend wird skizziert, inwieweit der theoretische
Ansatz eines geschlechtshierarchischen Verdeckungszusammenhangs neue Anregungen für die pädagogische Praxis und
für einen anderen Umgang mit der Kategorie „Mädchen“ geben kann.
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politischen und pädagogischen
Prinzip der feministischen Arbeit
mit Mädchen.1  Parteilichkeit wurde
von Mitarbeiterinnen in Frauen-
und Mädchenprojekten als Kern-
stück ihrer grundsätzlichen Frauen-
orientierung benannt, wobei die
parteiliche Haltung der Pädagogin
nicht etwa so verstanden werden
sollte, dass die Pädagogin vorbehalt-
los alles, was Mädchen machen, als
gut und richtig erachten muss. Sie
beinhaltet vielmehr, dass sie die
Mädchen als Unterdrückte und Ge-
wordene in ihrem Ist-Zustand vor-
urteilsfrei annimmt (vgl. Klees/
Marburger/Schumacher 1989).

Zentrale Aspekte der parteilichen
Haltung einer Pädagogin sind dem-
nach:
• Mädchen zum Mittelpunkt des

pädagogischen Handelns zu ma-
chen;

• den Mädchen jegliche Unter-
drückung von Frauen und Mäd-
chen aufzuzeigen und diese zu
bekämpfen;

• das Empfinden, Denken, Han-
deln und Verhalten der Mädchen
zum jetzigen Zeitpunkt als das
maximal Mögliche zu akzeptieren
und wertzuschätzen;

• die Bedürfnisse, Interessen,
Wünsche, Lebensvorstellungen
und Zukunftspläne von Mäd-
chen aus deren Perspektive wahr
und ernst zu nehmen;

• pädagogische Hilfe zum Entdek-
ken der eigenen Bedürfnisse und
Interessen der Mädchen, zum Er-
werb und zur Erweiterung der
Fähigkeit zur Selbst-Definition
und Selbst-Organisation und zur
Durchsetzung ihrer Belange an-
zubieten;

• ganzheitliche Gegenerfahrungen
zu alltäglichen Diskriminierun-
gen zu ermöglichen, damit das
Selbstvertrauen der Mädchen
wächst, um beispielsweise eige-
ne Lebenspläne zu entwerfen,

oder über vorhandene Lebens-
pläne eigenständig entscheiden
zu können.

Die parteiliche Haltung der Pädago-
gin beinhaltet damit, dass sie sich in
ihrer Zielsetzung, ihrem Verhalten
und Handeln an die Seite der Mäd-
chen stellt, mit der Absicht, der täg-
lichen offenen und subtilen Diskri-
minierung von Frauen und Mäd-
chen entgegenzuwirken (vgl. Klees/
Marburger/Schuhmacher 1989).
Ein wesentlicher Punkt der Partei-
lichkeit als pädagogischem Grund-
satz ist, dass Frauen und Mädchen
aus der Opferrolle herausgeführt
werden und von individuellen
Schuldzuschreibungen, z. B. bei Ge-
walterfahrungen, befreit werden
(vgl. Bitzan 1993a). Parteilichkeit be-
deutet in diesem Zusammenhang
aber auch, dass die gesellschaftliche
Zuordnung von Eigenschaften, Fer-
tigkeiten und Fähigkeiten von Men-
schen in „weibliche“ und „männli-
che“ und die sich anschließende Ab-
wertung weiblicher Eigenschaften
und Kompetenzen, durchbrochen
und überwunden werden muss. Da
im feministisch-pädagogischen An-
satz davon ausgegangen wird, dass
menschliche Eigenschaften und
Kompetenzen nicht an einen männ-
lichen oder weiblichen Körper ge-
bunden sind, ist es einerseits Aufga-
be einer feministischen Mädchenar-
beit, den Mädchen Handlungsspiel-
räume zu eröffnen, in denen sie sich
sogenannte männliche Eigenschaf-
ten und Kompetenzen aneignen
können, da diese Kapazitäten bis-
lang nur durch die Erziehung zur
Weiblichkeit in ihrer Person unter-
drückt wurden. Anderseits ist es
aber auch notwendig, die sogenann-
ten weiblichen Fähigkeiten der Mäd-
chen aufzuwerten, um so das Selbst-
vertrauen, und das Selbstwertgefühl
der Mädchen zu stärken. Damit die-
se pädagogischen Ziele erreicht wer-
den können, bedarf es einerseits Pä-

dagoginnen, die sich der formulier-
ten Parteilichkeit „verpflichtet füh-
len“ (vgl. Klees/Marburger/Schuh-
macher 1989), anderseits aber auch
neue (Frei-)Räume für eine solche
parteiliche pädagogische Arbeit.

Konsequenterweise avancierte
damit der Anspruch, dass feministi-
sche Mädchenarbeit in geschlechts-
homogenen Räumen und Gruppen
stattfinden sollte, zu einer weiteren
zentralen Prämisse des eigenen
Selbstverständnisses. Als Vorteil ei-
ner pädagogischen Arbeit mit Mäd-
chen in geschlechtshomogenen
Gruppen und Räumen wurde ange-
sehen, dass die Mädchen lernen
können, sich gegenseitig wahrzu-
nehmen und anzuerkennen. Durch
die Abwesenheit von Jungen entfällt
die ständige Präsenz männlicher
Werte, Normen, Erwartungen und
Anforderungen. Dass die ge-
schlechtshomogenen Gruppen und
Räume frei von Jungen sind, bedeu-
tet zwar nicht, dass das Klima in der
Mädchengruppe zwangsläufig har-
monisch ist, doch sind Mädchen in
gleichgeschlechtlichen Gruppen
eher bereit, sich mit ihrer persönli-
chen Eigenart und der Art anderer
Mädchen auseinander zu setzen.
Hier können sie eigenen Bedürfnis-
sen, Empfindungen, Interessen,
Kränkungen und Verletzungen Be-
achtung schenken, untereinander
Probleme und Schwierigkeiten aus-
tauschen und sich darüber gegensei-
tig anerkennen und bestätigen. In
geschlechtshomogenen Gruppen
besteht für die Mädchen die Mög-
lichkeit, sich von gesellschaftlichen
Rollenzuweisungen zu lösen. Die-
sen Freiraum können sie nutzen, um
neue Verhaltensweisen auszupro-
bieren, ihre Handlungsmöglichkei-
ten zu erweitern und dadurch ihr
Selbstbewusstsein und ihr Selbstver-
trauen in ihre eigene Kompetenz zu
stärken. Mädchen, die so gestärkt in
den Alltag gehen, können, so die
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Annahme, mit den sie alltäglich um-
gebenden unterdrückenden Struk-
turen anders umgehen (vgl. Klees/
Marburger/Schuhmacher 1989).

2. Neuere theoretische Einflüs-
se auf die feministische Mäd-
chenarbeit
Die feministische Mädchenarbeit
wird bis heute – und dabei gleich-
sam immer wieder von neuem – von
theoretischen Strömungen aus der
Frauen- und Geschlechterfor-
schung beeinflusst; eine „Beeinflus-
sung“ die die feministische Mäd-
chenarbeit selbst immer wieder zur
kritischen Reflexion ihrer theoreti-
schen Prämissen und ihrer prakti-
schen Umsetzung „zwingt“. Seit
Anfang der 1990er Jahre haben die
beiden Theorierichtungen der Kon-
struktion bzw. Dekonstruktion von
Geschlecht zunehmend Eingang in
und Einfluss auf die Diskurse und
Theorieentwicklungen der deut-
schen Frauen- und Geschlech-
terforschung gefunden. Mögliche
Konsequenzen dieser theoretischen
Debatten und des damit einherge-
henden Perspektivenwechsels auf
die feministische Mädchenarbeit
wurden bislang noch wenig beach-
tet und diskutiert. In den folgenden
Abschnitten 3 und 4 soll diese Dis-
kussion aufgenommen und einige
zentrale und weiterführende Gedan-
ken reflektiert werden. Zunächst
jedoch werden noch einmal die
Theorierichtungen der Konstruk-
tion und Dekonstruktion von Ge-
schlecht zusammenfassend skiz-
ziert.

2.1. Theorieansätze zur (De-)
Konstruktion von Geschlecht
(De-)konstruktivistische Theoriean-
sätze finden ihren Ausgangspunkt
darin, dass sie die in der westlichen
Welt vorherrschende Alltagstheorie
der kulturellen Zweigeschlechtlich-
keit in Frage stellen; eine Alltags-

theorie, die davon ausgeht, dass die
Geschlechtszugehörigkeit eindeutig,
naturhaft und unveränderbar ist: Im
täglichen Umgang wird ohne be-
wusstes Überlegen impliziert, dass
jeder Mensch entweder weiblich
oder männlich ist, und dass das Ge-
schlecht im Umgang eindeutig er-
kennbar ist (Eindeutigkeit). Im Wei-
teren sei die Geschlechtszugehörig-
keit körperlich begründet (Natur-
haftigkeit) und gelte als angeboren
und könne sich nicht ändern (Un-
veränderbarkeit). Diesem „unreflek-
tierten“ Alltagsdenken zufolge, „ha-
ben“ Menschen ihr Geschlecht also
ein Leben lang, sie sind Männer
und/oder Frauen, Mädchen und/
oder Jungen. Es besteht weder die
Möglichkeit, einem anderem als
dem männlichen oder weiblichen
Geschlecht anzugehören, noch gibt
es die Möglichkeit, gar keinem Ge-
schlecht anzugehören oder das Ge-
schlecht zu wechseln (vgl. Kessler/
McKenna 1978).

Der Theorieansatz zur Kon-
struktion von Geschlecht, wie er im
deutschen feministischen Kontext
verwendet wird, steht in der Theo-
rie- und Forschungstradition der
Ethnomethodologie, die ihr For-
schungsinteresse auf die interakti-
ve Konstruktion von Zweige-
schlechtlichkeit richtet. Auf der
Ebene von Alltagwissen und All-
tagshandeln fragt sie nach den Kon-
struktions- und Selbstkonstruktio-
nsprozessen von Geschlechtszu-
gehörigkeit bei Interaktionsteilneh-
merInnen. Die ethnomethodologi-
sche Geschlechtersoziologie fand
ihren Ausgangspunkt bei Garfinkel
(1967) und seiner Studie über
„Agnes“, einer Mann-zu-Frau
Transsexuellen. Dem ethnometho-
dologischen Selbstverständnis fol-
gend, die eigene Gesellschaft hin-
sichtlich ihrer alltagsweltlichen Nor-
malität zum erklärungsbedürftigen
Gegenstand zu machen, analysierte

Garfinkel mit dieser Studie das Ge-
schlecht zum ersten Mal als sozial
produzierte Kategorie. 1978 wurde
dann die erste explizit feministisch
ausgerichtete ethnomethodologi-
sche Studie von Susanne J. Kessler
und Wendy McKenna vorgelegt. In
ihrem Buch „Gender. An Ethnome-
thodological Approach“ geht es den
Autorinnen um eine generelle Per-
spektive auf die Konstruktion von
Geschlecht in heutigen Gesellschaf-
ten. Dabei konkretisieren die beiden
Autorinnen den Begriff des „doing
gender“, ein Begriff, der in den dar-
auf folgenden Diskursen der Frau-
en- und Geschlechterforschung den
Weg zu einem völlig neuen Ver-
ständnis von „Geschlecht“ eröffnen
und prägen sollte.

Der Theorieansatz der sozialen
Konstruktion von Geschlecht geht
davon aus, dass Geschlecht nicht
etwas ist, was Individuen haben
oder sind, sondern etwas, was sie
tun. Danach wird Geschlecht in je-
der alltäglichen Interaktion durch
den Prozess der Geschlechtsdarstel-
lung, der Geschlechtswahrnehmung
und der Geschlechtszuschreibung
konstruiert, wobei das wahrneh-
mende und einordnende Gegen-
über den Hauptteil der „Konstruk-
tionsarbeit“ leistet. In diesem An-
satz werden gesellschaftliche Macht-
verhältnisse auf die Ebene der sozi-
alen Kontrolle von Interaktionsteil-
nehmerInnen verlagert und sozial-
strukturelle Bedingungen aus-
schließlich unter dem Gesichts-
punkt der sozialen Handlungen von
Individuen betrachtet (vgl. Warten-
pfuhl 1996). Aus dieser Sichtweise
heraus ist Geschlecht nicht etwas,
was wir „haben“ oder sind, sondern
etwas, was wir machen (vgl. Hage-
mann-White 1993). In der westli-
chen Welt bewegen und verständi-
gen wir uns nicht nur in einem
„symbolischen System der Zweig-
eschlechtlichkeit“ (Hagemann-
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White 1984), sondern wir wirken bei
dessen kultureller Konstruktion täg-
lich mit (vgl. Hagemann-White
1993). Bei der täglichen Interaktion
handeln Individuen geschlechtlich,
dabei konstruieren sie eine Sozial-
ordnung und Systeme von Domi-
nanz und Unterordnung (vgl. Lor-
ber 1987). Wenn die Individuen täg-
lich in der Interaktion beim „doing
gender“ die Zweigeschlechtlichkeit
herstellen, vollziehen und bestätigen
sie deren immanente Hierarchie.
Diese Hierarchie beinhaltet, dass die
Höherwertigkeit des Männlichen in
der Interaktion symbolisch als Do-
minanz und Weiblichkeit als Subor-
dination vollzogen wird, dass also
Individuen täglich bei der Fort-
schreibung patriarchaler Ungleich-
heit mitwirken (vgl. Hagemann-
White 1993).

Im Gegensatz zur Idee der Ei-
genverantwortlichkeit der Individu-
en bei der interaktiven, normativen
Herstellung von Geschlecht geht
der dekonstruktive Ansatz nach
Butler (1991) – in Anlehnung an
Foucault (1979) – davon aus, dass
durch Sprache die Konstruktion
von Geschlecht hervor gebracht
wird. Butler verfolgt hierbei den
Prozess, in dem Sprache die Kon-
struktion von Geschlecht jeweils
hervorbringt und dabei zugleich als
ontologische Kategorie wieder ver-
schleiert. Butler räumt damit der
Sprache einen wahrheits- und wirk-
lichkeitserzeugenden Status ein. Das
bedeutet, dass die Sprache, in der
wir denken und die auch die Spra-
che jener kritischen Diskurse ist,
schon immer von den Machtstruk-
turen der Gesellschaft durchdrun-
gen ist und diese zwar ungewollt,
aber wirksam, reproduziert. In die-
sen vorhandenen Machtverhältnis-
sen wird auch Sexualität konstruiert
und es gibt kein vor, außerhalb oder
jenseits dieser Macht (Butler 1991).
Foucault (1979) richtete sein Augen-

merk darauf, wie sich „der Ge-
brauch der Lüste“ im Verlauf der
Geschichte veränderte und wie die
Körperidentitäten kulturell geprägt
wurden. Butler geht darüber hinaus:
Der Körper wird ihrer Ansicht nach
nicht nur überformt, sondern exi-
stiert nur im und durch den Diskurs.
Während jedoch bei Foucault die
Beschreibung der Materialität als
unkenntlich gewordene Wirkung
von Macht eine erkenntnisreiche
Pointe hat und die Limitiertheit un-
seres Erkenntnisvermögens be-
schreibt, nimmt diese Argumenta-
tion bei Butler eine ontologische
Richtung: Für Butler existiert keine
vorgegebene Natur. Ihr zufolge sind
natürliche Gegebenheiten Materiali-
sierung diskursiver Praktiken (vgl.
Butler 1991). Damit verwendet sie
den Begriff des „Konstruierens“ im
Sinne von „erzeugen“ (Nagl-Doce-
kal 1999).

Aus dieser Perspektive ist es fol-
gerichtig, die Behauptung aufzustel-
len, dass nicht nur „gender“ also das
soziale Geschlecht, sondern auch
„sex“, also das biologische Ge-
schlecht, performativ hergestellt
wird. In diesem Zusammenhang ist
Geschlechtsidentität weder wahr
noch falsch, weil sie auf keiner in-
neren Identität mehr beruht. Ge-
schlechtsidentität ist diesem Diskurs
zufolge eine auf den Körper ge-
schriebene „Phantasie“. So schreibt
Butler (1991): „Wenn die innere
Wahrheit der Geschlechtsidentität
eine Fabrikation/Einbildung ist und
die wahre Geschlechtsidentität sich
als auf der Oberfläche der Körper
instruierte und eingeschriebene
Phantasie erweist, können die Ge-
schlechtsidentitäten scheinbar we-
der wahr noch falsch sein. Vielmehr
werde sie lediglich als Wahrheits-
Effekte eines Diskurses über die pri-
märe, feste Identität hervorge-
bracht.“ (ebd., S. 201).

Die Kritik des dekonstruktiven

Theorieansatzes an der gesellschaft-
lichen Konstruktion von Ge-
schlecht geht über den theoreti-
schen Konstruktionsansatz der Ka-
tegorie Geschlecht insofern hinaus,
da er einen normativen Zusammen-
hang zwischen Geschlechtszugehö-
rigkeit und Heterosexualität her-
stellt. Butler (1991) stellt die gesell-
schaftliche vorgebende heterosexu-
elle Matrix in Frage. Die gesell-
schaftliche sanktionierte Funktion
der Heterosexualität ist, dass sie die
Kontrolle der Sexualität sichert und
damit die Reproduktion der Gesell-
schaft erhält. Dieses geht einher mit
der Ausgrenzung von Homosexua-
lität, da diese im Sinne der Repro-
duktion nicht sinnvoll ist. Demnach
ist Heterosexualität eine spezielle
Variante der Sexualität, aber keine
natürliche Notwendigkeit von zwei
binär organisierten Körpern.

Beide Theorieansätze gehen da-
von aus, dass die Geschlechtszuge-
hörigkeit nicht biologisch vorgege-
ben ist, sondern durch wiederholte
Handlungen und Darstellung nor-
mativer, kultureller Vorgaben herge-
stellt wird. In diesem Zusammen-
hang hat Butler die Idee „Parodie
als Politik“ entwickelt. Durch eine
Verschiebung der symbolischen Sys-
teme „Männlichkeit“ bzw. „Weib-
lichkeit“, durch subversive Wieder-
holungen, kann eine Neuverhand-
lung sowie eine Erweiterung von ge-
schlechtlichen Zuschreibungs- und
Darstellungsformen geschehen.
Butler bezieht sich an dieser Stelle
auf Geschlechterparodie, Travestie
sowie auf Stilisierungen sexueller
Identitäten, wie sie im angloameri-
kanischen Umfeld der „queer poli-
tics“ entwickelt wurden (vgl. Butler
1991). Durch die Theorien der
(De-) Konstruktion von Geschlecht
wird die Frage aufgeworfen, worauf
das feministische Identitätssubjekt
„Frau“ denn beruht, wenn Weib-
lichkeit an keinen weiblichen Kör-
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per gebunden ist (vgl. Hagemann-
White 1993, Butler 1991); eine Fra-
ge mit weitreichenden Folgen nicht
nur für den feministischen Theorie-
diskurs, sondern auch für eine fe-
ministische Politik oder Praxis z.B.
in der Mädchenarbeit.

3. Auswirkungen des Perspek-
tivenwechsels auf die femini-
stische Mädchenarbeit
Unter Bezugnahme auf die theore-
tischen Ansätze der (De-)Konstruk-
tion stellen sich für die Mädchen-
arbeit derzeit u.a. folgende Fragen:
Was ist oder macht überhaupt ein
Mädchen aus? Und welche Auswir-
kungen hat dieses nicht mehr ein-
deutige Wissen darüber, was ein
Mädchen ausmacht, auf die Päd-
agogik in der Mädchenarbeit? Mit
diesen Fragen steht das Verhältnis
zum anderen Geschlecht – bisher
strukturell ein sehr wichtiger Punkt
für die Theorie der feministischen
Mädchenarbeit – wieder zur Dispo-
sition.

Eine Auseinandersetzung über
mögliche Konsequenzen des Per-
spektivenwechsels, der sich aus den
Theorien der (De-)Konstruktion
von Geschlecht für die Praxis femi-
nistischer Mädchenarbeit ergibt
oder ergeben könnte, scheint drin-
gend notwendig. Dies vor allem in
folgender Hinsicht: Bisher wurde in
der Mädchenarbeit von der Mög-
lichkeit einer eindeutigen Definiti-
on von „Mädchen“ ausgegangen.
Diese Eindeutigkeit wird durch die
konstruktivistische wie die dekon-
struktivistische Theoriediskussion
in Frage gestellt. Feministische Mäd-
chenarbeit muss sich dem „Vor-
wurf“ stellen, dass sie bislang Dif-
ferenzen innerhalb des Begriffes
„Mädchen“ vernachlässigt und sich
zudem an der Affirmation des bi-
nären Geschlechtersystems beteiligt
habe (vgl. Voigt-Kehlenbeck 2001).
Darüber hinaus scheint auch die

Legitimation der in der feministi-
schen Mädchenarbeit bisher zentral
verfolgten Maxime, die pädagogi-
sche Arbeit in geschlechtshomoge-
nen Gruppen, durch die konstruk-
tivistische und dekonstruktivistische
Theoriediskussion neu zur Dispo-
sition gestellt. Auch deshalb muss
sich die feministische Mädchenar-
beit einem kritischen Selbstreflexi-
onsprozess stellen und eine neue
Positionsbestimmung vornehmen.
Mögliche Konsequenzen der kon-
struktivistischen und der dekon-
struktivistischen Perspektive auf die
Mädchenarbeit zu skizzieren und
damit Ansatzpunkte und Anregun-
gen für weitergehende Diskussio-
nen zu beschreiben, ist das Anlie-
gen der folgenden Betrachtung.

3.1. Mögliche Auswirkungen
der Ansätze zur (De-)Konstruk-
tion von Geschlecht auf die
feministische Mädchenarbeit
Ein zentrales Prinzip der feministi-
schen Mädchenarbeit war es bisher,
Weiblichkeit aufzuwerten. Dieses
beinhaltete u.a., dass Geschlechts-
homogenität in der Mädchenarbeit
eine wichtige Stellung einnahm.
Durch die aktuellen gesellschaftli-
chen Einflüsse auf die Kategorie
Geschlecht hat sich herausgestellt,
dass die Unterschiede zwischen
Mädchen und Jungen zum Teil ge-
ringer sind als beispielsweise zwi-
schen privilegierten und nicht pri-
vilegierten Mädchen. Bei der An-
wendung der (de-) konstruktivisti-
schen Theorien auf die feministi-
sche Mädchenarbeit geht es nicht
darum, eine ganz neue Mädchen-
arbeit zu erfinden, sondern um eine
Weiterentwicklung des feministisch-
pädagogischen Ansatzes.

Die (De-)Konstruktionsansätze
könnten insoweit Auswirkungen
auf die Praxis der feministischen
Mädchenarbeit zeigen, als eine ver-
änderte Haltung gegenüber Mäd-

chen eingenommen, und der Aus-
schluss von Jungen aufgehoben
wird. Für die Angebote in der Pra-
xis würde dies bedeuten, dass sie
zwar weiterhin an den Interessen
der Mädchen ausgerichtet würden;
die Frage der Geschlechtszugehö-
rigkeit jedoch marginalisiert würde.
Um diesen Umgang mit der Kate-
gorie Geschlecht angemessen in ei-
nen pädagogischen Begriff zu fas-
sen, plädiert z.B. Voigt-Kehlenbeck
(2001) für eine Weiterentwicklung
der geschlechtsdifferenzierenden
Pädagogik hin zu einer geschlechter-
reflektierenden Pädagogik: „Eine
geschlechterreflektierende Pädago-
gik gibt den Verweis auf die beson-
deren Probleme und Unterstüt-
zungsbedürftigkeit von Mädchen
auf und konzentriert sich statt des-
sen auf den Unterstützungsbedarf
im Prozess der Herstellung im Pro-
zess des doing gender.“ (Voigt-Keh-
lenbeck 2001, S. 251).

Damit erlangt die kritische Re-
flektion der und die Auseinander-
setzung mit den Konsequenzen des
Herstellungsprozesses des „doing
gender“, eine zentrale Bedeutung in-
nerhalb einer geschlechterreflektie-
renden Pädagogik. Was ist darunter
zu verstehen? In der westlichen Kul-
tur besteht für Individuen die Not-
wendigkeit, sich innerhalb einer
durch die Zweigeschlechtlichkeit ge-
prägten „Alltagskultur“ als ein Ge-
schlecht inszenieren zu müssen.
Diese Inszenierung des weiblichen
oder männlichen Geschlechts trägt
zugleich aber auch zur Ausweitung,
Verunsicherung und Wandlung des
Geschlechterverhältnisses selbst
bei. Der Prozess der Herstellung der
Geschlechtsidentität birgt auf der
einen Seite das Potenzial zur Verän-
derung der Geschlechter und zur
Auflösung eindeutiger Geschlechts-
zuschreibungen. Auf der anderen
Seite wird damit aber auch das Kon-
fliktpotenzial benannt, worin die
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Bewältigung der Schwierigkeiten
und Widersprüche der Geschlechts-
zuschreibungen für die einzelne Per-
son liegt. Die Herausforderung an
eine geschlechterreflektierende Pä-
dagogik liegt in der Begleitung der
Kinder und Jugendlichen bei diesem
Prozess. Wenn die Herstellung der
Geschlechtsidentität als zentrale Be-
wältigungsanforderung gesehen
wird, die als ständiger Zwang zur
Selbstinszenierung bzw. Selbststili-
sierung wirksam wird, so stellt die-
se Perspektive neue Anforderungen
an eine feministische Mädchenar-
beit (vgl. Voigt-Kehlenbeck 2001).

Es kann davon ausgegangen wer-
den, dass jeder Mensch unabwend-
bar seine Geschlechtsidentität ei-
genständig herstellen muss, dabei
bleibt der Einzelne lebenslangen
Veränderungen unterworfen (vgl.
Maihofer 1995). Bei dem Bewäl-
tigungsprozess der jeweiligen Her-
stellung des „doing gender“ sollte
eine begleitende Sozialpädagogik
eine Haltung der begleitenden Of-
fenheit einnehmen (vgl. Voigt-
Kehlenbeck 2001). Dies bedeutet:
Es ist notwendig, sich von der Vor-
stellung zu verabschieden, dass
Menschen eine stabile Geschlechts-
identität erreichen und lebenslang
haben. Vielmehr ist davon auszuge-
hen, dass Individuen mit lebenslan-
gen variablen und diversen Selbst-
entwürfen jonglieren (vgl. Bilden/
Keupp 1989). Für die pädagogische
Praxis könnte daraus folgen, dass
die pädagogische Begleitung der
AdressatInnen nicht mehr auf die
Stabilisierung von Geschlechtsiden-
tität ausgerichtet sein kann. Stattdes-
sen muss berücksichtigt und aner-
kannt werden, dass die Identität von
Menschen wandlungsfähig ist, und
Widersprüche der Geschlechterzu-
schreibung immer neu bewältigt,
variiert und ausgehandelt werden
müssen. Dies hat aber auch zur Fol-
ge, dass die zu bewältigenden Kon-

flikte jeder einzelnen Person ggf.
auch zu unterschiedlichen Zeiten
unterschiedliche Unterstützungslei-
stungen erfordern (vgl. Voigt-Keh-
lenbeck 2001). „Das doing gender
(Hervorhebung im Original) lässt
deutlich werden, dass grundsätzlich
von einer konflikthaft und wider-
sprüchlich angelegten Geschlechter-
ordnung auszugehen ist, die für bei-
de Geschlechter eine Bewältigungs-
struktur darstellt. Methodisch erfor-
dert eine geschlechterreflektierende
Haltung nicht nur eine sorgfältige
Analyse der jeweils divergierenden
Problemfelder der verschiedenen
Mädchen- beziehungsweise Jungen-
lebenswelten.“ (Voigt-Kehlenbeck
2001, S. 251f.)

Diese veränderte Sichtweise auf
Geschlechtsidentität hat auch spezi-
fische Auswirkungen auf die päda-
gogische Professionalität. Da nicht
mehr davon gesprochen werden
kann, „das brauchen Mädchen“
oder „das brauchen Jungen“, muss
der Blick stärker auf die Unterschie-
de bei der Herstellung der Ge-
schlechtsidentität in den Geschlech-
tergruppen selbst gerichtet werden,
also z.B. auf Unterschiede im Her-
stellungsprozess zwischen privile-
gierten und nicht-privilegierten
Mädchen oder Jungen. Für das päd-
agogische Fachpersonal ist die
Selbstreflexion eine sehr wichtige
Voraussetzung, um eine adäquate
pädagogische Haltung einnehmen
zu können, die dem „Klientel“ vor
allem einen (pädagogischen) Raum
anbietet, in dem dieses die Herstel-
lung von Geschlechtsidentität aus-
probieren kann, damit eine Gleich-
zeitigkeit von Veränderung, Wandel
und Problemlösung stattfinden
kann. Für Pädagoginnen bedeutet
dies, dass eine pädagogische Beglei-
tung immer zwischen den Erforder-
nissen pädagogischer Unterstüt-
zungsleistungen und der Bereitstel-
lung von pädagogischen Freiräumen

schwanken wird. „Diese Kunst, die
Konflikte und Probleme der Kin-
der und Jugendlichen im Umgang
mit der Zuschreibung qua Ge-
schlecht zu erkennen – und ihnen
zugleich Raum für eigene Lösungs-
versuche zu gewähren – ist meines
Erachtens die eigentliche Profes-
sionalisierungsherausforderung ei-
ner geschlechterreflektierenden Pä-
dagogik“. (Voigt-Kehlenbeck 2001,
S. 252)

Am Beispiel von lesbischen Mäd-
chen wird ein zentraler Aspekt der
möglichen Auswirkungen der De-
konstruktion von Geschlecht auf
die feministische Mädchenarbeit in
Zusammenhang mit der „Queer
Theory“ deutlich. Diese2  bietet eine
theoretische Grundlage, die es ge-
stattet, Geschlecht und Sexualität
von einer dekonstruktiven Sicht-
weise her zu analysieren. Bisher
wurde die Kategorie Sexualität in
der Mädchenarbeit, verstanden als
heterosexuelle Norm, zumeist nicht
weiter kritisch hinterfragt. Sexuali-
tät war auf das System der Zweige-
schlechtlichkeit gestützt und dabei
mit vielen für selbstverständlich ge-
haltene Normen und Werten ver-
bunden. Durch die „Queer Theory“
wird der Effekt des Natürlichen der
(Hetero-) Sexualität in Frage gestellt.
Dabei ist Queer keineswegs als neue
sexuelle Identität im vertrauten Sin-
ne zu verstehen, also als Folge von
Heterosexualität, sondern wird jen-
seits von Identitätsstrukturen, d. h.
ohne Ein- und Ausschlüsse oder
Normierungen, als verbindendes
Element gesehen (vgl. Howald
2001). In diesem Sinne gilt es, das
Mädchenbild in der Mädchenarbeit
zu dekonstruieren, um vorhandene
implizite Normen (wie etwa Hete-
rosexualität) aufdecken zu können.
„Den Begriff Mädchen (Hervorhe-
bung im Original) zu dekonstruie-
ren bedeutet, die Existenz der Ka-
tegorie Geschlecht zwar als gesell-
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schaftliche Realität zu erkennen,
aber nicht mehr definieren zu kön-
nen, was Mädchen (Hervorhebung
im Original) sind.“ (Howald 2001,
S. 304f.)

Damit eröffnet sich für die Pra-
xis der Mädchenarbeit die Möglich-
keit, mit einer Vorstellung von Ge-
schlecht und Sexualität jenseits von
festschreibenden Identitätskon-
struktionen zu arbeiten (vgl. Ho-
wald 2001). Welche Auswirkungen
könnte dies auf die Arbeit der Päda-
goginnen haben?

Die neuen Perspektiven, die sich
aus der dekonstruktivistischen The-
orie auf Macht, Geschlecht und
Subjekt ergeben und sich auf päda-
gogische Handlungspraxen der
Mädchenarbeit auswirken, können
dazu beitragen, die normativen Vor-
stellungen, die Pädagoginnen von
Mädchen haben, zu überprüfen.
Diese normativen Vorstellungen
von Pädagoginnen könnten bein-
halten, dass sie ein feministisches
Ideal (etwa vom starken, selbstbe-
wussten Mädchen) konstruiert ha-
ben und darauf hinarbeiten. Diese
idealen Vorstellungen können sich
unter anderem in einem verdeckten
androzentristischen Maßstab wider-
spiegeln, entlang dem Mädchen be-
stehen sollen. Dieser Maßstab be-
inhaltet auch bestimmte Vorstellun-
gen über bestimmte Identitäten, die
die Mädchen ausformen, bezie-
hungsweise annehmen sollen. Statt-
dessen plädiert z.B. Schmidt (2001)
für ein „Denken der Unentscheid-
barkeit“: „Um die Perspektive der
Mädchen im Sinne von Akzeptanz
und Anerkennung wach halten zu
können, ist das poststrukturalis-
tische Denken der Unentscheidbar-
keit von Bedeutung. Die Akzeptanz
dessen, die Mädchen nicht einord-
nen zu können, weder ihre Auswir-
kungen auf das eigene Handeln
noch die Wirksamkeit des eigenen
Handelns auf die Mädchen berech-

nen zu können, bedeutet einen Ab-
schied von einer pädagogischen Fik-
tion, Menschen nach Idealbildern
formen zu können. Poststruktura-
lismus und Dekonstruktion auf pä-
dagogische Praxis zu beziehen, heißt
nicht Handlungsfähigkeit, sondern
eine Erweiterung von Handlungs-
möglichkeiten, indem Widersprüche
und Brüche eben nicht geglättet
werden, sondern eine Erweiterung
von Handlungsmöglichkeiten, in-
dem Widersprüche und Brüche
eben nicht geglättet werden, son-
dern indem sie aufgegriffen und
pädagogische Prozesse initiiert wer-
den können.“ (ebd., S. 278f.)

Innerhalb der dekonstruktivisti-
schen Sichtweise auf Macht, Sub-
jekt und Geschlecht kann die Päda-
gogin Verhaltensweisen und Selbst-
inszenierungen von Mädchen ak-
zeptieren und nicht, wie bisher,
als veränderungsbedürftig und de-
fizitär begreifen. Die Deutungen
von pädagogischen Interaktionen
sollten sich nicht nur ausschließlich
in der Kategorie Geschlecht er-
schöpfen, vielmehr muss ihre Ver-
wobenheit mit anderen Kategorien
berücksichtigt werden. Für die Pra-
xis der feministischen Mädchen-
arbeit kann diese Sicht auf Mädchen
darüber hinaus bedeuten, dass die
Pädagogin die eigenen Ansprüche,
das eigene Tun und die eigenen
Identifizierungen und Abwehrme-
chanismen immer wieder reflektie-
ren muss. Feministische Mädchen-
arbeit mit Mädchen ist ein von der
jeweiligen persönlichen Betroffen-
heit bestimmtes Feld. Das heißt, in
der Arbeit mit Mädchen sind Päd-
agoginnen mit ihren eigenen Le-
bensgeschichten und ihren eigenen
Emanzipationsprozessen konfron-
tiert. Auf diesem Hintergrund er-
scheint es sinnvoll, neue Konzepte
für die feministische Mädchenar-
beit, bezogen auf die Anforderun-
gen an die Pädagoginnen, zu ent-

werfen. „So würden nicht neue For-
derungen und mithin Zuschreibun-
gen an Mädchen im Mittelpunkt
konzeptioneller und praktischer
Überlegungen stehen, sondern eine
noch weitergehende Fundierung
von Handlungs- und Reflexions-
kompetenzen von Pädagoginnen.“
(Schmidt 2001, S. 279)

Aus den Theorierichtungen der
(De-)Konstruktion von Geschlecht
ergibt sich anschließend die Frage,
ob Parteilichkeit, in den Anfängen
der feministischen Mädchenarbeit
als eine ihrer zentralen Prämissen
formuliert, noch ein wichtiges Prin-
zip sein soll oder kann.

3.2. Die aktuelle feministische
Diskussion zur „Parteilichkeit“
und ihre Auswirkungen auf die
feministische Mädchenarbeit
Ziel feministischer Theorie und So-
zialarbeit war und ist es, Parteilich-
keit für Frauen und Mädchen in den
Mittelpunkt des feministischen Er-
kenntnisinteresses und ihrer Praxis
zu stellen, um jegliche Herrschafts-
verhältnisse überwinden zu können.
Aus der zweiten Frauenbewegung
ist sowohl eine hohe Aufmerksam-
keit für Ausgrenzungs- und Benach-
teiligungsmechanismen von Frauen
und Mädchen, als auch eine wach-
sende Sensibilität für geschlechts-
spezifische Segmentierungen und
Rollenzwänge entstanden. Die
Hoffnung, die am Anfang in der
Frauenbewegung vorherrschte, dass
aufgrund der gemeinsamen Betrof-
fenheit von Gewalt und Unterdrük-
kung eine schwesterliche Solidarität
aller Frauen zu einer Überwindung
der Männerherrschaft führen könn-
te, hat sich nur zum Teil erfüllt (vgl.
Hartwig/Weber 2000). Im Laufe
der Jahre hat sich die Prämisse der
Solidarität innerhalb der Frauen-
und Mädchenprojekte von der soli-
darischen zur parteilichen Arbeits-
haltung weiterentwickelt. Dies führ-
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te dazu, dass der Ansatz der Betrof-
fenheit oder Solidarität in eine „be-
wusste Parteilichkeit“ (vgl. Tatsch-
murat 1996) überführt worden ist.
Der Ansatz der „bewussten Partei-
lichkeit“ meint, dass sich eine Frau
emphatischer als ein Mann in die Si-
tuation einer anderen Frau hinein-
versetzen kann, die in einer Gewalt-
situation war oder ist. Auch wenn
die Beraterin in einer anderen, z.B.
finanziellen Situation als die Rat-
suchende ist (und sich so ein ande-
res Hilfssystem aufbauen kann), so
kann sie als Frau die Gewaltsituation
doch eher nachvollziehen, da in die-
ser Gesellschaft immer noch poten-
ziell alle Frauen von Gewalt bedroht
sind. Eine parteiliche Haltung wur-
de weiterhin als unumgänglich be-
griffen, da vom Prinzip her die Dif-
ferenzen unter Frauen nicht der ge-
teilten gesellschaftlichen Machtlo-
sigkeit und dem Ausgeliefertsein an
Gewaltverhältnisse von Frauen ins-
gesamt überwiegen (vgl. Tatschmu-
rat 1996). „Die ̀ Betroffenheit´ lässt
sich dann überführen in eine be-
wusste Parteilichkeit, (Hervorhe-
bung im Original) (...). Aus dieser
gemeinsamen Betroffenheit, der im
Prinzip geteilten Machtlosigkeit und
dem Ausgeliefertsein an Gewalt-
verhältnisse (wenn auch aus hierar-
chisch unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Positionen heraus),
aber auch aus dem unterschiedlich
großen Aktionsradius der je konkre-
ten Frau und der verfügbaren Res-
sourcen resultiert Parteilichkeit auch
in der feministischen Sozialen Ar-
beit.“ (Tatschmurat 1996, S. 13)

Einen weiteren Einfluss auf die
Diskussion hatten die Thesen über
die Dominanzkultur von Birgit
Rommelspacher (1995) und die von
Christina Trümmer-Rohr (1989)
initiierte Debatte über Mittäter-
schaft der Frau im Patriarchat.
Durch deren Thesen wurde deut-
lich, dass eine gesellschaftliche Ein-

bindung und Mitverantwortung der
Frauen an den existierenden Le-
bensverhältnissen besteht, ohne da-
bei die gesellschaftliche Vormacht-
stellung des Mannes oder die reale
Gewaltausübung von Männern zu
leugnen. Um die Gewalttätigkeiten
von Frauen nicht ausblenden oder
tabuisieren zu müssen, hilft eine
Sicht auf die Eingebundenheit von
Frauen in patriarchale Logik und
Aktion (vgl. Kavermann 1997).

3.2.1. Die feministische parteili-
che Haltung der Pädagogin
Als professionelle Haltung ist Par-
teilichkeit eine politische, d.h. pa-
triarchatskritische und auf gesell-
schaftliche Veränderung angelegte
Perspektive. Die Umsetzung der
Haltung geschieht in der direkten
Arbeit mit dem Klientel. Dabei wird
die Geschlechterhierarchie als zen-
trale Kategorie von Frauenunter-
drückung benannt, die es u.a. mit
den Mitteln der professionellen So-
zialarbeit abzubauen gilt. Ziel par-
teilicher Frauen- und Mädchenar-
beit ist die Selbstbestimmung und
Autonomie der einzelnen Frau oder
des Mädchens bei gleichzeitigem
politischem Engagement für das ge-
sellschaftliche Ziel der Chancen-
gleichheit. Eine wichtige Anforde-
rung an die parteiliche Haltung der
Pädagogin ist, dass sie bei profes-
sioneller Hilfestellung keine Lösun-
gen vorgibt. Des Weiteren ist ein
wichtiger Bestandteil dieser partei-
lichen Haltung, Widersprüche im
weiblichen Lebenszusammenhang
aufzudecken, die sie als Beraterin
nicht auflösen kann, zu thematisie-
ren und auch auszuhalten. Dieses
besagt auch, dass Frauen und Mäd-
chen von der Pädagogin weder idea-
lisiert noch als bedürftige Opfer ge-
sehen werden sollen (vgl. Hartwig/
Weber 2000). Von Anfang an hat die
feministische Theorie darauf hinge-
wiesen, dass Parteilichkeit auf kei-

nen Fall eine völlige Identifikation
z.B. zwischen Beraterin und Pro-
jektnutzerin bedeutet. Die Identifi-
kation kann sicher immer nur eine
Teilidentifikation sein, d. h., sich auf
das Erkennen von Gemeinsamkei-
ten und Trennendem beziehen (vgl.
Mies 1984). Sollte dieses nicht ge-
schehen, läuft professionelle Hilfe
auf der einen Seite Gefahr, Mäd-
chen und Frauen auf ihre Ge-
schlechtszugehörigkeit zu reduzie-
ren und sie in ihrer Individualität mit
ihren biografischen, kulturellen, so-
zialen etc. Erfahrungen nicht ernst
zu nehmen. Auf der anderen Seite
droht seitens der Beraterin die Be-
schränkung der eigenen Wahrneh-
mung, in dem nur das Gemeinsa-
me und Verbindende angesprochen
wird. So sollte sich jede Fachfrau ih-
res eigenen Standorts bewusst blei-
ben, damit sie sich der Ratsuchen-
den als ernstzunehmende Ge-
sprächspartnerin anbieten kann (vgl.
Hartwig/Weber 2000).

Ursula Müller entwickelte für die-
se Perspektive und Standortbestim-
mung den Begriff „Blick von der
Seite“ (vgl. Müller 1991), der von
der feministischen Parteilichkeits-
diskussion aufgenommen wurde.
Die Umsetzung des „Blickes von
der Seite“ findet in der Form statt,
dass die Fachfrau sich den ratsu-
chenden Frauen und Mädchen so-
lidarisch zur Seite stellt, dabei aber
für die subjektive Situation der Frau
oder des Mädchens wachsam ist und
die einwirkenden Faktoren und den
eigenen Standpunkt nicht aus den
Augen verliert (vgl. Kavermann
1997).

3.2.2. Denkanstöße aus dem
Diskurs der (De-)Konstruktion
von Geschlecht auf die Partei-
lichkeitsdiskussion
Das Postulat der Parteilichkeit ist
noch immer ein wichtiger Bezugs-
punkt der feministischen Mädchen-
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arbeit. Dennoch ist festzuhalten:
Zurzeit existiert innerhalb der femi-
nistischen Mädchenarbeit keine all-
gemein geteilte Definition des Par-
teilichkeitsbegriffs (vgl. Bitzan
2000). Es scheint daher sinnvoll, die
(de-)konstruktivistische Kritik an
einem einheitlichen Begriff „Frau“
bzw. „Mädchen“ aufzugreifen und
nicht nur für die feministische Mäd-
chenarbeit insgesamt zu reflektie-
ren, sondern auch deren Auswir-
kungen auf die Debatte um eine fe-
ministische Parteilichkeit und deren
Potential für eine Neudefinition der-
selben zu betrachten. Dieser Dis-
kurs steckt jedoch bislang noch „in
den Kinderschuhen“. Im Folgenden
sollen Denkanstöße, die sich aus der
(de)-konstruktivistischen Theorie
ergeben, skizziert und damit zu ei-
ner neuen Diskussion „eingeladen“
werden.

Durch die (de)-konstruktivisti-
schen Theoriediskurse wurde eine
kritische Auseinandersetzung um
die „Neudefinition“ der feministi-
schen Parteilichkeit angeregt. Die
Kategorie Geschlecht würde, so de-
ren Impulse, als alleiniges Diffe-
renzierungsmerkmal keinesfalls aus-
reichen. Die Lage der Frauen sei zu
individuell und vom gesellschaftli-
chen Status her wenig vergleichbar,
zudem gäbe es kulturelle, ethnische,
schichtspezifische und biographi-
sche Unterschiede. Das alle verbin-
dende Kennzeichen „Frau als po-
tentielles Opfer“ reiche nicht (mehr)
aus (vgl. Hartwig/Weber 2000 ).
Der neue Ansatz in der feministi-
schen Parteilichkeitsdiskussion geht
daher davon aus, dass die Unter-
schiedlichkeiten zwischen Frauen,
zwischen Mädchen sowie zwischen
Frauen und Mädchen zu erkennen
und anzuerkennen sind.  Eine „re-
flektierende“ Parteilichkeit muss
demzufolge ein Nebeneinander von
Gleichheit und Ungleichheit zwi-
schen Frauen und Mädchen zulas-

sen. „So universell die Unterdrük-
kung von Frauen in dieser männ-
lich dominierten Gesellschaft auch
ist, so unangemessen ist jede Analy-
se, die nicht neben der Hervorhe-
bung der Gemeinsamkeiten die Dif-
ferenzen genau betrachtet.“ (Kaver-
mann 1997, S. 195)

Das Prinzip der Parteilichkeit hat
sich in der feministisch orientierten
Sozialarbeit bislang bewährt und
sollte als grundlegende Prämisse ei-
ner feministischen Mädchenarbeit
auch keinesfalls „aufgegeben wer-
den“. Gleichwohl ist ein Umden-
kungsprozess und eine Neuorientie-
rung notwendig, da durch die Dis-
kussionen der Ansätze zur (De-)
Konstruktion von Geschlecht im-
mer unklarer geworden ist, wer mit
wem und warum parteilich sein soll-
te. „Als Orientierung für die Gegen-
wart und die nächste Zukunft bleibt
zunächst nur dies: Es ist notwen-
dig, die Aporie zu leben zwischen
der Schwierigkeit, theoretisch genau
bestimmen zu können, was „Frau“
ist und gleichzeitig so zu handeln,
als ob dies zweifelsfrei feststünde.“
(Tatschmurat 1996, S. 22).

Eine andere, sich durch die Er-
kenntnisse der (de-)konstruktivisti-
schen Ansätze eröffnende Um-
gangsweise mit dem Thema Ge-
schlecht in der Parteilichkeitsdis-
kussion wäre, die Differenzperspek-
tive abwechselnd ernst zu nehmen
(in der Praxis) und wieder außer
Kraft zu setzen  (in der Theorie).
Damit ist gemeint, dass einerseits
die Unterscheidbarkeit und die ver-
meintliche Differenz von Frauen ge-
genüber Männern vorausgesetzt
werden muss, sich andererseits aber
auf deren einfühlsame Beschrei-
bung eingelassen werden muss (vgl.
Hagemann-White 1993).

4. Zur Pluralisierung der Ge-
schlechtsidentitäten und dem
Ansatz des geschlechtshie-
rarchischen Verdeckungszu-
sammenhangs
Im Zuge sozialer Entstrukturie-
rungs- und Individualisierungspro-
zesse hat sich auch die Heterogeni-
tät innerhalb der Geschlechtergrup-
pen (noch einmal) vergrößert. Indi-
vidualisierung, verstanden als „Her-
auslösung“ der Individuen aus tra-
ditionellen Bindungen und Vor-
gaben, d.h. auch aus geschlechtsspe-
zifischen Vorgaben, meint jedoch
keinesfalls eine „Entnormierung“
der Gesellschaft. Vielmehr haben
sich „Normalitäten“ vervielfältigt;
Individuen haben die Möglichkeit,
zwischen diesen Normalitäten zu
wählen und zu wechseln. Dadurch
entstehen aber auch neue Zwänge.
Die Individuen kreieren nun unter-
schiedlichste geschlechtsspezifische
– womöglich wechselnde – Stile. Sie
sind nicht mehr auf zwei oder we-
nige Geschlechternormalitäten fest-
gelegt, sondern der/dem Betrach-
terIn bietet sich ein vielfältiges Bild
von geschlechtlichen Selbstinszenie-
rungen (vgl. Rose 2000). Eine so
verstandeneFlexibilisierung von
Normalitäten innerhalb der Gesell-
schaft bedeutet jedoch nicht, dass
sich die biographische Aufgabe der
geschlechtsspezifischen Normali-
sierung verflüchtigt hat. Sehr wohl
haben Jugendliche sich immer noch
als Mädchen oder Junge zu inszenie-
ren. Im Gegenteil: Es scheint eher
so, dass die geschlechtsspezifischen
Markierungen gerade angesichts der
gesellschaftlichen Aufbrüche und
Zerfaserungen zu einer der letzten
„Sicherheiten“ im Pluralismus ge-
worden sind (vgl. Preuss-Lausitz
1996). „Wo die alten schicksalhaf-
ten sozialen Verortungen qua Ge-
burt als identitätsstiftende Kenn-
zeichnung wie auch als biographi-
sche Landkarte zerfallen, kann das
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Geschlecht zu einem letzten klaren
Bezugspunkt werden, kann der
Rückgriff auf rigide polarisierte und
traditionelle Geschlechterbilder zu
einer sichernden Zuflucht werden.“
(Rose, 2000 S. 245)

Rose (2000) stellt eine soziale Wi-
dersprüchlichkeit fest: Neben der
Durchmischung von Geschlechter-
normalitäten finden gleichzeitig
Prozesse der Wiedereinsetzung tra-
ditioneller Geschlechternormali-
täten statt. Gerade weil die Ge-
schlechterkonturen ihre Eindeutig-
keit verlieren, erhalten Geschlech-
terbilder mit besonders scharfem
Profil eine besondere Attraktivität.
Entscheidend ist bei alledem, dass
jenes, was das „richtige“ Mädchen
ausmacht, nicht mehr in die Wiege
gelegt wird, sondern persönlich ent-
deckt und gebastelt werden muss,
ganz im Sinne der „Patchwork-
identität“ (vgl. Keupp 1988). Aller-
dings vermutet z.B. Preuss-Lausitz
(1996), dass die Chancen der per-
sönlichen Möglichkeiten von Mäd-
chen bei der Darstellung von Ge-
schlecht größer sind als bei Jungen.
Dabei sollten aber auch andere so-
ziale Differenzierungen berücksich-
tigt werden. Zwar hat sich die Chan-
ce, die eigene geschlechtliche Iden-
tität zu basteln, für Heranwachsen-
den aller regionalen, schichtspezifi-
schen und ethnischen Herkünfte in
Deutschland erhöht, aber mit un-
terschiedlicher Intensität und mit
unterschiedlichen Konflikten.

In einer kritischen Auseinander-
setzung mit den Thesen einer zu-
nehmenden Pluralisierung von Ge-
schlechtsidentitäten und der Freiset-
zung von Frauen aus traditionellen
Geschlechterrollen hat Bitzan
(2000) den Ansatz des geschlechts-
hierarchischen Verdeckungszusam-
menhangs entwickelt. Dieses Theo-
rem ist eine offene Denkfigur, die
bestimmte Analysen- und Hand-
lungsperspektiven nahe legt. Es ver-

sucht, das moderne Geschlechter-
verhältnis in einer Methode zu theo-
retisieren, in der nicht Ist-Zustände
als statische Gegebenheiten, son-
dern moderne Lebenslagen als sub-
jektive Herausforderungen und (so-
zial-)politische Ansprüche beschrie-
ben werden. Dieser Ansatz thema-
tisiert Kompetenzen, Bedingungen
und Voraussetzungen für Bearbei-
tungs- und Bewältigungsmöglich-
keiten, ohne sie aus dem Zusam-
menhang herauszulösen und isoliert
zu debattieren (vgl. Bitzan/Daigler
2001). In der reflexiven Moderne,
mit den viel beschriebenen Plura-
lisierungs- und Individualisierungs-
möglichkeiten und -zwängen, kom-
men Ungleichheiten in anderen Er-
scheinungsformen vor. Dieses stellt
sich in einer eng verstrickten Ver-
mischung von Chancengleichheits-
und Machbarkeitssuggestionen, so-
wie in tabuisierten Begrenzungs-
erfahrungen dar (vgl. Beck 1993).
Die aktuelle Bedeutung des Ge-
schlechterverhältnisses ist weder in
seinen hierarchischen Verstrickun-
gen noch in seinen prägenden Ori-
entierungsfunktionen so offensicht-
lich und erkennbar, wie z.B. noch
in den 1970er Jahren, als sich die
neue Frauenbewegung in der BRD
als neue soziale Kraft entwickeln
konnte. Vielmehr ist die neue Frau-
enbewegung selbst Teil dieser Mo-
dernisierung, die Mädchen u. a. die
Möglichkeit eröffnet, neue, andere
und mehr Ansprüche zu stellen (vgl.
Bitzan/Daigler 2001).

In aktuellen Untersuchungen
über Lebenslagen, Einstellungen
und Orientierungen von Mädchen
und jungen Frauen wird beschrie-
ben, dass sich Optionen erweitert
haben und sich nicht mehr unter die
klassischen weiblichen Lebensent-
würfe subsumieren lassen. Für das
Leben junger Frauen ist prägend,
dass sie sich mit den Widersprüchen
auseinandersetzen, die aus den An-

sprüchen an Erwerbs- bzw. Berufs-
tätigkeit und an ein Leben mit Kin-
dern erwachsen, und dass es dafür
keine ausreichenden gesellschaftli-
chen Lösungen gibt (vgl. Oechlse
2000). In unserer Gesellschaft sind
in den meisten Fällen immer noch
Frauen für die Reproduktionstätig-
keit zuständig. Dieses bedeutet, dass
Frauen für die praktischen und pfle-
gerischen Tätigkeiten zuständig und
damit auch verantwortlich für die
Planung eines Lebens sind, in dem
diese Aufgaben und Ansprüche ei-
nen Platz haben. Daran neu ist, dass
die Reproduktionstätigkeit als indi-
viduelles Problem, als Thema der in-
dividuellen Wahl und Entscheidung
behandelt, und nicht im Zusam-
menhang mit ungeeigneten und da-
her diskriminierenden Strukturen
diskutiert wird (vgl. Diezinger/
Rerrich 1998). Darüber hinaus be-
steht weiterhin für Mädchen die
Notwendigkeit Gewalterfahrungen
zu bewältigen, deren Verbreitung
und Bedeutung für den Alltag ver-
schwiegen wird. Außerdem müssen
sich junge Frauen mit einer absolut
körperorientierten sexuellen Iden-
titätsanforderung auseinanderset-
zen, die in gleicher Weise in die indi-
viduelle Bearbeitung und Verdrän-
gung geschoben wird (vgl. Bitzan/
Daigler 2001).

„Die heutigen Anforderungen an
Mädchen (und sie sind nicht gleich,
je nach sozialer Herkunft, ethni-
scher Orientierung, Bildungsstand
etc. differierend) lassen sich zusam-
menfassen als Anspruch, erfahrbare
und erlebte Diskrepanzen allein bewälti-
gen zu müssen (Hervorhebung im
Original) – Diskrepanzen zwischen
den Gleichheitsversprechen der
Moderne, die Mädchen entspre-
chend selbstverständlich für sich in
Anspruch nehmen, und deren
Nichtrealisierung, die im Gewande
individuellen Nicht-Gelingens (Hervor-
hebung im Original) daherkommen.
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Die Botschaft heute lautet: alles ist
machbar, du musst selbst kompe-
tent dafür sein. Damit zurechtzu-
kommen macht stark und einsam!“
(Bitzan/Daigler 2001, S. 207).

Dadurch werden Mädchen min-
destens zwei Botschaften vermittelt:
1. Ein modernes Bild von einer er-

folgreichen Jugend. Die Mäd-
chen wollen und müssen dem
Bild entsprechen, um „cool“ zu
sein. Dieses bedeutet für sie, dass
sie Widersprüche zudecken und
Unsicherheiten tabuisieren, um
Kompetenz und Souveränität zu
zeigen.

2. Im Weiteren sind die Mädchen
mit weiblichen Vorbildern (Müt-
ter, Pädagoginnen, Lehrerinnen)
konfrontiert, die vorgeben, alles
individuell geregelt zu haben und,
die öffentlich und gegenüber
Töchtern, Schülerinnen und
Adressatinnen negieren, was sie
die Bewältigung des modernen
weiblichen Alltages an Lebens-
qualität kostet.

Damit werden Erscheinungen und
Erfahrungen von Zurücksetzungen,
von Gewalt und Übergangenwer-
den zugedeckt, genauso wie An-
sprüche, und Vorstellungen an ein
besseres Leben, die nicht im Mit-
halten aufgehen (vgl. Bitzan/
Daigler 2001). Die eben aufgeführ-
ten Verhältnisse beschreiben Funk/
Schwarz (1999) als Derealisierun-
gen. Darüber hinaus wird Mädchen
durch aktuelle Mädchenbilder – u.a.
in den Medien – suggeriert, dass
Mädchen stark sein sollten, was die
Verunsicherungen, den Verlust des
Selbstbewusstseins durch diffuse,
sich widersprechende Anforderun-
gen an das Mädchen-Sein, durch
den aufgesetzten und von außen
erlebten Druck, unterstützt. Diese
Mädchenbilder können den Mäd-
chen auf der einen Seite Unterstüt-
zung bieten, auf der anderen Seite
können sie aber auch eine erdrük-

kende Wirkung haben (vgl. Stauber
1999). Danach sind diese ineinan-
der verwobenen Prozesse zwischen
Angleichung der Chancen und Ver-
haltensweisen von Mädchen und
Jungen fortgesetzte (De-)Thema-
tisierungen sozialer Notwendigkei-
ten, Erlebnisweisen und Zurückset-
zungen. Diese Benachteiligungen
der Mädchen stellen sich in der mo-
dernen Lebenslage äußerst unter-
schiedlich dar, je nach Ressourcen
für materielle und psychische Unter-
stützung, sowie regionalen und sub-
jektiven Lebenswelten. Bitzan/
Daigler (2001) zufolge besteht für
die Theorie und Praxis feministi-
scher Mädchenarbeit die Notwen-
digkeit, eine Vorgehensweise zu ent-
wickeln, die gefundene und von den
Mädchen präsentierte Lösungen ih-
rer Lebenssituation als Bewältigung
interpretiert, und dieses als Ergeb-
nis eines inneren Austarierens von
Widersprüchen und ambivalenten
Herausforderungen sieht. „Mäd-
chen lernen, so zu tun, als ob – das
heißt, sie sind aktiv, sie integrieren
etwas und sie lernen, den schwan-
kenden Boden, auf dem sie stehen,
als Normalfall zu begreifen und zu
ignorieren“ (Bitzan/Daigler 2001, S.
208).

In dieser Betrachtungsweise stellt
Geschlecht eine fundamentale aber
ambivalente Bewältigungsform dar.
Für die „Mädchen“ bedeutet die
Rückbeziehung auf Weiblichkeit,
dass sie in eine bekannte Form
schlüpfen können, die sie entlastet,
weil sie allgemein anerkannt ist.
Folglich können durch die Bezug-
nahme irritierende Erfahrungen
normalisiert werden. Zugleich be-
deutet „Mädchen-Sein und Frau-
Werden“ eine Anforderung an die
Person, die zunehmend diffuser
wird. Die Mädchen sollen etwas
werden, von dem in der heutigen
Zeit nicht (mehr) klar ist, was es
wirklich bedeutet. An dieser Stelle

findet eine Verschränkung alter und
neuer Widersprüchlichkeiten der
Geschlechtsidentität statt. Für die
feministische Theorie und Praxis
stellt sich an dieser Stelle die Frage:
Wie können Probleme und Konflik-
te von Mädchen erkannt werden,
wenn ihre Bewältigung für das Er-
scheinungsbild verschwiegen wer-
den muss, weil sie nach außen hin
darstellen, dass sie keine Probleme
haben, nicht benachteiligt sind und
dass sie kompetent sind?„Hieraus
folgt, den Begriff „Mädchen“ als
politische Kategorie zu betrachten,
mit der bestimmte Prozesse thema-
tisiert werden können. Auf dieser
Ebene bewegt sich u.E. feministi-
sche Mädchenarbeit – ein Zurecht-
kommen mit gemachten Unter-
schieden, ein Bewältigen und Un-
terstützen von Überschreitun-
gen“ (Bitzan/Daigler 2001, S.212).

6. Zusammenfassung/Ausblick
Der Beitrag gibt einen Überblick
über die Entwicklung der feministi-
schen Mädchenarbeit in den letzten
Jahren. Auf die Grundsätze der fe-
ministischen Mädchenarbeit und
auf die Entwicklung der Parteilich-
keit innerhalb der feministischen
Sozialarbeit wurde eingegangen,
weil dies originäre Leistungen der
Frauenbewegung und Frauen-
forschung sind. Die theoretischen
Diskurse der Frauenbewegung und
der Frauen- und Geschlechter-
forschung hatten – insbesondere in
den 1970er bis Anfang der 1990er
Jahre – starke Einflüsse auf die fe-
ministische Mädchenarbeit. Ein
wichtiger Einfluss zu Beginn der fe-
ministischen Mädchenarbeit waren
Theorien der geschlechtsspezifi-
schen Sozialisation; wobei sicherlich
Ursula Scheu (1977) mit ihrem
Buch: „Was geschieht mit kleinen
Mädchen“ als wegweisend heraus-
zustellen wäre. Das Innovative an
ihrem Ansatz war, dass sie Ge-
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schlecht als sozial hergestellt be-
trachtete und nicht, wie damals gän-
gig, als biologische Kategorie.

In aktuellen Diskussionen über
feministische Mädchenarbeit
scheint ein Perspektivenwechsel
stattgefunden zu haben, ausgelöst
durch neue theoretische Diskussio-
nen  der Frauen- und Geschlech-
terforschung hinsichtlich der Kate-
gorie Geschlecht (vgl. Plößer 2002).
Diese Ansätze tragen, wie aufgezeigt
wurde, derzeit zu einer Veränderung
und Infragestellung des Verständ-
nisses aktueller feministischer
Mädchenarbeit bei. Inbesondere der
(de-)konstruktivistische Theorie-
diskurs hat einerseits die Wahrneh-
mung dafür geschärft, dass die Un-
terschiede zwischen Mädchen grö-
ßer sein können als die zwischen
einem Mädchen und einem Jungen,
andererseits aber darauf aufmerk-
sam gemacht, dass durch die Erwei-
terung des Spielraums der Katego-
rie „Mädchen“, die Eindeutigkeit
darüber, was ein Mädchen aus-
macht, verloren gegangen ist. Aus-
wirkungen dieser Sichtweise auf die
Praxis einer feministischen Mäd-
chenarbeit wurden u.a. hinsichtlich
der Weiterentwicklung des Partei-
lichkeitsbegriffes behandelt. Für die
Praxis der Mädchenarbeit ist der de-
konstruktivistische Ansatz eine
Chance, jene Ausschlussverfahren
aufzudecken, mittels derer Mäd-
chenarbeit nur für weiße, heterose-
xuelle Mädchen gedacht und prak-
tiziert wurde. Diese Sichtweise er-
möglicht, verschiedene Gruppen
von Mädchen (wie z.B. behinderte,
lesbische u.a.) intensiver als bisher
in die Betrachtungsweise der prak-
tischen pädagogischen Arbeit ein-
zubeziehen (vgl. Schmidt 2001). Bis-
lang steht eine Umsetzung der
(de-)konstruktivistischen Ansätze in
der praktischen feministischen
Mädchenarbeit noch aus. Beach-
tenswert bei der praktischen Um-

setzung ist der Widerspruch zwi-
schen einer parteilicher Haltung für
die Mädchen und den theoretischen
Anforderungen an die Auflösung
der Geschlechtertrennung. Diesen
Widerspruch hat bereits Hage-
mann-White (1993) so formuliert,
dass einerseits Zweigeschlechtlich-
keit theoretisch hinterfragt werden
soll, andererseits aber Zweige-
schlechtlichkeit als soziale Realität
die Praxis bestimmt. Für Pädagogi-
nnen in der feministischen Mäd-
chenarbeit bedeutet dies, diesen
Widerspruch in der alltäglichen Ar-
beit aushalten zu können. Hilfreich
ist dafür m.E. der Leitsatz von Tat-
schmurat: „parteilich handeln –
dekonstruktivistisch denken“ (Tat-
schmurat 1996).

Der letzte Punkt des Beitrages
streifte noch kurz den relativ neuen
Diskursstrang um den Ansatz des
geschlechtshierarchischen Verde-
ckungszusammenhangs, der – die
Individualisierungs- und Pluralisie-
rungsdebatten aufnehmend – davon
ausgeht, dass geschlechtsspezifische
Diskriminierungen sich nur ver-
schoben haben und nicht mehr of-
fen sichtbar sind. Diskussionen,
welche Auswirkungen dieser Ansatz
perspektivisch für das Selbstver-
ständnis der feministischen Mäd-
chenarbeit und deren Praxis hat,
haben erst begonnen, deuten jedoch
in der Tendenz eher eine erneute
„Repolitisierung“ derselben und da-
mit möglicherweise eine „Wieder-
aufnahme“ der Prämissen und Dis-
kussionen der „ersten Jahre“ an.

Anmerkungen
1 Sehr bald wurde erkannt, dass die w e-
sentlichen Prozesse und Strukturen für
geschlechtstypisches Verhalten in der
Kindheit begründet waren (vgl. Bitzan
1993a). „Die Sozialisation der Mädchen,
ihre gesellschaftliche wenig wahrgen-
omme Position, ihre Schwierigkeiten
und ihre Fähigkeiten sollen fortan be-

achtet und positiv beeinflusst werden.“
(Bitzan 1993a, S. 199)
2 Die Absicht der „Queer Theory“ ist
es nicht, Kategorien abzuschaffen, son-
dern Normierungen in Bezug auf Ge-
schlecht und Sexualität aufzudecken
und damit hegemoniale gesellschaftli-
che Machtverhältnisse in Frage zu stel-
len (vgl. Howald 2001).
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Ursula Müller und Silja Polzin

„Innovation und Implementierung“
Als ungewöhnlich erfolgreich und anregend empfanden die über 60 Teilnehmenden
die große Abschlusstagung des Projekts „VINGS – Virtual International Gender Stu-
dies“, die am 30. und 31. Oktober 2003 in der Universität Bielefeld stattfand. Das mit
2,3 Mio. Euro finanzierte Projekt führte die Universitäten Bielefeld, Bochum, Hanno-
ver und die FernUniversität Hagen mit dem Ziel zusammen, gemeinsam mediale Lern-
einheiten der Geschlechterforschung in den Sozial- und Kulturwissenschaften für das
Internet zu konzipieren, zu produzieren und im Lehrbetrieb zu erproben. Die Konsor-
tialführung für dieses Großprojekt lag bei Prof. Dr. Ursula Müller vom Interdiszipli-
nären Frauenforschungs-Zentrum (IFF) der Universität Bielefeld.

Das Projekt VINGS – Virtual International Gender Studies –  ist ein Koopera-
tionsprojekt der Universitäten Bielefeld, Bochum, Hannover sowie der FernUniversität
Hagen. Es realisiert zwei bundesweit einmalige Online-Studienangebote: das Studien-
programm VINGS im Bereich der Internationalen Frauen- und Geschlechterforschung
und das Weiterbildungsangebot „VINGS Qualifizierung Gleichstellung“. VINGS ist
das einzige Gender-Projekt im Projektverbund „Neue Medien in der Bildung + Fach-
information“ und wird von einem wissenschaftlichen Beirat begleitet, dem Frau Prof.
Dr. Britta Schinzel (Vorsitzende), Frau Prof. Dr. Sigrid Metz-Göckel, Herr Prof. Dr.
Norbert Eder, Frau Prof. Dr. Brigitte Young, Herr Prof. Dr. Matthias Albert sowie
Frau Prof. Dr. Heidi Schellhowe angehören.

Der erste Tag der Tagung widmete sich der gender-bezogenen Mediendidaktik so-
wie den Möglichkeiten der Integration virtueller Lehre in Präsenzuniversitäten. Im
Rahmen einer Podiumsdiskussion mit Vertreterinnen und Vertretern aller Gruppen,
in deren Handlungsbereich die virtuelle Lehre an Präsenzuniversitäten fällt, wurden
die vielschichtigen Aspekte der Implementierung von E-Learning deutlich. Am zwei-
ten Tag beleuchtete eine Präsentation von Konzepten und Produkten von VINGS die
Vielfalt medialer Umsetzungen computergestützter Lehre in den Sozial-, Kultur- und
Geisteswissenschaften. Die Einbettung in einen Kontext thematisch benachbarter Pro-
jekte des Förderprogramms eröffnete einen breiten Reflexionsrahmen. Diese Projek-
te präsentierten sich ferner, zusammen mit VINGS-Studieren und VINGS-Qualifizie-

Der Rektor der Universität Bielefeld, Prof. Dr. Dieter Timmermann, und Projektleiterin Prof. Dr. Ursula Müller eröffnen die Tagung.
Von links: Prof. Dr. Britta Schinzel, Prof. Dr. Brigitte Young, Prof. Dr. Ilse Lenz, Prof. Dr. Michiko Mae und Cornelia Schneider
vom Projektträger „Neue Medien in der Bildung + Fachinformation“.
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ren, in einer zweistündigen Open-Space-Veranstaltung, die es allen Teilnehmenden
gestattete, sich im Detail und praktisch mit diesen Konzepten und Produkten bekannt
zu machen. Der abschließende Teil der Tagung war dem Gender-Mainstreaming im
Bereich des virtuellen Lehrens und Lernens gewidmet; hier wurden erste Ergebnisse
aus dem entsprechenden Begleitprojekt des Förderprogramms vorgestellt.

Paradebeispiel für interdisziplinäre Forschung
In seiner Begrüßungsansprache betonte Rektor Prof. Dr. Dieter Timmermann, die
Universität Bielefeld fühle sich durch den Erfolg des Projekts VINGS darin bestärkt,
die Frauen- und Geschlechterforschung an der Universität hervorzuheben und die
Möglichkeit von Lehren und Lernen im Internet verstärkt zu erproben. Gender Studies
seien geradezu ein Paradebeispiel für interdisziplinäre Forschung, der sich die Univer-
sität Bielefeld in besonderem Ausmaß verschrieben habe – genauso wie der hoch-
schulübergreifenden Kooperation, die auch in VINGS gepflegt werde. Bielefeld habe
eine lange Tradition in der Frauenforschung, was sich nicht zuletzt in einer Reihe von
Frauenforschungsprofessuren ausdrücke, und nehme die praktische Gleichstellungsar-
beit sehr ernst. Beides wäre ohne die jahrzehntelange Arbeit des Interdisziplinären
Frauenforschungs-Zentrums (IFF) nur schwer bewegt worden, weshalb es ihn beson-
ders freue, dass das IFF diese Rolle mit der Konsortialführung von VINGS weiter-
führe und dabei viel sichtbare, aber auch viel unsichtbare Arbeit leiste. Deutschland
belege im E-Learning keineswegs einen Spitzenplatz; dies liege nicht zuletzt an einer
Skepsis gegenüber Vorstellungen einer grundlegenden Revolutionierung des Lehrbe-
triebs durch E-learning. Diese zurückhaltende Sicht gehe weiterhin von der grundlegen-
den Bedeutung der face-to-face-Kommunikation im Lernprozess aus. Unumstritten
sei aber mittlerweile, dass E-Learning eine wertvolle und zunehmend unentbehrliche
Ergänzung des Hochschulbetriebs sei – sowohl für Studierwillige, denen eine physi-
sche Anwesenheit im  Hörsaal nicht möglich sei, wie auch bezogen auf das lebenslan-
ge Lernen.

Einziges Gender bezogenes Projekt im Förderprogramm
Die anschließenden Eröffnungsworte von Prof. Dr. Ursula Müller, Konsortialfüh-
rung VINGS und Geschäftsführende Direktorin des IFF, stellten den prozessualen
und kontextuellen Charakter von VINGS in den Mittelpunkt. VINGS, das einzige
thematisch auf „Gender“ bezogene Projekt im Förderprogramm „Neue Medien in
Bildung + Fachinformation“ habe in seiner knapp dreijährigen Laufzeit ein Lehrangebot
von mehr als  40 SWS, also im Umfang eines Masterstudiengangs entwickelt, sowie 18
SWS für wissenschaftliche Weiterbildung.

Hierzu hatte das Projekt auf vielfältige Weise Grundlagen- und  Entwicklungsar-
beit zu leisten. Als ein innovatives Ergebnis in VINGS nannte sie das von didakti-
schen Erwägungen geleitete funktionale und gestalterische Design der Lern- und Kurs-
umgebung sowie die mediale Umsetzung des Gegenstandsbezugs in den sozial- und
kulturwissenschaftlichen Gender Studies. Die Curriculum- und Content-Entwicklung
sei im Bereich der virtuellen Lehre in den Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften
immer noch Neuland.

VINGS qualifiziere aber nicht nur Studierende für die und mit der Online-Lehre,
sondern auch Lehrende; es habe ein flexibles Konzept von begleitenden Kompetenz-
teams entwickelt, die Lehrende im Prozess der Kursentwicklung und -durchführung
qualifizieren. Das versetze Lehrende – auch im Sinne der Nachhaltigkeit – in die Lage,
sich eigenständig neue Räume in der virtuellen Lehre zu eröffnen. Zusammengefasst
sei VINGS ein Projekt mit einer Vielzahl  für die universitäre Lehre konkret nutzbarer
Ergebnisse, aber auch mit hohem Anregungscharakter, das insbesondere Beiträge lei-
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ste zu den Bereichen „Gegenstandsbezug und mediale Umsetzung“, „Gendersensible
Gestaltung“1 , „Qualifizierung von Lehrenden und Studierenden für das Lehren und
Lernen im Netz“, „Qualifizierung von Lehrenden für eigenständige mediale Umset-
zung“, „Intensivierung der Lehr-Lern-Situation“ sowie „tool-unterstützte Kooperati-
on“ und „Wissensmanagement“.

Mit der Entwicklung des umfangreichen Studienprogramms Virtual International
Gender Studies, der Produktion von Studienmodulen für die computergestützte Leh-
re in medial bisher noch wenig bearbeiteten Lehrgebieten habe das Projekt VINGS
als einziges derzeit bekanntes Projekt im Rahmen des Verbundes seinen Auftrag voll
erfüllt und zudem, ebenfalls eine Rarität, mit seinem gesamten, auf zwei Studienjahre
angelegten Programm einen sehr erfolgreichen Probelauf durchgeführt. Die Lehrveran-
staltungen würden zudem begleitend intern und extern evaluiert.

VINGS sei jedoch damit konfrontiert, dass die Integration virtueller Elemente in
die Hochschullehre noch am Anfang stehe. Trotz wegweisender Empfehlungen der
Hochschulrektorenkonferenz und der Bund-Länder-Kommission2  würden die Poten-
tiale dieser Entwicklungen bisher nur von wenigen Hochschulen erkannt und aufge-
griffen. Die Hochschulen seien noch wenig vorbereitet auf virtuelle Lehre,  insbeson-
dere wenn sie dann auch noch kooperativ sei.

Da zudem der betreuende Projektträger die Regeln, nach denen er berate, teilweise
erst begleitend entwickelt habe und seinerseits mit ständig wechselnden Rahmenbedin-
gungen konfrontiert gewesen sei3  – vom kontinuierlichen  Wechsel der stets engagier-
ten AnsprechpartnerInnen für VINGS einmal ganz zu schweigen –, habe VINGS
unter dem Motto „Probleme als Herausforderungen begreifen“ zu einem Projekt wer-
den müssen, das sich seine Durchführungsbedingungen fortwährend selbst erschaf-
fen hat.

Als eine dieser Herausforderungen nannte Prof. Dr. Ursula Müller auch den unerwar-
teten Umstand, dass eine wesentliche Voraussetzung, nämlich die Bereitstellung einer
den Anforderungen des Projekts angemessenen Lernplattform, nicht wie erwartet zu
Kursbeginn vom dafür zuständigen Partner, der Fernuniversität Hagen, bereitgestellt
werden konnte, weshalb in Bielefeld eine Lernplattform4  auf  eigene Faust installiert
wurde, um den Start des Studienprogramms möglich zu machen und den Projektab-
lauf zu sichern.

Bezogen auf die Nachhaltigkeit gelte insbesondere die Prozesshaftigkeit der Rah-
menbedingungen: Bis heute seien wichtige Rechtsfragen nicht nur auf Projektebene,
sondern generell ungeklärt bzw. in der Praxis der virtuellen Lehre schwierig zu lösen.
Dies betreffe z.B. die Anerkennung von Zertifikaten, welche in der Theorie gegeben,
in der Praxis gewöhnungsbedürftig sei. Deputatsregelungen für Lehrende, die die Mehr-
belastung durch mediale Umsetzung und kooperative Lehre ausgleichen könnten, sei-
en unbefriedigend bzw. mehrheitlich nicht vorhanden. Urheber- und Nutzungsrechte
seien –  insbesondere für Kooperations-Projekte –  eine so vielschichtige und komple-
xe Materie, dass im Grunde über die realen Bedingungen nachhaltiger Nutzung heute
noch wenig gesagt werden könne. Vor diesem Hintergrund sei der Erfolg des Projekts
umso beachtenswerter.

Frauen ausgrenzende Strukturen im E-Learning verhindern
Das erste Grundlagenreferat hielt Frau Prof. Dr. Britta Schinzel vom Institut für Infor-
matik und Gesellschaft der Universität Freiburg zum Thema „Good practice für gen-
dersensitive e-learning Projekte“. Wie Frau Schinzel ausführte, führen Erfahrungen
im Bereich des Teleteaching einerseits und die Beschäftigung mit curricularen Fragen
des Einschlusses von Frauen in Informatik und Mathematik andererseits dazu, bei der
Herstellung von Gendersensitivität das Feld zu öffnen für die Diversität von Lernsti-

1 VINGS hat zwischen-
zeitlich den 2. Preis für
aktive Frauenförderung der
Universität Hannover
gewonnen und ist als
„Gender Good Practice-
Projekt“ des BMBF-
Begleitprojekts „Gender
Mainstreaming“ ausgezeich-
net worden (vgl. S.67).

2  vgl. Strategiepapier der
Bund-Länder-Kommission
für Bildungsplanung und
Forschungsförderung (BLK)
vom 17. Juni 2002 zum
breiten Einsatz von Neuen
Medien in der Hochschule.
URL: http://www.blk-
bonn.de/
neue_medien_hochschule.htm

3 Der Projektträger war zu
Beginn bei der GMD -
Forschungszentrum
Inforationstechnik GmnH
angesiedelt, im weiteren
Projektverlauf  zur
Fraunhofer-Gesellschaft und
schließlich zu Deutschen
Vereinigung für Luft- und
Raumfahrt gewechselt.

4 Die  VINGS-Lernumge-
bung basiert auf dem System
C::Web der Bielefelder
AMMMa AG
(www.ammma.de.), das an
der Universität Bielefeld u.
a. auch in der Bioinformatik
und im Zentrum für
wissenschaftliche Weiterbil-
dung eingesetzt wird,
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len, Interessen, Erfahrungen und Orientierungen, und weniger dazu, eine spezifische
Didaktik für Frauen zu fordern. Durch eine „frauenspezifische“ Didaktik würden
Frauen erneut auf ein rollenspezifisches Verhalten festgelegt, dem sie wohlmöglich
durch die Beschäftigung mit Neuen Medien und Natur- und Technikwissenschaften
zu entkommen suchen.

Es wäre allerdings falsch, sich mit einer Kritik an der androzentrischen Kultur der
Natur- und Technikwissenschaften, verstärkt durch die der Informationstechnik, zu
begnügen und (lediglich) aufzuzeigen, wie diese Strukturen, Gewichte und Symbole
setzt. Die Neuen Medien eignen sich nach Meinung von Frau Schinzel besonders für
die Bedienung unterschiedlicher kognitiver Stile, Interessen und Orientierungen, da
sie gleichzeitig alternative Angebote erlauben, wobei sich die Alternativen auf Orte,
Personen, Medienwechsel und Interaktivität beziehen können.5   Dieser neu eröffnete
Raum kann dazu genutzt werden, die Herausbildung von frauenausgrenzenden Struktu-
ren im Bereich der E-Lehre zu verhindern. Dies ist jedoch ein komplexes Unterfan-
gen, wie sich an der folgenden Systematisierung der Einflussgrößen auf Gender und
E-Lehre zeigt:

Strukturierte Komplexität: Das VINGS-Curriculum
In ihrem Beitrag „Strukturierte Komplexität – Das VINGS-Curriculum“ bezeichnete
Dr. Paula Villa, Universität Hannover, Virtual International Gender Studies als ein
komplexes, heterogenes und außerordentlich interdisziplinäres Feld: Gender Studies
thematisierten immer auch grundsätzliche Fragen der je vertretenen Disziplinen und
fokussierten diese zugleich anhand eines Gegenstands (Gender), der seinerseits hoch-
gradig reflexiv verhandelt werde. Eine zentrale Frage von Gender Studies sei dem-
nach die nach der raum-zeitlichen, historischen, kulturellen, ökonomischen, individu-
ellen, sozio-politischen Verfasstheit von Geschlecht. Die Bearbeitung dieser Komple-
xität sprenge in produktiver Weise traditionelle disziplinäre Curricula. Um Studieren-
de nicht mit einem akademischen „Alles-hängt-mit-allem-Zusammen“-Chaos zu über-

5 Der sehr detaillierte
Foliensatz von Britta

Schinzel ist als PDF-Datei
auf  der VINGS Website

(www.vings.de) abgelegt und
kann von dort herunter

geladen werden.
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fordern, habe VINGS in Anlehnung an bisherige Erfahrungen mit der Lehre von
Gender Studies und in Anknüpfung an gegenstandsbezogene Systematisierungen ein
modularisiertes Curriculum entwickelt, dass den Anspruch erhebt, Komplexität in
strukturierter Weise zu vermitteln. Studierende sollen anhand von Propädeutika, Quer-
schnitts- und nach thematischen Schwerpunkten geordneten Kursen herangeführt
werden an ein wissenschaftliches Feld, das sich zwar nicht gänzlich in einem Curricu-
lum abschließend aneignen lasse, aber doch mit den entsprechenden Grundlagen sy-
stematisch überschaut werden könne. Die curriculare Struktur von VINGS in Zusam-
menhang mit den Inhalten und den zusätzlichen Schlüsselqualifikationen, die durch
das Online-Studium erworben werden, zeigt die folgende Grafik:

Potentiale von Internationalität
In ihrem Beitrag „Vernetztes Lehren und Lernen: Chancen von internationalen virtuel-
len Gender Studies“ befasste sich Prof. Dr. Ilse Lenz, Ruhr-Universität Bochum, mit
den Anforderungen und den Potentialen von „Internationalität“. Sie erörterte Interna-
tionalität in drei Bezügen: der internationalen curricularen Entwicklungs-Zusammenar-
beit von VINGS mit WissenschaftlerInnen und Institutionen in Russland, der Schweiz,
Österreich, den USA, Australien und Korea; der Nutzung, dem Aufbau  und der Pfle-
ge internationaler Informationsressourcen; und schließlich den Herausforderungen,
die Internationalisierung für die mediendidaktische Umsetzung von Gender Studies
bedeutet. Für diese sei die Entwicklung kritischer Kompetenz und Reflexionsfähigkeit
zentral, sowohl bezogen auf die sozialen Konstruktionen von Kultur wie von Ge-
schlecht; beide verwiesen auf die Notwendigkeit der Herausbildung eines kritischen
Kulturbegriffs. Die mit dieser konzeptionellen Arbeit verbundene Mühe werde  durch
eine Reihe von Vorzügen der internationalen Lehre belohnt; wichtige Vorteile böten
zum einen in erkenntnistheoretischer Perspektive die Nutzung von Vergleich und
Universalisierung als methodische Leitprinzipien, zum anderen die Herausbildung in-
ternationaler Kompetenz als Schlüsselqualifikation der Zukunft.
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Brücke von der Wissenschaft in die Praxis der Gleichstellungsarbeit
Einblicke in einen weiteren  Arbeitsbereich von VINGS gaben AOR Ulrike Schultz
und Ass. jur. Kirsten Pinkvoss von der Fernuniversität Hagen in ihrem Beitrag „Theorie-
Praxisbezug: Das weiterbildende Studium VINGS.qualifizieren“. Das neben dem Stu-
dienprogamm im Projektrahmen entwickelte und erprobte Weiterbildungsangebot wolle
eine Brücke schlagen zwischen Wissenschaftlerinnen einerseits, Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten, Politikerinnen sowie in Vereinigungen und Organisationen enga-
gierten Frauen andererseits.

Das weiterbildende Studienangebot biete allen, die mit Frauenförderung, Gleichstel-
lung und dem europäisch vorgegebenen Ziel des Gender Mainstreaming befasst sind,
die Möglichkeit, ein wissenschaftliches Fundament und praktische Grundlagen für
ihre Tätigkeit zu erwerben, über Fragestellungen der Praxis zu reflektieren und sich
auszutauschen. Damit leiste VINGS.qualifizieren einen Beitrag zur Professionalisierung
der Gleichstellungsarbeit. Das gebührenpflichtige einjährige Weiterbildungsprogramm
ist als Fernstudienangbot (mit einigen Präsenzphasen) an der Fernuniversität Hagen
konzipiert. Das Internet werde dabei zur Kommunikation und Distribution von schrift-
lichen Materialien eingesetzt, die dem Medium entsprechend gestaltet und aufbereitet
seien.

Innovative Formen vernetzter Kooperation
In ihrem Beitrag „VINGS: kooperatives Lehren und Lernen im Netz“ setzte sich Silja
Polzin, Universität Bielefeld und zentrale Koordinatorin von VINGS, mit dem in
VINGS formulierten Anspruch auseinander, eine virtuelle Lernumgebung zu schaf-
fen und medial vermittelte Lernarrangements zu gestalten, die Anwendungsbedin-
gungen und Lernanforderungen weiblicher und männlicher Studierender gerecht werde.
Kommunikation und Kooperation spielten dabei eine Schlüsselrolle – sowohl in den
didaktischen Szenarien medial vermittelten Lehrens und Lernens als auch im komple-
xen Implementierungsprozess im Rahmen einer länderübergreifenden Hochschulko-
operation. Der erst lange nach Projektbeginn vom Projektträger verteilte Gender Main-
streaming-Leitfaden zur gender-sensitiven Gestaltung von E-Learning enthalte Anre-
gungen, die VINGS in der Gestaltung seiner Lernumgebung bereits vorab berücksi-
chtigt habe.

In ihrem Vortrag beleuchte Frau Polzin innovative Formen der Kooperation in
VINGS auf verschiedenen Ebenen: der Ebene der vernetzten Zusammenarbeit im
Verbundprojekt, der Ebene der vernetzten Lehre und der Ebene vernetzten Lernens.
VINGS sei, wie die Ergebnisse zeigten, eine außerordentlich erfolgreiche Kooperati-
on. Kooperative Lern- und Arbeitsprozesse – noch dazu an verteilten Standorten –
bedeuteten für alle Beteiligten einen Gewinn durch Synergien, führten aber auch zu
Reibungsverlusten, die es zu minimieren gelte; oder sie stießen auf Grenzen, die nicht
immer im kurzen Lebenszyklus eines Projekts überwindbar seien. VINGS habe dabei
auf vielen Ebenen mit kooperativen Arbeits-, Lehr- und Lernprozessen experimen-
tiert. Neben den  hochschulübergreifenden, interdisziplinären und auch internationa-
len Lehrkooperationen via Internet sei hier auf die interuniversitäre Zusammenarbeit
von drei Präsenzhochschulen mit einer FernUniversität mit ihren unterschiedlichen
didaktischen Konzeptionen und institutionellen Strukturen zu verweisen.

Als innovativen Ansatz der Bearbeitung von Projektaufgaben nannte Frau Polzin
die Einrichtung standortübergreifend kooperierender, interdisziplinärer Arbeitsgrup-
pen (Curriculum, Mediendidaktik, Technik, Evaluation). Damit unterscheide sich
VINGS deutlich vom Lösungsmuster anderer Projekte, die die Anforderungen an
eine hochschulübergreifende Kooperation durch eine strikte standortbezogene Pro-
blem- und Arbeitsteilung zu bewältigen trachteten. Bei der Contententwicklung und
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Medienproduktion habe VINGS ein Konzept qualifizierender Multi-Kompetenzteams
umgesetzt. Quer zu hierarchischen und institutionellen Strukturen wurden interdiszi-
plinär besetzte Arbeitsgruppen gebildet, in denen Designerin, Mediendidaktikerin,
Informatikerin, Fachexpertinnen und Lehrende zusammenarbeiteten. Die Praktizierung
dieses Modells verfolgte zwei Ziele: die Entwicklung medialer Studienmodule und
eine über die Projektlaufzeit hinaus wirkende Weiterqualifizierung im Bereich des Ein-
satzes neuer Medien in der Lehre.

  Auf der Ebene des Lehrens und Lernens in Computernetzen seien vornehmlich
von kommunikativen und kooperativen Prozessen getragene didaktische Szenarien
konzipiert und erprobt worden. Daher sei die funktionale Integration der dazu notwen-
digen Werkzeuge, wie webbasierte Diskussionsforen, Chat,  Instant Messenger und
BSCW, bei der Realisierung der VINGS-Lern- und Kursumgebung von zentraler Be-
deutung gewesen.

Gegenstandsbezug und mediale Umsetzung
Prof. Dr. Gudrun-Axeli Knapp, Universität Hannover, setzte in ihrem Beitrag „Gegen-
standsbezug und mediale Umsetzung“ die vordergründig anwendungsorientierte Fra-
ge nach der medialen Gestaltung von Lerninhalten in den größeren Kontext der Grund-
lagenforschung. Aufgabe der Deutungswissenschaften sei es, die kulturellen Implikatio-
nen des Wandels zur Mediengesellschaft auch in ihren Tiefenschichten kritisch zu
durchleuchten.

Dies gelte ebenso in Bezug auf allgemeine Entwicklungstrends wie mit Blick auf
besondere Konstellationen. Dazu gehörten auch praktische Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte, die in einer anwendungsorientierten Perspektive ausloten wollen, wo
im Gegenstandsbereich der Geistes- und Sozialwissenschaften Möglichkeiten und Gren-
zen des Einsatzes der neuen Medien liegen. Der Freiburger Soziologe Frank Welz
habe das genannt, den Spieß umzudrehen: „Fachwissen und Fachlehre sollen nicht
den neuen Bildungsmedien, sondern vielmehr die Nutzung der neuen Bildungsmedien
der Eigenart der Sozialwissenschaftslehre angepasst werden.“

Dabei legten nicht nur disziplinäre Traditionen, sondern auch spezifische Problembe-
reiche und Gegenstände unterschiedliche Nutzungsformen der neuen Medien nahe. Aber
die Frage nach einem gegenstandsaffinen Einsatz der neuen Medien gehöre zu den
eher unterbelichteten Bereichen der Diskussion über den Einsatz dieser Technologien
in der geistes- und sozialwissenschaftlichen Hochschullehre.

Über Fragen der medialen Übersetzung reflektierte Frau Knapp anhand von Bei-
spielen aus der VINGS-Werkstatt an der Universität Hannover. Dort wurden Lehr-
und Lernmaterialien im Umfang kompletter Seminare didaktisch konzipiert, medial
umgesetzt und auf CD-ROM gebrannt, so dass sie sich für den Einsatz in unter-
schiedlichen Lehr-Lernarrangements eignen: für Online-Kurse, blended learning und
als ergänzende Medien in der Präsenzlehre. Neben theoretischen Überlegungen zum
Verhältnis von Gegenstand und Medium standen dabei Erfahrungen mit der Einbe-
ziehung von Studierenden in solche Übersetzungsprozesse im Mittelpunkt.6

Concept-maps als Mittel der Visualisierung
Zum gleichen Kontext, aber in anderem Zugriff auf die Thematik, referierte Prof.
Dr. Regina Becker-Schmidt, Universität Hannover, in ihrem Beitrag „Concept-maps
als Mittel der Visualisierung in der Online-Lehre“. Concepts-maps (Novak) seien Versu-
che, komplexe theoretische Konstruktionen im wörtlichen Sinn „einsichtig“ zu ma-
chen. Sie dienten dem Zweck, das Gedächtnis durch optisches Memorieren zu aktivie-
ren. Unter der Bezeichnung „Begriffslandschaften“ (Jüngst) sei das Verfahren auch in
deutschen Universitäten eingeführt worden, um Lernprozesse kognitiv zu unterstüt-
zen.

6 Die von Gudrun-Axeli
Knapp und anderen erstellte
CD „Denkverhältnisse“, an
deren Beispiel sie ihr Thema
erläuterte, wird demnächst
käuflich erwerbbar sein.
Näheres bald auf  der
VINGS-Webseite:
www.vings.de.
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„Begriffslandschaften“ seien vor allem nützlich bei der Erschließung von Wissensbe-
ständen, die in ihrer Logik konsistent sind. Für den Umgang mit sozialen Konstellatio-
nen, in denen gegenläufige Entwicklungen und  widersprüchliche Strukturierungen
zu untersuchen seien  , wie z.B. Geschlechterverhältnisse, habe eine neue Zeichenspra-
che erfunden werden müssen. Soziale Relationen verwiesen auf Formen der Separierung
und Verbundenheit, auf einseitige und reziproke Abhängigkeiten, auf Interdependen-
zen bei gleichzeitiger Hierarchisierung, u.a.m.

Frau Becker-Schmidt stellte die von ihr entwickelte topologische Zeichensprache
am Anwendungsbeispiel multimedialer Studien- und Lermaterialien zur komplexen
Thematik „Geschlechterverhältnisse – Arbeitsverhältnisse“ vor, die im Rahmen von
VINGS konzipiert, produziert und in der Lehre eingesetzt worden sind. Dabei sei der
Rahmen der üblichen concept-maps durch die Einbeziehung von Anschauungsmateri-
alien aus der bildenden Kunst, durch Sequenzen aus Dokumentarfilmen und Fotose-
rien überschritten worden. Durch unterschiedlich gestaltete sub-maps und sub-scripts
ließen sich verschiedene Ebenen eines Problemzusammenhanges entdecken und die
mit digitalen Medien erschließbare virtuelle Räumlichkeit für die Analyse von Tiefen-
strukturen nutzen.7

Gender Mainstreaming und Bildungsmedien
Ein in vielerlei Hinsicht „quer“ liegendes Projekt im Förderprogramm „Neue Medien
in der Bildung“ ist das von Prof. Dr. Sigrid Metz-Göckel und Dipl.-Soz. Marion Kamp-
hans, Universität Dortmund, vorgestellte Vorhaben „Gender Mainstreaming – Medi-
al“. Seine Aufgabe lag in der gender-bezogenen Beratung und Evaluierung von etwa
100 Forschungskonsortien mit insgesamt über 500 Teilprojekten8 ; aktiv bereit zur
Evaluierung war allerdings nur ein kleiner Teil dieser Projekte. Das Begleitprojekt hat
ferner den Auftrag, einige Projekte des Förderprogramms als „good-practice-Beispie-
le“ auszuwählen.

Der Beitrag ging von der These aus, Lehren und Lernen rückten beim Einsatz
digitaler Medien stärker aneinander, da auch die Lehrenden lernen (müssen), wie sie
die Entwicklung von Lernmodulen und virtuellen Studienelementen gestalten und
einsetzen können. Viele Studierende hätten einen Vorsprung vor den Lehrenden in
der Nutzung dieser Medien. Der Generationen-Gap sei möglicherweise bedeutsamer
als der Gender-Gap. In Anlehnung an die Genderdebatte und als work in progress
wurde diskutiert, welche Formen des Lehrens und der studentischen Beteiligung lernför-
derlich sind und welche Rolle die (geschlechtsbezogenen) „Bilder im Kopf“ bei Lehren-
den und Lernenden spielen. Im zweiten Teil wurde vorgestellt, wie die Einbindung
einer Gender-Perspektive im Bereich digitaler Medien in der Umsetzung aussehen
könne. Generell zeige sich, dass die Gender-Perspektive von den Überlegungen zu
einer nutzer/innen -freundlichen Didaktik nicht getrennt werden könne. Als Felder,
in denen die Genderdimension eine Rolle spiele, nannten sie höchst unterschiediche
Ebenen und Inhaltsbereiche: Projektorganisation & Kommunikation, Technik & De-
sign, Lehr- & Lerninhalte, Didaktik & Mediendidaktik sowie Evaluation. In einem im
Projektrahmen entwickelten Leitfaden sind Ansätze einer Konkretisierung von Gender
Mainstreaming in der Praxis von E-Learning-Projekten zusammengefasst. 9

Podiumsdiskussion Implementierung von E-Learning und Virtual Gender
Studies in Präsenzuniversitäten
Moderiert von Prof. Dr. Brigitte Young, Universität Münster, diskutierten zum The-
ma „Implementierung von E-Learning in Präsenzuniversitätem mit Blick auf die Inte-
gration virtueller Gender Studies“ zwei Prorektoren der an VINGS beteiligten Univer-
sitäten, Prof. Dr. Gerhard Sagerer, Prorektor für Lehre Bielefeld und Prof. Dr. Uwe

7 Auch die von Regina
Becker-Schmidt erstellte CD

„Arbeitsverhältnisse –
Geschlechterverhältnisse“, in

der sie concepts-maps
verwendet und deren

Entstehungsgeschichte in
einem ausführlichen Exkurs

erläutert, wird demnächst
käuflich erwerbbar sein. Wir

werden darüber auf  der
VINGS-Webseite

(www.vings.de) informieren.

8 Informationen über alle
vom Bundesministerium für

Bildung und Forschung
geförderten E-Learning-

Projekte bietet die Webseite
des Projektträgers „Neue
Medien in der Bildung +

Fachinformationen“,
www.medien-bildung.net.

9 Der im Gender-
Arbeitskreis des Begleitpro-

jekts entwickelte „Gender
Mainstraming Leitfaden“

findet sich unter
www.pt-dlr.de/PT-DLR/
nmb/Leitfaden_Empfeh-

lungen_ aktuell_
2006032.pdf
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Schimank, Prorektor für Lehre Hagen, die Konsortialführung des VINGS-Projekts,
Prof. Dr. Ursula Müller, als Vertreterin der Prorektorin Bochum und aktiv in VINGS
Lehrende Jun. Prof. Dr. Cilja Harders,  Dr. Bernd Kleimann vom PT-Begleitprojekt
zu Nachhaltigkeitsstrategien für E-Learning an Hochschulen, HIS Hannover, Dipl.-
Päd. Cornelia Schneider vom Projektträger „Neue Medien in der Bildung + Fachinfor-
mation“ sowie Andreas Wolfrum vom Universitätsverbund MultiMedia NRW.

In ihren Diskussionsbeiträgen gingen die Teilnehmenden der Podiumsdiskussion
aus unterschiedlichen Perspektiven auf die Problematik ein, dass der Bund mit seinem
Förderprogramm eine riesige Anschubleistung erbracht habe in der Erwartung, die
Projekte würden sich, falls sie überzeugend ausfielen, in der recht kurzen Projektlauf-
zeit von drei Jahren  auf eine selbsttragende Grundlage stellen können. Diese Erwar-
tung erwies sich als verfehlt, wie Frau Schneider vom Projektträger einräumte und
Herr Kleimann anhand einer Online-Befragung aller Projekte zur bisher erreichten
Nachhaltigkeit untermauern konnte. Nur wenige Projekte verfügen bereits über entwi-
ckelte Geschäftsmodelle, und nur wenige Hochschulen haben bisher deutliche Schrit-
te in Richtung Verstetigung getan.

Angesichts sich verschärfender Rahmenbedingungen sehen die Hochschulen, wie
beide Prorektoren betonten, ihre Möglichkeiten als sehr begrenzt an. Nicht viel an-
ders stellte es sich bei der Initiative des Landes NRW dar, so Andreas Wolfrum vom
Universitätsverbund Multimedia NRW. Andererseits sei die Bedeutung von E-Learning
nicht zu bestreiten, und angesichts des Bologna-Prozesses (Umstellung aller Studiengän-
ge in der EU auf ein BA/MA/PhD-System bis 2010) gewönne die Entwicklung auch
in der Hinsicht an Fahrt, dass sich die Unterschiede zwischen Präsenz- und Fernuniver-
sitäten tendenziell anglichen (Schimank).

Auch Ursula Müller und Cilja Harders sowie Diskutantinnen aus dem Publikum
thematisierten den Bologna-Prozess mit Bezug auf Fragen nach der disziplinären vs.
interdisziplinären Verortung der Gender Studies sowie der angemessenen Berücksich-
tigung der Genderperspektive und der Geschlechterforschung insgesamt.

Aus Sicht des Projektträgers bedarf die Nachhaltigkeit der Projekte der Unterstüt-
zung, wie Cornelia Schneider betonte. Im Frühjahr 2003 sei ein Arbeitskreis zum
Thema Nachhaltigkeit ins Leben gerufen worden, der die Aufgabe habe, für die Pro-
jekte einen Leitfaden zur Implementierung virtueller Lehre zu entwickeln. Um einer
langfristigen Förderstrategie im Bereich Neuer Medien in der Hochschullehre den
Boden zu bereiten, die Erfahrungen und Ergebnisse der Projekte integriere, werde
derzeit im Auftrag des BMBF ein Audit durchgeführt, in dem Expertinnen und Exper-
ten die laufenden Fördermaßnahmen begutachten und Empfehlungen für zukünftige
Fördermaßnahmen abgeben. Diese und weitere Ergebnisse der Gesamtfördermaß-
nahmen sollen in einem Abschlussworkshop im September 2004 präsentiert werden.10

Umsetzung von Gender Mainstreaming in der Praxis von E-Learning-
Projekten

Prometheus
Die Projektkoordination des Verbundprojekts „prometheus“, Dr. Ute Verstegen,
Kunsthistorisches Institut der Universität zu Köln, nannte ihren Vortrag „Männer in
der Minderheit – Genderaspekte im BMBF-Projekt“. Im Rahmen des Projekts „Pro-
metheus“ wurde ein netzbasiertes Verbundarchiv aufgebaut, das Studierenden und
Lehrenden die Suche und Nutzung digitaler Bilder in den Bereichen Archäologie, Kunst-
und Designgeschichte ermöglicht.
Projektwebseite: http://www.prometheus-bildarchiv.de

10 Die Podiumsdiskussion
in redaktionell überarbeiteter
Fassung ist in ganzer Länge
zu sehen unter www.vings.de.
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Educational Media
Ilke Nübel und Dipl.-Päd. Britta Voß, Universität Duisburg-Essen, Institut für Er-
ziehungswissenschaften, stellten das Projekt „Educational Media“ vor. Der Beitrag
dokumentierte die Strategien des Projekts, Gender Mainstreaming in Konzeption,
Umsetzung und Durchführung eines weiterbildenden Online-Studienprogramms einzu-
binden. Dabei beleuchteten sie exemplarisch die Projektorganisation im Sinne einer
paritätische Besetzung des Educational Media Teams und der Durchführung eines
Gendertrainings, sowie die Inhalte und Materialien, die gendersensibel überarbeitet
wurden. Hinsichtlich Technologie, Design und Mediendidaktik betonten sie die ziel-
gruppengerechte Aufbereitung von und Zugangsmöglichkeiten zu Informationen so-
wie individualisiertes Feedback der Studierenden über ihren Leistungsstand.
Projektwebseite: http://online-campus.net/em

Physik multimedial
Dipl.-Inf. Helmut Schottmüller, Universität Bremen, berichtete über das Projekt „Physik
multimedial – Lehr- und Lernmodule für das Studium der Physik als Nebenfach“. Zu
den Projektaufgaben gehörte die Erstellung einer internet-gestützten Lehr- und Lern-
umgebung, die von Lehrenden und Studierenden mit den unterschiedlichsten Eingangs-
kompetenzen genutzt wird. Während der Projektlaufzeit seien Workshops und Evalua-
tionen durchgeführt worden, um auf die spezifischen Wünsche und Bedürfnisse von
Nutzerinnen und Nutzern, in zwei Fällen sogar explizit auf die Wünsche und Bedürf-
nisse weiblicher Nutzerinnen einzugehen und diese in die Inhalte und die technische
Umsetzung einzuarbeiten, erläuterte der Referent, der Mitglied im Arbeitskreis des
Begleitprojekts „Gender Mainstreaming in den neuen Medien in der Bildung“ gewe-
sen ist.
Projektwebseite: http://www.physik-multimedial.de

RION - Rechtsinformatik online
In dem Beitrag von Dr. Bernd Remmele, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, der
das Projekt „RION – Rechtsinformatik online“ vorstellte, ging es um gendersensitive
Transformationen bei der Virtualisierung des RION-Verbundseminars. Er präsen-
tierte erste Ergebnisse und Schlussfolgerungen zur geschlechtsspezifischen Nutzung
von IuK-Technologien in spezifischen „Experimentierfeldern“ des Projekts, das den
Beteiligten die Möglichkeit geboten habe, die Form des RION-Verbundseminars rela-
tiv frei zu entwickeln. Auf diese Weise seien insbesondere die kommunikativen Potentia-
le der IuK-Technik voll ausgeschöpft worden, um damit dem spezifischen gender-
bias der Technik, wie er in eher distributiv ausgerichteten E-Learning-Modellen zum
Tragen komme, entgegenzuwirken. Zu Lehr- und Lernzwecken sei ein MOO (JurMOO
http://moo1.iig.uni-freiburg.de:7000/) aufgebaut und dessen Nutzung untersucht
worden.
Projektwebseite: http://www.ri-on.de

Prof. Dr. Ursula Müller und  Silja Polzin M.A.
Interdisziplinäres Frauenforschungs-Zentrum (IFF)
Universität Bielefeld,
Postfach 100131, 33501 Bielefeld
Email: silja.polzin@uni-bielefeld.de
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Für die beispielhafte Umsetzumg des Gender Mainstreaming-Konzepts wurde VINGS als Good Practise
Projekt ausgezeichnet
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Im Rahmen des Tempus-Projektes - ein Gemeinschaftsprojekt des IFF der Universität Bielefeld, dem Institut für
Politikwissenschaften der Universität Wien und der Fakultät für Soziologie der Universität St. Petersburg -
"Geschlechterstudien als Bestandteil soziologischer Lehre. Curriculumentwicklung im Bereich Geschlechterstudien
mit den Schwerpunkten Sozialpolitik, Bürgerinitiative und Sozialarbeit in der russischen Transformationsgesellschaft"
waren zu einem Studien- und Forschungsaufenthalt im Wintersemester 2003/2004 die Studentinnen Dariya Wassilewa,
Maria Alekseeva und Ekatarina Golik ( v.l.) zu Gast am IFF.

Neu erschienen in der IFF Forschungsreihe

Anina Mischau
Akzeptanz monoedukativer Studiengänge/-elemente bei jungen
Frauen – Bestandsaufnahme und exemplarische Befragung
Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung
IFF Forschungsreihe, Band 15
Bielefeld 2004
103 Seiten, 5,50 €, ISBN 3-932869-14-1

Preis zuzüglich Porto von 1,50 €
Bestellung bitte an:
Interdisziplinäres Frauenforschungs-Zentrum
Universität Bielefeld
Postfach 10 01 31, 33501 Bielefeld
Fon: 0521-1064574, Fax: 0521-1062985
Email: iff@uni-bielefeld.de



Wie wird „Entwicklung“ gemacht?

69Info 21.Jg. Nr.27/2004

Petra Dannecker und Anna Spiegel

Wie wird „Entwicklung“ gemacht?

Am Forschungsschwerpunkt Entwicklungssoziologie/Sozialanthropologie an der Fakultät
für Soziologie, Universität Bielefeld, wurde Ende letzten Jahres mit dem Forschungsprojekt
„Wie wird „Entwicklung“ gemacht? Handlungsspielräume und translokale Netzwerke von
Frauenorganisationen in muslimischen Gesellschaften“ begonnen. Das von der Volks-
wagenStiftung finanzierte Projekt untersucht die Aushandlung von Entwicklungskonzepten
in drei muslimischen Ländern. Im Sudan, in Malaysia und im Senegal wird den Fragen
nachgegangen, wie globale Entwicklungskonzepte, wie z.B. Armutsbekämpfung, Menschen-
rechte oder Geschlechtergleichheit, lokal ausgehandelt werden. Das Zusammenspiel der verschie-
denen Akteure, d.h. staatlicher Institutionen, transnationaler Entwicklungsorganisationen
und zivilgesellschaftlicher Gruppen, steht dabei im Zentrum des Interesses. Dabei gehen die
Forscherinnen davon aus, dass neue Räume in der Aushandlung von Entwicklungskonzepten
geschaffen und insbesondere von Frauen genutzt werden. Ziel des Projektes ist es, zu einem
besseren Verständnis von Entwicklungsprozessen und Entwicklungskonzepten beizutragen,
gerade in Ländern, in denen der Islam als Vehikel für Partikularisierungen und Konfronta-
tionen an Bedeutung zugenommen hat.

Einleitung
Globalisierung ist kein eindimensionaler Prozess. Vielmehr verbergen sich hinter die-
sem Schlagwort eine Vielzahl komplexer Prozesse, die auf verschiedenen Ebenen statt-
finden und widersprüchliche Auswirkungen haben können. So lassen sich empirisch
Phänomene kultureller Vereinheitlichung und eine globale Ausbreitung universalisti-
scher Konzepte und Organisationsmuster beobachten. Gleichzeitig finden jedoch auch
Prozesse der Heterogenisierung in Form der Wiederentdeckung und Neuinszenie-
rung partikularer nationaler und ethnischer Identitäten statt. Diese scheinbar gegenläu-
figen Entwicklungen verlaufen nicht unabhängig voneinander, sondern bedingen sich
gegenseitig. Vorstellungen von einer gewünschten gesellschaftlichen Entwicklung stellen
in diesem Zusammenhang ein besonders interessantes Forschungsfeld dar, um genau
diese Widersprüchlichkeiten als grundlegenden Bestandteil von Globalisierungspro-
zessen zu untersuchen.

So werden auf der einen Seite von global agierenden Institutionen Entwicklungskon-
zepte und Visionen formuliert, die universelle Gültigkeit und Umsetzung beanspru-
chen, wie z.B. das Konzept der Menschenrechte, die Idee der Geschlechtergleichheit
oder das entwicklungspolitische Ziel der Armutsbekämpfung. Auf der anderen Seite
wird genau dieser Anspruch auf Allgemeingültigkeit von verschiedenen politischen
Akteuren und Bewegungen kritisiert und infrage gestellt, wobei mit einem Instrumenta-
rium kultureller und ethnischer Differenz operiert wird, das dazu dient, einen Gegen-
pol zu „westlicher“ Kultur zu formulieren.

Globalisierung und Islamisierung
Im Kontext aktueller Islamisierungsprozesse haben Bewegungen, die sich explizit vom
„Westen“ abgrenzen und Alternativen zu entsprechenden Entwicklungsvorstellungen
artikulieren, an Bedeutung gewonnen. Gleichzeitig wird „Der Islam“ und „Die musli-
mische Welt“ aus westlicher Perspektive als homogene Kategorie konstruiert und steht
damit sinnbildlich für die „Anderen“, die durch ein Entwicklungsdefizit gekennzeich-
net sind. Darin kommt eine doppelte Abgrenzungslogik zum Ausdruck.
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Globale Entwicklungskonzepte wie Menschenrechte werden besonders in muslimi-
schen Kontexten kontrovers diskutiert und bieten dort eine Folie, vor der Aspekte
kultureller Eigenständigkeit und eine Distanzierung zu westlichem Lebensstil thema-
tisiert werden. Den als kulturell fremd definierten Konzepten werden lokale Visionen
von Entwicklung entgegengesetzt. Diese lokalen Visionen von Entwicklung und ihre
Konstruktionsprozesse in sozialen geschlechtsspezifisch strukturierten Räumen zu
untersuchen, ist das Ziel des Forschungsprojektes „Negotiating Development: Trans-
local Gendered Spaces in Muslim Societies“ am Forschungsschwerpunkt Entwicklungs-
soziologie/Sozialanthropologie der Fakultät für Soziologie der Universität Bielefeld.

Die Aushandlung von Entwicklungsprozessen
Entwicklungsprozesse lassen sich nicht am Reißbrett entwerfen und dann Punkt für
Punkt exakt umsetzen. Vielmehr werden sie in Interaktionen zwischen Akteuren ver-
schiedener Ebenen ausgehandelt und nehmen erst dabei Gestalt an. Die Aushandlung
von Entwicklungsprozessen findet heute zwischen globalen, translokalen und lokalen
Organisationen und Institutionen statt. Der Fokus auf die durch Interaktionsprozesse
konstituierten Arenen ermöglicht es, zu untersuchen, wie die Vorstellungen und Erwar-
tungen der beteiligten Akteure sich wechselseitig bedingen und beeinflussen. Diese
Wechselwirkungen bleiben sonst allzu oft in den jeweiligen exklusiven und essentialis-
tischen Konstruktionen, z.B. in der Gegenüberstellung der „muslimischen Welt“ und
des „Westens“, ausgeblendet.

Durch translokale Netzwerke, getragen von Entwicklungsorganisationen, Nichtregie-
rungsorganisationen und sozialen Bewegungen, werden globale Konzepte und Visio-
nen auf lokaler Ebene angeeignet und in lokale Diskurse übersetzt, wobei sich ihre
Bedeutungen entsprechend verändern. In muslimischen Gesellschaften werden westli-
che Konzepte sozialer, ökonomischer und politischer Entwicklung vor allem hinsicht-
lich ihrer Vereinbarkeit mit sogenannter „lokaler Kultur“ und einer spezifisch islami-
schen Identität diskutiert.

Diese Diskussionen finden auf unterschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen statt.
Austausch, Vernetzungsprozesse und Interaktionen zwischen verschiedenen Akteu-
ren wie lokalen und transnationalen NGOs, dem Staat, ausländischen Geber-Institutio-
nen und supra-nationalen Institutionen (UNO, WHO, Weltbank) tragen zur Entste-
hung neuer (sozialer) Räume bei.

Mit sozialem Raum ist hier eine von den Subjekten in ihrem Alltagshandeln geschaf-
fene Sinnstruktur gemeint, in der materielle und symbolische Elemente der Lebens-
welt zueinander in Bezug gesetzt werden. Dieser Raum ist Schauplatz vielfältiger Aus-
handlungsprozesse von Identitäten, mittels derer sich die Akteure im jeweiligen Kon-
text positionieren.

Entwicklung, Geschlecht und Islam
Der Bezug zur jeweiligen nationalen, kulturellen oder islamischen Identität wird hin-
sichtlich der Unterstützung oder Ablehnung spezifischer Entwicklungsvorstellungen
relevant. Eine Vielzahl von Akteuren und sozialen Kräften mit unterschiedlichen Ori-
entierungen präsentieren sich auf lokaler Ebene und konkurrieren um den „richti-
gen“ Weg und die „richtige“ Strategie, um ihre Vision von Entwicklung zu realisieren.
Oft stehen Geschlechterbeziehungen im Zentrum dieser Auseinandersetzungen. Hin-
sichtlich islamischer Identitätspolitik ist die Kategorie Geschlecht von entscheidender
Bedeutung. Auch auf globaler Ebene dient die Konstruktion von Geschlecht und
Geschlechterbeziehungen der Grenzziehung zwischen „westlichen Kulturen“ und den
muslimischen „Anderen“. Dabei sind Frauen trotz ihrer Instrumentalisierung im Zuge
der Konstruktion nationaler islamischer Identitäten in unterschiedlichen gesellschaftli-
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chen Räumen als Akteurinnen wesentlich an der Umsetzung und auch an der Verän-
derung der islamistischen Restrukturierung des öffentlichen Raumes beteiligt.

Das Forschungsprojekt
Das von der VW-Stiftung für einen Zeitraum von zwei Jahren (01.10.03 - 01.10.05)
geförderte Forschungsprojekt „Negotiating Development: Trans-local Gendered Spaces
in Muslim Societies“ ist in den Forschungsschwerpunkt Entwicklungssoziologie/Sozial-
anthropologie der Fakultät für Soziologie an der Universität Bielefeld eingebettet. Im
Zentrum des Projektes stehen Prozesse der Aushandlung von Entwicklungskonzepten
und Visionen in drei Regionen, in denen Islamisierungsprozesse ganz unterschiedli-
cher Ausformung ablaufen (Ostafrika, Südostasien und Westafrika). Dabei werden die
sozialen Akteure und ihre Strategien, Vernetzungen und die entsprechende Konstitu-
tion sozialer Räume untersucht. Die Analyse geht dabei nicht von gegebenen sozialen
Strukturen aus, sondern von den Perspektiven der Akteure, ihren Handlungsrationali-
täten und Strategien. Ziel ist es, die Konstruktionsprozesse lokaler Visionen von Ent-
wicklung und deren Einbettung in von Frauenorganisationen aufgebaute translokale
Netzwerke zu untersuchen. Indem die komplexen Beziehungsgeflechte zwischen Re-
gionen aufgezeigt werden, die häufig in vereinfachender Weise als getrennte kulturelle
Räume behandelt werden, können gängige Dichotomien hinterfragt werden.

Die Fragestellung
Konkret soll das Forschungsprojekt über folgende Fragen Aufschluss geben:
• Wie werden Entwicklungskonzepte im Zusammenspiel der verschiedenen Akteure

– staatlicher Institutionen, transnationaler Entwicklungsorganisationen und zivil-
gesellschaftlicher Gruppen – lokal ausgehandelt?

• Welche neuen Räume werden in der Aushandlung von Entwicklungskonzepten in
translokalen Netzwerken geschaffen und wie werden sie von Frauen genutzt?

• Welche Rolle spielen Aushandlungsprozesse von Entwicklungskonzepten für die
Identitätskonstruktionen unterschiedlicher Gruppen?

Die Forschungsmethode
Um diese Ziele zu erreichen, ist interkulturelle und interdisziplinäre Kooperation die
Voraussetzung. Methodologisch wird ein interpretatives, qualitatives Vorgehen ange-
wandt. In drei Ländern, dem Sudan, Malaysia und Senegal, werden intensive empiri-
sche Feldforschungen durchgeführt, um Frauenorganisationen und -gruppen zu
identifizieren und über teilnehmende Beobachtungen ihre Entwicklungsvorstellungen,
ihre translokalen Vernetzungen und die Interaktionsprozesse mit anderen Akteuren,
z.B. dem Staat, internationalen oder zivilgesellschaftlichen Organisationen, zu unter-
suchen. Qualitative Interviews mit relevanten Akteuren in den jeweiligen Arenen wer-
den nach einem speziellen Design (theoretical sampling) durchgeführt. Außerdem
werden typische biographische Verläufe (trajectories) von Frauen nachgezeichnet, die
aktiv an der Aushandlung von Entwicklungsprozessen und Identitätskonstruktionen
partizipieren.

Eine vergleichende Perspektive wird eingenommen um herauszuarbeiten, unter wel-
chen sozialen, ökonomischen und politischen Bedingungen Entwicklungskonzepte in
dem jeweiligen Kontext eine spezifische Bedeutung erlangen. Über die Kontextu-
alisierung des empirischen Materials und den Vergleich der einzelnen Fallstudien soll
zu einem besseren Verständnis von Entwicklungsprozessen und Entwicklungskonzep-
ten beigetragen werden. Dies ist insbesondere für Regionen von aktuellem Interesse,
in denen der Islam als Vehikel für Partikularisierungen und Konfrontationen an Bedeu-
tung zugenommen hat.

Forscherinnenteam
Dr. Petra Dannecker
(petra.dannecker@uni-
bielefeld.de)
Prof. Gudrun Lachen-
mann
(gudrun.lachenmann@uni-
bielefeld.de)
Dr. Salma Nageeb
(snageeb@yahoo.com)
Dr. Nadine Sieveking
(nadine.sieveking@uni-
bielefeld.de)
Anna Spiegel
(anna.spiegel@uni-
bielefeld.de)
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Christiane Maschetzke

Fachtagung „Berufsorientierung in
unübersichtlichen Zeiten:
Anforderungen, Strategien, Konzepte“

Die Arbeitswelt befindet sich in einem rasanten Umbruch und mit ihr verändern sich
auch Anforderungen an Jugendliche und junge Erwachsene im Übergang von der Schule
in Ausbildung und Beschäftigung. Die Verhältnisse werden unübersichtlicher und der
Bedarf an Orientierung steigt. Was können Schule und Arbeitsamt, Unternehmen und
Universitäten anbieten, um Jugendlichen in ihrer Berufsorientierung zu unterstützen?

Mit diesen und anderen Fragen befasste sich die zweitägige Fachtagung „Berufsorien-
tierung in unübersichtlichen Zeiten“ am 11. und 12. Dezember 2003, zu der über 100
Teilnehmer und Teilnehmerinnen aus Wissenschaft und Praxis ins Jugendgästehaus
Bielefeld gekommen waren. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler präsentierten
aktuelle Forschungsergebnisse, Experten und Expertinnen aus verschiedenen Berei-
chen stellten einschlägige Praxisprojekte vor.

Veranstaltet wurde die Tagung von Prof. Dr. Mechtild Oechsle und den Projektmit-
arbeiterinnen Dr. Helen Knauf, Christiane Maschetzke und Elke Rosowski, die Ergebnis-

se ihrer Studie über Berufsorientierung und
Lebensplanung von Abiturientinnen und Abi-
turienten präsentierten. Eröffnet wurde die
Tagung durch Prof. Dr. Mechtild Oechsle
(Universität Bielefeld), Professor Dr. Chri-
stoph Gusy (Rektorat der Universität Biele-
feld), sowie Ministerialrat Ulrich Thünken
(Ministerium für Schule, Jugend und Kinder
des Landes NRW). Die Tagung wurde ge-
fördert vom Zentrum für Lehrerbildung,
dem Ministerium für Wissenschaft und For-
schung des Landes NRW und dem Interdis-
ziplinären Frauenforschungs-Zentrum (IFF).

In der Plenarveranstaltung am Donners-
tag Nachmittag standen Strukturveränderun-
gen der Arbeitswelt und veränderte Orien-
tierungen von Jugendlichen im Mittelpunkt
der Vorträge. Prof. Dr. Günter Voß (Uni-
versität Chemnitz) skizzierte den „Arbeitskraft-

unternehmer“ als neuen Typus von Arbeitskraft in einer postfordistischen Arbeitswelt
und empfahl eine radikale Subjektivierung von Berufsorientierung und Berufsbera-
tung. Dr. Martin Griepentrog (Hochschulteam Arbeitsamt Bielefeld) beschrieb auf
dem Hintergrund eigener Beratungserfahrung eine zunehmende Erlebnisorientierung
bei Berufswahlentscheidungen und skizzierte Konsequenzen für die Berufsberatung.
Prof. Dr. Mechtild Oechsle (Zentrum für Lehrerbildung, Universität Bielefeld) gab
einen Einblick in die Bandbreite von Orientierungen und Strategien von AbiturientInnen
zwischen Arbeitsmarktorientierung und Selbstverwirklichung und forderte eine stär-
kere Individualisierung der Angebote zur Berufsorientierung. Dr. Barbara Stauber
(Universität Tübingen) beschäftigte sich mit neuen Lernformen von Jugendlichen als

Veranstalterinnen und ReferentInnen der Tagung
„Berufsorientierung in unübersichtlichen Zeiten“
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Ressource für den Übergang in die Arbeitswelt. Alle Vorträge machten deutlich, dass
Berufsfindungsprozesse sich ausdifferenziert und individualisiert haben, und dass An-
gebote zur Berufsorientierung sich weniger denn je auf Information beschränken
können und mehr an individueller Beratung
und Orientierung bieten müssen.

Am Freitag Vormittag wurden in drei par-
allelen Workshops ausgewählte Aspekte von
Berufsorientierung diskutiert.
Workshop I „Berufsorientierung und Ge-
schlecht: Neue Orientierungen – alte Konzep-
te?“ befasste sich mit dem Einfluss von Ge-
schlecht auf Berufsorientierungsprozesse und
diskutierte die Frage, welche Konzepte ge-
eignet sind, Mädchen und junge Frauen in
ihren Berufswahlentscheidungen zu unterstüt-
zen. Stephanie Große (Universität Göttingen)
beschrieb biographische Lernprozesse als
Aushandlungsprozess zwischen subjektiv mo-
tiviertem Handeln einerseits und sozialen Strukturen, institutionellen Mustern und nor-
mativen Vorgaben anderseits. Elke Rosowski (Universität Bielefeld) stellte in ihrem
Beitrag die Frage nach dem möglichen Einfluss von privater Lebensplanung auf be-
rufliche Pläne und Orientierungen von jungen Frauen und Männern. Dr. Agnes Dietzen
und Gisela Westhoff (BIBB, Bonn) befassten sich mit den Chancen einer neuen
Beruflichkeit für Frauen am Beispiel der IT-Berufe. Ergebnisse aus den Projekten
„Girls’ Day –  Mädchen-Zukunftstag“ und „idee-it“ präsentierten Ulrike Struwe und
Wenka Wentzel (Kompetenzzentrum Bielefeld).

Der zweite Workshop beschäftigte sich mit der Frage „Institutionelle Angebote zur
Berufsorientierung – was leisten Schule und Universität, Arbeitsamt und Unterneh-
men?“ Prof. Dr. Gerd Famulla (Universität Flensburg) eröffnete die Vortragsreihe
und fragte auf dem Hintergrund des Projektverbundes „Schule-Wirtschaft/Arbeits-
leben“ nach den Kompetenzen, die Jugendliche im Übergang Schule-Arbeitswelt be-
nötigen und wie sie gefördert werden können. Die Analyse schulischer Angebote zur
Berufsorientierung stand bei Dr. Helen Knauf (Universität Bielefeld) im Vordergrund,
während Christian Strijewski (Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg) über die zukünf-
tige Rolle von Berufsorientierung und Berufsberatung in einer reorganisierten Bundes-
agentur für Arbeit berichtete. Dr. Wolfgang Eimer (Weidmüller Stiftung, Detmold)
stellte erfolgreiche Kooperationsprojekte zwischen Schulen und Unternehmen vor.
Frauke Isenberg (Universität Heidelberg) berichtete über das Heidelberger Tutoren-
programm „Abitur – und was dann?“, das AbiturientInnen bei der Klärung ihrer
beruflichen Interessen und Neigungen unterstützt.

Der dritte Workshop stand unter dem Thema „Eltern und Peers: Welchen Einfluss
haben sie auf die Berufsorientierung?“ Prof. em. Dr. Lothar Beinke (Osnabrück) be-
richtete über die aktuelle Bedeutung der Peer-Group und der Eltern im Prozess der
Berufsorientierung. Christiane Maschetzke (Universität Bielefeld) analysierte in ihrem
Beitrag direkte und indirekte Einflüsse der Eltern auf den Berufswahlprozess. Dr.
Christoph Heine (HIS, Hannover) untersuchte den Einfluss von sozialer Herkunft und
Geschlecht auf Studienentscheidungen und präsentierte hierzu aktuelle Daten einer
HIS-Studie. Dr. René Bendit (Deutsches Jugendinstitut München) unterstrich in sei-
nem abschließenden Vortrag noch einmal die wichtige Rolle der Familie beim Über-
gang Jugendlicher in das Beschäftigungssystem und stellte Ergebnisse einer internatio-
nal vergleichenden Studie vor.
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Eine Podiumsdiskussion beschloss die Tagung. Dr. Wolfgang Eimer (Weidmüller Stif-
tung, Detmold), Prof. Dr. Gerd Famulla (Universität Flensburg), Renate Hendricks
(Vorsitzende des Bundeselternrates, Bonn), Dr. Jutta Obbelode (Schulleiterin Anne-
Frank-Gesamtschule, Gütersloh), Christian Strijewski (Bundesagentur für Arbeit, Nürn-
berg) und Prof. Dr. Günter Voss (Universität Chemnitz) diskutierten gemeinsam mit
den TagungsteilnehmerInnen darüber, welche Kompetenzen Jugendliche für den Über-
gang Schule-Arbeitswelt brauchen und wie sie durch institutionelle Angebote und das
soziale Umfeld unterstützt werden können. Moderiert wurde die lebhafte Diskussion
von Christiane Wauschkuhn (Rudolf-Rempel Berufskolleg, Bielefeld).

Nähere Informationen zur geplanten Tagungsdokumentation sowie zum Projekt
„Berufsorientierung und Lebensplanung – Jugendliche in der Sekundarstufe II“ und
zum Folgeprojekt „Abitur und was dann? Biographische Verläufe und Orientierungs-
prozesse nach dem Abitur“ sind erhältlich unter www.berufsorientierung-und-
lebensplanung.de oder bei Prof. Mechtild Oechsle, Telefon 106-4235, 4248 (Sekreta-
riat). Die Ergebnisse des Forschungsprojekts werden im Frühjahr bei Leske + Budrich
veröffentlicht.

Christiane Maschetzke
Zentrum für Lehrerbildung
Universität Bielefeld,
Postfach 10 01 31
33501 Bielefeld
 Email: christiane.maschetzke@uni-bielefeld.de
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Cornelia Thiels

Frauenräume

Zunächst zum Titel dieses Essays. Vor zweierlei möchte ich warnen. Erstens glaube
ich, dass es nur wenig wirklich Frauenspezifisches gibt bei der „Gestaltung öffentli-
cher Räume und Arbeitsplätze“ (so der Titel einer Veranstaltungsreihe an der Univer-
sität Bielefeld, die Anlass für diese Überlegungen war). Eine der Ausnahmen ist die
meist unzureichende Anzahl von Damentoiletten in Kulturbauten etwa, so dass Frau-
en meist während Konzert-, Theater- oder Opernpausen in entwürdigender Weise in
oder vor Waschräumen Schlange stehen.

Stillräume sind möglicherweise ein weiteres geschlechtsspezifisches Bedürfnis, wo-
bei ich mich allerdings frage, ob Frauen ihrem Kind nicht mindestens so pläsierlich
auf einer weniger abgeschotteten Sitzgelegenheit die Brust geben können. Nur rauch-
frei und ein wenig gemütlich dürfte dieser Platz schon sein. Aber welche nicht stillen-
de Person würde sich nicht auch über derartige Einrichtungen freuen. Vielleicht könnte
man dann sogar wieder durch Stufenlagerer unbehindert die Treppen der Universität
und Fachhochschule ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung entsprechend nutzen.
Falls doch Verborgenheit und Stille beim Stillen gewünscht wird, wäre ein Ruheraum
geeignet. Es soll sogar einen an der Universität Bielefeld geben. Nur ist er so versteckt,
dass wenige von ihm wissen und gerade Erschöpfte ihn nicht finden. Ich sehe übri-
gens keinen Grund, warum nicht auch Männern Ruheräume zur Verfügung stehen
sollen, womit sich die vermeintliche Geschlechtsspezifität von Stillräumen wieder in
Nichts auflöst. Das erinnert mich an die deutlich als solche ausgeschilderten Rampen
für Behinderte oft an abgelegenen Stellen. Sie könnten ebenso in viele Treppen inte-
griert werden, vielleicht sogar als ein formal reizvolles architektonisches Element, wo-
durch Kinderwagen Schiebende und andere Behinderte (im Sinne von behindert wer-
den) nicht auch räumlich zur Randgruppe degradiert würden.

Ich warne aber davor, die Forderung nach Wickeltischen, Spielräumen und -plätzen,
Kindergärten, Tagesstätten, kinderwagengerechten Möglichkeiten, um Höhenunter-
schiede zu überwinden und dergleichen, zu einem Frauenproblem zu machen. Wenn
so genannte „Mütterräume“ in Damentoiletten integriert sind, kann selbst der enga-
gierteste Vater nicht die Windeln wechseln, ohne Anstoß zu erregen. Natürlich kön-
nen Frauen sich für die Belange von Eltern einsetzen. Wir müssen aber darauf achten,
dass wir es nicht in einer Weise tun, die Väter aus ihrer Pflicht entlässt.

Weitere Warnungen bezüglich des Titels betreffen den Trugschluss, dass es bei der
Gestaltung von Arbeitsplätzen im Wesentlichen um die Gestaltung von öffentlichen Räu-
men gehe, und dass sich soziale Fragen in erster Linie architektonisch beantworten
ließen. Gebautes kann bestenfalls den Rahmen für soziales Geschehen bieten und
dieses dadurch anregen und erleichtern. Erzwingen kann Architektur aber kaum et-
was, auch keine Kommunikation durch einen Gemeinschaftsraum. Schon eher kann
etwa der Bau einer Schnellstraße durch ein Wohngebiet nachbarschaftliche Beziehun-
gen zwischen den beiden Seiten dieser Schneise behindern. Dennoch halten es (meist
männliche) Politiker im Allgemeinen für ihre Karriere dienlich, (aus Steuern) finan-
zierte Bauwerke einzuweihen. Es hat sich aber hoffentlich inzwischen herumgespro-
chen, dass selbst mit den besten technischen Geräten ausgestattete Krankenhäuser
nur dann vollen Nutzen erbringen, wenn ausreichend Personal zur Belegung aller Bet-
ten vorhanden ist. Analog sind Kindergärten und Tagesstätten mit jahrelanger Warte-
liste auch bei ansprechendster Bauweise wenig hilfreich. Das Einsetzen einer Arbeits-
kraft zur Bedarfsermittlung halte ich in diesem Zusammenhang für zynische Augen-
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wischerei und Verschwendung von Steuergeldern. Auch kann es bei der „Gestaltung
öffentlicher Räume und Arbeitsplätze für Frauen“ nicht um Blümchentapeten und
rosa Vorhänge gehen, sondern um flexible und Teilzeit Arbeitsangebote für Frauen
und Männer, um gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit und gleiche Aufstiegschancen
bei gleicher Qualifikation.

Dennoch will ich mich dem Thema „Gestaltung öffentlicher Räume für Frauen“ wid-
men und dabei mit Fragen der Sicherheit beginnen, die Frauen tatsächlich mehr betref-
fen wegen ihrer geringeren Muskelkraft, und weil die meist männlichen Täter sich
meist weibliche Opfer suchen. Spätestens seit den Klassikern „ The death and life of
great American cities“ (1961) von Jane Jacobs1 und „Defensible Space“ (1973) von
Oskar Newman2 ist bekannt, dass Sicherheit von Raum durch die Augen, die auf ihm
ruhen, zu gewährleisten ist. Im privaten Bereich ergibt sich das meist aus dem Eigenin-
teresse der Besitzer, der Überschaubarkeit des Geländes und den zum Zutritt berechtig-
ten Personen. Die Sicherheit öffentlicher Räume dagegen wird durch die ständige
Anwesenheit potentieller Zeugen und Verteidiger – also durch die gemischte Nut-
zung rund um die Uhr statt reinen Büro- und Geschäftszentren – gefördert. Dann
besteht auch die Aussicht, dass Zivilisten zur Sicherung ausreichen. Es kann im öf-
fentlichen aber – im Gegensatz zum privaten – Raum auch Polizei zur Verhinderung
von Straftaten eingesetzt werden. Am gefährlichsten sind Räume, die weder eindeutig
privat noch öffentlich und zudem schlecht einsehbar sind. Treppen- und Parkhäuser,
Wohnsilos ab einer gewissen kritischen Geschoss- und Wohnungszahl sowie üppig
bewachsene Grünanlagen sind unerfreuliche Beispiele dafür. In diesen Fällen ist ein
architektonischer Beitrag zur Lösung eines gesellschaftlichen Problems möglich.
Sichtbarmachung von Territorialgrenzen ermutigt zur Übernahme persönlicher Ver-
antwortung für den eigenen Bereich, was zusätzlich durch Gestaltungsmöglichkeiten
für ständige Benutzer gefördert wird. Gute Beleuchtung, Vermeidung toter Winkel
und halbprivater oder halböffentlicher Zonen und die bereits erwähnte gemischte,
zeitlich gestaffelte und intensive Nutzung schützen, da Täter im Allgemeinen nicht
gesehen werden wollen.

Auch dem Vandalismus, der allerdings nicht nur Frauen betrifft, als Täter sogar
deutlich weniger als Männer, kann durch die „Gestaltung öffentlicher Räume“ vorge-
beugt werden. Liebevoll gepflegte Einrichtungen sind selten das Ziel von Zerstörungs-
wut, wenn nicht ein finanzieller Gewinn anreizt wie etwa bei Automaten und Münz-
fernsprechern. Primäre Prävention besteht also in der Schaffung und Erhaltung an-
sprechender und widerstandsfähiger Einrichtungen und von Karten- statt Münztele-
fonen. Zigarettenautomaten sollten ohnehin aus gesundheitspolitischen Gründen ab-
geschafft werden. Falls aber doch ein Sitz aufgeschlitzt oder eine gelungen gestaltete
Fläche durch Graffiti verunziert wird, muss zur Sekundärprävention sofort repariert
oder überstrichen werden. Denn nichts reizt so zum Vandalismus wie bereits teilweise
Zerstörtes. Graffiti an Manifestationen staatlichen Unrechts wie der Berliner Mauer
oder optischer Gewalt wie manchen Fußgängerunterführungen (zur größeren Be-
quemlichkeit der Autofahrer) halte ich für phantasievolles Aufbegehren, das man nicht
direkt, sondern an seinen Wurzeln bekämpfen sollte.

Bei der übrigen „Gestaltung öffentlicher Räume und Arbeitsplätze“ geht es meines
Erachtens nicht darum, dies speziell für Frauen zu tun, sondern eher darum, der in
fast allen Kulturen anerkannten und genutzten Fähigkeit von Frauen, ein Heim und
damit Innenräume zu gestalten, freiere Entfaltungsmöglichkeiten zu bieten. Leider
sind – gerade öffentliche – Gebäude meist von männlichen Architekten geschaffen.
Einige Ausnahmen in Deutschland sollen aber nicht ungenannt bleiben: Zaha Hadids
derzeit als Stuhlmuseum genutzte Feuerwache des Vitra Design Museums in Weil am
Rhein, Gesine Weinmillers Bundesarbeitsgericht in Erfurt, Ingeborh Kuhlers Muse-

1 Jacobs, J (1961): The
death and life of great
American cities. New
York, Vintage Books

2 Newman, O (1973):
Defensible space: crime

prevention through urban
design. New York,

Collier Books
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um der Arbeit in Mannheim. Im Großraum Berlin finden sich das „Weiberwirtschaft“
genannte Gründerinnen- und Gewerbezentrum von Inken Baller (Berliner Festspiele
und Architektenkammer Berlin 1999), Felicitas Mossmanns Spielhaus für Jugendliche
(Berliner Festspiele und Architektenkammer Berlin 1999), Mara Pinardis Kindergar-
ten in Karow, Karola Schäfers Kindergärten ebendort und in Biesdorf sowie ihre
Grundschule Landstadt Gatow, Gabriele Ruoffs Studentenwohnheim am Augusten-
burger Platz und Regina Polys Theodor-Wolff-Park in Berlin (Berliner Festspiele und
Architektenkammer Berlin 1999). Viele Architektinnen arbeiten in Bürogemeinschaften.
Beispielweise hat  Charlotte Frank mit Axel Schultes das Kanzleramt (Berliner Fest-
spiele und Architektenkammer Berlin 19993) entworfen, wurde aber von der „Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung“ lange Zeit nicht genannt. Die beiden haben auch das weni-
ger umstrittene Krematorium in Berlin-Treptow entworfen. Matthias Sauerbruch und
Louisa Huttons werden erfreulicherweise gemeinsam für die Hauptverwaltung der
Gemeinnützigen Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft (GSW) gepriesen (Berli-
ner Festspiele und Architektenkammer Berlin 1999). Sie ist zwar nicht öffentlich im
engeren Sinn, aber weithin aufs Angenehmste sichtbar.

Auf ihre Karriere bedachte Architekten legen oft Wert darauf, dass ihre Kreationen
sich so gut fotografieren lassen, dass sie auf dem Titelblatt eines Architekturmagazins
erscheinen und damit auch den nicht zu ihnen Pilgernden bekannt werden. Außerdem
ist es vielen Baumeistern wichtiger, von ihren Kollegen anerkannt zu werden als den
Benutzern einen Dienst zu erweisen. So sind auch die In-jokes und architekturhistori-
schen Verweise der Postmoderne zu verstehen, z. B. an James Stirlings schauerlich
türkis-rosa gestreiftem Wissenschaftszentrum (von den respektlosen Berlinern „Schwu-
lengefängnis“ getauft). Gerade die erfolgreicheren Architekten fühlen sich oft als Künst-
ler, die den Gesetzen der Inspiration oder berühmten Vorbildern folgen, anstatt sich
mit den psychologischen und soziologischen Erkenntnissen vertraut zu machen, die
vorauszusagen helfen, welche Bauten die größte Aussicht haben, ihren Zweck zu er-
füllen.

An dieser Stelle möchte ich eine Anmerkung über das Missverständnis des Begrif-
fes „Funktionalismus“ in der Architektur einfügen. Die Funktion eines Gebäudes ist
es keineswegs nur, Schutz vor Witterungseinflüssen und Lebewesen zu bieten und
bestimmte Handlungen zu ermöglichen. Die Befriedigung ästhetischer Bedürfnisse,
der Ausdruck kultureller Zugehörigkeit und nicht zuletzt Statusdemonstration sind
andere Funktionen, die von manchen sich „Funktionalisten“ Nennenden geleugnet
werden. Beispiele aus der Arbeitswelt sind Raum- und Schreibtischgröße, die meist
wenig mit der darin oder daran verrichteten Tätigkeit zu tun haben, aber viel mit der
Stellung des Nutzers. Auf den riesigen Schreibtischen großer Industriebosse steht
häufig nur eine kostbare Schreibgarnitur. Aber solch ein Möbel schafft Distanz zum
Gesprächspartner und soll beeindrucken. Insofern halte ich es auch für müßig zu
diskutieren, ob Frauen schwere schwarze Ledersessel mögen. Sollten sie wirklich ein-
mal Chefin werden, nähmen sie solche Ungetüme entweder gern in Kauf oder wären
in der Lage, sie durch Ansprechenderes ersetzen zu lassen.

Es kommt mir also nicht darauf an, eine spezifisch weibliche Raumästethik zu
ermitteln und dann zur Ausstattung von Vorzimmern zu fordern. Ich möchte nur
noch einmal darauf hinweisen, dass Frauen im Allgemeinen eher als Männer in der
Lage sind, ihrer Umgebung eine persönliche Note zu geben, falls das – meist von
Männern entworfene –  Gebäude sie dabei nicht zu sehr behindert. Frauen verbringen
selten viele Stunden des Tages umgeben von kahlen Wänden, Aktenbergen und einem
Computer, wie man das gelegentlich bei anderweitig gebildeten und begabten Män-
nern beobachtet. Aber es gibt Räume, denen nur mit größter Mühe beizukommen ist
wie etwa durch einen selbst beschafften Teppich, der dann vom Reinigungspersonal

3 Berliner Festspiele und
Architektenkammer

Berlin (1999): Berlin:
Offene Stadt.

Nicolaische Verlagsbuch-
handlung
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nicht angerührt wird. Da wäre es natürlich günstiger, von vornherein graue Pegulan-
Platten zu vermeiden und zwar nicht nur an Arbeitsplätzen für Frauen. Wände, an
denen sich nur mit Hilfe eines Schlagbohrers Bilder aufhängen lassen, setzen ebenfalls
einer Personalisierung großen Widerstand entgegen.

Wichtig erscheint mir also die Veränderbarkeit. Selbst wenn wir wüssten, dass 70%
aller Frauen besonders zufrieden und leistungsmotiviert in hellgelb gestrichenen Räu-
men arbeiten, wäre damit noch lange nicht den übrigen 30% gedient.

Eine andere Möglichkeit besteht darin, die zukünftigen Nutzer schon in die Pla-
nung eines neuen Gebäudes oder Umbaus einzubeziehen. Dabei ergeben sich aller-
dings gerade im öffentlichen Raum Schwierigkeiten. Anders als beim Entwurf eines
Einfamilienhauses ist der zukünftige Benutzer oft nicht bekannt und wechselt auch
häufiger. Das erklärt vielleicht unter anderem, warum viele Architekten zumindest ein
passables Einfamilienhaus zustande gebracht, aber selbst berühmte Baumeister wie le
Corbusier und Scharoun Vorschläge zur Stadtplanung gemacht haben, deren Realisie-
rung uns zum Glück erspart blieb.

Die zweite Schwierigkeit besteht darin, dass viele Menschen nur ungenaue Vorstellun-
gen haben, in welchen noch nicht existierenden Räumen sie sich wohl fühlen könn-
ten. Deshalb sollten meiner Meinung nach wohlmeinende Bestrebungen wie „Demokra-
tie Bauherr“ und Mietermitbestimmung nicht über ihr Ziel hinausschießen. Es emp-
fiehlt sich nicht einfach abstimmen zu lassen, wie hoch der schlanke Turm eines ansons-
ten eher niedrigen Wohnhauses werden darf. Dabei geraten – wie beispielsweise der
spanische Beitrag zur zweiten Internationalen Bauausstellung in Berlin und der Bau
mit der Dreiecksfahne von Kleihues gegenüber dem Theater des Westens in Berlin
zeigen – elegante Entwürfe zu unproportionierten Manifestationen des jeweils herr-
schenden Aberglaubens, in diesem Falle, dass hohe Gebäude grundsätzlich von Übel
seien.

Aber nicht nur künftige Nutzer sind modischen Strömungen unterworfen. Auch
oder gerade wohlmeinende Baumeister sind oft ideologieanfällig. Ein besonders ab-
schreckendes Beispiel war die im Süden von Amsterdam liegende Trabantenstadt Bijl-
mermeer. Anfang der 1970er Jahre wurden dort Wohnblocks mit viel Licht und Luft,
ausgedehnten Grünanlagen, direkter U-Bahnanbindung, unverstopften Zubringern
und ausreichend Parkplatz gebaut. Stinkende und lärmende Autos in unmittelbarer
Nähe von Wohnungen sowie hässliche, kapitalistische Reklame waren zunächst verbo-
ten. Wer würde nicht vermuten, dass bei Erfüllung all dieser auch heute noch für viele
gültigen Kriterien wahrhaft sozialen Bauens ein Paradies entstand? Nur wollte nie-
mand dort wohnen. Eine Zeit lang konnte das Verlustobjekt mit Immigranten aus
ehemaligen niederländischen Kolonien gefüllt werden, was seine Attraktivität für andere
Mieter nicht eben steigerte. Mitte der 1980er Jahre versuchte man schließlich durch
verzweifelte Anbiederung die ökonomische Notwendigkeit eines euphemistisch „Rück-
bau“ genannten Abtragens oberer Stockwerke zu verhindern, wie er in einem ähnli-
chen Fall in Schweden durchgeführt wurde. In der Bundesrepublik und in Großbritan-
nien sind sogar ganze Nachkriegswohnblöcke abgerissen worden. Ironischerweise wur-
de in Bijlmermeer genau das geändert, worauf die Schöpfer so stolz gewesen waren.
Frauen brauchen jetzt nicht mehr den Einkauf für die ganze Familie von dem ohne-
hin kriminalitätsgefährdeten Parkdeck bis zu einen Kilometer weit in ihre Wohnung
schleppen. Jeder darf jetzt vor der Haustür parken. Die üppig angewachsenen Büsche
und Bäume wurden gerodet, um die Grünanlagen wieder von Fenstern und Balkonen
aus einsehbar zu gestalten. Unter dem Sichtschutz der Blätter waren nämlich so viele
Verbrechen geschehen, dass sich niemand mehr in dieses Stückchen Natur traute.
Jegliche Werbung wurde zugelassen und die aller vulgärste machte sich breit. Mieter
durften bestimmen, wie die schlicht einfarbigen, wohlproportionierten Fassaden ge-
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strichen werden sollten. Das wahllos bunte Ergebnis hat zumindest mir nicht gefallen.
Die Kunst besteht wohl darin, durch intensive Auseinandersetzung mit den künfti-

gen Nutzern und ihrer Kultur, durch verhaltenswissenschaftliche Kenntnisse und natür-
lich auch durch ästhetisches Empfinden und Kreativität etwas zu schaffen, das die
Bedürfnisse der unmittelbaren Benutzer erfüllt, sondern ebenso allgemeineren ästheti-
schen Anforderungen genügt. Denn auch Vorübergehende oder -fahrende und zukünf-
tige Generationen sind Nutzer im weitesten Sinne. Beispiele wie das Sydney Opera
House und das Frankfurter Kunstgewerbemuseum zeigen, dass wirklich gute Architek-
tur auch heute allen Bevölkerungsschichten, Nationalitäten und Altersgruppen ge-
recht werden kann.

Ich fasse zusammen: Architektur allein kann soziale Probleme nicht lösen und darf
nicht als Alibi missbraucht werden. Es gibt nur wenige frauenspezifische Anforderun-
gen an Architektur. Sie sollten diskret erfüllt werden und nicht zur Ausgrenzung füh-
ren. Frauen sind durchaus in der Lage, zumindest Innenräume eher besser zu gestal-
ten als Männer. Man(n) muss sie nur lassen. Menschen sind unterschiedlich, wobei
sich Frauen und Männer im Geschmack  weniger voneinander unterscheiden als ver-
schiedene Sozialschichten und Nationalitäten. Außerdem sind Menschen und ihre Be-
dürfnisse wandelbar. Architektur sollte deshalb vielfältig und flexibel sein und all ih-
ren Nutzern im weitesten Sinn dienen, anstatt nur den Bauherren, Schöpfern und
anderen Eingeweihten. Zu allen Zeiten hat wirkliche Baukunst – ohne sich anzubie-
dern – fast alle beglückt, nicht zuletzt Frauen.

Danksagung
Gabriele Ruoff nannte mir etliche Namen von Architektinnen und ihre Projekte.
Dr. Volker Heise informierte mich über die Entstehungszeit der hier beschriebenen
Trabantenstadt Bijlmermeer.

Prof. Dr. med. Cornelia Thiels
Fachhochschule Bielefeld, Fachbereich Sozialwesen
Kurt-Schumacher-Str. 6
33615 Bielefeld
Tel. 0521/132822, E-Mail: cornelia.thiels@fh-bielefeld.de
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Christiane Nack

Schnupperstudium für Schülerinnen im
natur- und ingenieurwissenschaftlichen
Bereich

Die Veranstaltung ging in die zweite Runde und stieß zum
wiederholten Mal auf positive Resonanz

Auf  Initiative der Gleichstellungsbeauftragten und des Projektes „Frauen gestalten die
Informationsgesellschaft“ der Universität Paderborn wurde auch im Herbst 2003 wieder
ein Schnupperstudium speziell für Mädchen und junge Frauen initiiert. Schülerinnen der
Jahrgangsstufen 10 bis 13 aus den unterschiedlichsten Teilen der Region erhielten an drei
Tagen die Gelegenheit, sich über die Studiengänge Chemie, Elektrotechnik, Informatik,
Informationstechnik, Maschinenbau, Mathematik, Physik, Wirtschaftsinformatik und
Wirtschaftsingenieurwesen direkt an der Universität zu informieren. Ziele des Schnupper-
studiums bestehen  in der Erweiterung des Berufs- und Studienwahlspektrums junger
Frauen und im Abbau möglicher Hemmschwellen in Bezug auf  naturwissenschaftlich-
technische Inhalte sowie insgesamt in der Weitergabe gezielter Informationen über die
entsprechenden Studiengänge.

Große Nachfrage
Das Pilotprojekt, das im Herbst 2002 an der Paderborner Universität startete (vgl.
IFF Info 20. Jg.,  Nr. 25/2003), erhielt auch 2003 durchweg positive Resonanz.

Besonders herausragend waren die An-
meldezahlen: Bereits im Vorjahr wurde die
Anzahl der Plätze von sechzig auf knapp
neunzig Plätze erhöht; im Herbst 2003
konnten dann jedoch letztendlich über
120 Anmeldungen verzeichnet werden.
Die Evaluation zeigt, dass die Teilnahme
an diesem Projekt für viele Schülerinnen
mit einem direkten Interesse an den
verschiedenen vorgestellten Fächern ein-
herging sowie als Informationssuche und
Entscheidungshilfe für die Zukunft genutzt
werden sollte. Schülerinnen zeigen dem-
nach ein zunehmendes Interesse an natur-
wissenschaftlich-technischen Fächern und
möchten sich vorab genauer über einzel-
ne Studiengänge „vor Ort“ informieren.
Erstmalig wurden gezielt auch Schülerin-
nen der 10. Jahrgangsstufe angesprochen.
Hintergrund ist, dass Schülerinnen bereits

vor der Wahl der Leistungskurse Gelegenheit bekommen sollen, Einblicke in natur-
wissenschaftlich-technische Bereiche zu erhalten, und die daraus gewonnenen positi-
ven Erfahrungen eine mehr und mehr von geschlechtsspezifischen Prägungen freie
Fachwahl in der Oberstufe ermöglichen.

120 interessierte Schülerinnen in der Einführungsveranstaltung
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Vorlesungen, Workshops, Rahmenprogramm...
Die Studienrichtungen und die entsprechenden Berufsfelder wurden wie im vorange-
gangenen Jahr in speziell konzipierten Vorlesungen vorgestellt, die die Schülerinnen
neben allgemeinen Informationsveranstaltungen rund ums Studium (z.B. zum Thema
Bafög, zu Jobmöglichkeiten, Freizeitange-
bote für Studierende etc.) vormittags be-
suchten. Neben den genannten Vorträgen
konnten die Schülerinnen auch die Mög-
lichkeit nutzen, ausgewählte reguläre Vor-
lesungen der Fachrichtungen für die An-
fangssemester zu besuchen, um – ihre
Wünsche vom Vorjahr berücksichtigend
– einen Eindruck davon zu gewinnen, „wie
das richtige Uni-Leben aussieht“. Außerdem
konnten persönliche Gesprächstermine
mit der Studienberatung vereinbart wer-
den. Am Nachmittag hieß es: Selber aktiv
ausprobieren. Es bestand die Möglichkeit
verschiedene Aufgaben mit einem Mini-
roboter in dem Workshop „Künstliche
Wesen“ durchzuführen, ein virtuelles „Ma-
rionettentheater im Internet“ oder auch
chemische Experimente im Workshop
„Vom Erdöl zum Aspirin“ zu entwickeln.
Aufgrund der positiven Rückmeldungen der Schülerinnen der Pilotveranstaltung im
Herbst 2002 wurde auch wieder eine Talkrunde initiiert. Hier erhielten die Teilnehme-
rinnen die Möglichkeit, Einblicke in die persönlichen Erfahrungen, Studien- und Be-
rufswege verschiedener Frauen aus der Berufspraxis (u. a. in ortsansässigen Firmen
wie Benteler, Bosch, E.ON Westfalen Weser, Hella GmbH, INCONY AG, Fujitsu
Siemens tätig) zu gewinnen, Realisierungsmodelle zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie und letztendlich positive weibliche Vorbilder kennen zu lernen.

Abgerundet wurde das Schnupperstudium mit einem neuem Programmpunkt, ei-
ner Führung durch die Stadt, die auch die „Lebenswege berühmter Paderborner Frau-
en“ integrierte. Auf diese Weise konnten gerade auch die angereisten Teilnehmerinnen
das Umfeld der Paderborner Universität näher kennen lernen. Eine „Uni-Rallye“ be-
gleitete das Gesamtprogramm und lieferte den Schülerinnen die Möglichkeit, einzelne
hochschulinterne Institutionen und Anlaufstellen kennen zu lernen und für richtige
Rallye-Ergebnisse letztendlich in der Abschlussrunde einen Preis zu erhalten.

Von Schülerinnen produzierte Radiosendung zum „Berufsbild der Informa-
tikerin“
Schülerinnen des Projekts „Jetzt bist Du dran! MiM – Mädchen in Medienberufe“
erhielten die Gelegenheit, eine einstündige Radiosendung über das Berufsbild der „In-
formatikerin“ zu produzieren und das Schnupperstudium für ihre Recherchen zu
nutzen. Hinter dem Projekttitel „MIM“ steht ein praxis- und produktorientiertes Kom-
paktseminar der Landesarbeitsgemeinschaft Lokale Medienarbeit NRW, das vom Schul-
ministerium gefördert wird und erstmalig mit großem Erfolg mit dem Schnupperstu-
dium verzahnt wurde. So lernten die Schülerinnen, wie Interviews geführt und Radiobei-
träge geschrieben, wie „O-Töne“ geschnitten und Sendungen moderiert werden und
stellten in einem regionalen Radiobeitrag die interessanten und vielseitigen Berufsmög-
lichkeiten einer Informatikerin heraus.

Schülerinnen im Chemie-Workshop „Vom Erdöl zum Aspirin“
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Schnupperstudium als „klasse Entscheidungshilfe“
In der abschließenden Feedback-Runde wurde vor allem
das große Angebot an Informationsmöglichkeiten von den
Schülerinnen positiv bewertet und „dass man so viele Freiheiten
hatte, sich das auszusuchen, was einen wirklich interessiert hat.“
Den Schülerinnen gefielen auch die Workshops, die neben
Hintergrundinformationen praktische studienrelevante An-
teile geboten haben: „Die Workshops waren echt toll. Erst wur-
den uns die Grundlagen erklärt, dann konnten wir selber Dinge
ausprobieren, die auch später im Studium vorkommen.“  Für rund
85% der Teilnehmerinnen ging das Schnupperstudium ins-
gesamt mit neuen Denkanstößen und einer genaueren Vor-
stellung von einem Studium in diesen Bereichen einher.
„Das Schnupperstudium ist eine klasse Entscheidungshilfe für Schü-
lerinnen, damit wir uns leichter entschließen, einen naturwissenschaftli-
chen Studiengang zu belegen! Wir fühlten uns hier sehr gut aufgeho-
ben, haben neue Informationen bekommen und dadurch auch neue
Denkanstöße. Es hat mir bei meiner Berufsentscheidung sehr gehol-
fen.“

Aufgrund der positiven Resonanz und der großen Nach-
frage ist eine Weiterführung des Projekts im Herbst 2004
geplant.

Kontakt:
Christiane Nack, Frauenbüro, Universität Paderborn,
Tel.: 0 52 51/60-32 96, E-Mail: c.nack@hrz.upb.de.Schülerinnen in einer Vorlesung
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Gisela Steins, Britta Blum, Alexandra Bremkens, Ann-Kathrin
Fleurkens, Pia Grensemann, Melanie Platzköster, Christiane Roth,
Sven Sach, Benedikt Sunderhaus & Melanie Unglaub

Von der Mädchenschule zum Nobelpreis?

Die Berufswünsche von Abiturientinnen monoedukativer Gymnasien sowie Jungen und Mäd-
chen koedukativer Gymnasien werden miteinander verglichen. Die Ergebnisse der Forschung
in diesem Bereich weisen Inkonsistenzen auf, die in der vorliegenden Untersuchung ebenfalls
auftreten und unter dem Aspekt weiterführender Forschung in diesem Bereich diskutiert
werden.

Die folgende Untersuchung wurde durch die Diskussion verschiedener Beobachtungs-
stränge im Bereich der geschlechtsspezifischen Identitätsentwicklung angeregt, näm-
lich durch (1) die statistischen Befunde zur Berufswahl von Jungen und Mädchen, (2)
die innerhalb der Koedukationsdebatte zusammengetragenen Ergebnisse und (3) den
Versuch der weiterführenden Schulen in NRW, Profile auszubilden.

Geschlechtsspezifische Berufswahl
Der Ausgangspunkt der Untersuchung ist die Ungleichverteilung von Jungen und
Mädchen auf verschiedene Berufsfelder (Statistisches Bundesamt 2003). Die Zahlen
hierzu zeigen, dass trotz der durchschnittlich besseren Schulleistungen von Mädchen
im Vergleich zu Jungen, Jungen eine Berufswahl zu treffen scheinen, die ihnen,  biogra-
phisch betrachtet, längerfristig stärkere Anerkennung, bessere Aufstiegschancen, ein
höheres Gehalt und größeres Prestige sichert (Stainton Rogers/Stainton Rogers 2001,
Steins 2003). Der Zusammenhang zwischen schulischer Leistung und späterem beruf-
lichen Erfolg ist also bei Männern proportional, bei Frauen disproportional. Diese
ungleichen Zusammenhänge kommen vor allem dadurch zustande, dass Jungen vorwie-
gend klassisch männliche Berufe wählen, die in unserer Gesellschaft auf mehr Anerken-
nung stoßen, Mädchen hier jedoch zurückhaltend sind, und ihre Präferenzen überwie-
gend auf weibliche Domänen beschränken, die längerfristig weniger Anerkennung
versprechen (Maccoby 2000, Steins 2003).

Ko- und Monoedukation
 Die Debatte um Vor- und Nachteile der Mono- bzw. Koedukation geht grundsätzlich
darum, bereits im schulischen Vorfeld Bedingungen zu schaffen, in denen Mädchen
mehr Selbstvertrauen in die eigenen Kompetenzen in Hinblick auf klassisch männli-
che Domänen entwickeln können, also insbesondere im mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Bereich (Hannover/Kessels 2001) und neuerdings auch im Bereich der
Informationstechnologien. Die Forschung hierzu zeigte jedoch, dass es, auch wenn
man die methodisch immensen Probleme jeder Feldforschung berücksichtigt (Rost/
Pruisken 2000), hierzu keine einheitlichen Ergebnisse gibt (vgl. z.B. Stürzer/Roisch/
Hunze/Cornelißen 2003, Rendtorff 2003). Im Rahmen der reflexiven Koedukation
(Faulstich-Wieland 1991) geht man deshalb davon aus, dass der Faktor Geschlecht für
den Lehrkörper ein Thema sein sollte, um die Bedingungen für Mädchen und Jungen
gleichberechtigt zu gestalten (Kraul/Horstkemper 1999).

Profilbildung weiterführender Schulen in NRW
Umso erstaunlicher ist es, dass im Zuge der Profilbildung der weiterführenden Schu-
len in NRW die bisherigen Ergebnisse der Koedukationsdebatte dennoch einseitig
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„vermarktet“ werden. In einer Reihe von Profilen von Mädchengymnasien wird Mono-
edukation als ein klarer Vorteil dargestellt, der darin bestehe, dass Mädchen unter
Mädchen mehr Selbstvertrauen in den klassisch männlichen Domänen entwickeln
könnten.

Vorliegende Fragestellung
Die Ergebnisse der Koedukationsdebatte lassen sich nicht so einfach zusammenfas-
sen wie es aus der Profilbildung monoedukativer Gymnasien hervorgeht, sondern
führen zu dem Ausgangspunkt, dass es eine Vielzahl von Faktoren gibt, die Bedingun-
gen für Jungen und Mädchen gleich förderlich machen; Bedingungen, die möglicherwei-
se nicht nur durch den Faktor Geschlecht zu beschreiben sind.

Um den jetztigen Stand der Dinge auch empirisch zu schärfen, starteten wir im
Januar 2004 die vorliegenden Untersuchungen in Essen. Wir wählten zunächst für die
erste Untersuchung ein Einzugsgebiet in Essen aus, in dem sich zwei koedukative
Gymnasien und ein monoedukatives Gymnasium befinden. Innerhalb dieser verschie-
denen Schularten führten wir eine Befragung in den Leistungskursschienen der jeweili-
gen Gymnasien durch. Der Charakter unserer Untersuchungen war explorativ:  Fol-
gen wir der Argumentation im Profil der monoedukativen Schulen sollten wir dort
häufiger als in koedukativen Schulen beobachten können, dass Mädchen hier eine
Berufswahl treffen wollen, die in klassisch männlichen Domänen liegt. Folgen wir
hingegen den Ergebnissen der Koedukationsdebatte, sollte es sehr wahrscheinlich
sein, dass wir keine Unterschiede zwischen den beiden Gruppen finden.

Vorgehensweise

Berufswahl
Mit verschiedenen Methoden haben wir versucht, den Berufswunsch der Schüler und
Schülerinnen zu erfassen. Zunächst sollten sie eine Prioritätenliste von unterschiedli-
chen Berufsfeldern erstellen. Die Frage war: „In welchem Bereich möchtest Du später arbei-
ten?“ Es wurden elf verschiedene Bereiche aufgeführt, die nach ihrer Beliebtheit von 1
(der Bereich, der dich am meisten interessiert) bis 11 (der Bereich, der dich am wenig-
sten interessiert) geordnet werden sollten. Die Bereiche lauteten: musikalisch-künstle-
risch, sprachlich, sportlich, mathematisch-naturwissenschaftlich, technisch, handwerk-
lich, gesellschaftlich-geisteswissenschaftlich, kaufmännisch-wirtschaftlich, sozial, medi-
zinisch. Der letzte Bereich wurde für individuelle Nennungen offen gelassen.

Danach folgten die Fragen „Was ist Dein Berufswunsch?“ und „Wenn Du ein Studium
machen möchtest, welches?“.

Aktuelle fachliche  Interessen
Um Informationen über die derzeitigen fachlichen Interessen zu bekommen fragten
wir nach den belegten Leistungskursen und dem Lieblingsfach.

Kontrollvariablen
Wir hatten zwar im Vorfeld darauf geachtet, dass die in die Untersuchung einbezoge-
nen Schulen ein vergleichbares Einzugsgebiet aufweisen, dennoch entschieden wir
uns dafür, weitere Variablen zu erheben, die möglicherweise die späteren Berufsinte-
ressen beeinflussen könnten: (1) das Geschlecht und das Fach des/der Lieblingslehrers/
in, (2) welche Schulform (mono- oder koedukativ) Vater/Mutter/Geschwister besucht
haben, (3) das Berufsfeld des Vaters/der Mutter/der Geschwister.
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Das Setting der Befragung
In Absprache mit der jeweiligen Direktion haben wir Mitte Januar 2004 insgesamt 174
Schüler/innen befragt. Die koedukativen Gymnasien liegen in unmittelbarer Nachbar-
schaft und kooperieren wegen knapp belegter Leistungskurse, so dass hier von einer
Vergleichbarkeit ausgegangen werden kann. 46 Schüler/innen (82.1%) stammen aus
der einen Schule, 10 Mädchen (17.9%) aus der anderen Schule. Es gibt hinsichtlich der
erhobenen Variablen keinerlei Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen, so dass
sie im weiteren als eine Gruppe betrachtet wird. In einem ähnlichen Einzugsgebiet
liegt das Mädchengymnasium, in dem wir die Parallelerhebung durchgeführt haben.
Das Erhebungsgebiet der Schulen spiegelt ein eher bürgerliches und ökonomisch geho-
benes Milieu wieder.

Die Schüler/innen füllten in den jeweiligen Kursen den Fragebogen jeweils in Anwe-
senheit des/der jeweiligen Lehrers/Lehrerin und einer Person unserer Arbeitsgruppe
aus, die für Rückfragen zur Verfügung stand. Sie bekamen vorab die sowohl mündlich
als auch schriftlich kurz gehaltene Instruktion, sie würden zu ihren beruflichen Inter-
essen befragt werden.

Ergebnisse

Äquivalenz der Stichproben
Insgesamt nahmen an der Befragung 174 Schüler/innen teil. Die Mädchen der mono-
edukativen Schule waren durchschnittlich 18.9 Jahre alt (SD = 0.87; N = 58), die
Mädchen der (2) koedukativen Schulen 18.57 Jahre (SD = 0.60; N = 56), die Jungen
der koedukativen Schulen 18.88 (SD = 0.67; N = 60). Die Anzahl der Geschwister in
beiden Gruppen ist vergleichbar (MMonoMäd = 1.40, SD = 1.01; MKoMäd = 1.21, SD =
1.06; MKoJun = 1.30, SD = 0.94). Auch bezüglich der Berufsfelder, die für die Eltern
angegeben wurden, ergaben sich keinerlei Unterschiede.

Vorab ist anzumerken, dass weder die Berufsfelder der Eltern, noch das Geschlecht
der Lieblingslehrperson bedeutsam mit den Berufs-, Studienwünschen oder Fächer-
wahlen der Schüler/innen einherging.

Klassisch männlich oder nicht?
Die Angaben zur Berufswahl lassen sich unter mehreren Gesichtspunkten auswerten.
Für die vorliegende Fragestellung schätzen wir ein, ob ein klassisch männliches Berufs-
feld als Tätigkeitsbereich gewünscht wird oder nicht. Hierfür wurden die jeweiligen
Berufsfelder/Berufs- und Studienwünsche sowie Fächer der Oberstufe von unserer
Arbeitsgruppe blind als klassisch männlich oder nicht klassisch männlich eingeschätzt. Die
Bereiche sportlich, mathematisch-naturwissenschaftlich, technisch, handwerklich, kauf-
männisch-wirtschaftlich und medizinisch wurden als klassisch männliche Berufsfelder
betrachtet.

Die Berufe wurden entsprechend ihres Hauptmerkmals in Bezug auf diese Felder
ebenfalls als klassisch männlich oder nicht klassisch männlich eingeschätzt. „Der Arzt“ ist
beispielsweise noch immer der gängigere Begriff als „die Ärztin“. Auch ist „der Profi-
sportler“ im Alltagsbewusstsein präsenter als „die Profisportlerin“. Der Lehrberuf
hingegen ist nicht unbedingt ein klassisch männlicher Beruf, auch nicht Modedesigner.
Die Fächer ließen sich ebenfalls so einordnen: Physik, Chemie, Mathematik und Sport
sind eher klassisch männliche Fächer.

Die beruflichen Bereiche
Betrachten wir hier die jeweiligen Häufigkeiten für die Einschätzungen 1 (größtes
Interesse) und 11 (geringstes Interesse) zeigt sich, dass sich die drei Gruppen in ihren



Berichte und Beiträge aus NRW

86

Angaben nur hinsichtlich dreier Berufsfeldern statistisch bedeutsam unterscheiden.
Wie zu erwarten lehnen bedeutsam mehr Jungen (NJun = 19) als Mädchen (NMonoMäd =
6; NKoMäd = 5) einen Beruf im musikalisch-künstlerischen Bereich ab und geben selte-
ner hierfür eine Präferenz an (NJun = 7; NMonoMäd = 10; NKoMäd = 11; χ2(4) = 10.42, p <
.03). Zwei weitere Ergebnisse akzentuieren die Unterschiede zwischen den beiden
Mädchengruppen. In der Gruppe der Mädchen der koedukativen Schule finden sich
überzufällig viele, die einen Beruf im sportlichen Bereich präferieren (NKoMäd = 12) im
Vergleich zu den beiden anderen Gruppen (NJun= 3; NMonoMäd = 3; χ2(4) = 9.97, p <
.04). Die Häufigkeiten für ein Desinteresse an diesem Berufsfeld sind hingegen gleich
verteilt (NJun = 6; NMonoMäd = 3; NKoMäd = 4). Im sozialen Bereich hingegen finden wir
eine überzufällig häufige Präferenz bei den Mädchen der monoedukativen Schule
χ2(4) = 10.31, p < .03). Abgelehnt wird dieser Bereich am häufigsten von den Jungen
(NJun = 6; NMonoMäd = 3; NKoMäd = 1).

Die Berufswünsche
In Abbildung 1 sind die Berufswünsche der drei Gruppen dargestellt. Alle detaillier-
ten Werte befinden sich in Tabelle 1. Eine auffällige Häufung ergab sich nur für die

Mädchen der koedukativen Schule; hier ge-
ben sieben Mädchen an, später Ärztin wer-
den zu wollen. Insgesamt zeigen die Daten
klar, dass die Jungen signifikant häufiger Be-
rufe angeben, die als klassisch männlich zu
bezeichnen sind und seltener Berufe angeben,
die nicht als klassisch männlich zu bezeich-
nen sind, als die Mädchen der beiden anderen
Gruppen (χ2(1) = 19.75, p < .001). Die Mäd-
chen der koedukativen Schulen hingegen ge-
ben marginal signifikant häufiger Berufe an,
die als klassisch männlich zu bezeichnen sind
und seltener nicht klassisch männliche Beru-
fe an, als die Mädchen der monoedukativen
Schule.

Die Studienwünsche
Noch deutlicher fallen die Befunde hinsichtlich des gewünschten Studiums aus. Wie
aus Abbildung 2 und Tabelle 1 ersichtlich ist, finden wir auch hier wieder unter den

Jungen die meisten Interessenten für ein Stu-
dium in einem klassisch männlichen Berufs-
feld, gefolgt von den Mädchen der koeduka-
tiven Schulen. Auch hier bevorzugen ver-
gleichsweise wenige Mädchen der monoedu-
kativen Schule ein solches Berufsfeld. Die Ver-
teilung für die nicht klassisch männlichen Be-
rufsfelder ist entsprechend symmetrisch. Die
Jungen unterscheiden sich hoch signifikant
von den Mädchen (χ2(1) = 20.76, p < .001),
die Mädchen der koedukativen Schule unter-
scheiden sich hoch signifikant von den Mäd-
chen der monoedukativen Schule, dergestalt,
dass sie häufiger ein Studium in einer klas-
sisch männlichen Domäne bevorzugen.

Abb.1: Berufswünsche in Abhängigkeit von Mono- bzw. Koedukation

Abb.2: Studienwünsche in Abhängigkeit von Mono- bzw. Koedukation
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Die Leistungskurswahl
Die Häufigkeitsverteilungen hinsichtlich der Leistungskurswahl weicht sowohl für Lei-
stungskurs 1 (χ2(2) = 9.25, p < .01) als auch für Leistungskurs 2 (χ2(2) = 7.59, p < .02)
signifikant von der erwarteten Häufigkeits-
verteilung ab. Die Abweichungen ergeben sich
aus der Wahl der Mädchen des koedukativen
Gymnasiums. Die Mädchen der koedukativen
Gruppen wählen relativ selten einen Leis-
tungskurs aus einem klassisch männlichen Feld
(NJun = 16; NMonoMäd = 16; NKoM äd =4 für LK1;
NJun= 8; NMonoMäd = 12; NKoMäd = 2 für LK2)
und entsprechend häufiger einen Leistungs-
kurs aus einem nicht klassisch männlichen
Bereich (NJun = 44; NMonoMäd = 42; NKoMäd =52
für LK1; NJun= 46; NMonoMäd = 54; NKoMäd = 54
für LK2). Sie unterscheiden sich daher signi-
fikant von den anderen Schülerinnen (χ2(1) =
8.23, p < .004 für LK1 und χ2(1) = 7.75,
p < .005 für LK2), die mit den Jungen ver-
gleichbare Präferenzen aufweisen. In Abbildung 3 sind die Häufigkeiten für die Kombi-
nation der Leistungskurswahl wiedergegeben (siehe auch Tabelle 1). Die beiden Mäd-
chengruppen unterscheiden sich statistisch hoch signifikant voneinander.

Das Lieblingsfach
Es gibt keine statistisch bedeutsamen Unterschiede in Bezug auf das Lieblingsfach
der Schüler/innen. Jeweils 12 Personen aus den drei Gruppen präferieren ein Fach
aus einem klassisch männlichen Bereich. Die Mehrzahl aller Schüler und Schülerinnen
präferiert jedoch ein Fach aus einem nicht klassisch männlichen Bereich. Gleicht man
das Lieblingsfach inhaltlich mit der Leistungskurswahl ab, so zeigt sich, dass nur 19
Jungen ihr Lieblingsfach als Leistungskurs gewählt haben (36.5%), im Gegensatz zu
31 Mädchen der mono- (46.9%), und 23 Mädchen der koedukativen Schule (57.4%).
33 Jungen haben nicht ihr Lieblingsfach als Leistungskurs gewählt (63.5%). Dies gilt
auch für 23 Mädchen der mono- (53.1%), und 26 Mädchen der koedukativen Schule
(42.6%).

Zwischenbilanz
Die Befunde sind teilweise erwartungskonträr. Wenn wir Unterschiede aufgrund der
Profilbildung monoedukativer Gymnasien erwartet hätten, dann nicht in die Rich-
tung, dass Mädchen monoedukativer Schulen weitaus seltener als Mädchen koedukativer
Schulen einen Beruf und ein Studium in einer klassisch männlichen Domäne anstre-
ben.

Erwartungskonsistent mit der Profilbildung von Mädchengymnasien fällt hingegen
die Wahl der Leistungskursfächer aus. Es ist auffallend, wie deutlich die beiden Mädchen-
gruppen hier voneinander abweichen: Die Mädchen der monoedukativen Schule zei-
gen ein mit den Jungen der koedukativen Schule vergleichbares Präferenzverhalten.
Dennoch finden wir keine Unterschiede hinsichtlich des Lieblingsfaches. Wie können
wir dieses Datenmuster bewerten?

Die Ergebnisse zur Studiums- und Berufswahl lassen keinesfalls den einfachen
Schluss zu, dass Mädchen auf koedukativen Schulen freier ihre maskulinen Fähigkei-
ten entfalten können, weil dies durch die Leistungskurswahl nicht bestätigt werden
kann, jedoch wiederum durch ihre Interessen für den sportlichen Bereich. Gleicher-

Abb.3: Leistungskurswahl in Abhängigkeit von Mono- bzw. Koedukation
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weise gilt dies für die Mädchen der monoedukativen Schule. Auch hier kann eine
Interpretation auf den ersten Blick, Mädchen wären in einem geschützteren Raum, in
dem sie sich freier entfalten könnten – wie sich durch die Wahl der Leistungskurse zu
bestätigen scheint – nicht gehalten werden, wenn wir uns die Studiums- und Berufswün-
sche genauer anschauen und ebenfalls die Interessen für den sozialen Bereich. Interes-
sant ist jedoch, dass die Studiums- und Berufswünsche und auch die Wahl der Leis-
tungskurse nicht unbedingt konsistent mit dem Lieblingsfach der befragten Schüler
und Schülerinnen ist – dies gilt für alle drei Gruppen gleichermaßen.

Kann es also sein, dass Jungen und Mädchen unter einem bestimmten Druck ste-
hen, einem bestimmten Profil zu entsprechen und sich deshalb in ihrem aktuellen
Kontext dementsprechend anpassen? Die Bewertung der Ergebnisse fällt besonders
schwer, weil dieses Datenmuster konträr zu unserem breiten Erwartungsspektrum
liegt und wir nur ein einziges monoedukatives Gymnasium in die Befragung einbezo-
gen hatten. Aus diesem Grund entschlossen wir uns für eine Nacherhebung, die Ende
Januar erfolgte.

Nacherhebung
Hierzu wurde ein weiteres Mädchengymnasium kontaktiert, welches aus Mangel an
Alternativen einen anderen Einzugsbereich als das bereits beschriebene Mädchengym-
nasium umfasst. Der Einzugsbereich dieser Schule zeichnet sich dadurch aus, dass er
sich über das gesamte Stadtgebiet erstreckt. In zwei Kursen wurden insgesamt 35

Mädchen befragt, die durchschnittlich 18.60 Jahre (SD = 0.69) alt waren. Wenn wir die
Werte in Tabelle 1 betrachten, dann erstaunen die Unterschiede zwischen den beiden
monoedukativen Mädchengruppen hinsichtlich des gewünschten Berufes und des ge-
wünschten Studiums.

Mehr als doppelt soviel der bei der Nacherhebung befragten Mädchen wünschen
einen Beruf in einem klassisch männlichen Feld als bei den Mädchen der monoeduka-
tiven Gruppe der ersten Befragung. Ein vergleichbares Datenmuster finden wir für
die Studiumswünsche. Bezüglich Berufs- und Studiumswunsch verhalten sich die Mäd-

Tab .1: Überblick über die gesamten Ergebnisse: Statistische Kennwerte
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chen der koedukativen Schule und diejenigen der Nacherhebung vergleichbar. Auch
eine vergleichbar hohe Zahl hat ihr Lieblingsfach zum Leistungskurs gewählt (N = 19;
61.3%). Hinsichtlich der Wahl der Leistungskurse finden wir auch in dieser Gruppe
wie in der anderen monoedukativen Gruppe, dass die Wahl der LKs häufiger in eine
klassisch männliche Domäne fällt als bei den Mädchen der koedukativen Schule.

Gesamtdiskussion
Insgesamt spiegeln die Daten folgendes Muster wieder:
1. Es gibt keinen systematischen Zusammenhang zwischen dem Faktor Ko-/Monoedu-

kation und den Berufs- und Studienwünschen der befragten Mädchen.
2. Mädchen auf monoeduaktiven Gymnasien wählen auffallend häufiger als Mädchen

auf koedukativen Gymnasien Leistungskurse, die in eine klassisch männliche Domä-
ne fallen.

3. Insgesamt finden wir bei einem Vergleich von Jungen und Mädchen, dass Jungen
auffallend häufiger als Mädchen – egal welchen Schultyps – ein Studium anstreben,
das in eine klassisch männliche Domäne fällt.

Schlussfolgerungen
Wir ziehen aus diesen drei Beobachtungen zunächst folgende Schlüsse:
1. Mädchen genießen keine eindeutig definierbaren Vor- und Nachteile einer

ko-/monoedukativen Schulbildung. Es müssen andere Beeinflussungsfaktoren wirk-
sam sein, sonst würden wir die Unterschiede in dieser Deutlichkeit nicht bei den
beiden monoedukativen Gruppen beobachten können.

2. Die vergleichbare LK-Wahl der Mädchen auf den monoedukativen Gymnasien
(trotz der deutlich unterschiedlichen beruflichen und studienbezogenen Interes-
sen) könnte darauf hinweisen, dass im Rahmen der Schule Mädchen monoedukativer
Schulen ein breiteres Interessenspektrum entwickeln. Möglicherweise werden sie
von dem jeweiligen Lehrkörper aber auch eher dazu angehalten, sich im Sinne einer
Profilbildung der Schule so zu verhalten.

3. Die Unterschiede zwischen den Jungen und der Gesamtheit der Mädchen bezüglich
des angestrebten Studiums zeigen, dass Jungen zu einem relevanten Zeitpunkt ih-
rer Biographie (kurz vor dem Abitur) eine Ausbildung planen, die ihnen, falls sie
auch beruflich auf diesem Felde tätig werden sollten, ein höheres Prestige und ein
höheres Einkommen verschaffen wird.

Ausblick
Unsere Untersuchung hat bei uns mehrere Fragen aufgeworfen. Die Berufswünsche
und Studienwünsche könnten auch nach anderen Gesichtspunkten als lediglich nach
klassisch männlich oder nicht eingeteilt werden, so zum Beispiel nach dem Gehalt
(vgl. Steins/Sprehe 2003). Auch die subjektiven Gründe für die beruflichen und aus-
bildungsbezogenen Interessen wären interessant.

Abschließend verweist die Untersuchung vor allem auf einen Punkt: Die durchge-
führte, kleine Befragung führt zu den klassischen Problemen des Untersuchungsfeldes.
Die Kontrolle der grundsätzlich wirksamen Variablen kann erst erfolgen, wenn diese
deutlich werden. Deshalb könnte es ein hilfreicher Grundsatz für die Forschung in
diesem Bereich sein, die Kategorie Geschlecht nicht mehr als entscheidende Variable
zu betrachten, sondern stets als Variable in Wechselwirkung mit grundlegenden Prozes-
sen. Ein solcher grundlegender Prozess könnte ein subtiler Erwartungsdruck der Umge-
bung sein, der differenziert mit dem Faktor soziales Geschlecht interagiert.

Ein Anhaltspunkt hierfür in den vorliegenden Daten ist darin zu finden, dass die
Mädchen der monoedukativen Gymnasien sich ganz im Sinne der jeweiligen Profilbil-
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dung ihrer Schulen verhalten: Während das erste Gymnasium hier den Schwerpunkt
auf Sozialverhalten legt und wir finden, dass die Mädchen auch in diesem Bereich ein
starkes berufliches Interesse entwickeln, finden wir analog, dass die Mädchen der zwei-
ten monoedukativen Schule mit dem Schwerpunkt Naturwissenschaften hier ein gro-
ßes berufliches Interesse entwickeln. Mädchen und Frauen sind konformistischer –
im Sinne einer expressiv-interpersonellen Ausrichtung sind sie an den Wünschen der
sozial relevanten Umgebung orientiert (Alfermann 1994). Möglicherweise gelingt die-
se Eichung auf das Profil einer Schule besonders gut, wenn die Gruppe homogen ist,
also Mädchen unter sich sind. Eine komplexe Analyse solcher grundlegenden Prozes-
se und ihrer Wechselwirkungen mit dem sozialen und biologischen Geschlecht wird
längerfristig zu mehr Klarheit in diesem Forschungsgebiet führen.

Könnte unsere These einer Wechselwirkung der höheren Beeinflussbarkeit mit dem
sozialen Geschlecht in einer homogenen Umgebung nachgewiesen werden, müssten
Eltern und Lehrkörper die Profilbildung und deren Umsetzung äußerst ernst neh-
men. Diese hätte nämlich dann einen so enormen Einfluß auf die Schüler/innen, dass
Schulen möglichst bald angehalten werden sollten, ihre Arbeit zu evaluieren.

Halten wir zunächst als gewagte und provokant formulierte These – die unsere
zukünftige Forschung auf diesem Gebiet leiten wird – fest: Wenn Sie eine Tochter haben,
die Nobelpreisträgerin der Mathematik werden soll, wählen Sie eine Mädchenschule und achten Sie
auf deren Profil. Ansonsten wird Sie wahrscheinlich „nur“ Mathematiklehrerin.
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Denkt man an Zypern, ist damit
meist der griechische Teil von
Zypern gemeint, zumeist ver-
bunden mit Bildern von Meer,
Strand und Urlaub. Dass es ei-
nen nördlichen und südlichen
Teil gibt, der durch eine für die
ZypriotInnen selbst nahezu un-
durchlässige Grenze mit einer
sogenannten Green Line ge-
trennt ist, rückte wohl erst in
letzter Zeit (wieder oder erstmals
so richtig) durch die Diskussion
um den geschlossenen Beitritt
der Gesamtinsel in die EU ins
Bewusstsein. Ein Beitritt, der
durch die negative Abstimmung
im südlichen, d.h. griechischen Teil der Insel verhin-
dert wurde. Bislang unbekannt war uns auch, dass es
in der TRNC (Turkish Republic of Northern Cyprus)
an einer der sechs Universitäten ein Women’s Studies
Center gibt, auf das wir nun erstmals durch die Einla-
dung zur Konferenz „Women’s Studies in the New Mi-
lennium: Does the future belong to us?“ aufmerksam
wurden; einer Einladung, der wir gerne gefolgt sind.

Das Center for Women’s Studies an der Eastern Me-
diterranean University in Farmagusta wurde vor sechs
Jahren gegründet. Laut seiner Selbstbeschreibung und
den Erzählungen der dort arbeitenden Frauen, fördert
das Zentrum vor allem Diskussionen der Frauen- und
Geschlechterforschung, in dem es z.B. entsprechende

Vortrags- und Austauschprogram-
me organisiert. Es widmet sich dar-
über hinaus gleichstellungspoliti-
schen Fragen inner- aber auch au-
ßerhalb der Universität und bietet
vor allem für den weiblichen wissen-
schaftlichen Nachwuchs spezielle
(Förder-)Programme an, um diese
auf Führungsaufgaben in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen vorzube-
reiten und speziell bei einer akade-
mischen Karriere zu unterstützen.
Ziel dieser ersten internationalen
Konferenz des Zentrums war es,
Projekte und Initiativen der Frauen-
und Geschlechterforschung aus un-
terschiedlichen Ländern zusammen

zu bringen und die internationale
Vernetzung des Zentrums mit anderen Institutionen
der Frauen- und Geschlechterforschung auszubauen.
An der Konferenz nahmen 65 Wissenschaftlerinnen
aus 15 Ländern und unterschiedlichen Disziplinen
(Sozialwissenschaft, Erziehungswissenschaften, Ge-
schichtswissenschaft, Sprach- und Literaturwissen-
schaften, Wirtschaftswissenschaften) teil.

 Einen Schwerpunkt der Tagung bildeten Beiträge
zur Situation von Frauen in (Nord-)Zypern und der
Türkei. Diese, in der Mehrzahl von Wissenschaftle-
rInnen aus den beiden Ländern selbst gehaltenen Bei-
träge, vermittelten einen guten Ein- und Überblick über
derzeitige Forschungsschwerpunkte der Frauen- und

Geschlechterforschung in Nord-
zypern und der Türkei. Gleichzeitig
wurde deutlich, dass sich die For-
schungsfragen und -themen der zy-
priotischen und türkischen Kolle-
gInnen im Wesentlichen nicht von
unseren eigenen Forschungsfragen
und -themen oder denen anderer
„westlicher“ KollegInnen unter-
scheiden. In diesen thematischen
Block gehörten z.B. Vorträge zur
Selbstwahrnehmung weiblicher Ma-
nagerinnen, über Auswirkungen der
Privatisierung und Globalisierung
auf die weibliche Erwerbstätigkeit in
der Türkei, zur Entwicklung und

„Women’s Studies in the New Milennium: Does the
future belong to us?“

Assoc. Prof. Dr. Gül Celkan, Direktorin des EMU-Centre of Women’s
Studies (3. von links) und ihr Team
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Veränderung der weiblichen Erwerbstätigkeit in Nord-
zypern, über Modelle des Dual-Carreer Lifestyle in der
Türkei, zur Reproduktion von Geschlechterverhältnis-
sen in und durch die Medien, zur Rolle der Frauen in
der zypriotischen Minderheit der Roma und Sinti, zum
„klassischen“ Problemfeld der Work-Life-Balance.

Weitere Themenblöcke der Ta-
gung, auf denen Beiträge aus unter-
schiedlichen Ländern präsentiert
wurden, waren: Frauen in Naturwis-
senschaft und Technik, Einkommen
und Geschlecht, Repräsentationen
von Geschlechterbildern in der Li-
teratur, Mutterschaft in unterschied-
lichen Kulturen sowie Frauen, Kar-
riere und Führung. Im Rahmen die-
ser Schwerpunkte hielten auch wir
unsere beiden Vorträge; Birgitta
Wrede zu ihrem Forschungsschwer-
punkt „Money and Gender“ und
Anina Mischau aus ihrem laufenden
Forschungsprojekt „Doing Gender
in Mathematics“.

Kritisch ist leider anzumerken,
dass etwa die Hälfte der Beiträge,
trotz des internationalen Anspruchs
der Tagung, auf türkisch gehalten
wurden. Bei diesen, parallel zu den
englischsprachigen Veranstaltungen stattgefundenen
Sessions blieben die türkischsprachigen Teilnehmerin-
nen zwangsläufig unter sich, was den intendierten inter-
nationalen Austausch erschwerte. Auf den vielen eng-
lischsprachigen Sessions, in denen auch türkische und
zypriotische KollegInnen mit Beiträgen vertreten wa-
ren, in den Pausen und anderen „Social Spaces“ war
der wissenschaftliche und interkulturelle Austausch da-
gegen sehr groß. Hier sind, neben Ideen zu gemeinsa-
men Forschungsprojekten, die Grundlagen für einen
weiteren Austausch und den Aufbau einer Vernetzung
geschaffen worden, an dessen Ausbau das IFF in Zu-
kunft aktiv beteiligt sein wird.

Die überaus offene und warmherzige Atmosphäre wäh-
rend des gesamten Kongresses und nicht zuletzt das
Konferenzdinner in dessen späteren Verlauf die zypri-
otischen und türkischen KollegInnen uns „Auslände-
rinnen“ in traditionelle nationale Tänze „einwiesen“,
lässt sich wohl am besten mit dem Satz beschreiben:

„Wir kamen als Fremde und gingen als Freunde“. Al-
les in allem eine überaus gelungene Tagung, die den
eigenen wissenschaftlichen wie kulturellen „Horizont“
der TeilnehmerInnen deutlich erweiterte. Es bleibt zu
hoffen, dass die geplante Wiederholung in zwei Jahren
realisiert werden kann.

Anina Mischau und Birgitta Wrede
Interdisziplinäres Frauenforschungs-Zentrum (IFF)
Universität Bielefeld
Emails: anina.mischau@uni-bielefeld.de und
birgitta.wrede@uni-bielefeld.de

Der Kongress tanzt
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Arlie Russell Hochschild: Keine Zeit. Wenn die
Firma zum Zuhause wird und zu Hause nur
Arbeit wartet. Opladen,  Leske + Budrich 2002,
305 Seiten,  18,00 €,  ISBN: 381003620X

Keine Zeit – Ein Blick in die Innenwelt amerika-
nischer Familien und eine mögliche Zeitreise in
die Zukunft deutschen Familienlebens

„Während meiner er-
sten Recherchewoche
für dieses Buch gab es
einen Moment, in dem
es mir schien, dass der
Gegenstand meiner Un-
tersuchung womöglich
gar nicht existierte“
(Hochschild 2002, S.
XXV)

Mit diesem Rückblick
auf den eigenen For-
schungsprozess beginnt
Hochschilds Einleitung
zu ihrer Studie „Keine
Zeit“ („The Time

Bind“). Geplant hatte Hochschild eine Fallstudie über
die Umsetzung des Work-Life-Balance Programmes bei
Amerco, einem amerikanischen Unternehmen, das in
dem Ruf stand, Vorreiter einer familienfreundlichen
Personalpolitik zu sein. Untersucht werden sollte die
Umsetzung dieses Programms, seine Akzeptanz bei den
Beschäftigten und die Folgen für das Familienleben.
Dieses ‚Best Practice –Beispiel‘ hatte einen einzigen
Schönheitsfehler – obwohl die Eltern über Zeitnot klag-
ten, nutzten sie die Möglichkeiten dieses Programms
kaum.

„Nur drei Prozent aller Beschäftigten mit Kindern
von 13 Jahren und jünger arbeiteten Teilzeit. Ein Pro-
zent machte Job Sharing. Ein Prozent nutzte die Mög-
lichkeit des flexiblen Arbeitsplatzes. Ein Drittel der be-
rufstätigen Eltern machte Gebrauch von flexiblen Ar-
beitszeiten, aber viele arrangierten nur einen unverän-
derten Neun- oder Zehnstundentag um ihre übrigen
Alltagstermine herum. Ein paar junge Väter hatten sich
informell beurlauben lassen, aber im ganzen Unterneh-
men gab es nur einen Mann, der ganz offiziell im Eltern-
urlaub war. Ich stand vor einem Rätsel“ (Hochschild
2002, S. XXVI).

Wie Arlie Russel Hochschild dieses Rätsel löst und
welche Einblicke sie nicht nur in das Familienleben und
den Arbeitsalltag der Beschäftigten, sondern auch in

die Unternehmenskultur von Amerco gewinnt, das al-
lein macht dieses Buch zu einer Fundgrube nicht nur
für die Familiensoziologie. Dass dieses Buch aber weit
mehr als eine sorgfältige Fallstudie über die letztlich
gescheiterte Umsetzung eines Work-Life-Balance Pro-
gramms ist, ist dem wissenschaftlichen Spürsinn, der
Beobachtungsgabe und der soziologischen Phantasie
von Hochschild zu verdanken. Dank ihrer Fähigkeit,
neue Fragen aufzuwerfen und an Einzelfällen gesell-
schaftliche Trends wie im Brennglas sichtbar zu ma-
chen, ist dieses Buch, das in den USA längst zu einem
Bestseller geworden ist, zu einer Studie über die kultu-
relle Dominanz der Erwerbsarbeit und die Folgen für
das Familienleben geworden.

In eindrucksvollen und spannend geschriebenen
Portraits beschreibt Hochschild das Alltagsleben der
Beschäftigten am Arbeitsplatz und zu Hause und sie
nimmt dabei alle Ebenen der betrieblichen Hierarchie
in den Blick, von den untersten Rängen in der Ferti-
gung bis in die Chefetagen. Sie beschränkt sich nicht
darauf, die Beschäftigten am Arbeitsplatz zu befragen,
sie folgt ihnen auf dem Nachhauseweg, begleitet sie
beim Abholen der Kinder, nimmt am Abendessen teil
und beobachtet die abendlichen Familienrituale. Sie un-
tersucht aber auch die mikropolitischen Aushandlungs-
prozesse im Betrieb, die Bedeutung von Familienfotos
auf den Schreibtischen von Managern und weiblichen
Angestellten, sie nimmt an firmeninternen Meetings
und Workshops teil und wertet Firmenstatistiken aus.

Und sie verknüpft ihre Beobachtungen zu Hause
und am Arbeitsplatz in einer Weise, die ein neues Licht
auf beide Lebensbereiche wirft. Sie stellt fest, dass für
die Befragten der Arbeitsplatz zu einem Ort der Aner-
kennung und der Wertschätzung geworden ist, zu ei-
nem Ort vielfältiger sozialer Beziehungen, freund-
schaftlicher Verbundenheit, emotionaler Unterstützung
und Momenten der Entspannung, die es zu Hause
immer weniger gibt. Im Gegenzug wird die Zeit zu
Hause immer knapper und stressiger. Verkürzt auf
wenige Stunden „Quality Time“am Abend und am Wo-
chenende gerät das Familienleben zunehmend unter
ein tayloristisches Zeitregime. Familiale Tätigkeiten wer-
den verdichtet und rationalisiert und in immer kürzere
Zeiteinheiten gepackt, Familienleben findet auf Knopf-
druck und in einem engen Zeitkorsett statt. Obgleich
diese zweite oder gar dritte Schicht, wenn die Folgen
dieses Zeitdrucks wieder aufgefangen werden müssen,
von den Eltern ein Höchstmaß an Anstrengung abver-
langt, bleibt sie in gewisser Weise unsichtbar, es gibt
keine Anerkennung dafür, keine Anstecknadeln wie bei
Amerco, keine Rituale der Anerkennung und Wertschät-
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zung. Die Folge davon ist, dass die von Hochschild
Befragten das Zuhause mehr und mehr wie einen Ar-
beitsplatz erleben, während sie sich am Arbeitsplatz
wie zu Hause fühlen, nicht zuletzt dank einer Unterneh-
menskultur, die Elemente des Familienlebens aufgegrif-
fen und in die betriebliche Arbeitswelt integriert hat.

Diese emotionale Umpolung zwischen der Arbeit
und dem Zuhause sieht Hochschild als wesentliche Ur-
sache für die geringe Inanspruchnahme des Work-Life-
Balance Programms von Amerco, vor allem der Ele-
mente, die dazu beitragen sollten, mehr Zeit für das
Familienleben zu schaffen. Die emotionale Anziehungs-
kraft der Erwerbsarbeit gilt für beide Geschlechter und
das Muster einer zunehmenden Familienflucht findet
sich auch bei Frauen, verbunden mit ambivalenten Ori-
entierungen und einem schlechten Gewissen gegen-
über den Kindern. Die langen Arbeitszeiten führen zu
einem Zeitkrieg zwischen den Geschlechtern, der auf
dem Rücken der verletzlichsten Mitglieder dieses Sy-
stems, den Kindern und anderen pflegebedürftigen Per-
sonen, ausgetragen wird.

An dieser Stelle Hochschild misszuverstehen, wäre
bedauerlich. Sicher, sie fragt nach den Kosten dieses
Zeitarrangements für das Familienleben und vor allem
für die Kinder. Aber nichts liegt ihr ferner, als diese
Kosten auf das Konto der Erwerbsbeteiligung von
Frauen zu verbuchen. Sie zeigt, warum für Männer wie
für Frauen die Erwerbsarbeit so attraktiv ist, sie analy-
siert, wie im Zuge einer neuen Unternehmenskultur
und der damit verbundenen Anerkennung der Arbeits-
platz noch mehr an Anziehungskraft gewinnt – und
das Zuhause an Attraktivität verliert. Sie beschreibt ein-
dringlich die Folgen dieses Wertewandels für die Fami-
lie und fragt, wieviel Elternzeit Kinder brauchen und
wieviel Betreuung durch Institutionen. Diese Frage
richtet sich jedoch an beide Geschlechter gleicherma-
ßen. Sie ignoriert keineswegs die kulturellen und insti-
tutionellen Rahmenbedingungen dieser Werteverschie-
bung, zeichnet aber akribisch nach, wie Individuen sich
angesichts dieser Parameter orientieren und welche Ent-
scheidungen sie treffen.

Arlie Hochschild macht aber auch deutlich, dass es
bei der Zeitfalle um mehr geht als um individuelles Zeit-
management oder um individuelle biographische Ent-
scheidungen. Sie skizziert mögliche Ziele und Akteure
einer neuen Zeitbewegung und betont die Notwendig-
keit einer gesellschaftlichen Regulierung von Arbeits-
zeit. Nur auf diese Weise kann es zu einer Balance zwi-
schen der Erwerbsarbeit und dem Zuhause, zwischen
der Arbeitszeit und der Zeit für Familienleben und der
Sorge für Andere.

Die emotionale Umpolung zwischen dem Zuhause und
der Arbeit wird durch neue Leitbilder von Kindheit
flankiert. Hochschilds Streifzug durch die amerikani-
sche Ratgeberliteratur hinterlässt ein Gefühl der Be-
klemmung. Im Mittelpunkt dieser Ratgeberliteratur mit
Titeln wie „So lernt Ihr Kind, allein zu Haue zu sein“,
„Ich komme allein zurecht“ steht das autonome, das
selbstständige Kind, das sich selbst betreut und von
dem erwartet wird, dass es sich an den Arbeitszeitrhyth-
mus der erwerbstätigen Eltern anpasst und, gleichsam
als kindliche Entsprechung des Zero-Drag-Angestell-
ten, keine Reibungsverluste durch querliegende kindli-
che Bedürfnisse und Zeitansprüche produziert. Im Fo-
kus der Aufmerksamkeit dieser Ratgeber steht mehr
die Seelenruhe der Erwachsenen als die Gefühlslage
der Kinder; den Eltern sollen Schuldgefühle und Un-
sicherheit genommen werden und den Kindern wird
Rücksicht auf die Gefühle ihrer Eltern nahegelegt. Ein
Ratgeber empfiehlt den Kindern, morgens keinen Streit
mit den Eltern anzufangen, weil das „deine Mutter und
deinen Vater  sonst noch einen guten Teil des Tages
beunruhigt“. (Hochschild 2002,  S. 246). Auch Lehrer
sind in dieser Perspektive Erwachsene, auf deren Ar-
beitsbelastungen Kinder Rücksicht nehmen sollen. Der
Ratgeber empfiehlt:„Geh nicht zu früh zur Schule, nur
weil du nicht gerne alleine zu Hause bleibst. Die Leh-
rer sind mit Unterrichtsvorbereitungen beschäftigt, und
es wird auch nicht von ihnen erwartet, dass sie sich vor
dem offiziellen Unterrichtsbeginn um die Schüler küm-
mern“ (ebd.). Für Hochschild ist diese kulturelle Kon-
struktion von Kindheit Teil einer Strategie der Gefühls-
askese, des emotionalen Downsizing angesichts der zu-
nehmenden Anforderungen der Arbeitswelt.

Hochschilds Thesen sind auch in den USA nicht
unumstritten. Während Autoren wie etwa Reich (2002)
oder schon Schor (1992) zu ähnlichen Einschätzun-
gen hinsichtlich der Auswirkungen langer Arbeitszei-
ten auf das Familienleben kommen, sehen andere Auto-
ren das Problem weniger dramatisch und kommen zu
optimistischeren Aussagen. Das vielleicht prominentes-
te Beispiel ist Galinsky, die in ihrer Studie„Ask the Chil-
dren. What America’s Children really think about Wor-
kung Parents“ ein repräsentatives Sample von Kindern
mit Hilfe eines standardisierten Fragebogens über ihre
Wünsche und Bedürfnisse befragt hat (Galinsky 1999).
Sie stellt u.a. fest, dass gemeinsame Zeit mit Eltern nicht
oben auf der Wunschliste der Kinder steht. Nur 10%
der befragten Kinder wollen mehr Zeit mit ihren Müt-
tern und 15,5% mit ihren Vätern als ersten Wunsch.
Diese Statistiken sind mehrfach in den Medien in den
USA zitiert worden. Lange (2003) hat auf mögliche
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Fehlinterpretationen dieser Daten hingewiesen: „Es
heißt nicht, dass nur zehn Prozent der Kinder mehr
Zeit mit ihren Müttern wollen! Es bedeutet vielmehr,
dass zehn Prozent diesen Wunsch zum Topwunsch ge-
macht haben. Dazu kommt, dass die anderen Wunsch-
äußerungen mit der Elternzeit eng verknüpft sind: Kin-
der wünschten sich für die Mütter, dass diese mehr
Geld verdienten (23%), weniger von der Arbeit gestresst
würden, und weniger müde von der Arbeit kämen
(14%)“ (Lange 2003). Immerhin 31% der Kinder wa-
ren der Meinung, dass sie „zu wenig Zeit“ mit ihren
Eltern hätten. Galinsky selbst relativiert diese Zahl mit
dem Hinweis auf den wesentlich höheren Anteil von
erwerbstätigen Eltern (nämlich 53 %), die die Zeit für
ihre Kinder als zu gering einschätzen. Die Botschaft,
die dahinter steht, ist, dass Eltern das Problem über-
schätzen und dass Kinder sehr viel weniger unter ei-
nem Mangel an Zeit mit ihren Eltern leiden, als dies
Eltern selbst annehmen.

Polatnik (2002), die im Rahmen einer qualitativen
Studie Kinder über ihre Wünsche nach Zeit mit den
Eltern gefragt hat, bezweifelt, ob mit generellen Item-
Formulierungen wie bei Galinsky Wünsche und Be-
dürfnisse der Kinder zu diesem emotional wichtigem
Thema adäquat erfasst werden können. Sie stellt fest,
dass die Gefühle der Kinder hinsichtlich der Zeit mit
den Eltern komplex und widersprüchlich sind. In den
qualitativen Interviews werden emotionale Turbulen-
zen sichtbar, die im Rahmen standardisierter Erhebun-
gen nicht auftauchen. Besonders ältere Kinder wissen,
dass ihre Wünsche bezüglich der Elternzeit in Verbin-
dung mit ökonomischen Notwendigkeiten gesehen
werden müssen. Bis zu einem gewissen Grad stellen
die Arbeitszeiten und –arrangements der Eltern für die
Kinder Rahmenbedingungen dar, die sie nicht ändern
können und die sie deshalb akzeptieren (vgl. Lange
2003). Die „Galinsky-Polatnick-Kontroverse“ macht
die besonderen methodischen Probleme deutlich, die
mit der Erforschung des Themas elterliche Arbeitszei-
ten und die Auswirkungen auf Kinder verbunden sind
und auf die Lange kürzlich im Rahmen einer Tagung
der Hans-Böckler-Stiftung über „Familienpolitik für
moderne Familien“ hingewiesen hat (ebd.).

Die Zeitnöte amerikanischer berufstätiger Eltern, die
Hochschild so eindrücklich beschreibt und analysiert
– inwieweit sind sie auf die Situation in der Bundesre-
publik übertragbar? Sind diese überlangen Arbeitszei-
ten und die damit verbundene Zeitkultur nicht ein ame-
rikanisches Phänomen, weit entfernt von der bundesre-
publikanischen Wirklichkeit mit einer tariflichen Wo-
chenarbeitszeit von teilweise 35 Stunden, bis zu 30 Ta-

gen Jahresurlaub, 14 Wochen bezahltem Mutterschutz
und drei Jahren Elternzeit? Auch familiale Erwerbsmus-
ter und die Erwerbsintegration von Frauen in den USA
und Deutschland sind nur bedingt miteinander zu ver-
gleichen. Trotz einer gestiegenen Erwerbsbeteiligung
von Frauen kann, zumindest für Westdeutschland, noch
immer von der Dominanz eines wenn auch moderni-
sierten männlichen Ernährermodells ausgegangen wer-
den. Auch dies ist sicher ein Grund dafür, dass das
Problem einer Balance von Arbeit und Leben in der
amerikanischen Gesellschaft früher zum Gegenstand
eines öffentlichen Diskurses geworden ist.

Ist Hochschilds Beschreibung der Zeitfalle auf
Deutschland also nicht übertragbar? Die große Reso-
nanz, die die deutsche Übersetzung von „The Time
Bind“ gefunden hat, lässt anderes vermuten. Sie spricht
dafür, dass Hochschilds Diagnose auch bei uns einen
Nerv getroffen hat. Schleichende und offene Arbeits-
zeitverlängerung, eine zunehmende Deregulierung und
Flexibilisierung von Arbeitszeiten haben dazu geführt,
dass auch Deutschland nicht mehr das arbeitszeit-
politische Paradies ist, das Hochschild in Deutschland
zumindest zum Zeitpunkt der Veröffentlichung von
„The Time Bind“ 1997 noch gesehen hat. Trotz aller
gewerkschaftlichen Bemühungen um weitere Arbeits-
zeitverkürzung gibt es seit längerem eine Stagnation
bei der tariflichen Arbeitszeitverkürzung und in den
1990er Jahren eine Verlängerung der effektiven Arbeits-
zeiten in einigen Bereichen. Eine jüngst erschienene
Studie geht davon aus, „dass die 40-Stundenwoche in
Deutschland günstigstenfalls weiterhin die faktische
Durchschnittsarbeitszeit für Vollzeitkräfte ist und viel-
leicht sogar davon ausgegangen werden muss, dass die
40-Stunden-Schwelle ungefähr die Mitte zwischen tarif-
lichen und tatsächlichen Arbeitszeiten in Deutschland
markiert“ (Bosch u.a. 2002, S. 39). Seit Mitte der 1990er
Jahre lassen sich Tendenzen einer offenen Arbeitszeit-
verlängerung auch im Bereich tariflicher Vereinbarun-
gen feststellen und insgesamt eine zunehmende Sprei-
zung sowohl bei der tariflich vereinbarten wie der effek-
tiven Dauer der Arbeitszeit bei verschiedenen Beschäf-
tigtengruppen (Rinderspacher 2003). Flankiert wird die-
se Ausweitung der Arbeitszeiten durch einen Diskurs,
der die Verlängerung der alltäglichen wie der Lebens-
arbeitszeit zur ökonomischen Notwendigkeit erklärt
und innerhalb kurzer Zeit zu einer Erosion und Dele-
gitimierung bislang gültiger Standards geführt hat.

Die Verlängerung von Arbeitszeiten ist eingebettet
in einen Prozess zunehmender Flexibilisierung, nicht
nur im Bereich traditioneller Formen wie Teilzeit, Gleit-
zeit, Schicht und Wochenendarbeit, sondern verstärkt
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in Form von Arbeitszeitkonten und Vertrauensarbeits-
zeit. Die mit der Flexibilisierung von Arbeitszeiten ver-
bundene Hoffnung auf mehr Zeitsouveränität und bes-
sere Möglichkeiten der Vereinbarkeit, die, neben der
Angst um den eigenen Arbeitsplatz, sicher auch zur
Akzeptanz flexibler Arbeitszeitmodelle beigetragen hat,
ist inzwischen einer deutlichen Skepsis und Ernüchte-
rung gewichen. Bislang vorliegende Studien für
Deutschland zeigen, dass die Flexibilisierung von Ar-
beitszeiten in ihren Auswirkungen auf das Familienle-
ben höchst ambivalent einzuschätzen ist. Arbeitszeit-
konten erweisen sich nicht selten als „Konten ohne
Vollmacht“ (Jürgens 2002); weitergehende Formen von
Arbeitszeitflexibilisierung wie die Vertrauensarbeitszeit,
bei der vollständig auf eine betriebliche Zeiterfassung
verzichtet wird und Leistung und Anwesenheit über
Zielvereinbarungen kontrolliert werden, führen eher
zu einem „Arbeiten ohne Ende“ (Pickshaus 2000) als
zu einer besseren Balance von Arbeit und Leben. Wie
sich solche Arbeitszeitmodelle auf die Vereinbarkeit
auswirken, hängt nicht zuletzt von der Arbeitszeitkultur
der jeweiligen Unternehmen ab (vgl. Böhm/Herr-
mann/Trinczek 2002) und auch hier zeichnen sich ähn-
liche Tendenzen in Richtung postfordistischer Manage-
mentstrategien und Unternehmenskulturen ab, wie sie
Hochschild beschrieben hat, die eher auf eine Steige-
rung von Leistungsnormen als auf eine Begrenzung
von Verfügbarkeit für das Unternehmen abzielen.

Die deutsche Übersetzung von Hochschilds „Time
Bind“ trifft auf eine Situation, in der postfordistische
Verhältnisse den Druck auf die alltägliche Lebensfüh-
rung von Familien eher verschärfen und das Thema
einer besseren Balance von Arbeit und Leben eine neue
Brisanz gewonnen hat. Ob der aktuelle Diskurs über
Work-Life-Balance mehr ist als ein Etikettenschwindel
und entsprechende Angebote in den Betrieben mehr
sind als punktuelle Benefits zur Mitarbeiterbindung,
bleibt kritisch zu prüfen. Sicher gibt es handfeste öko-
nomische Gründe dafür, dass Unternehmen in eine bes-
sere Balance von Arbeit und Leben investieren (Erler
2004) und es ist wichtig zu zeigen, dass sich solche In-
vestitionen auch rechnen.

Wenn wir der kulturellen Dominanz der Erwerbsar-
beit und der Dominanz des Marktes als Zeitgeber (Rin-
derspacher 2003) etwas entgegensetzen wollen, dann
brauchen wir jedoch einen Blick auf Familie, der das
Problem der Balance von Arbeit und Leben nicht nur
von der Seite der Erwerbsarbeit her denkt und Familie
nicht nur auf eine Arbeitsmarkt- und Konsumfunktion
in der globalen Wirtschaft reduziert und dies auch noch
als Familienfreundlichkeit verkauft (Ostner 2002). Dann

müssen wir uns mit der Frage auseinandersetzen, wel-
chen Zeitrythmen das Familienleben folgt und welche
Quantität und Qualität an Zeit Kinder und ihre Eltern
brauchen. Solche Fragen in aller Schärfe aufgeworfen
zu haben, ist das besondere Verdienst von Hochschilds
„Keine Zeit“. Ihr Blick in das Innenleben von Famili-
en konfrontiert uns mit unangenehmen Erkenntnis-
sen. Gerne würden wir Beispiele gelungener Zeitarran-
gements, einer gelungenen Balance von Arbeit und
Familie lesen, aber das Bild, das Hochschild uns zeigt,
steht in schmerzhaftem Widerspruch zu den Hoch-
glanzbroschüren, die uns eine spielend gelingende Ba-
lance versprechen. Ihre Analyse der Strategien der Ge-
fühlsaskese, des Outsourcings von Familie und der Ver-
tagung des Familienlebens auf einen imaginären Zeit-
punkt, an dem wir endlich ‚Zeit haben‘, konfrontiert
uns mit der Frage, wie weit sich Familie eigentlich
marktförmig organisieren lässt und wo mögliche Gren-
zen der Vermarktlichung von Familienfunktionen lie-
gen.

Sind Familien Organisationen, die effizient gema-
nagt werden müssen, mit einer möglichst weitgehen-
den Delegation familialer Funktionen an professionel-
le Fachkräfte (Priddat 2002) oder ist Familie doch mehr?
Was kommt nach der fordistischen Familie (Bertram
2002), die in der Tat kein brauchbares Modell für die
Zukunft liefern kann, beruht sie doch auf einer asym-
metrischen geschlechtlichen Arbeitsteilung, die mit der
zunehmenden Erwerbsintegration von Frauen obso-
let wird.

Die Auseinandersetzung mit solchen Fragen scheint
im bundesrepublikanischen Kontext besonders schwie-
rig zu sein. Das strukturelle Defizit an Betreuungsmög-
lichkeiten in Deutschland hat wie in einigen anderen
Ländern zu einem starken Rückgang der Geburtenrate
geführt und dem Thema der Familienpolitik eine neue
demographisch Brisanz verliehen. Auf dem Hinter-
grund dieser Rückständigkeit, was die Institutionalisie-
rung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten betrifft,
könnte die Frage nach der Zeit, die Kinder und Eltern
brauchen, um nicht nur den Alltag „auf die Reihe zu
kriegen“, sondern einen gemeinsamen Lebenszusam-
menhang als Familie herzustellen und zu bewahren (Jür-
gens 2003) leicht als Versuch mißverstanden werden,
Frauen auf ihre Zuständigkeiten in der Familie zu ver-
weisen – und in Teilen des öffentlichen Diskurses über
Familie schwingt ein solcher Tonfall durchaus mit. Viel-
leicht gibt es gerade wegen dieser Rückständigkeit aber
auch die Chance, aus den Erfahrungen anderer Länder
mit höherer Frauenerwerbsquote und einem besseren
Angebot an Kinderbetreuungsmöglichkeiten zu lernen.
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So stellt Matthies auf dem Hintergrund des finnischen
Modells die Frage, „ob man die „Rückständigkeit
(West)Deutschlands mit Modellen zu beseitigen ver-
sucht, die sich denen der DDR oder von Skandinavien
vor 15 Jahren annähern oder ob man sich noch mehr
Modernisierung in der Gleichstellungsfrage und in der
familienfreundlichen Politik zumutet“ (Matthies 2002,
S. 2). Sie weist darauf hin, dass sich in Finnland vor
allem junge Eltern mehr Zeitwohlstand wünschen und
dass es in der finnischen Gesellschaft eine neue Kon-
troverse über die Erweiterung öffentlicher Verantwor-
tung hinsichtlich der Nachmittagsbetreuung von Kin-
dern einerseits und Forderungen nach Arbeitszeitver-
kürzung und einem familienfreundlicheren Arbeitsle-
ben insbesondere für Vater auf der anderen Seite gibt.
Auf diesem Hintergrund hält sie es für wünschens-
wert, „dass man in Deutschland bei den an sich be-
rechtigten bildungs- und familienpolitischen Forderun-
gen das skandinavische Modell nicht nur einholt, son-
dern vielleicht zu überholen im Stande ist – bezogen
auf einige Fehlentwicklungen des skandinavischen
Modells“ (Matthies 2002, S. 3).

Welchen Gewinn können wir aus Hochschilds Stu-
die für die Diskussion in Deutschland über familien-
freundliche Arbeitszeiten, über Möglichkeiten einer bes-
seren Balance von Arbeit und Leben, die auch Zeit lässt
für andere zivilgesellschaftliche Aufgaben, und über Es-
sentials von Familienpolitik ziehen? Hochschilds „Kei-
ne Zeit“ gibt uns keine einfachen und mühelos in die
Praxis umzusetzende Antworten und vielleicht sind die
Fragen, die sie stellt, noch wichtiger als ihre Antwor-
ten. Hochschilds Blick in die Innenwelt amerikanischer
Familien könnte uns helfen, neue Fragen zu stellen,
genauer hinzusehen, wenn wir das „doing family“ in
den Mikroprozessen familialer Lebensführung unter
Bedingungen postfordistischer Entgrenzungen (Jurczyk
2002) untersuchen. Auch wenn ihre Stichprobe be-
grenzt ist und ihre Diagnose umfassender geprüft wer-
den müsste, so kann sie uns doch für bestimmte Ent-
wicklungstendenzen im Bereich familialer Lebensfüh-
rung sensibilisieren. Die Lektüre von „Keine Zeit“
schärft den Blick für die Kosten einer postfordistischen
Arbeitswelt, die Anerkennung und Wertschätzung in
der Arbeit verspricht und immer mehr an Energien und
Zeit absorbiert, Zeit und Energie, die zu Hause immer
knapper werden. Im Vorwort zur deutschen Ausgabe
seines Buches The Future of Success. Wie wir morgen arbei-
ten werden betont Robert Reich (2002), dass die deut-
sche Gesellschaft ebenso wie andere Gesellschaften Eu-
ropas entscheiden muss, ob sie den von ihm beschriebe-
nen Kapitalismus amerikanischer Prägung übernehmen

und den damit verbundenen Preis in Form eines
„Schwunds“ an Familien- und Gemeinschaftsleben be-
zahlen möchte. Die Lektüre von „Keine Zeit“ kann
uns die Tragweite solcher Entscheidungen bewusst ma-
chen und unsere Wahrnehmung für den Preis bestimm-
ter Entwicklungen im Verhältnis von Erwerbsarbeit und
Zuhause schärfen.
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(Hg.) Diversity Management. Best Practices im
internationalen Feld, Managing Diversity Bd. 2,
LIT Verlag, Münster 2003, 360 Seiten, 20.90 €,
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Diversity ist in deut-
schen Arbeits- und
Bildungsorganisatio-
nen ein nahezu unbe-
kanntes Konzept.
Das belegt die in die-
sem Sammelband
präsentierte For-
schung empirisch und
eindrücklich (Han-
sen/Belinszki). Zu
Unrecht, wie die glän-
zende Einordnung
von Möglichkeiten
und Grenzen dieses
Politik-Konzeptes in

den Rahmen von Globalisierung, Organisations-
reformen (Hansen/Müller) und Recht (Susanne Baer)
herausstellt. Zu Unrecht auch, wenn man die Lernpro-
zesse in den wenigen in Deutschland agierenden Un-
ternehmen betrachtet, die Diversity-Management prak-
tizieren. Diese Prozesse sind spannend, weil wider-
sprüchlich und praxisnah in Interviews unter der Über-
schrift Best Practices nachzulesen. Hilfreich sind auch
die Aufsätze mit Erkenntnissen aus den USA, wo das
Konzept Anfang der 1980er Jahre aus Anti-Diskrimi-
nierungs- und Affirmative Action-Programmen ent-
stand (Loriann Roberson, Regina Caines, Redia An-
derson). Im Gegensatz zu Deutschland ist es in den
USA weit verbreitet: 70% der umsatzstärksten und
36% aller Unternehmen praktizieren Diversity.

Im besten Fall bedeutet das ganzheitliches organi-
sationales Lernen. Jeder und Jede soll ihre Persönlich-
keit in die Organisation einbringen können. Das setzt
Wertschätzung und Offenheit gegenüber der Vielfalt
der MitarbeiterInnen voraus und zwar im Prinzip in
Bezug auf alle denkbaren Unterschied: Geschlecht, eth-
nische und kulturelle Herkunft, sexuelle Orientierung,
Alter, Behinderungen, Weltanschauungen, soziale Her-
kunft, Temperament, Arbeitsstil, Lebensform, Religi-
on und so weiter. Dazu ist auch eine positive Haltung
gegenüber den Spannungen nötig, die aus diesen Unter-
schieden entstehen können. Dahinter steht eine gewalti-
ge Entwicklung von der traditionellen westlichen Auf-
fassung von nützlichen Arbeitskräften seit dem 19. Jahr-

hundert als homogen, meist männlich, verheiratet, jung,
weiß etcetera, wie sie in Deutschland noch viel stärker
verankert ist als in den USA.

Die Best Practices-Interviews in den deutschen Unter-
nehmen drehen sich stark um die Frage, wie dort ge-
gen alle Widerstände für den Nutzen dieser neuen Auf-
fassung geworben werden kann. In ihrer Einleitung be-
gründen Katrin Hansen und Ursula Müller den Nut-
zen von Diversity mit durch Globalisierung sowieso er-
forderlichen Organisationsreformen: „Organisations-
soziologisch ist der Gedanke zentral, dass Organisa-
tionen in Zeiten einer immer komplexer werdenden
Umwelt um so überlebensfähiger sind, je höher ihre
Eigenkomplexität ist“ (S. 15). Bei zunehmenden inter-
nationalen Verflechtungen sei „die Öffnung einer Orga-
nisation für Diversity sogar ein Gebot der Stunde“ (ebd.).
Durch bessere Leistungen der MitarbeiterInnen stelle
Diversity einen realen Wert dar. Vor allem aber schafft
es einen in der globalen Shareholder-Ökonomie überaus
wichtigen symbolischen Wert. Die Übernahme von
Schlüsselfunktionen durch Frauen und Angehörige eth-
nischer Minderheiten symbolisiert Innovationsfähig-
keit, eine gute internationale Vernetzung und Kompe-
tenz für die Anforderungen der Globalisierung. Dies
wiederum kann zu höheren Bewertungen bei Analysten
führen.

Diversity ist also auch ein Konzept zur Gewinnmaxi-
mierung, ein business case, wie es in der Unternehmens-
sprache heißt. Genau hierin liegen seine Chancen und
seine Grenzen. Was könnte es für einen stärkeren Motor
für einen Wandel geben, als die Erwartung, dass sich
eine Reform finanziell auszahlt? So bietet Lufthansa
neuerdings sieben Tage in der Woche eine Ausnahme-
betreuung für Kinder an. Dadurch sollen Eltern weni-
ger fehlen – was überprüft wird. Doch je enger und
kurzfristiger dieser wirtschaftliche Nutzen verstanden
wird, umso begrenzter gestaltet sich auch das Diversity
Management. Häufig wird es zur schnellen Ressourcen-
mobilisierung praktiziert, und ebenso rasch wieder ver-
worfen.

Die US-amerikanische Forschung ordnet Diversity-
Ansätze in drei Kategorien ein. Die weitestgehende ist
die bereits skizzierte Form des organisationalen Ler-
nens. Das setzt eine mittelfristiger Perspektive voraus
und bedeutet, vielfältige Arbeitskräfte aufzubauen, zu
pflegen und ihre Unterschiedlichkeit als bereichernd
anzusehen. Dagegen geht es beim häufiger anzutreffen-
den kurzfristigen Denken darum, Vielfalt zu nutzen
oder auszubeuten. Beim Fairness & Discrimination-An-
satz versuchen Unternehmen mit Quoten und forma-
len Gleichstellungs-Programmen beispielsweise Frau-
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en oder ethnische Minderheiten zu fördern. Die Poli-
tik richtet sich gegen Diskriminierungen und es herrscht
ein „politisch korrekter“ Ton. Gleichzeitig werden Hier-
archien und Machtverhältnisse verschleiert und es gibt
keine Öffnung für neue Denk- und Handlungsweisen.
Dies wirkt häufig zermürbend auf die Mitglieder von
Minderheiten, die die – zum Beispiel – scheinbar frauen-
freundliche Organisation oft wegen versteckter Diskri-
minierung wieder verlassen. „In allen untersuchten Un-
ternehmen konnte der Unternehmensleiter mit einem
Beispiel aufwarten, wie er plötzlich auf unerklärliche
Weise eine Senkrechtstarterin verlor, die er für großar-
tig hielt und in die er viel investiert hatte. (S. 23)“.

Besonders stark begründen die Unternehmen den
Aufbau diversifizierter MitarbeiterInnen mit dem Ziel,
dadurch den Bedürfnissen eines ebenso vielfältigen
Kundenkreises näher zu kommen und neue Marktseg-
mente zu erschließen. Diese Begründung fällt in den
von der Forschung Access and Legitimacy genannten
Diversity-Ansatz. Auch wenn es zu begrüßen ist, dass
Minderheiten dadurch Positionen und Arbeitsplätze be-
kommen, ist es fraglich, ob beispielsweise Frauen als
Kundinnen weibliche Geschäftspartnerinnen vorzie-
hen. Außerdem werden die MitarbeiterInnen leicht da-
rauf reduziert, für „ihre“ Gruppe zuständig zu sein.
Dies lädt zu Stereotypisierungen und damit dem Gegen-
teil von Vielfalt als Lernprozess ein. Einer solchen Wert-
schätzung von MitarbeiterInnen kann wieder die
Grundlage entzogen werden, wenn der Kundenkreis,
den sie repräsentieren, für das Unternehmen nicht mehr
interessant ist – sei es auf Grund von Markverschie-
bungen oder Kaufkraftverlust. In diesem Zusammen-
hang bemerken die Herausgeberinnen, dass keines der
untersuchten Unternehmen soziale Herkunft oder
Klasse als Wert für sein Diversity-Management nannte.

Geschlecht, Alter, ethnische Herkunft, Religion: Auf
den ersten Blick erscheinen die unendlich ergänzbaren
Kategorien von Diversity starr und und unhandlich.
Doch in der Praxis setzt jedes Unternehmen Prioritä-
ten: Vor allem Geschlecht und ethnische Herkunft –
in Deutschland meist in dieser Reihenfolge, in den USA
häufig in der umgekehrten. Es hängt auch stark von
den Beschäftigten ab, welche Gruppe sich „Anerken-
nung verschafft“. So haben in der Deutschen Bank 150
schwule und lesbische MitarbeiterInnen eine Rainbow-
Group gegründet und durchgesetzt, dass Lebenspart-
nerschaften die gleichen Vergünstigungen bekommen
wie Ehepaare. Dafür bekam die Deutsche Bank 2002
dann auch prompt den Preis des Bundesverbandes der
schwulen Manager. In den meisten anderen deutschen
Unternehmen dagegen ist sexuelle Orientierung noch

ein Tabu.
Der Sammelband thematisiert auch die Frage der Kon-
kurrenz von Vielfalts-Kategorien. Wenn Geschlecht nur
ein Merkmal unter vielen ist, dann verliert es seinen
zentralen Stellenwert im Vergleich zu anderen Konzep-
ten wie Gleichstellung und Gender-Mainstreaming. Ande-
rerseits ist es aus frauenpolitischer Sicht positiv zu be-
werten, dass eine Person mehreren Identitätsgruppen
angehören kann. Dadurch werden MitarbeiterInnen
nicht mehr auf duale Gegensätze reduziert, wie auf
ihr Frau- oder Mann-Sein. Teilzeitmodelle zum Bei-
spiel gelten dann nicht mehr als Vergünstigung – und
damit oft Hindernis – für Mütter, oder aufgeklärter,
für Mütter und Väter, sondern eröffnen Möglichkei-
ten für alle Angehörige des Unternehmens, also für
die gesamte Organisation. Hinzu kommt, dass Frauen,
MigrantInnen oder Alte im Diversity-Management
keine Benachteiligten sind, sondern hochgeschätzte Po-
tentiale. Sie sind nicht die zu Fördernden, sondern brin-
gen durch Vielfalt einen neuen Wert. Allein diese Wert-
schätzung würde etwas Grundlegendes verändern. Das
belegt der Aufsatz von Eszter Belinszki, in der sie äu-
ßerst aufschlussreiche Untersuchungen in deutschen
Unternehmen vorstellt. Ihr deprimierendes Fazit lau-
tet: „In der Wahrnehmung überwiegt die Defizit-Per-
spektive, indem die mangelnde Eignung, fehlende Aus-
bildung und geringe Motivation als wichtige Barrieren
für die berufliche Karriere von Frauen, nicht-deutsch-
stämmigen MitarbeiterInnen und Behinderten in den
Mittelpunkt gestellt wird“ (S. 234).

Die Mehrdimensionalität von Diversity-Management
kann sich aber nur dann positiv entfalten, wenn wirk-
lich Offenheit und Lernbereitschaft besteht. Unterneh-
men in Deutschland sind weit von einer Wertschät-
zung von Vielfalt entfernt, wie auch die nicht erfüllte
Behindertenquote zeigt. Chronisch fehlende Ausbil-
dungsplätze belegen, dass daran nicht einmal mittelfris-
tige Gewinnerwartungen (als welche man Auszubilden-
de auch betrachten kann) etwas ändern. Daher ist den
Herausgeberinnen darin zuzustimmen, dass Diversity
Management kein Ersatz für eine gesellschaftliche Gleich-
stellungspolitik sein kann, die auch Personen einbezieht,
deren Arbeits-, oder Konsumkraft gar nicht für Unter-
nehmen verwertbar sind. Dennoch: Im Gegensatz zu
den meisten im Augenblick diskutierten Reformen ist
Diversity-Management ein integratives Konzept und po-
litisch, praktisch als auch intellektuell bereichernd.

Karin Gabbert, Berlin,
Email: KarinGabbert@gmx.net
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Christiane Erlemann: Ich trauer meinem
Ingenieurdasein nicht mehr nach. Warum
Ingenieurinnen den Beruf wechseln – eine
qualitative empirische Studie, Kleine Verlag,
Bielefeld 2002, 433 Seiten,24,90  € ,
ISBN 3-89370-370-5,

Warum gibt es, trotz
zahlreicher Maßnahmen
zur Steigerung des Frau-
enanteils in ingenieur-
wissenschaftlichen Stu-
diengängen oder auch
zur Integration von
Frauen in entsprechen-
de Berufsfelder, nach
wie vor so wenige Inge-
nieurinnen in Deutsch-
land? Warum wird tech-
nische Gestaltungs- und
Definitionsmacht nahe-

zu ungebrochen mit „Männlichkeit“ oder dem Bild „des
Ingenieurs“ verknüpft? Warum zeigt sich die ingenieur-
wissenschaftliche Fachkultur, wie die Fachkulturfor-
schung im ingenieurwissenschaftlichen Feld selbst, als
besonders „resistent“ oder „widerständig“ gegen die
Kategorie Geschlecht? Diesen spannenden und poli-
tisch provokanten Fragen geht Christiane Erlemann
nach. In ihrem Buch rekonstruiert sie die Hinwendung
zum, die Auseinandersetzung mit dem und letztlich die
Abwendung vom ingenieurwissenschaftlichen Feld
anhand biographisch orientierter narrativer Interviews
mit Ingenieurinnen, die ihren Beruf „an den Nagel
gehängt“ haben.

Ausgangspunkt, Fragestellung und Methode
In den ersten drei Kapiteln ihres Buches skizziert Erle-
mann die Fragestellung ihrer qualitativ empirischen Stu-
die, verortet diese in den bestehenden Diskurs über
„Frauen und Technik“ und steckt den von ihr gewähl-
ten theoretischen wie methodischen Bezugsrahmen ab.
In Kapitel 1 geht sie noch einmal auf die unterschiedli-
chen Facetten der Situation von Frauen im Ingenieur-
studium und im Ingenieurberuf ein und setzt sich da-
bei sehr fundiert und kritisch mit den bisherigen
Schwerpunkten dieses Forschungsfeldes auseinander.
Sehr überzeugend legt die Autorin dar, dass sich das
Forschungsinteresse und der gleichstellungspolitische
Diskurs bislang nahezu ausschließlich auf die Frage
konzentriert haben, wie der Frauenanteil in Ingenieur-
studiengängen erhöht und den Absolventinnen der Be-

rufseinstieg „erleichtert“ werden kann. Bedingungen,
Ursachen und (individuelle wie strukturelle) Prozesse,
die zu einem Verbleib oder einem Ausstieg von Frauen
aus dem Ingenieurberuf führen, blieben bis heute ein
weitgehend vernachlässigtes Thema. Innovativ sind oh-
ne Zweifel Erlemanns Überlegungen zu einem Perspek-
tivwechsel in der empirischen (Fachkultur-)Forschung;
diese in den wissenschaftlichen Diskurs aufzunehmen
und weiterzuführen, hält die Rezensentin für ein eben-
so notwendiges wie vielversprechendes und lohnens-
wertes Unterfangen. Kapitel 2 bietet eine kurze Zusam-
menfassung zentraler Aspekte der feministischen Kri-
tik an Naturwissenschaft und Technik. Wichtig für die
Verortung von Erlemanns Forschungsinteresse ist vor
allem die Diskussion um eine Re-Kontextualisierung
von Naturwissenschaft und Technik und die sich an-
schließende Frage nach den politischen Konsequen-
zen einer solchen Re-Kontextualisierung, die u. a. die
Notwendigkeit einer Thematisierung von Geschlecht
zur Ergründung, Erklärung und ggf. Veränderung
„frauendiskriminierender“ bzw. „frauenausschließen-
der“ Strukturen, Bilder und Einstellungen im ingenieur-
wissenschaftlichen Feld impliziert. In Kapitel 3 schließ-
lich führt Erlemann in die von ihr gewählte Methode
der interpretativen Textanalyse narrativer Interviews
ein. Darüber hinaus beschreibt sie kurz ihr Sample und
die Auswahlkriterien für die in ihre Studie aufgenomme-
nen „Biographinnen“.

Von der Kunst wissenschaftlicher Interpretation
Kapitel 4, das immerhin die Hälfte des gesamten Bu-
ches umfasst, stellt den eigentlichen Kern der wissen-
schaftlichen Arbeit von Erlemann dar. In diesem inter-
pretiert die Autorin die beruflichen Einstiegs-, Um-
stiegs- und Ausstiegsverläufe dreier Ingenieurinnen.
Insgesamt hat Erlemann im Rahmen ihrer Studie mit
12 „ausgestiegenen“ Ingenieurinnen biographisch ori-
entierte Interviews geführt. Zu ihrer Entscheidung, ge-
rade die Lebensgeschichten dieser drei Frauen in den
Mittelpunkt ihrer Studie zu rücken, kann man der Auto-
rin nur gratulieren. Kontrastreicher kann das Datenma-
terial wohl kaum sein, sowohl hinsichtlich der „Hin-
tergrundvariablen“ (z. B. räumliche Herkunft, Her-
kunftsfamilie, Familienstatus, Bildungsweg, Fachrich-
tung, Berufsfeld) als auch mit Blick auf die Bandbreite
der lebensgeschichtlichen Erfahrungen dieser Frauen.
Dabei geht es der Autorin nicht um das Nacherzählen
von (am Ende noch „typischen“) Berufs- und Aus-
stiegsbiographien von Ingenieurinnen. Der Anspruch
der Autorin ist vielmehr, das in den Interviews gewon-
nene Datenmaterial in einen wissenschaftlichen Kon-
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text zu stellen und innerhalb dieses Bezugrahmens neu
zu deuten. Sie will die von den Frauen erzählten Geschi-
chten, in denen diese unausweichlich ihre Erfahrun-
gen, bestimmte (Lebens-)Ereignisse und eigene Hand-
lungen wie die Dritter, bereits auf eine (für sie schlüssi-
ge) Sinnstruktur hin interpretiert haben, quasi „gegen
den Strich bürsten“. Erlemann will gerade die Diskre-
panz zwischen erlebter und erzählter Lebensgeschich-
te sichtbar machen. Ihr geht es im wissenschaftlichen
Interpretationsprozess darum, die soziale Konstruiert-
heit der Deutung der eigenen Lebensgeschichte durch
die Frauen aufzudecken und gleichsam als Gegenge-
wicht zu deren Selbstpräsentation, ausgehend von der
latenten Sinnstruktur der Erzähltexte, eine Rekonstruk-
tion der Lebensverläufe dieser drei Ingenieurinnen vor-
zunehmen. Ein wahrlich hoher Anspruch, nicht nur
an die eigene wissenschaftliche Arbeit, sondern auch
an die LeserInnen, die diesen Interpretationsprozess
letztlich „mitgehen“ und nachvollziehen (können) sol-
len.

Man kann sich sicherlich trefflich darüber streiten,
ob Erlemann in der Darstellung ihrer wissenschaftli-
chen Analyse- und Interpretationsschritte manchmal
nicht etwas zu akribisch vorgegangen ist und damit zu-
mindest den Lesefluss in diesem Kapitel stellenweise
gehörig ins Stocken bringt und ob die Autorin ihre In-
terpretationsraster an einigen Stellen nicht etwas zu eng-
maschig gezogen hat und dabei punktuell vielleicht auch
zu Überinterpretationen oder einer übertriebenen Pe-
danterie tendiert. Dies jedoch sollen andere tun. Die
Rezensentin selbst war beim Lesen beeindruckt von
der Dokumentationsfülle, Transparenz, Nachvollzieh-
barkeit und Schlüssigkeit der einzelnen Interpretations-
schritte. Die Autorin weist sich mit diesem Teil der Ar-
beit nicht nur als fundierte Kennerin, sondern auch als
überaus gewissenhafte Anwenderin qualitativer Metho-
den der Sozialforschung aus. Ihrem formulierten wis-
senschaftlichen Anspruch wird sie dabei allemal gerecht.

Leider ist es im Rahmen dieser Rezension nicht mög-
lich, detailliert auf die jeweils sehr ausführlichen Inter-
pretationen der drei Lebensverläufe einzugehen; diese
sollten die geneigten LeserInnen besser selbst auf sich
wirken lassen. Eindrücklich sind in jedem Fall die erst
durch die Interpretationsleistung der Autorin aus der
Tiefe der Erzähltexte an die Oberfläche geholten und
dadurch sichtbar gewordenen Gemeinsamkeiten (oder
charakteristischen Mosaiksteine) in den Einstiegs-,
Umstiegs- und Ausstiegsverläufen der Frauen in bzw.
aus dem Ingenieurberuf. Diese sind z.B. ihre Umdefi-
nition oder Glättung von „Brüchen“ als Anpassungs-
fähigkeiten an wechselnde Gegebenheiten des Lebens,

die wiederkehrende Entdramatisierung von eigentlich
„einschneidenden“ Ereignissen und/oder Erfahrun-
gen, der eher passive Umgang mit Diskriminierungser-
lebnissen, ihre (eher zögerliche Akzeptanz der) Er-
kenntnis, dass man als Frau auch oder gerade in „Män-
nerberufen“ das Geschlecht nicht ablegen kann und in
erster Linie immer als Frau wahrgenommen wird, und
letztlich ihre Tendenz, den Einstieg in und den Aus-
stieg aus dem Ingenieurberuf irgendwie als fremdat-
tribuiert und keineswegs als selbstbestimmt erscheinen
zu lassen.

Fallvergleich und Diskussion?
Kapitel 5, in dem ein Fallvergleich gezogen werden soll,
und Kapitel 6, in dem die Ergebnisse diskutiert wer-
den, fallen in der Qualität gegenüber Kapitel 4 deut-
lich ab. Einen Fallvergleich nimmt Erlemann leider nicht
vor. Was in Kapitel 5 folgt, ist nur eine nach den Einzel-
fällen sortierte Zusammenfassung der Ergebnisse zu
zwei zentralen forschungsleitenden Fragen der Auto-
rin: der nach der Resonanz von biographischer Struk-
tur und Fachstruktur und der nach der Berufsfähigkeit
im Kontext der gesamten Lebensplanung der Frauen,
wobei die Reflexion der Sonderstellung als Frau in ei-
nem „Männerberuf“ eine besondere Beachtung findet.
Erlemann bleibt hier weit hinter ihren eigenen Potentia-
len zurück und schafft es nicht, die Beantwortung die-
ser Fragen von der individuellen Ebene zu lösen und
damit über die rekonstruierten Einzelfälle hinaus auf
eine gesellschaftliche Ebene oder Strukturdiskussion
zu heben. In Kapitel 6 diskutiert die Autorin die aus
den Fallrekonstruktionen gewonnenen Ergebnisse.
Nicht schlüssig ist, warum sie diese plötzlich mit Aussa-
gen aus weiteren Interviews ergänzt und z.T. relativ
unvermittelt mit Untersuchungsergebnissen angrenzen-
der Forschungsfelder in Beziehung setzt. Diese Vorge-
hensweise erweckt den Eindruck, die Autorin „traue“
ihrer eigenen Analysekraft nicht und müsse ihre Er-
gebnisse irgendwie „absichern“. Schade drum: Was die
Autorin z.B. unter den Stichworten „Isolation“, „müt-
terliche Delegation“, „Ingenieurstudium als Fort-
schrittsträger und Emanzipationsgarant“ und „Rei-
bungspunkte mit der Fachkultur“ eigentlich anhand der
von ihr in Kapitel 4 geleisteten Arbeit hätte diskutie-
ren können, ist weit mehr als sie hier getan hat.

Resümee
Ein Verdienst von Erlemann ist es, gründlich mit ei-
nem Mythos, den auch die Frauen- und Geschlechter-
forschung reproduziert und der unbeirrt in frauen- und
gleichstellungspolitischen Diskursen hochgehalten
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wird, aufzuräumen. Mehr als alles andere zeigt ihre Ana-
lyse der Einstiegs-, Umstiegs- und Ausstiegsverläufe
der von ihr interviewten Ingenieurinnen, dass es eben
nicht reicht, nur Maßnahmen zur Erhöhung der Stu-
dentinnenanteile in den ingenieurwissenschaftlichen Fä-
chern oder zur Erleichterung des Berufeinstiegs der
Absolventinnen zu ergreifen, um eine nachhaltige De-
mokratisierung der Geschlechterverhältnisse im inge-
nieurwissenschaftlichen Feld zu erreichen. Mit ihrer
Studie öffnet sie die Augen dafür, dass Bedingungen
und Strategien, die den Hochschulabschluss und den
Berufseinstieg ermöglichen, nicht notwendigerweise
auch für den langfristigen und erfolgreichen Verbleib
von Frauen im Ingenieurberuf geeignet sind. Allein
aus diesem Grund ist die Studie von Erlemann wirk-
lich lesenswert. Darüber hinaus ist sie eine methodisch
sehr gelungene Arbeit. Schwächen zeigen sich leider in
der Diskussion der erarbeiteten Ergebnisse und in der
Skizzierung daraus zu ziehender gleichstellungspoli-
tischer Konsequenzen; beides bleibt im Vergleich zum
Rest der Studie etwas „blutleer“.

Dr. Anina Mischau, Interdisziplinäres Frauenforschungs-
Zentrum (IFF), Universität Bielefeld,
Email: anina.mischau@uni-bielefeld.de

Der Beitrag wurde auch veröffentlicht in:
Querelles-Net. Rezensionszeitschrift für Frauen- und
Geschlechterforschung, http://www.querelles-net.de,
Nummer 12, März 2004

Hildegard Macha, Claudia Fahrenwald (Hg.):
Körperbilder zwischen Natur und Kultur. Inter-
disziplinäre Beiträge zur Genderforschung,
Leske + Budrich, Opladen 2003, Augsburger
Reihe zur Geschlechterforschung, 201 Seiten,
19.90 €, ISBN 3-8100-3679-X

Einen pluralen und
aktuellen Überblick
geben die Herausge-
berinnen Hildegard
Macha und Claudia
Fahrenwald über den
interdisziplinären
Diskurs zur Gender-
forschung. Das Buch
ist im Rahmen der
Augsburger Reihe zur
Geschlechterfor-
schung erschienen
und in drei Bereiche
gegliedert.

Im ersten Teil geht es um „Körperbilder in systemati-
scher Perspektive“ und infolgedessen um den „Kör-
per im Diskurs“. Hier geben u. a. die beiden Heraus-
geberinnen als Autorinnen eine umfassende Einfüh-
rung in die pädagogisch-anthropologische Diskussion.
Sie erkennen diesbezüglich drei Argumentationsper-
spektiven, wenn der Körper zum Thema der Frauenfor-
schung wird: den „Essentialismus“, die „Konstrukti-
on“ und die „Inkarnierung“. Eine weitere Perspektive
gibt Elisabeth Truider, wenn diese vom „Körper als
Konstruktionsschauplatz“ spricht.

Der zweite Teil beschäftigt sich mit „Körperbilder
in historischer Perspektive“. Hier ist insbesondere der
Artikel von Simone Hess bestechend. Sie stellt „neue
Bildungsanforderungen zwischen Körper, Geschlecht
und Biographie“ fest.

Abschließend werden aktuelle Situationen von Frau-
en in den Lebensbereichen von Gesundheit, Sport und
Krankheit dargestellt.

Zudem offenbaren sich kritische Selbstreflexionen
der Wissenschaftlerinnen, die zu einer erkenntnisrei-
chen und anregenden Gender-Debatte beitragen.

Prof. Dr. Cornelia Muth, Fachhochschule Bielefeld
Email: cornelia.muth@fh-bielefeld.de
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Neuerscheinungen aus den Graduiertenkollegs, an denen
das IFF beteiligt ist

Das Graduiertenkolleg „Geschlechterverhältnis und sozialer Wandel“, von 1991 bis 1997 von der DFG gefördert (ge-
meinschaftliches Projekt der Universitäten Bielefeld, Bochum, Dortmund, Essen; Sprecherinnen: Sigrid Metz-
Göckel und Ursula Müller) hat in 2002 einen lesenswerten Sammlband mit seinen Erträgen vorlegt, der eine
Vielfalt neuer Impulse für die Geschlechterforschung enthält (Eva Schäfer/Bettina Fritzsche/Claudia Nagode
(Hrsg.), Geschlechterverhältnisse im sozialen Wandel. Interdisziplinäre Analysen zu Geschlecht und Moderni-
sierung, Reihe Geschlecht und Gesellschaft, Bd. 26, Leske + Budrich, Opladen 2002). In diesem Band sind
Beiträge der beteiligten Hochschullehrerinnen sowie der Kollegiatinnen versammelt. Das Kolleg wirkt jedoch
auch nach seiner Beendigung weiter. Immer noch erscheinen weitere Publikationen, denen Dissertationen zu-
grunde liegen, die im Rahmen dieses Kollegs finanziell oder ideell gefördert worden sind. In 2003 sind die
Dissertationen von Edelgard Kutzner und Christa Schmalzhaf-Larsen neu erschienen, die wir im Folgenden
kurz vorstellen.
Das von der Heinrich-Böll-Stiftung geförderte Promotionskolleg „Geschlechterdemorkatie und Organisationsreform im
globalisierten Kontext“ wurde als Pilotvorhaben drei Jahre lang bis 2002 gefördert (gemeinschaftliches Projekt der
Universitäten Bielefeld und Bochum; Sprecherinnen: Ursula Müller und Ilse Lenz). Im Rahmen dieses Kolleg ist
2003 die Dissertation von Sabine Marx abgeschlossen worden, die im Anschlss ebenfalls vorgestellt wird.

Edelgard Kutzner: Die Un-Ordnung der Ge-
schlechter. Industrielle Produktion, Gruppenar-
beit und Geschlechterpolitik in partizipativen
Arbeitsformen, Rainer Hampp Verlag, München
und Mering 2003,  308 Seiten, 29,80 €,
ISBN 3-87988-752-7

Profitieren Frauen von Gruppenarbeit? Verlieren Pro-
duktionsarbeiterinnen nicht doch alle ihre Arbeitsplät-
ze? Ist es überhaupt attraktiv für Frauen, um (andere)
Arbeitsplätze in der Produktion zu kämpfen? Was ist
durch die Beteiligung von Frauen an der Gestaltung
ihrer Arbeit veränderbar?

In diesem Buch geht es um Arbeiterinnen und Arbei-
ter, um Betriebsrätinnen und Betriebsräte, um Frauen
und Männer in Vorgesetztenpositionen und im Mana-
gement. Es wird gezeigt, wie sie die Arbeit gestalten,
wie sie sich am Prozess der betrieblichen Umstrukturie-
rung beteiligen, wie sie ihre unterschiedlichen Interes-
sen durchsetzen, welche Vorstellungen ihr Handeln be-
einflussen.

Umstrukturierungen sind Prozesse, die durch aller-
lei Wendungen und Brüche gekennzeichnet sind. Hier
verlieren traditionelle Formen der Arbeitsorganisation
und mit ihnen auch bestehende Geschlechterdifferen-
zen als ordnende Strukturen ihren „Gesetzescharakter“.
Mit der Einführung von Gruppenarbeit werden alte
Grenzziehungen zwischen Frauen und Männern erklä-
rungsbedürftig. Die Folgen sind Gleichzeitigkeiten von
Veränderung, Beharrung und Wiederherstellung.

Das zentrale Ergebnis der vorliegenden Arbeit kann
mit dem Begriff der Un-Ordnung der Geschlechter
beschrieben werden. Un-Ordnung verstanden als Aus-
druck der Hin- und Herbewegung, als Ausdruck eines
Auseinandersetzungsprozesses, als Ausdruck von Irrita-
tion.
Akribisch und differenziert wird der Gestaltungspro-
zess von Gruppenarbeit in fünf Unternehmen der Me-
tall- und Elektroindustrie, der Nahrungsmittelindustrie
und der chemischen Industrie nachgezeichnet und ana-
lysiert. Dabei werden Prozesse, Aushandlungen und
Auseinandersetzungen „unterhalb“ der offiziellen Be-
triebsrealität sichtbar gemacht, das scheinbar Selbstver-
ständliche enthüllt.

Die vorliegenden Ergebnisse sind aufschlussreich für
alle, die sich mit betrieblicher Umstrukturierung befas-
sen. Das Buch richtet sich an Leserinnen und Leser
aus Wissenschaft und Praxis.

Christa Schmalzhaf-Larsen: Geschlechter-
sozialisation im Kontext. Eine Perspektive auf
die mittlere Kindheit und die frühe Adoleszenz ,
Schriften zur Sozialisationsforschung, Bd. 1,
Verlag Dr. Kovac Hamburg 2004, 416 Seiten,
ISBN 3-8300-1296-9

Mit brilliantem soziologischen Sachverstand und einem
hohen Maß an soziologischer Phantasie schafft die Au-
torin dieses Buches inhaltliche Verbindungen zwischen
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zwei bisher unverbunden Forschungssträngen, die zu-
dem verschiedenen Theorietraditionen entstammen.

Bisher liefern vor allem konstruktivistisch inspirier-
te empirische Studien Erkenntnisse über das subjekti-
ve und kollektive Verständnis vom Mädchen- bzw. Jun-
ge-Sein, wenn Prozesse der Geschlechtersozialisation
in Peergruppen bei Kindern in der mittleren Kindheit
(8-10 Jahre) und Jugendlichen in der Frühadoleszenz
(12-14 Jahre) betrachtet werden. Das Betrachtungsfeld
solcher Arbeiten ist auf den Mikrokosmos Peergruppe
beschränkt. Mögliche Wirkungen der Kontexte, in wel-
chen diese Peergruppen verortet sind, werden in die-
ser Forschungstradition nicht berücksichtigt.
Demgegenüber arbeitet die sozial-strukturell ausgerich-
tete Kindheits- und Jugendforschung vor allem über
die Wirkungen der familiären und der regionalen Um-
gebungen auf den Zugang zu Peergruppen in Schu-
len, Vereinen, auf Spielplätzen oder beim Sport. Prozes-
se innerhalb dieser Peergruppen, besonders die ge-
schlechtlich relevanten, finden in dieser Forschungstra-
dition keine Berücksichtigung.

Mit ihrem sozialstrukturellen Zugang spezifiziert die
Autorin in diesem Band Mikroprozesse innerhalb von
Peergruppen so, dass sie sozialstrukturell anschlussfähig
werden. Das Ergebnis dieses Vorgehens ist das hoch
innovative Modell ‚kontextualisierte Geschlechter-so-
zialisation von Kindern und Jugendlichen in situierten
Peergruppen’.

Die Autorin zeigt, dass Prozesse der Geschlechterso-
zialisation in Peergruppen sowohl direkt als auch indi-
rekt durch die Umgebungen, in welchen die Peer-
gruppen situiert sind, beeinflusst werden. Als indirek-
ten Einfluss macht sie den familiären und den regiona-
len Hintergrund von Kindern und Jugendlichen aus:
Diese Komponenten der Herkunft sind entscheidend
dafür, welche Peerorte überhaupt zugänglich sind.
Peerorte ihrerseits stellen darüber hinaus eine Rahmung
dar und zwar für Prozesse der Geschlechtersozialisati-
on, die in den dort situierten Peergruppen stattfinden.
Bei den Rahmungen handelt es sich entweder um eine
sogenannte ‚vergeschlechtlichte’ oder um eine soge-
nannte ‚geschlechtsneutrale’ Kodierung einzelner Peer-
orte. Der direkte Einfluss der Peerorte besteht in der
Analyse dieses Buches darin, dass Mädchen und Jun-
gen sich an ‚vergeschlechtlichten’ Peerorten in Prozes-
sen der Geschlechtersozialisation als Differente erfah-
ren, während sie sich an ‚geschlechtsneutralen’ Peeror-
ten als Gleiche konstruieren.

Indirekte und direkte Umgebungseinflüsse werden
von der Autorin konstruktiv zusammengeführt, so dass
sich für Kinder und Jugendliche je nach familiärer und

Sabine Marx: Kommunikation im Arbeitsteam.
Eine Fallstudie mit Ingenieurinnen und Inge-
nieuren, Campus Verlag, Frankfurt/M./New York
2003, 324 Seiten, 34,90 €,  ISBN 3-593-37349-1

Kommunikation kommt in der Neu/Gestaltung von
Organisationen eine Schlüsselrolle zu. Dabei stellen sich
einige grundlegende Fragen:

Wie „funktioniert“ überhaupt menschliche Kommu-
nikation? Wie lassen sich kommunikative Ressourcen
in Organisationen erfolgreich nutzen? Wie entfaltet sich
kommunikative Kompetenz?

Diesen Fragen geht das Buch aufgrund einer Fall-
studie mit Ingenieurinnen und Ingenieuren nach. Un-
tersucht wurde die Zusammenarbeit in multiprofes-
sionellen Teams. Es entstanden lebendige Porträts ak-
tueller Teamarbeit, die Einblick geben in den Berufs-
alltag der Beteiligten jenseits von Managementrhetorik.

Die Autorin schildert die Auflösung wesentlicher
Orientierungsfiguren wie Berufs- und Unternehmens-
identität, Geschlechterordnung, Zukunft als zentrale
Herausforderung an die Akteure. Die in der Studie
angewandte Methode der Gruppendiskussion wird
ausführlich dargelegt, besonders in ihrem Nutzen für
die Organisationsberatung.

regionaler Herkunft unterschiedliche Kombinationen
von Gleichheits- und Differenzerfahrungen an den ih-
nen zur Verfügung stehenden Peerorten eröffnen. Aus
zwei zentralen Dimensionen der Sozialstruktur, näm-
lich dem familiären Status und der regionalen Zugehö-
rigkeit, entwickelt die Autorin eine innovative Beschrei-
bung sozial-strukturell variierender Konstitutionsbe-
dingungen von Geschlecht.
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Weitere Neuerscheinungen:

Mechthild Rumpf, Ute Gerhard, Mechtild M.
Jansen (Hg.): Facetten islamischer Welten.
Geschlechterordnungen, Frauen- und Men-
schenrechte in der Diskussion, transcript
Verlag, Bielefeld 2003, 319 Seiten, 24,80 €,
ISBN: 3-89942-153-1

Mit Blick auf die Ge-
schlechterverhältnisse
wird der Islam häufig als
modernitätsfeindliches
religiöses und kulturelles
System verstanden und
einem westlichen Eman-
zipationsverständnis ge-
genübergestellt. Die Bei-
träge dieses Bandes zei-
gen, wie unverzichtbar
differenzierende und in-
terdisziplinäre Perspekti-
ven sind, die sich auf die
Vielfalt des Islam (auch
in Europa), seine unter-

schiedlichen religiösen Strömungen, Lebensformen
und Vorstellungen von Geschlechterordnungen rich-
ten.
Diskutiert wird die Beziehung zwischen Islam, Ge-
schlecht und Menschenrechten. Dabei kommt das
Potenzial der reform-islamischen Ansätze zur Sprache,
die nicht nur eine Herausforderung für die politischen
Richtungen des Islam darstellen, sondern sich auch am
Konzept der Gleichheit bei der Auslegung des islami-
schen Rechts im Hinblick auf die Geschlechter-
verhältnisse orientieren.

Metz-Göckel, Sigrid: Exzellenz und Elite
im amerikanischen Hochschulsystem, Reihe
Geschlecht und Gesellschaft Bd. 30, Leske +
Budrich, Opladen 2004, 300 Seiten, 24,90 €;
ISBN: 3-8100-3711-7

In den USA stehen die knapp 80 Women’s Colleges in
einer existenziellen Konkurrenz zu den koedukativen
Colleges. Sie mussten ihr Selbstverständnis seit den 70er
Jahren grundlegend ändern, um überhaupt bestehen
zu können. Einige haben sich von Höheren Töchter-

Anstalten zu Ausbildungsstätten entwickelt, die junge
Frauen auf erfolgreiche Berufstätigkeiten vorbereiten.
Inzwischen beanspruchen einige, eine bessere Ausbil-
dung als die koedukativen Einrichtungen anzubieten.
Das Buch untersucht am Beispiel des Wellesley-Col-
lege, wie diese Programmatik umgesetzt wird und be-
schreibt das Auswahlverfahren und die Konstruktion
eines Studienjahrgangs, die Leitung und Alumnaekultur,
das Studien- und Lehrprogramm sowie das studenti-
sche Campus-Leben. Es basiert auf Recherchen und
Interviews mit Studentinnen, Lehrenden und Verwal-
tung und gibt als datengestützte ethnographische Stu-
die einen bisher einmaligen Einblick in die College-
kultur der USA. Damit knüpft es an die aktuelle Dis-
kussion um die Einführung der Bachelor- und Master-
Studiengänge in der Bundesrepublik Deutschland an.

Brück, Brigitte: Frauen und Rechtsradikalismus
in Europa. Eine Studie zu Frauen in Führungs-
positionen rechtsradikaler Parteien in Deutsch-
land, Frankreich und Italien, (Reihe Geschlecht
und Gesellschaft Bd. 32), Leske + Budrich,
Opladen 2004, 220 Seiten, 15,90 €, ISBN: 3-8100-
3857-1

Das Buch führt in die zeitgenössische Rechtsextremis-
musforschung – sofern sie eine Geschlechterperspek-
tive berücksichtigt – ländervergleichend ein. Anhand
von Leitfadeninterviews mit Politikerinnen in Füh-
rungspositionen rechtsradikaler Parteien in Deutsch-
land, Frankreich und Italien werden das Selbstverständ-
nis und die politische Positionierung dieser Aktivistin-
nen untersucht. Gemeinsamkeiten und Unterschiede
dieser Politikerinnen im Mittelpunkt werden analysiert.
Dabei wird die Rolle der Politikerinnen in der Tradi-
tionsbildung und der Modernisierung ihrer Parteien
nachgezeichnet. Das Buch bietet einen fundierten Über-
blick über rechtsextreme Frauen in Europa und einen
Einblick in die geschlechterkritische komparative
Rechtsextremismusforschung.
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Kongress „Frauen in Naturwissenschaften und
Technik“ FiNuT 2004 no limits?!
20. - 23. Mai 2004,
Zürcher Hochschule Winterthur
Frauen in Naturwissenschaft und Technik begegnen
Grenzen. Grenzen im Kopf, im Raum, in der Zeit.
Grenzen die sie behindern, die sie herausfordern und
die Frauen immer wieder überschreiten. Frauen durch-
stoßen alte Vorurteile und bestimmen mit in natur-
wissenschaftlicher Forschung und technischen Beru-
fen. Frauen brechen wissenschaftliche Grenzen auf und
bringen ihre Vorstellungen zu Themen ein, die bisher
weitgehend von Männern gestaltet wurden. Frauen
überschreiten Grenzen, die sie sich auch oft selbst set-
zen. Der Kongress gliedert sich in vier Schwerpunkte:

Grenzen für Frauen: Wie finden Frauen Zugang zu
Naturwissenschaft und Technik? Wo liegen die weibli-
chen Barrieren in diesen Disziplinen? Wie werden
Karrieremöglichkeiten der Frauen behindert? Wie wer-
den Frauen durch gesellschaftliche Strukturen begrenzt?

Grenzen des Raumes: Welchen Raum wollen wir? Wo
sind die Grenzen der Verdichtung, die Grenzen der
Mobilität? Welchen Freiraum möchten wir? Wie sieht
ein lebenswertes Umfeld aus der Sicht der an der Pla-
nung beteiligten Fachdisziplinen aus? Wir möchten
Frauen und Aspekte aus den Fachbereichen Verkehrs-
planung, Ökologie, Landschaftsarchitektur, Architek-
tur, Soziologie etc. zu Wort kommen lassen. Wir möch-
ten auch neue Ansätze, z.B. neue Wohnformen disku-
tieren und viel Freiraum für weitere verwandte The-
men lassen.

Grenzen des Körpers: Wo ist die Grenze zwischen
Mensch und Maschine? Welche Träume vom künstli-
chen Menschen treiben uns an? Was sieht frau/mann
wenn sie in ihren Körper hineinschauen? Wo setzt der
weibliche Körper Grenzen? Können und sollen Gren-
zen des Körpers überwunden werden? Wie hat sich
das Körperempfinden der Frauen gewandelt? Wie ist
der ärztliche Blick auf den weiblichen Körper?

Grenzen der Ressourcen: Welche Grenzen setzt uns die
Tatsache, dass die natürlichen Ressourcen unseres Pla-
neten begrenzt sind? Wie geht der Mensch, insbeson-
dere aber die Frauen mit diesem Faktum um? Sind die-
se Grenzen Chancen? Wenn ja, wie können wir sie
nutzen?

Information und Anmeldung unter:
http://www.finut2004.ch

Multiple Marginalities – Gender and education
in the global, local and transnational world
2. - 4. June 2004, Department of Education,
University of Helsinki
We invite you to the first interim Gender and Education
Conference in order to discuss multiple dimensions
of marginalization in educational theories, processes
and practices. Our aim is to generate dialogue on how
the global, local and transnational are played out in di-
verse educational sites and spaces. How are marginalities
lived, embodied, experienced and transgressed and how
can they be challenged and transformed? Themes such
as pedagogical practices, youth cultures, space, embo-
diment, sexuality, activism, disabilities and age will be
discussed from multiple disciplinary perspectives, such
as education, sociology, psychology, women’s studies,
youth studies and history.
The Conference is organized by EDDI (Education and
Difference researchers in Finland), in association with
the Gender and Education Association, Department
of Education, Department of Sociology, Helsinki
Collegium for Advanced Studies, Finnish Youth
Research Network and Christina Institute for Women’s
Studies.

Further informations:
http://www.helsinki.fi/ktl/gened/

towards power
Frauen in Entscheidungspositionen in der
Wirtschaft
16. - 18. Juni 2004, Maritim pro Arte Hotel Berlin
Die „gläserne Decke“, die den Aufstieg von Frauen in
die Führungsetagen verhindert, beschreibt ein mehrdi-
mensionales Problem, das von den betroffenen Frau-
en vielfach als geschlechter-spezifische Diskriminierung
erlebt wird. Fehlende Akzeptanz weiblicher Führungs-
kräfte, geringere Förderung und Entlohnung als männ-
liche Kollegen bei gleichzeitig höheren Leistungsanfor-
derungen, Probleme bei der Balance von Familie und
Beruf sind nur einige der Hürden, die Frauen auf dem
Weg in Entscheidungspositionen zu überwinden ha-
ben. Im Focus der Konferenz „TOwards Power – Frau-
en in Entscheidungspositionen in der Wirtschaft“ steht
der Erfahrungsaustausch auf europäischer Ebene, mit
Vertretern und Vertreterinnen aus Unternehmen, Un-
ternehmensverbänden, Gewerkschaften, Wissenschaft
und Politik und die Vorstellung erfolgreicher Beispiele
aus der Praxis, wobei folgende Themenschwerpunkte
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in Vorträgen und Podien vertieft werden:
Themenschwerpunkt 1: Frauen in Entscheidungs-
positionen in der Wirtschaft – Zahlen, Fakten und Per-
spektiven, Themenschwerpunkt 2: Gleichstellung von
Frauen und Männern – Die rechtliche Situation in den
EU-Mitgliedstaaten, Themenschwerpunkt 3: Balance
von Familie und Arbeitswelt, Themenschwerpunkt 4:
Good practice – Unternehmensbeispiele und Beispie-
le der Arbeitnehmer-Vertretungen zur Förderung von
Frauen

Weitere Informationen:
http://www.towards-power.de/web/de/index.htm
Veranstalter: Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend
Organisation und Koordination:
FrauenComputerZentrumBerlin
Cuvrystraße 1, 10997 Berlin, Tel: +49-30-617 970-23,
E-Mail: towards-power@fczb.de

Monoedukative Lehrformen für ein frauen-
orientiertes Studium in der Informatik und
Technik
17. - 18. Juni 2004, Fachhochschule Karlsruhe
Ziel des Seminars ist ein Austausch über den Ansatz
der monoedukativen Lehre in der Informatik und Tech-
nik. In diesem Seminar sollen einerseits neue Anregun-
gen für eine lebendige und motivierende Lehre gege-
ben und diskutiert werden. Gleichzeitig ist dieses Semi-
nar als Dozentinnenkonferenz Teil der Vorbereitung
für die im September in Bremen und Furtwangen statt-
findenden Sommerstudien für Frauen in der Informa-
tik – der Informatica Feminale. Neben Impulsen durch
Vorträge steht der Austausch von Erfahrungen mit mo-
noedukativen Lehrkonzepten im Mittelpunkt.

Die Informatica Feminale motiviert Studentinnen
in informationstechnischen Studiengängen durch zu-
sätzliche Angebote im Rahmen des Lernens unter Frau-
en und soll sie in ihrer Studienentscheidung unterstüt-
zen. Die monodukative Lehre stellt eine besondere
Lernform dar, mit der den Bedürfnissen von Frauen
Rechnung getragen werden soll. Die wissenschaftlichen
Hintergründe die für und gegen eine monoedukative
Lehre sprechen sollen beleuchtet und deren Besonder-
heiten diskutiert werden. Anhand einer praktischen
Übung lernen die Teilnehmerinnen am Freitagnach-
mittag das Themenfeld „Frauen in der Technik“ näher
kennen machen und sich mit der Thematik näher ver-
traut.

Zielgruppe: Professorinnen, Assistentinnen und Frauen-
beauftragte an Fachhochschulen in Baden-Württem-
berg sowie Frauen, die als Dozentin in einem Sommer-
studium für Frauen in der Informatik tätig waren oder
an diesem Projekt interessiert sind.

Weitere Informationen und Anmeldung:
Netzwerk Frauen.Innovation.Technik Baden-Würt-
temberg, Tel: 07720 / 307-375,
E-Mail: vge@fh-furtwangen.de,
http://www.netzwerk-fit.de

GIST – Gender Perspectives Increasing
Diversity for Information Society Technology
Internationales Symposium
24. - 26. Juni 2004 in Bremen
Ergebnisse der Forschung und Entwicklung von Tech-
nologien für die Informationsgesellschaft (IST) sollen
mit denen der Gender-Forschung verbunden werden,
um so Potentiale für Synergien und Innovationen aus-
zuloten und IST-Entwicklung auf nachhaltige Weise
zu beeinflussen.

Dies ist die Absicht des im Juni 2004 in Bremen
stattfindenden Internationalen Symposiums GIST. Die
Hauptziele sind: Beeinflussung der IST Entwicklung
und das Formen von IST aus der Geschlechtperspek-
tive, Steigerung der Vielfältigkeit in der Entwicklung
von IST, Erweiterung der Perspektiven in den Anwen-
dungen und in den Kontexten von IST, Diskussion
über Technologische Unterstützung und Aus-/Bildung,
entworfen für die Notwendigkeiten beider Geschlech-
ter, Errichtung und Verstärkung relevanter Netze, um
diese Ziele zu erzielen.

Das Symposium „GIST – Gender Perspectives Ope-
ning Diversity for Information Society Technology“
wird organisiert von dem GIST Team unter der Lei-
tung von Prof. Dr. Heidi Schelhowe (Arbeitsgruppe
DiMeB – Digitale Medien in der Bildung-, Fachbereich
Informatik der Universität Bremen). Ein Komitee inter-
nationaler Experten wird den Vorsitz des Symposiums
übernehmen. Die Vorbereitung des Symposiums wird
durch eine elektronische Plattform gestützt, die in ei-
ner partizipatorischen Weise als der Ausgangspunkt für
ein elektronisches Netzwerk errichtet wird.

Weitere Informationen und die Online-Registrierung
sind zu finden unter:
http://www.e-gist.net
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„Gender Studies und Naturwissenschaften“ –
Eine Bestandsaufnahme von Initiativen und
Aktivitäten an Hochschulen in Deutschland,
Österreich und der Schweiz“
25./26. Juni 2004, Universität Hamburg
Diese Tagung wird vom Projekt Degendering Science
– Ein Projekt zur Erweiterung des Wissenschaftsver-
ständnisses und Curriculums der Naturwissenschaften
(http://www.erzwiss.uni-hamburg.de/degende ring_
science/) am Fachbereich Erziehungswissenschaften,
Universität Hamburg in Kooperation mit dem Zen-
trum für Frauen-, Geschlechter- und Queer-Forschung
organisiert.

Im deutschsprachigen Raum gibt es unterschiedli-
che Initiativen, den bisher marginalisierten Bereich der
Gender & Science Studies zu fördern und zu institutio-
nalisieren, sowie Brücken zwischen den Gender Studies
und den Naturwissenschaften zu schlagen. Ziel dieser
Tagung ist es, eine Bestandsaufnahme und Vernetzung
derjenigen Aktivitäten zu leisten, Forschung und Leh-
re im Bereich der Gender & Science Studies betreiben,
entwickeln und fördern, ohne sich in Gleichstellungs-
maßnahmen für die Naturwissenschaften zu erschöp-
fen. Die Tagung richtet sich in erster Linie an Lehren-
de und Forschende in Bereich Gender Studies & Na-
turwissenschaften, die ihre Aktivitäten interessierten
KollegInnen vorstellen und andere Projekte und In-
itiativen kennen lernen möchten oder generell an ei-
nem Erfahrungsaustausch interessiert sind. Gleichstel-
lungsbeauftragte und MultiplikatorInnen, die diesen
Bereich an ihren Hochschulen fördern möchten, sind
als TeilnehmerInnen willkommen.

Kontakt:
Robin Bauer, Universität Hamburg,
Fachbereich Erziehungswissenschaft,
Projekt Degendering Science,
Email: Bauer.Robin@erzwiss.uni-hamburg.de

Frauen, Gründung, Förderung
Transfer zwischen Wissenschaft und Praxis der
Förderung
28./29. Juni 2004, Universität Hohenheim
Ziel dieser Tagung ist es, im gemeinsamen Dialog von
praxisnaher Forschung und forschungsnaher Förde-
rungspraxis Wissen über Gründerinnen zu erwerben
und weiter zu entwickeln. Damit soll der Grundstein
für einen dauerhaften Dialog gelegt werden, der letzt-
endlich der effizienteren Förderung weiblichen Grün-

dungsverhaltens dienen soll. Themenschwerpunkte der
Tagung sind: 1. Individuelle Merkmale von Gründerin-
nen, 2. Gründungsaktivitäten von Frauen im internatio-
nalen Vergleich, 3. Infrastrukturelle Bedingungen der
Gründung von Frauen, 4. Netzwerkaktivitäten im Zu-
sammenhang der Gründung von Frauen. Im Rahmen
der Tagung finden sowohl Einzelvorträge wie drei
Workshops zu folgenden Themen statt: Workshop I:
Förderkonzepte – Pro und Contra, Workshop II:
Gründerinnenpraxis – Quo Vadis?, Workshop III:
Wissenschaft –  Forschungsbedarf.

Mit dieser Tagung wenden wir uns vor allem an Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, die sich mit
Gründerinnen beschäftigen sowie an Vertreter/-innen
von Gruppen, Organisationen, Verbänden, welche die
Förderung von Gründerinnen betreiben.

Veranstalterinnen: Bundesweite Agentur für Grün-
derinnen (IBH GmbH und LGA – ifex), Center of
Entrepreneurship der Universität Hohenheim und
Heidelberger Institut für Interdisziplinäre Frauen- und
Geschlechterforschung (HIFI) e.V. (Heidelberg).
Weitere Informationen zum Tagungsprogramm und

Anmeldung bei:
Christina Laib, Universität Stuttgart, SOWI –  Abtei-
lung für Soziologie III, Seidenstr. 36, 70174 Stuttgart,
Email: christina.laib@soz.uni-stuttgart.de

„Wir bewegen uns – Ver.di bringt Gender in den
Mainstream! ...und wie läuft das in der Praxis?!“
Genderpolitische Fachtagung für Betriebs- und
Personalrätinnen
1./2. Juli 2004, Magdeburg, Hotel Ratswaage

Veranstalter: ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft e. V., Ressort 2 – Bereich Genderpolitik

2 Jahre ist ver.di jung ñ eines unserer Ziele ist und war,
Geschlechterdemokratie durch konsequente Anwen-
dung von Gender Mainstreaming zu fördern und zu
verwirklichen. Nun wollen wir Resumee ziehen: Was
hat sich bewegt, welche Veänderungen in Politik und
Tagesarbeit haben stattgefunden, was läuft wo, wo gibt
es Stolpersteine, welche Vorbildfunktion haben Füh-
rungskräfte? Anhand guter Beispiele soll deutlich wer-
den, welchen Nutzen Gewerkschaft und Betriebe durch
die Anwendung von Gender Mainstreaming in der All-
tagsarbeit haben und welche Instrumente und Grund-
lagen dazu notwenig sind.
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Die Tagung versteht sich insbesondere als Auftakt für
die Ausweitung des Prozesses der Anwendung von
Gender Mainstreaming aus der gewerkschaftlichen in
die betriebliche Ebene, in das Alltagsgeschäft von Be-
triebs- und PersonalrätInnen. Dazu wollen wir in
teilnehmerInnenorientierten Arbeitsformen Ideen ent-
wickeln und Beispiele bearbeiten. Unterstützt werden
wir durch ExpertInnen aus unterschiedlichen Fachge-
bieten zur Verknüpfung von Fachkompetenz und Gen-
derkompetenz.

Wir laden herzlich dazu ein, an zwei Tagen gemein-
sam zu erproben, wie in Betrieben und Verwaltungen
und in ver.di mehr Demokratie zwischen den Ge-
schlechtern Alltagspraxis werden kann.

Weitere Informationen unter:
http://www.verdi.de/genderpolitik/
veranstaltungen_seminare/
genderpolitische_fachtagung
oder bei:  Stefanie Liebe, ver.di Bundesverwaltung,
Ressort 2 – Bereich Genderpolitik,
Email: stefanie.liebe@verdi.de,

„Geschlechterstudien im deutschsprachigen
Raum – Weiterentwicklung in Zeiten der Um-
strukturierung von Hochschulen“
2./3. Juli 2004, Universität Bremen

(Kooperationsveranstaltung des Zentrums für femini-
stische Studien der Universität Bremen (ZFS)mit dem
Zentrum für interdisziplinäre Frauen- und Geschlech-
terforschung der Carl von Ossietzky Universität Olden-
burg
 
Im letzten Jahr fand veranstaltet vom Zentrum für
transdisziplinäre Geschlechterstudien der Humboldt
Universität zu Berlin die 1. Arbeitstagung der Gender
Studies Programme im deutschsprachigen Raum statt.
Der in Berlin begonnene Austausch und die Vernet-
zung der Geschlechterstudien sollen mit der 2. Arbeits-
tagung  „Geschlechterstudien im deutschsprachigen
Raum – Weiterentwicklung in Zeiten der Umstruktu-
rierung von Hochschulen“ (Arbeitstitel) am 2./3. Juli
2004 an der Universität Bremen fortgeführt werden.

Weitere Informationen unter:
http://www.zfs.uni-bremen.de/
oder über Email: zfs@uni-bremen.de

Masterstudiengang  „Gender und Arbeit“ der
Hamburger Hochschule für Wirtschaft und
Politik (HWP)

Die Hamburger Hochschule für Wirtschaft und
Politik ( HWP) besitzt seit 2001 einen interdiszipli-
nären, hochschulübergreifenden Masterstudiengang
MA „Gender und Arbeit“, der seit diesem Jahr ohne
Auflagen akkreditiert wurde. Im Wintersemester
2004 beginnt der 3. Durchgang im Gender und Ar-
beit-Master.

Als bisher einziger Masterstudiengang im Gen-
derbereich in Deutschland bietet das viersemestrige
Studium die Chance Genderkompetenz sowohl für wis-
senschaftliche Bereiche als auch für die Praxis mit
dem Fokus auf den Bereich der Arbeit zu erwerben.

Theoretische Module enthalten die Konstrukti-
on und Dekonstruktion von Geschlecht und Me-
thoden der Geschlechterforschung. Praxisorientierte
Module die Anwendung von Genderwissen in Pra-
xisfeldern: u.a. geschlechtsspezifischen Unterschie-
de in der Struktur und den Verfahren des Wohl-
fahrtsstaats, Gender (Mainstreaming) im Betrieb, die
Zukunft der Arbeit aus Genderperspektive sowie
spezifische Berufsfeldern. Das Masterprogramm
wird hochschulübergreifend angeboten.

Das Angebot richtet sich an Frauen UND Män-
ner, die sich gezielt in  den genannten Themen wei-
terqualifizieren wollen und/oder diejenigen, die
Genderkompetenz als einer zukünftigen Schlüssel-
qualifikation entwickeln und ausbauen möchten.

Ziel ist es, analytische und praktische Fähigkei-
ten zu vermitteln, um  die Prozesse erkennen und
verändern zu lernen, über die soziale Positionen, Ar-
beit und Verantwortung, Bezahlung und Anerken-
nung geschlechtsspezifisch zugeordnet und zugewie-
sen werden. Durch die Wahl eines von vier Zusatzan-
geboten des Masterprogramms besteht die Möglich-
keit sich entweder stärker praxis- oder stärker theore-
tisch auszurichten, je nach den angestrebten Berufs-
perspektiven.

Der Praxisbezug wird zudem für alle Studieren-
de über eine zweisemestrige Lernwerkstatt,  ein
zweimonatiges Praktikum sowie Gender Training
hergestellt.
Bewerbungsfrist für das Wintersemester 2004/05
ist der 15. Juni 2004.

Für nähere Informationen wenden Sie sich an
Sonja Nielbock :  NielbockS@hwp-hamburg.de
oder 42838-3065.
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